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(Was heißt "fortschrittlich" in Bezug auf
Planungstheorie und Planungsmethode)
ms
Wo die Zusammenstellung von Themenheften nicht mög-
lich ist, sind wir bestrebt, bestimmte Themen durch meh-
rere Hefte hindurch zu verfolgen. Im letzteren Fall ist es,
um Kontinuität zu gewährleisten, notwendig, die jeweils
verfolgte Linie immer wieder aufzunehmen und kritisch zu
reflektieren. Insofern bietet diese Alternative auch einen
Vorteil gegenüber Themenheften. In diesem Zusammen-
hang spielt von den bisherigen Heften vor allem das Edi-
torial von Heft 11 eine Rolle, da dort zum ersten Mal ein
Programm für Archt vorgestellt wurde. Wie wir in unserm
Brief in Heft 13/14 die Frage der Demokratisierung der
Planung herausgegriffen und die Linie von Arch diesbe-
züglich zu korrigieren versucht haben, so wollen wir im
Hinblick auf die Beitráge von Heft 15, die den damals
skizzierten Themenbereichen (1) und (3): "Praxisorientier -
te fortschrittliche Technologie und Planungstheorie" und
"Die Entwicklung von Planung und Technologie im Kapi-
talismus" zuzuordnen würen, auf die Bestimmung dieser
Themenbereiche in zwei Punkten eingehen.
Weniger wichtig ist der Punkt der Verwendung des Begriffs
der Technologie. Er ist als Begriffskategorie, nämlich als
Begriff einer Wissenschaft, in der Kopplung mit dem Attri-
but "fortschrittlich" nicht richtig, da eine Wissenschaft ,
prozessual aufgefasst, zwar Fortschritte macht, nicht aber
per se fortschrittlich oder rückschrittlich genannt werden
kann. Auch unabhángig davon, zur Beschreibung des The-
menbereichs von Arch+, ist der Begriff der Technologie,
ebenso wie der der Technik, ungeeignet, da weniger
adáquat als der Begriff der Planungswissenschaft bzw. der
Planung. Innerhalb der Planungswissenschaft würe der
Planungstheorie die Planungsmethode an die Seite zu stel -
len.
Der hauptsächlich zu behandelnde Punkt ist der Begriff
des Fortschritts bzw. die Klärung, was das Attribut "fort-
schrittlich" im Bezug auf Planungstheorie und Planungs-
methode bedeutet.
Der Begriff des Fortschritts ist zunächst auf die gesamte
gesellschaftlich-historische Entwicklung bezogen - so
wurde er in der frühbürgerlichen Aufklarung entwickelt -
und meint ganz allgemein eine Hoherentwicklung der
menschlichen Gesellschaft. War für die Aufklarung in die-
sem Zusammenhang der Begriff der Rationalität richtungs-
gebend, der die verstandesmüssige Durchdringung der ge-
selIschaftlichen Beziehungen beinhaltete, so musste vom
Standpunkt des dialektischen Materialismus der Begriff des
Fortschritts allgemeiner gefasst werden, nämlich im Sinne
einer allseitigen Entwicklung der Gattung Mensch, Seine
konstituierenden Momente sind Rationalisierung und De-
mokratisierung: Ermöglicht die Rationalisierung (zu unter-
scheiden vom Begriff der Rationalität im Sinn der Aufklä-
rung) den zunehmend zweckdienlichen Einsatz der (verfüg-
baren) Mittel, so ist Demokratisierung, die zunehmend ge-
meinsame und bewusste Setzung von Zielen, erforderlich,
damit immer weniger die Ziele einer Minderheit der Masse
schaden, und damit die Masse sich in der gemeinsamen und
bewussten Setzung von Zielen zunehmend selbst verwirkli-
chen kann.
Da sich die gesellschaftliche Entwicklung und mit ihr der
Fortschritt dialektisch, nämlich in Schritten und Sprüngen
vollzieht, ist bei der Beurteilung der Fortschrittlichkeit
eines Schritts neben der quantitativen Veränderung einzu-
schliessen sein vorwärtsdrängendes Moment, welches über
das Aufbrechen, Entwickeln und Aufheben von Widersprü-
chen, also durch den Sprung, schliesslich als qualitative
Veränderung sich auswirkt. Eine besondere Rolle unter den
Schritten der gesellschaftlichen Entwicklung spielen die
Schritte der Entwicklung der Produktivkrifte, da durch sie
nicht irgendein Widerspruch, sondern der Grundwiderspruch
einer Gesellschaftsformation aufbricht bzw. sich entwickelt.
und dessen Aufhebung die Ablösung der bestehenden durch
eine hóhere Gesellschaftsformation bedeutet. Dieser Grund-
widerspruch ist der Widerspruch zwischen den Produktiv-
kräften und den Produktionsverhältnissen. Er ergibt sich
daraus, dass die Entwicklung der Produktivkräfte, obwohl
sie gemdss der bestehenden Produktionsverhiltnisse gesieu-
ert wird, einmal ihnen gegenüber ein selbständiges Moment
gewinnt, und zwar deshalb, weil sie sich nicht auf eine
vollständig kontrollierbare, rein instrumentelle Tätigkeit
reduzieren lässt, vielmehr der eigenen kreativen Momente .
der Einsicht und des Einfalls bedarf (die ihrerseits auf der
jeweiligen Erfahrung sowie dem Zufall beruhen), zum an-
dern, infolge ihres kumulativen Effekts der Übernahme der
Erfahrung von Generation zu Generation, immer weiter
voranschreitet, während die Produktionsverhältnisse von
relativ statischem Charakter sind. Entwickelt sich dieser
Widerspruch trotz der Fesseln, zu denen die überlebten
Produktionsverhültnisse für die voranschreitende Entwick-
lung der Produktivkrüfte zunehmend werden, weiter - wird
er weiter entwickelt - so ist er schliesslich nur dadurch
aufzuheben, dass die Produktionsverhältnisse umgewülzt
und den weit voranentwickelten Produktivkraften angepasst
werden, d.h. dadurch, dass der Versuch gemacht wird,
die Produktionsverhültnisse mit dem Charakter der Produktiv-
kräfte in Übereinstimmung zu bringen.
(Die Aufhebung der Klassengesellschaft - der auf dem Klas-
sengegensatz begründeten GeslIschaft - ist nicht maglich
auf der Grundlage des Widerspruchs innerhalb der kapita-
listischen Produktionsverhältnisse, also des Widerspruchs
zwischen der Kapitalistenklasse und der Arbeiterklasse,
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sondern nur auf der Grundlage des Grundwiderspruchs
der kapitalistischen Produktionsweise, eben des Wider-
spruchs zwischen den kapitalistischen Produktionsverhält-
nissen und den Produktivkräften. Erst wenn die Produktiv-
kräfte und mit ihnen der Mensch als Hauptproduktivkraft
trotz der hemmenden Produktionsverhältnisse auf eine der
kapitalistischen Produktionsweise überlegene Stufe gebracht
werden, kann der Klassenkampf seitens der Arbeiterklasse
siegreich sein im Sinn der Aufhebung der Klassengesell-
schaft.)
Eine hervorragende Rolle bei der Entwicklung der Produk-
tivkräfte spielt die Produktivkraft Wissenschaft, und unter
den verschiedenen Zweigen der Wissenschaft nicht zuletzt
die Planungswissenschaft: Planungstheorie und Planungs-
methodik. Ist ihr allgemeiner Gegenstand das Verhältnis
der verschiedenen Teilolanungen untereinander und das
Verhültnis von Planungsobjekt und Planungssubjekt - die
gegenseitige Vermittlung beider Gegenstände kommt viel
leicht am deutlichsten in der Prognostik zum Ausdruck -
so sind ihre fortschrittlichen Aspekie gesamtgesellschaft-
liche Rationalisierung und Demokratisierung.
Allerdings: Insoweit, als die Produktivkräfte im Wider-
spruch stehen zu den Produktionsverhältnissen, werden sie
nicht eingesetzt, sondern bilden ein Potential, das erst
im Zusammenhang mit der Umwälzung der Produktionsver-
hältnisse sich im Sinne der Höherentwicklung der Gesell-
schaft voll entfalten kann.
Insofern ist auch, was die Produktivkraft Wissenschaft be-
trifft, die Frage ihrer Fortschrittlichkeit, ihres revolutio-
nären Charakters, nicht zufriedenstellend zu klären ohne
Bestimmung des Subjekts der Konzipierung bzw. Aneignung
ihrer Theorien und Methoden. Denn inwieweit sie die Pro-
duktivkräfte und damit den Widerspruch zwischen diesen
und den Produktionsverhältnissen entwickeln, das hängt
davon ab, inwieweit ihre fortschrittlichen Momente (nicht
notwendigerweise also das gesamte Repertoir fortschrittli-
cher,aber noch auf die kapitalistische Praxis bezogener
Theorien und Methoden) der Masse zum Bewusstsein kom-
men, d.h., inwieweit die Masse begreift, in welcher Hin-
sicht und in welchem Ausmass mit diesem Potential sprung-
haft eine Höherentwicklung der menschlichen Gesellschaft
vollzogen werden kann, sobald das Hindernis der überleb-
ten Produktionsverhältnisse beseitigt ist - also, inwieweit
es gelingt, die fortschrittlichen Momente der Produktivkraft
Wissenschaft in der Hauptproduktivkraft Mensch zu ver-
ankern.
Damit ist angeschnitten der Berbhrungspunkt der Themen-
bereiche (1) und (3), sowie das Verhältnis von kapitalis-
Fischer Planungspraxis und der revolutionüren Praxis im
Rahmen einer unabhüngigen Organisation: Wenn der Grund-
widerspruch in der kapitalistischen Produktionsweise, in
den von der Bourgeoisie beherrschten Institutionen auf-
bricht und in ihnen bis zu einem gewissen Grad entwickelt
werden kann, so bedarf es zu seiner vollen Entwicklung
und Aufhebung doch gleichzeitig des Aufbaus derjenigen
Organisation, die in der Lage ist, die Herrschaft der Bour-
geoisie abzulósen und die neue Gesellschaftsformation
gegen die konterrevolutionüáren Krüfte zu verteidigen.
lichen Rationalisierung, der Beitrag "Die gesellschaftli-
che Organisation der Produktion in der DDR im Spiegel-
bild ihrer territorialen Entwicklung" unter demselben Ge-
sichtspunkt sowie unter dem Gesichtspunkt des Verhältnis-
ses von gesamtgesellschaftlicher Rationalisierung und De-
mokratisierung, der Beitrag "Bedingungen und Perspektiven
der Stadtteilarbeit" unter dem Gesichtspunkt des Verhält-
nisses von kapitalistischen Planungspraxis und revolutionärer
Praxis im Rahmen einer unabhängigen Organisation, der
Beitrag "Anmerkungen zu Leonardo Benevolo..." unter
dem Gesichtspunkt des Verhältnisses von Schritt und
Sprung, von Reform und Utopie auf der einen und Revo-
lution auf der andern Seite.
Zum ersten Beitrag noch folgende Hinweise: Indem er die
Frage der Zukunft der herkömmlichen Architektur- und
Stadtplanungsdisziplin aufnimmt, steht er den Artikeln
von E. Wertz: "Über das Berufsbild der Bau-, Orts- und
Regionalplanung" aus Archt- 13/14, und von R. Dilcher,
R. Funke, L. Rautenstrauch, W. Siebel: "Planende Ver-
waltung und die Qualifikation von Planern" aus der
Stadtbauwelt 29 gegenüber. Wahrend sich die beiden
letztgenannten Artikel hauptsáchlich auf Befragungsergeb-
nisse stützen, gehen die Verfasser des hier abgedruckten
Beitrags von theoretischen Überlegungen aus, indem sie
die Notwendigkeit begründen, den Raum als Ressource
anzusehen und haushaltstechnisch zu behandeln, und die
Raumplanung mit dem Konzept der Ressortplanung zu ver-
binden. Wir verweisen noch auf einen weniger bekannten
Artikel von Mark Fester: "Fachbereich Gesellschafts- und
Planungswissenschaften: Neues Programm oder neuer Na--
me ?" aus TUB 2, 1971, der drei verschiedene Standpunkte
zu dieser Frage, die bei der Konzipierung des Fachbe-
reichs an der TU Berlin vorherrschen, gegenüberstellt.
Das Thema gewinnt insofern augenblicklich an Aktualität,
als sich der Deutsche Städtetag, die Kommission für Prü-
fungs- und Studienordnungen der KMK und WRK damit
befasst hat, was aus "vertraulichen" Papieren hervorgeht,
über die die Dekane aller Architekturabteilungen der BRD
Anfang Oktober in Stuttgart bereits beraten haben; und es
ist Zu vermuten, dass sie auf ihrem Treffen im Februar
1972 in Aachen dieses Thema ebenfalls behandeln werden.
Bezogen auf obige Ausführungen wären die Beiträge in
Heft 15 unter folgenden Gesichtspunkten von Interesse:
der Beitrag "Zu einer Theorie der Raumplanung" unter
dem Gesichtspunkt des Verhältnisses der verschiedenen
Teilplanungen untereinander, bzw. der gesamtgesellschaft -
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Arbeitsgruppe
Kommunale Planung (AG KOP)
THESEN ZU EINER THEORIE DER RAUMPLANUNG
Gliederung
1. Das Albers’ sche Modell
2. Staatliche (kommunale) Planung im organisierten
Kapitalismus - historische Situation
3. Kommunale Planung - funktionale Differenzierung
4. Raumplanung - spezielle Ökonomie
5. Funktionen der Raumplanung
6. Qualifikation von Raumplanern
7. Ausbildung von Raumplanern
i.
Das Albers'sche Modell
Fixiert auf die Überwindung der historischen Phase
des beschränkten "physical planning" (1) wurde für
Dortmund Raumplanung als die neue Wissenschaft kon-
zipiert, die den allgemeinen Forderungen des "social
planning" genügen und der regionale und Stadtentwick-
lungsplanung als mógliche Praxis zugeordnet werden
sollten. Angesichts der Komplexität der praktischen
Probleme galt es, die zu schmal gewordene Basis von
Architektur und Bauingenieurwesen vor allem. um diejeni-
gen Disziplinen zu erweitern, mit deren Hilfe man die
"sozio-ókonomischen Bedingungen" stüdtischer und re-
gionaler Entwicklung in den Griff zu bekommen hoffte
(2).
Die Entscheidung zugunsten des "social planning'' ver-
wies zwar auf eine Vielzahl notwendiger Interdisziplina-
ritäten, ohne jedoch den Problembereich der neuen
Integrationswissenschaft zu spezifizieren.
1) Vgl. z.B. G. Albers, Über das Wesen der rüumli-
chen Planung, Stadtbauwelt 23, 1969.
2) Vgl. IRP-01, S. 2: "Die Aufgaben der Raumplanung
ergeben sich aus der Notwendigkeit einer systemati-
Schen Veründerung der physischen Umweltbedingun-
gen im Hinblick auf soziale und ókonomische Ent-
wicklungen.''
Anm. der Redaktion
Die Arbeitsgruppe Kommunale Planung (AG'KOPD) ist
ein Kollektiv von neun Assistenten der Abteilung Raum-
planung der Universität Dortmund, darunter Soziologen,
Ökonomen und Planer.
Die vorliegende Arbeit ist die leicht überarbeitete Ver-
sion eines Referates, das am 04.05.71 im Rahmen
eines Hearings zur Planerausbildung in der Universität
Stuttgart von Wilhelm F. Schraeder und Christoph Wurms
gehalten wurde.
Eine Strukturierung des Komplexitätsproblems soge-
nannter "raumorientierter Entwicklungsplanung" ist
weder durch jene allgemeine Orientierung auf den
Raum zu erreichen noch durch die Praxis der Inter-
disziplinarifit. Selbst Ausdruck und Antwort auf die
Komplexität eines Problems setzt Interdisziplinarität
dessen konzeptionelle Strukturierung voraus. Und wo
ein von inhaltlichen Problemen nicht abstrahierbarer
Raumbegriff alleiniges Strukturierungskriterium bleibt,
wird Raumplanung zum nicht oder beliebig zerlegbaren
"monstrum universale" und damit dem theorielosen
und schließlich historisch sinnlosen Versuch einer
ganzheitlichen Bewältigung gesellschaftlicher Planung
schlechthin.
2.
Staatliche (kommunale) Planung im orga-
nisierten Kapitalismus - historische
Situation
Eine Theorie der Raumplanung als gesellschaftlicher
Planung ist weder eine Frage der Logik oder der Klä-
rung universaler Prinzipien (ontologisches Problem)
noch lediglich eine Frage der Systematisierung von
Erfahrungen (pragmatisches Problem), sondern zu-
allererst ein historisches Problem in dem Sinne, daß
die Entfaltung der theoretischen Bestimmungen den
konkret-geschichtlichen Prozeß der Entwicklung des
gegebenen Objekts zum Ausdruck bringen muß (3). Die
Auseinandersetzungen mit den verschiedenen derzeit
praktisch relevanten planungstheoretischen Problemen
kann darum ebensowenig lediglich auf der Ebene for-
maler Entscheidungslogik geführt werden (4), wie sich
3) Vgl. E.W. Iljenkow, Die Dialektik des Abstrakten
und Konkreten, im: "Kapital" von Marx, in: Bei-
träge zur marxistischen Erkenntnistheorie, hrg.
von À. Schmidt, 0.0., o.J. (Frankfurt 1969), S. 87 ff.
J. Zeleny, Zum Wissenschaftsbegriff des dialekti-
schen Materialismus, ebd., S. 73 ff.
1| Das leidige Generalistenproblem z.B. ist nicht so
sehr eine Frage mangelnder entscheidungslogischer
Aufklärung als der strukturellen Bedingungen gesell-
schaftlicher Planung im derzeitigen kapitalistischen
System der BRD.
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die Problematik, Planung - Politik auf die Frage des
Verhältnisses von Sachkompetenz und politischer Ver-
antwortung (5) oder die Frage der "Móglichkeit kollek-
tiven Handelns bei nicht vorauszusetzendem Konsens"
{6) reduzieren läßt. Analytische und formal logische
Explikationen des Planungsbegriffs werden darum nicht
irrelevant (7). Sie sind notwendige Prämissen, jedoch
nicht erste Phasen der Theoriebildung, die ansetzt bei
der Kritik der konkreten geschichtlichen Entwicklung
der - in diesem Fall - kapitalistischen Gesellschaft der
BRD (8).
"Die veründerte Stellung der Staatsbürokratien in den
spätkapitalistischen Industriegesellschaften ist (.. .)
vor allem dadurch charakterisiert, daß sie nicht mehr
von Fall zu Fall und unter dem Druck wechselnder In-
teressengruppierungen in die Wirtschafts- und Sozial-
prozesse eingreifen, sondern immer mehr in eine Po-
sition zentraler, gesellschaftlicher Planungs- und
Steuerungsinstanzen einrücken, deren fortlaufende Ak-
tivität zur grundlegenden Voraussetzung für das Funk-
tionieren des Kapitalverwertungsprozesses geworden
ist" (9).
Die fortschreitende Vergesellschaftung der Produktion
und der Zwang zur Steigerung von Produktivität und
wirtschaftlichem Wachstum haben Staat und Wirtschaft
in ein neues Verhältnis zueinander gebracht. Beide sind
nicht mehr als zwei getrennte Sphären zu begreifen
("Nachtwüchterstaat"). Mit dem "Übergang zur wachs-
tumsorientierten technologischen Entwicklungsfórderung
ist die Trennungslinie zwischen privatem und offentli-
chem Sektor weder funktional noch organisatorisch
scharf auszumachen" (10).
Das Kapitalverhältnis jedoch ist nicht aufgehoben.
Staatliche Planung konstituiert nicht eo ipso ein neues
"Gemeinwohl', bedeutet nicht die zentrale politische
Bestimmung und Durchsetzung gesellschaftlicher Ent-
5) Vgl. z.B. Thomas Ellwein, Politik und Planung,
Stuttgart/Berlin/Kóln/Mainz o.J. (1968).
6) F.W. Scharpi, Planung als politischer Prozeß, Die
Verwaltung, 4. Bd., 1971, H. 1, S. 1.
7) Vgl. etwa die "Vorstudien zu einer Theorie kommu-
nikativer Planung" von M. Fester (Berlin 1970).
3) Jene analytischen und damit notwendig ahistorischen
Explitationen bereits als Theorie zu begreifen und
ihnen Erklirungswert beizumessen, heift, ihren
instrumentellen Charakter zu verkennen, über die
Ontologisierung analytischer Konstrukte historische
(politische) Probleme zu generalisieren und die ge-
gebenen politischen Randbedingungen für invariabel
zu erklären. Dies aber bedeutet praktisch den durch-
aus interessierten Versuch, den Status quo zu erhal-
ten und die gesellschaftliche Wirklichkeit nach dem
Muster der immanenten (technischen) Rationalitát je-
ner Konstrukte einzurichten. Zu einigen Versuchen
einer Überführung formaler Modelle der bürgerlichen
Nationalökonomie in eine "Theorie der Politik" vgl.
B.S. Frey, Die ökonomische Theorie der Politik oder
Die neue politische Ökonomie, Zeitschrift für die
gesamte Staatswissenschaft, Bd. 126, 1970, S. 1-23.
9) J. Hirsch, Wissenschaftlich-technischer Fortschritt
und politisches System, Frankfurt 1970, S. 55
10)J. Hirsch, a.a.0., S. 64.
wicklungsziele. Staatliche Planung im organisierten
Kapitalismus muß als der historisch notwendige und
zugleich in sich widersprüchliche Versuch gelten, die
Mehrwertproduktion langfristig und systematisch zu
sichern.
Die zunehmende Abhängigkeit privatwirtschaftlicher
Profitchancen wie der Lebenschancen jedes einzelnen
von der Strukturierung auch des räumlichen Gesamt-
systems bzw. seiner Teile verlangt zur Erhaltung des
Status quo und der Garantie wirtschaftlichen Wachs-
tums die Planung und Organisation jener Systeme durch
den Staat. Es geht nicht mehr lediglich um die Siche-
rung von Raumansprüchen sozialstaatlicher Teilpla-
nungen oder die staatliche Beihilfe zur Realisierung
privatwirtschaftlicher Grundstücksinteressen. Mit dem
Praktischwerden differenzierter sogenannter "raum-
orientierter Entwicklungsplanung" gerit ein neuer Sek-
tor des gesellschaftlichen Gesamtsystems in den Ak-
tionsradius staatlicher Planung, die den Entwicklungs-
bedingungen des organisierten Kapitalismus unterliegt.
3.
Kommunale Planung - funktionale Diffe-
renzierung
Die Vergesellschaftung der Arbeit macht Planung als
dem Modus der Rationalisierung gesellschaftlicher
Strukturen und Prozesse zur historischen Notwendig-
keit. Die Funktionsbedingungen der staatlichen Admini-
stration und mit ihnen die Regierungs- und Verwal-
tungstätigkeit, die Struktur politischer Entscheidungs-
prozesse haben sich im Vergleich zur interventionisti-
schen Phase des Kapitalismus nochmals grundsätzlich
gewandelt und konstituieren zugleich den neuen Wider-
spruch von staatsmonopolistischem System und gesell-
schaftlicher Rationalisierung durch Planung (11).
Mit den veränderten Funktionsbedingungen des kapita-
listischen Systems hat die liberalistische Planungs-
feindlichkeit Sinn und Motivation verloren. Auf allen
Ebenen der Verwaltung ist eine Ausweitung der Pla-
nungsfunktionen und eine "schleichende Anpassung der
Organisationsstruktur an (die) veründerten Aufgaben-
stellungen" (12) zu beobachten. Auch die Kommunen
sind bemüht, die Konsensbildung den neuen Bedingungen
entsprechend zu organisieren. Die Anpassungsstrate-
gien auch auf dieser Ebene lassen die immanent tech-
nischen Schwierigkeiten der übexkommenen und den
neuen Anforderungen nicht mehr entsprechenden Ver-
waltungsbürokratie erkennen: hierarchische Organisa-
tion, informationelle Überlastung der Entschei-
dungskapazität der Verwaltungsspitze, mangelnde bzw
zu späte Koordination der Fachplanungen, Qualifika-
11) Von der Kritik der politischen Ökonomie her wird
darum die Möglichkeit rationaler Planung zu be-
stimmen und zu prüfen sein, inwiefern die Steige-
rung "praktischer Kontingenz der gesellschaftlichen
Strukturen und Prozesse! zum allgemeinen Mafi-
stab der Rationalitit von Planung gemacht werden
kann. Vgl. M. Fester, Vorstudien zu einer Theorie
kommunikativer Planung, Bln. 1970.
12) Vgl. R. Dilcher u.a., Planende Verwaltung und Qua-
lifikation von Planern, Stadtbauwelt 29, 1971, S. 56.
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tionsstruktur, Verhältnis zu den politischen Gremien
ete. (13).
Auch wenn dies heute bisweilen noch so erscheinen und
eine vielfach zu beobachtende verwaltungsmäßige Sepa-
rierung von "Stadtentwicklungsplanung' es nahe legen
mag; staatliche Planung auf kommunaler Ebene - kommu-
nale Planung - ist nicht zu begreifen als eine neue se-
parate Funktion gegenüber oder im Rahmen der tradi-
tionellen Verwaltung. Die Funktionbedingungen staat-
licher und damit auch kommunaler Administration ins-
gesamt haben sich veründert. "Kommunale Planung"
bezeichnet einen Prozeß, in dem fortschreitend die
gesamte kommunale Verwaltung mit einbezogen wird
und dessen immanente Rationalisierung die ''Spezifizie-
rung der Konsensbildungsstrukturen'' und eine Steige-
rung und Diffusion von Problemlösungskompetenz (14)
erfordert.
Das noch geringe Planungsinteresse der etablierten
Human-, Sozial- oder Wirtschaftswissenschaften und
die entsprechend zögernde Ausbildung spezialisierter
Fachplanung mag der Struktur und dem Entwicklungs-
stand des kapitalistischen Systems in der BRD ent-
sprechen. Dennoch erweist die Planungspraxis bereits
heute jene Differenzierung und damit professionelle
Spezialisierung in Fachplanungen (15) als einer Not-
wendigkeit, hinter die weder Wissenschafts- (Ausbil-
dung) noch Planungspraxis zurückgehen können.
Mit den veränderten Funktionsbedingungen der planen-
den Verwaltung im staatmonopolistischen System haben
sich die Problemstellung und Effizienzmaßstäbe ver-
schoben. Das Syntheseproblem bleibt. Nicht jedoch als
das Problem eines die Spitze einer vorgestellten Werte-
hierarchie okkupierenden Superplaners (16), Generali-
sten oder auch Teams (17), sondern als ein Problem
13) Im Sinne dieser technischen Effizienzprobleme,
vgl. E. Laux, Führungsorganisation und Führungs-
stil der Kommunalverwaltung, Archiv für Kommu-
nalwissenschaften, 1968, 2. Halbj., S. 233-255.
Ders., Überlegungen zur Verwaltungsführung, Der
Stidtetag, 1969, H. 2. S. 60-64.
14) Inwiefern derart immanente Rationalisierung zu-
gleich historisch eine Rationalisierung gesellschaft-
licher Planung bedeuten kann, ist eine entscheidende
strategische Frage, muß hier aber zunächst ein
offenes Problem bleiben.
Vgl. M. Fester, Vorstudien zu einer Theorie kom-
munikativer Planung, Berlin 1970, S. 82,
Fachplanungen nicht im Sinne der verschiedenen
technischen Abteilungen der traditionellen Stadt-
planung (Verkehr, Stadtbauwesen, Tiefbau etc.),
sondern im Sinne auf inhaltliche Probleme orientierter.
nach politischen Relevanzkriterien abgegrenzter Sek-
tionen (Subsysteme) der planenden Verwaltung (Wohn-
planung, Bildungsplanung, Gesundheitsplanung etc. ,
vgl. den unten aufgeführten Katalog der "Wahl-Haupt-
fächer'').
15)
16) Eine inihrer historischen Ausprägung durchaus dem
klassischen Unternehmer des Konkurrenzkapitalismus
vergleichbare (komplimentäre) Figur.
L7) Dies ist der scheinbare Ausweg, den man sich in Dort-
mund über die Einrichtung individueller Spezialisie-
rungsmóglichkeiten in Form sog. Vertieferrichtungen
zu eróffnen hoffte.
der Konsensbildung, d.h. der Organisation von Ent-
Scheidungsprozessen. Daf die Rationalität der neuen
Entscheidungsstrukturen nicht immanent (ahistorisch)
bestimmt werden kann, daß etwa die Grenzen der be-
teiligten Subsysteme (Fachplanungen) nicht nur abhän-
gen von den Kommunikationsprozessen und Zielfunktio-
nen der Subsysteme, d.h. die "Systemaufgliederung"
weniger ein kommunikationstheoretisches (18) als viel-
mehr ein Machtproblem darstellt, ist ebenso deutlich,
wie über die logischen und praktischen Implikationen
verschiedener Organisationsmodelle und Entscheidungs-
verfahren derzeit noch Unklarheit besteht.
1.
Raumplanung - spezielle Ókonomie
Mit dem allgemeinen Satz, daß schlechterdings jede
gesellschaftliche Planung sich auf räumliche Struktu-
ren beziehe, sowie der behaupteten Komplexität des
Gegenstandes sogenannter "raumorientierter Ent-
wicklungsplanung' und der - wenn auch historisch
widersprüchlichen - Forderung der Steigerung prak-
tischer Kontingenz als der Bedingung der Möglichkeit
rationaler Planung, scheint Raumplanung als einer
eigenen Disziplin (und Ausbildung) der Boden entzogen
zu sein. Der Versuch, Raumplanung dennoch als eine
gesonderte Funktion im Kontext z.B. kommunaler Pla-
nung zu konstituieren, setzt darum nicht an bei einer
Spezifizierung des dieser Funktion zugewiesenen Ge-
genstandsbereiches "Raum", sondern bei der funktio-
nalen Bestimmung der Fachplanungen, von deren Be-
gründungszusammenhang her jener Gegenstandsbereich
seine nähere Bestimmung erfahren muß.
Ausgegangen wird - und insofern wird auch hier jenem
allgemeinen Satz nicht widersprochen - von der These,
daB im Kontext gesellschaftlicher Planung rüumliche
Organisation als eine von der jeweiligen sozialen Situa-
tion nicht abstrahierbare GróBe begriffen werden muB.
Unabháüngig von einem gegebenen gesellschaftlichen
Handlungszusammenhang und damit einer gegebenen
Interessenstruktur kónnen rüumliche Strukturen weder
wahrgenommen und interpretiert noch geplant und
realisiert werden, Insofern also hier von "Raum" als
einem Gegenstandsbereich gesellschaftlicher Planung
gesprochen wird, wird Raum nicht für sich, sondern
allein als eine Funktionsbedingung gesellschaft-
licher Subsysteme begriffen (19). Nicht im Sinne einer
transzendentalen Bestimmung, sondern im Sinne em-
pirisch nachweisbarer materialer Systeme, deren in
diesem Zusammenhang relevante Eigenschaften unter
den Kategorien (20): Menge, Erreichbarkeit, Erschlie-
Bung, physische Umwelt und Verfügbarkeit beschrieben
werden kónnen.
18) Vgl. M. Fester, a.a.O., S. 68.
19) Was impliziert, daß bestimmte räumliche Struk-
turen Träger von Funktionen jener Subsysteme
sein können.
20) Die Systematik, innere Logik und Brauchbarkeit
dieser Kategorien wirdsichals ein Problem erwei-
sen eben an den Stellen im Prozef gesellschaftli-
eher Planung, an denen Raumplanung hier als eine
neue Funktion konstituiert werden soll.
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Nach dem oben über die notwendige organisatorische
Differenzierung gesellschaftlicher Planung Gesagten
ergibt sich, daß räumliche Funktionsbedingungen ge-
sellschaftlicher Subsysteme allein von den Fachplanun-
gen identifiziert und als Ziel resp. restriktive Bedin-
gung in den Kontext z. B. kommunaler Planung einge-
bracht werden. Damit stellen die Fachplanungen auch
für die Planung räumlicher Strukturen die notwendige
Voraussetzung dar.
Jedoch - und dies ist die für eine Konstituierung von
Raumplanung als einer spezifischen Funktion gesell-
Schaftlicher Planung entscheidende Feststellung - reicht
das Kommunikationsvermógen und die Regelkapazitát
der als Subsysteme begriffenen Fachplanungen nicht
aus, um die Probleme der räumlichen Organisation
gesellschaftlicher Systeme zu bewältigen. Angesichts
der technischen Differenziertheit der Elemente räum-
licher Systeme sowie der Multifunktionalität
räumlicher Strukturen und der daraus resultierenden
Komplexität räumlicher Systeme erweist sich die or-
ganisatorische und institutionelle Absicherung von
Raumplanung im Zusammenhang einer die räumliche
Dimension mit einbeziehenden gesellschaftlichen Pla-
nung als eine Möglichkeit der notwendigen Ausweitung
der Regelkapazität des Gesamtsystems (21). Daß das
neue Subsystem neue Zielprobleme schafft und unter
hoher politischer "Risikobelastung" steht, ist evident
und wird sich zweifellos an der Intensitüt der Diskussion
um die Parteilichkeit der Raumplanung deutlich zeigen.
5.
Funktionen der Raumplanung
Diese organisatorische und institutionelle Absicherung
konstituiert für Raumplanung im Zusammenhang kom-
munikativer Prozesse (22) z.B. kommunaler Planung
folgende praktische Funktionen (nicht Phasen):
5.1.
Registrierung der von den einzelnen Fachplanungen
formulierten riumlichen Funktionsbedingungen der je-
21) Wobei auf den Widerspruch von gesellschaftlicher
Planung und kapitalistischer Produktionsweise zu-
mindest nochmals hingewiesen sei, d.h. daß mit
der Konstituierung von Raumplanung historisch
keineswegs notwendig und in jedem Fall von einer
Rationalisierung gesellschaftlicher Planung gespro-
chen werden kann.
22) Und von solchen wird hier grundsätzlich ausgegan-
gen. D.h., daß hier nicht mit einer technischen
Begründung von Raumplanung bestehende Macht-
probleme verschwiegen und insgeheim der alte
Superplaner wieder eingeführt werden soll. Daß
angesichts der Vagheit und geringen Differenziert-
heit der durch die Fachplanungen formulierten
räumlichen Funktionsbedingungen für die Raum-
planung ein erheblicher Manipulationsspielraum
bleibt, ist selbstverständlich. Die entscheidenden
Machtprobleme werden sich jedoch dort zeigen, wo
es nicht um die Organisation und Verteilung der
räumlichen, sondern der finanziellen Ressourcen geht.
weiligen gesellschaftlichen Subsysteme (23).
5.2.
Identifikation der riüumlichen Ressourcen. Rüumliche
Ressourcen sind die Teile eines fiktiven rüumlichen
Gesamtsystems, deren Strukturen ohne nennenswerten
zusätzlichen Aufwand formulierten räumlichen Funk-
tionsbedingungen entsprechen können. Die Identifikation
des Potentials an Flächen, Netzen und Räumen sowie
deren Verfügbarkeiten erfolgt gemäß den durch die
Fachplanungen formulierten räumlichen Funktionsbe-
dingungen.
5.3.
Bilanzierung der räumlichen Ressourcen sowie der
Ansprüche an sie.
Die entsprechend den Forderungen der einzelnen Fach-
planungen herzustellenden Funktionsbedingungen sind
mit den identifizierten räumlichen Ressourcen zu bi-
lanzieren (24).
Periodische oder auch kontinuierliche Bilanzierung
erfüllt die Funktion, in kommunikative Prozesse z.B.
kommunaler Planung Informationen über die jeweilige
Ressourcenlage einzubringen, laufende Prozesse zu
kontrollieren und die Einhaltung von Proportionen zu
sichern.
5.4.
Entwurf von Strategien zur Lösung der räumlichen
Strukturprobleme gesellschaftlicher Planung (25).
5.4.1.
Organisation von speziellen Konsensbildungspro-
zessen, in deren Verlauf sich die Forderungen der
Fachplanungen zur Herstellung bestimmter räum-
licher Funktionsbedingungen ändern, und im
23) Das Legitimationsinteresse der Ressorts macht auf
Grund der Differenziertheit räumlicher Subsysteme
und Ressourcen ein gewisses raumwissenschaftli-
ches Potential innerhalb der Fachplanungen erfor-
derlich, so daß die räumlichen Funktionsbedin-
gungen definiert und im Kontext spezieller Theo-
rien räumlicher Systeme (z.B. spezielle Standort-
theorien) begründet werden können.
24) Im Unterschied zur Haushaltsplanung, die die fi-
nanziellen Ressourcen und die Ansprüche an diese
bilanziert, stellt sich das Problem der Bilanzie-
rung in der Raumplanung technisch sehr aufwendig,
weil räumliche Ressourcen nur bedingt gegenein-
ander aufgerechnet werden können.
25) Probleme der Herstellung der räumlichen Funktions-
bedingungen gesellschaftlicher Subsysteme, die kon-
stituiert werden vor allem dadurch, a) daß bei ge-
gebener Multifunktionalität räuml. Systeme, jede
Manipulation von deren Strukturen die Funktionsbe-
dingungen der verschiedensten gesellschaftlichen
Subsysteme verändern kann, b) daß jede Veränderung
räumlicher Systeme eine Inanspruchnahme finan-
zieller Ressourcen bedeutet und damit die Realisie-
rungschancen aller anderen Ziele im Zusammen-
hang z.B. kommunaler Planung verändert und c) daß
die Manipulationen zur Veränderung räumlicher Sy-
steme einen hohen technischen Aufwand erfordern,
der vor allem von der Umweltgüteplanung, der Ver-
kehrsplanung und der technischen Infrastrukturpla-
nung betrieben werden muß,
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5.4.2.
Entwurf von Strategien zur Veränderung der Res-
sourcenlage (26). Dabei wird das Problem der Über-
führung finanzieller in räumliche Ressourcen auf-
geworfen, worin die enge Verknüpfung der Raum-
planung mit der Haushaltsplanung begründet ist.
Diese Funktion stellt die Raumplanung vor ihr zentra-
les methodisches und theoretisches (Legitimations-)
Problem, durch formal beschreibbare räumliche Struk-
turen bzw. Organisation von Konsensbildungsprozessen




Bezeichnet man den Träger der oben genannten Funk-
tionen als Raumplaner, so erscheint eine Qualifikation
in den folgenden Wissenschaftsbereichen erforderlich:
6.1.






















Raumwissenschaft (Hauptfach - Pflicht)










Spezielle Theorien räumlicher Systeme
26) Das Instrumentarium zur Veränderung der Ressour-
cenlage stellen Umweltgüteplanung, technische In-
frastrukturplanung, Verkehrsplanung.
Techniken der Verteilung
von Strömen auf Netze
von Aktivitäten auf Flächen












Ausgewählte Kenntnisse in den folgenden Bereichen
erscheinen sinnvoll:














sowie alle weiteren Gebiete,
soweit ihre Beziehung zu
den unter 6.1. bis 6.3. ge-




7. Ausbildung von Raumplanern
Angesichts des prinzipiellen Interesses an einer stän-
digen Überprüfung der gesellschaftlichen Relevanz der
verwendeten Methoden und Studieninhalte sowie der
Praxis (und nicht nur Theorie) kommunikativer Pla-
nung und bei dem derzeit sich nur zögernd entwickeln-
den Planungsinteresse der beteiligten Disziplinen, muß
das Projektstudium als eine notwendige Form derzei-
tigen Planerstudiums angesehen werden. Hierbei ist
davon auszugehen, daß für die Ausbildung (wie für die
Forschung) in der Raumplanung die Beteiligung der
Fachplanungen, die mit ihren räumlichen Funktionsbe-
dingungen das raumplanerische Problem konstituieren,
ebenso notwendig ist wie die der beiden anderen "Res-
Ssourcenplanungen": Verwaltungs- und Finanzplanung.
Unter dem Gesichtspunkt dieser notwendigen Verbin-
dung ist zu prüfen, auf welche Weise langfristig der
Aufbau von sich erginzenden Studienmoglichkeiten (z. B
Sehwerpunkt Bildungsplanung an einer erziehungswis-
senschaftlichen Abteilung, Schwerpunkte regionale
Wirtschaftsplanung, Sozialplanungen und Finanzpla-
nung an wirtschafts- und sozialwissenschaftlichen Ab-
teilungen) an einer Fakultüt für Planung erreicht wer-
den kann.
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Nicht nur rot und schwarz, Mutterpausen und
Kontrast, sondern auch
Spezialpausen auf Folien
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setzte Strukturentwicklung der Volkswirtschaft
Was bedeutet der Übergang zur Territorialpla-
nung?
Gebietsbezogene Planung und die Machtbefugnisse
der órtlichen Staatsorgane
Die Ziele der ráumlichen Strukturentwicklung
und die Aufgaben der Territorialplanung
Die industrielle Konzentration und die sozialisti-
Sche Stadt
D. Schlußbemerkung
A. Die Ausgangsbedingungen im Übergang
vom Kapitalismus zum Sozialismus
A. 1 Die politischen Voraussetzungen
Wenn wir vom sozialistischen Aufbau der DDR spre-
chen, ist die umfassende Umwälzung eines bis dahin
nicht selbständigen Teils eines monopolkapitalistischen
Staatswesens gemeint. Diese Umwälzung geschieht
unter besonderen erschwerenden Bedingungen: 1. die
tragende Kraft der alten monopolkapitalistischen Wirt-
schaftseinheit, die Großbourgeoisie, wird in dem einen
Teil ausgeschaltet, während sie in dem anderen Teil
die alte Stärke wiedergewinnt; 2. die Arbeiterklasse,
um deren Machtergreifung es auf dem Gebiet der DDR
grundsätzlich geht, war unter der vorangegangenen
faschistischen Herrschaft ihrer organisatorischen
Kraft, der kommunistischen Partei, und vieler ihrer
fähigen Kader beraubt worden. Der Kampf um die Be-
seitigung der Klassen und das Zerschlagen des alten
Organisationsapparats unter diesen Bedingungen sind
die Grundfragen des sozialistischen Aufbaus. Diese
innere Umgestaltung bestimmt den Charakter aller
äußeren materiellen Veränderungen; ihr Verständnis
ist dem des materiellen Aufbaus vorausgesetzt.
Wir müssen uns daher ins Gedächtnis rufen,
! daB der Übergang zum Sozialismus nicht aus eige-
ner Kraft erfolgte, sondern durch die UdSSR - als
Diktatur des Proletariats mit Weltmachtstellung -
der deutschen Arbeiterklasse ermôglicht wurde,
daß die organisatorische Schwächung der Arbeiter-
klasse im Faschismus wie die nicht vollendeten
demokratischen Revolutionen von 1848 und 1918 eine
Sammlung aller demokratischen und antifaschisti-
schen Kräfte verlangte, um zunächst die demokra-
tische Umwälzung nachzuholen,
daß die Restauration des Monopolkapitalismus in
Westdeutschland mit Hilfe der USA die Situation des
Klassenkampfes auf dem Gebiet der heutigen DDR
verschärfte - nach außen durch wirtschaftliche Maß-
nahmen, im Innern als Stütze der bürgerlichen
Kräfte (1).
Der Aufbau des kleineren und ökonomisch rückständi-
geren Teils Deutschlands zu einem der leistungsfähig-
sten Industriestaaten der Welt hat aus dieser Sicht eine
Bedeutung, die nicht unterschätzt werden darf. Dies
gilt einmal für die erstaunlich schnelle Entwicklung der
Produktivkräfte, dies gilt zum andern für die darauf
aufbauende institutionelle Entwicklung der Partei der
Arbeiterklasse zum umfassendenpolitischen und wirt-
schaftlichen Organisationsapparat.
Bis zur Mitte der 50er Jahre war diese Entwicklung
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als kontinuierliche Stärkung der Macht der Arbeiter-
klasse abzulesen - in dialektischem Zusammenhang des
Anwachsens der industriellen Produktion und dem Er-
starken der Diktatur des Proletariats. In den folgenden
Jahren aber zeigt sich, daß das Anwachsen der Produk-
tivkräfte nicht unter allen Umständen und auch nicht
allein durch die Verstaatlichung der Industrien mit der
Stärkung des Proletariats einhergehen muß. Der füh-
rende Einfluß der UdSSR ist der Hauptfaktor für das
Zurückdrängen der Macht der Arbeiterklasse zugunsten
ökonomischer Ziele. Die DDR wird auf den Weg der
unter Chruschtschow in der SU durchgesetzten Wirt-
schaftsmethoden gezogen, was letztlich mit der Stärkung
der fortbestehenden bürgerlichen Kräfte in der DDR
einhergeht.
Diese zunächst sehr allgemeinen Aussagen sind der
Behandlung der strukturell-materiellen Seite des so-
zialistischen Aufbaus vorauszuschicken, um die poli-
tische Bedeutung der Grundfragen des materiellen Auf-
baus im folgenden bei allen ökonomisch-technischen
Fragen nicht aus dem Auge zu verlieren.
A.2 Die vom Kapitalismus übernommenen strukturel-
len Voraussetzungen
Die ungleiche räumliche Strukturentwicklung des Mono-
polkapitalismus hatte zur Konzentration der bedeutend-
sten Anlagen der Schwerindustrie im Westen Deutsch-
lands geführt. Die mitteldeutschen Industriegebiete
Sachsen, Thüringen und der größere Teil von Sachsen-
Anhalt waren mit dem rheinisch-westfälischen Industrie-
gebiet vielfach verbunden. Diese relativ dezentral durch-
industrialisierten Gebiete waren dicht besiedelt im Ge-
gensatz zu dem agrarischen Mecklenburg und dem
größeren Teil Brandenburgs. Die Entwicklungsunter-
schiede der einzelnen Gebiete untereinander wie die
Unterbrechung der ehemals starken wirtschaftlichen
Verflechtungen des gesamtdeutschen Wirtschaftsraumes
waren also wesentliche strukturelle Grundlagen (2).
Bestimmend war weiterhin, 1. daß der landwirtschaft-
liche Pro-Kopf-Ertrag auf dem Gebiet der DDR vor
dem Krieg im wesentlichen nicht höher war als auf dem
Gebiet der BRD und beide zunächst auf Agrarimporte
angewiesen blieben (3), 2. daß die industriellen Schwer-
punktgebiete, wo die Landwirtschaft immer einen be-
achtlichen Anteil an der Produktion behielt, am Ende
des Krieges eine relativ dezentrale Struktur - bedingt
durch vorsorgliche Produktionsverlagerungen, Zerstö-
rungen und Demontage - aufwiesen.
So war mit der Gründung der DDR 1949 ein für die in-
dustrialisierten Länder Europas untypisches Staatsge-
bilde entstanden. Die strukturelle Gliederung
begünstigte das Prinzip einer gleichmá-
Bigen und komplexen Entwicklung des
Staatsgebietes.
Die grundlegenden Aufgaben waren 1. das Herstellen
sinnvoller Produktionszusammenhänge durch den Auf-
bau ergänzender Industrien, 2. die Selbstversorgung
mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen durch Hebung
der Produktivkräfte auf dem Lande.
Der gleichmäßigen Entwicklung der DDR stellten sich
aber Imponderabilien entgegen. Gleichfalls eine Erb-
schaft des Kapitalismus - nämlich Folgen des imperia-
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listischen Krieges - waren die Flüchtlingsströme der
ländlichen Bevölkerung des Ostens von 1939-46. Sie
ergossen sich nicht allein wegen ihrer Herkunft in die
westlichen ländlichen Nachbargebiete: bestimmend war
die Existenz, wenn auch beschränkten Wohnraums (der
in den größeren Städten den Bomben zum Opfer gefal-
len war). So nahm in den nördlichen Bezirken und in
Thüringen die Landbevölkerung bedeutend zu, während
die Stadtbevólkerung generell abnahm (4). Diese ca.
4,5 Mill. Umsiedler waren zu 65 % keine Bauern. Sie
rekrutierten sich zum großen Teil aus ländlichen Städ-
ten und waren handwerksmüBig qualifizierte Arbeits-
kräfte wie Instrumentenmacher, Glasschleifer oder
Spitzenklóppler (5). Diese Dezentralisierung von Ar-
beitskräften und -plätzen entsprach nicht der Vertei-
Jung der infrastrukturellen Voraussetzungen - ein Ge-
sichtspunkt, der sich im folgenden als bedeutungsschwer
herausstellen wird.
A.3 Der Aufbau einer nationalen Wirtschaft
Dem wirtschaftlichen Torso fehlte vor allem eine eigene
Grundstoffindustrie. Wegen der Unbedeutenheit der
Bodenschätze auf dem Gebiet der DDR konnte nicht der
Weg der nationalen Selbstversorgung eingeschlagen
werden, was die Notwendigkeit zur austauschfähigen
Überproduktion in den verarbeitenden Zweigen mit sich
brachte. Die ausnutzbaren geologischen Vorkommen
lagen in den schon bestehenden Industriegebieten, so
daB ein Teil der kriegsbedingten Arbeitsplatzverluste
durch den Bergbau ersetzt wurde (6).
Die südlichen Industriebezirke verfügten über qualifi-
zierte Arbeitskräfte - insbesondere des Maschinen-
und Fahrzeugbaus. Während dessen konzentrierte sich
der Anteil der nicht industriell vorgebildeten Arbeits-
kräfte nun noch stärker im Norden. So war der Aufbau
der nationalen Wirtschaft von Anbeginn durch den for-
cierten Wieder- und Neuaufbau der Großindustrie in
den südlichen Bezirken Halle, Erfurt, Suhl und Karl-
Marx-Stadt geprägt. Die nördlichen Bezirke blieben
bis auf Rostock und Schwerin Agrarbezirke mit relati-
vem Bevölkerungsüberschuß.
Die Umverteilung der Arbeitskräfte war nur mit einem
Wohnraumbeschaffungsprogramm zu lösen, das durch
die Konzentration aller Mittel auf die Schwerindustrie
hintan geriet. Die Umverteilung von Arbeitsplätzen zu
den Arbeitskräften hin hätte in dieser alle Kräfte be-
anspruchenden ersten Aufbauphase eine zusätzliche
Belastung gebracht: die Heranbildung der ländlichen
Bevölkerung zu qualifizierten Arbeitern, die ihre ganze
Kraft zum Aufbau des Sozialismus einsetzen würden.
Dieser Schritt konnte aber nicht gewaltsam gemacht
werden - und nicht in dem Tempo, in dem die Produk-
tivkräfte entwickelt werden sollten. Hier liegt die
eigentliche Notwendigkeit der Bindung an die entwickel-
ten Teile der Arbeiterklasse begründet (7).
Der Aufbau einer "demokratischen Friedens-
wirtschaft" (1945-50) geschieht auf der Grundlage
einer antifaschistisch-demokratischen Staatsordnung,
in der konsequent die großen Monopole enteignet und
Kleineigentumsverhältnisse auf dem Wege der Boden-
reform auf dem Lande hergestellt werden. Ersteres ist
die Grundlage für den Wirtschaftsplan von 1948 und
dessen Hauptaufgaben: Aufbau der Grundstoffindustrie,
ARCH+ 15 (1971-3)
Umorientierung der Kriegs-Maschinenbauproduktion
auf landwirtschaftliches Gerät und Exportmaschinen
(8); letzteres - die Enteignung des Großgrundbesitzes -
ist notwendige Voraussetzung, um die Bauern für den
sozialistischen Weg zu gewinnen. Es ist das kleinbäuer-
liche Bewußtsein, das die Phase des isolierten Arbeits-
kräfteeinsatzes unterhalb der gesellschaftlichen Durch-
schnittsproduktivität vor den Übergang in die Kollekti-
vierung setzt.
Der Aufbau einer nationalen Wirtschaft war von der
Notwendigkeit äußerster Sparsamkeit getragen: "So
betrug der Zerstórungsgrad der Industrie ... 45 %,
wührend er in den Westzonen nur 20 % ausmachte. 70 %
der Betriebe des Maschinenbaus waren von Kriegsein-
wirkungen betroffen und 30 % aller Energieanlagen
total vernichtet ... Die Industrieproduktion war 1945
auf etwa 277 % des Vorkriegsstandes von 1936 abgesun-
ken" (9).
Der hohe Zerstörungsgrad wie auch die Abdrosselung
des Interzonenhandels 1948 verursachten extreme Knapp-
heit an Energie, Rohstoffen und Arbeitsmaschinen. Die
Unbeweglichkeit der Arbeitskrüfte und der Mangel so-
wohl an nutzbarer Bausubstanz wie an Baustoffen taten
das ihre dazu.
Die der Notdurft gehorchende spontane Nutzung der be-
stehenden Substanz war die erste notwendige Reaktion.
Auch das erste Aufstellen von Wirtschaftsplänen 1946 |
für jeweils ein Vierteljahr unter der Kontrolle der SMAD-
in denen die mengenmiBige Produktion und die Material-
versorgung festgelegt wurden, mußten vom überhaupt
Nutzbaren ausgehen (10).
Aus der vollkommen neuen Organisation der nationalen
und internationalen Arbeitsteilung aber ergab sich von
Anfang an die Notwendigkeit, den Begriff Sparsam-
keit in umfassenderen Zusammenhängen zu sehen.
Sie war nicht die einfache Verwertung aller bestehenden
strukturellen Elemente wie Transportwege, Produktions-
einheiten und Siedlungsschwerpunkte. Ganz im Gegenteil
konnte Sparsamkeit nur volle Entfaltung der Überlegen-
heit der sozialistischen Produktionsverhältnisse zur
Durchsetzung der auf die Fernziele gerichteten Perspek-
tiven sein. Die Beseitigung aller Hindernisse, die aus
der kapitalistischen Produktionsorganisation herrührten,
war die eine Forderung: die Neuorientierung auf eine
internationale Arbeitsteilung zwischen Ländern, die
untereinander durch das gemeinsame Ziel, dem Sozia-
lismus im Weltmaßstab zum Sieg zu verhelfen, konkur-
renzlos verbunden waren, die andere Forderung.
A. 4 Das Erfordernis, eine den neuen politischen Ver-
hältnissen adäquate materielle Struktur zu schaffen
Zunächst mag es müßig erscheinen, die Verwirklichung
der organisatorischen Form des demokratischen Zentralis-
mus in irgendeinem Zusammenhang mit der materiellen
Struktur des Landes zu sehen. Da aber die Disproportio-
nen der monopolkapitalistischen materiell-strukturellen
Organisation auch von der Konzentration der Admini-
stration und der politischen Macht geprägt sind, scheint
uns die Frage nach ihrer politischen Aufhebung sogar
Sowjetische Militäradministration (SMAD)
von erstrangiger Bedeutung. Dabei geht es keinesfalls
um den Nachweis, daß sich der demokratische Zentra-
lismus erst dann entwickeln kann, wenn alle materiellen
Vorbedingungen geschaffen sind. Diese Frage verbietet
sich, weil mit dem Sturz der alten Machtverhältnisse
die Arbeiterklasse gerade die Aufgabe der radikalen Um-
gestaltung der Produktionsverhältnisse hat, was auch
heißt, die entsprechenden materiellen Bedingungen auf
allen Ebenen zu schaffen. Es kann hier also nur darum
gehen, die schrittweise Umformung der materiellen
Strukturverhältnisse nachzuvollziehen und danach zu
fragen, ob die Umwälzung dieser Strukturen weniger
radikal geschehen kann als der politisch-organisatori-
Sche Neuaufbau.
Es liegt nahe, die Frage rein abstrakt zu stellen -
etwa: wie muß die Gebietsstruktur einer nach dem de-
mokratischen Zentralismus organisierten Gesellschaft
mit hochentwickelten Produktivkräften aussehen? Nur
führt diese Frage zu nichts, da wir es mit einer realen
Gesellschaft zu tun haben, die sich zurecht als histo-
risch legitimiert ansieht und die bestmögliche Weiter-
entwicklung ihrer historischen Voraussetzungen an-
strebt.
Aus dem angerissenen Problem ergeben sich mit Vor-
rang drei Fragen, die bei allen im folgenden behandel-
ten materiellen Erscheinungsformen gestellt werden
müssen:
1. Welches sind die charakteristischen Merkmale der
ererbten materiellen Gegebenheiten, die sich auf
dem Gebiet der DDR noch auswirken?
Wie bestimmt sich in der Phase äußerster ökonomi-
scher Beschränkung der gesellschaftliche Wert der
kapitalistischen Produktions- u. Reproduktionsan-
lagen und ihrer Verflechtungen?
3 Wie beeinflußt die Arbeiterklasse als bestimmende
gesellschaftliche Kraft die Umwälzung dieser Grund-
struktur?
A. 5 Das Postulat der Beseitigung des Stadt/Land-
Gegensatzes
Anhand der Eingliederung der Arbeitskräfte zeigte sich
schon, daß auch nach 1949 - dem Geburtsjahr der
DDR - der Gegensatz zwischen Stadt und Land, zwi-
schen Mehrwert akkumulierenden wachsenden und wirt-
schaftlich regressiven. Gebieten wiedererstand. Da dies
eindeutig auf die erschwerten, aus der kapitalistischen
Vergangenheit herrührenden Voraussetzungen zurück-
zuführen ist, müssen wir vom "Fortbestehen des
Stadt/Land-Gegensatzes unter Planverhültnissen' in
dieser Phase ausgehen.
Die Überwindung des Widerspruchs zwischen Stadt und
Land ist im Gegenteil eine der grundlegenden Erforder-
nisse der DDR: die Anhebung der Produktivität auf dem
Lande verbunden mit der Mobilisierung der ländlichen
Bevölkerung für die industrielle Produktion steht und
fällt mit der Überwindung der Rückschrittlichkeit auf
dem Dorfe. Die Kausalzusammenhünge zwischen un-
entwickelten Produktivkräften und zurückgebliebenem
Bewußtsein, von doppelter Ausbeutung durch Stadt und
Großgrundbesitz und existentieller Hörigkeit sind ein
Erbe, das nur im gezielten, schonungslosen Kampf zu
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beseitigen ist.
Erschwerend wirkt dabei auch, daß die ideologische
Entfernung zwischen städtischem Industrieproletariat
und den ländlichen Schichten sich durch die Sozialisie-
rung der Großindustrie und die bloße Überführung der
Landwirtschaft ins Kleineigentum zeitweise verschär-
fen muß - was nur durch umfassende politische Arbeit
aufzufangen ist. Jede Vernachlässigung der ökonomi-
schen und politischen Entwicklungsaufgaben auf dem
Lande muß die Basis des sozialistischen Aufbaus selbst
treffen. Voraussetzung ist die Umverteilung der ma-
teriellen Ressourcen wie der politischen Avantgarde
und der technischen Spezialisten (11).
In welchem Maße ist das möglich, wenn aus der be-
schriebenen Lage die Konzentration aller Kräfte auf
den Wiederaufbau der industriellen Zentren erfolgen
muß? Sicher kann man diese Frage nicht stellen, ohne
anzuerkennen, daß die Umverteilung ein in vielen
Etappen langfristig anzugreifendes Problem ist, wäh-
rend der schwerindustrielle Aufbau die grundlegende
erste Aufgabe ist; aber auch nicht ohne zu sehen, daß
der Ungleichzeitigkeit der Aufgabenbewältigung enge
Grenzen gesetzt sind - um die Neuschöpfung von Dis-
proportionen zu vermeiden. Aber auch wenn man die
notwendige Ungleichzeitigkeit anerkennt, verdient die
schnelle Bedeutungszunahme der Stadt größte Aufmerk-
samkeit.
Schon in den 1950 Gesetz gewordenen "16 Grundsützen
des Stádtebaus" wird der Begriff "sozialistischer
Stidtebau'" mit revolutionárer Umgestaltung gleichge-
setzt, wird die Stadt als 'wirtschaftlichste und kultur-
reichste Siedlungsform für das Gemeinschaftsleben der
Menschen" postuliert.
Auch in den vielfachen Erklärungen der SED, die den
Wiederaufbau der Städte zur vordringlichsten Aufgabe
machen, spiegelt sich nichts von der Problematik
wider, wie denn die Beseitigung des Stadt/Land-Ge-
gensatzes in Angriff zu nehmen sei. "Stadt" und "Land"
erscheinen in programmatischen Schriften nie in dia-
lektischer Einheit, sondern werden als getrennt zu
behandelnde Phänomene gesehen (12).
A. 6 Das Fehlen zusammenfassender Raumordnungs-
vorstellungen
Eine bewußt gelenkte Gebietsplanung wird erst nach
1962 aufgebaut und in das volkswirtschaftliche Pla-
nungsinstrumentarium integriert. Die strukturelle
Entwicklung als Teil der sozialistischen Volkswirt-
schaft schien anfangs örtliche, regionale wie nationale
Gebietsplanung zu erübrigen, da sich aufgrund der
Einheitlichkeit der Planung und des Fehlens antagoni-
stischer Widersprüche theoretische Probleme der
territorialen Verteilung erst gar nicht einstellen konn-
ten. So mußte sich erst in den realen Auswirkungen
zeigen, daß die Organisation der räumlichen Arbeits-
teilung nicht naturwüchsig optimal ausfällt, solange
die Bedingungen der Übergangsgesellschaft gelten.
Die Fähigkeit zum Fortschritt der Übergangsgesell-
schaft kann nur darin liegen, daß der Widerspruch
zwischen Ziel und den wirkenden Kräften des Augen-
blicks treibender Motor ist - anders ausgedrückt, daß
die Politik das Primat gegenüber den realen Kräften
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der Wirtschaft innehat.
Auf der Ebene der Organisation räumlicher Arbeits-
teilung heißt das, daß die Sicherung des langfristigen
und umfassenden Wachstums das Primat vor sektora-
lem, zeitlich und örtlich begrenztem Rekordwachstum
haben muß, daß die Herstellung einheitlicher, Sozia-
listischer gesellschaftlicher Beziehungen der entspre-
chenden materiellen Basis bedarf.
Dies ist der Wertmafistab,der im folgenden der ansatz-
weisen Untersuchung der Territorialplanung zugrunde-
gelegt wird.
B. Der Übergang zum "Neuen ökonomi-
schen System der Planung und Leitung"
(NÖSPL)
B.1 Die dem NÖSPL vorausgehenden Anforderungen
an Planung und Leitung
Die "Periode des planmäßigen Aufbaus
einer demokratischen Friedenwirtschaft"
(1945-50) ließ sich kurz zusammengefaßt charakterisie-
ren. Trotz und wegen der von außen gesetzten Kompli-
kationen waren die Anforderungen an Planung und Lei-
tung relativ einfach. Die straffe zentralistische Führung
der SED hatte das Fehlen sozialistischer Organisations-
formen zu kompensieren. Dieser eindimensionale Lei-
tungsmechanismus war nur deswegen aufrecht zu erhal-
ten, weil er im wesentlichen den Anforderungen des
simplen Grundschemas des Wirtschaftsaufbaus genügte.
Die folgende "Periode der planmäßigen Er-
richtung der Grundlagen des Sozialismus
und des Sieges der sozialistischen Pro-
duktionsverhältnisse" (1950-62) (13) ist kein
derart in sich geschlossener Zeitabschnitt einheitlicher
Prägung, wie der später verliehene offizielle Titel ver-
muten läßt. Sie war die bedeutungsvolle Etappe, in der
die Entscheidung fallen mußte, welche der beiden Kräfte
- die fortbestehende bürgerliche oder die neue soziali-
stische - die führende Rolle im Aufbau übernehmen
würde.
Sie brachte zunächst die Wendung zum vollen Sieg der
neuen sozialistischen Produktionsverhältnisse - ge-
kennzeichnet durch die Umformung der SED von der
Bündnispartei zur Kampfpartei der Arbeiterklasse 1952,
die die Qualifizierung der Arbeiterklasse für die ge-
sellschaftliche Aneignung der Produktion in politischer,
technischer und ökonomischer Hinsicht erst ermög-
lichte. In diese Zeit fällt aber auch die folgenschwere
Veränderung im politischen und wirtschaftlichen System
der UdSSR, die mit dem Jahr 1953 beginnt, sich zu-
nächst unter der Oberfläche entfaltet und mit ihrem
Nachaußentreten 1956 sehr bald für die DDR bestimmend
wird.
Das damit verbundene Erstarken exclusiver, nicht ge-
sellschaftlicher Interessen in der SED geht nicht kampf-
los vonstatten; aber im Nachhinein zeigt sich das Auf
und Ab der Auseinandersetzungen als kontinuierliche
Schwächung der Macht der Arbeiterklasse - verbunden
mit dem Aufrücken der DDR zu einem der bedeutend-
sten industriellen Produzenten der Welt.
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Im Rahmen dieser Arbeit muß darauf verzichtet wer-
den, die "Periode der planmäßigen Errichtung der
Grundlagen" in ihrer wirtschaftlichen Entwicklung zu
behandeln. Uns kommt es hier darauf an, das NÖSPL
in seinen hauptsächlichen Wesenszügen darzustellen -
um die Behauptung, daß es die Entartung des Prinzips
des demokratischen Zentralismus beinhalte, zu erhär-
ten; dies ist zugleich unerläßlich, um das Instrument
"Territorialplanung'' einzuordnen,
B. 2 Die neuen Anforderungen an Planung und Leitung
und der Lösungsweg des NÖSPL
Das "Neue'' der Anforderungen ist nicht auf das Tech-
nisch-Organisatorische zu reduzieren. Es hat zwei
Seiten, deren vorrangige die politische und deren
nachgeordnete die technisch-organisatorische ist.
1. Die politische Seite der Planung und Leitung:
Als Ausgangsbedingung des Planungs- und Leitungs-
systems war die relative Schwäche der Arbeiterklasse
und die notwendig starke Betonung des Zentralismus
genannt worden.
Die voll wirksame Initiative der Basis ist aber unab-
dingbarer Bestandteil jeden Planungs- und Leitungs-
systems auf der Grundlage des demokratischen Zentra-
lismus; unabdingbar - als Übermittler von Informatio-
nen gesellschaftlicher Aussagekraft für realistische
zentrale Planentscheidungen und als antibürokratische
Kraft gesellschaftlicher Entscheidungen auf unterer
Ebene. Durch die Aktionsfähigkeit der Grundeinheiten
werden gesellschaftliche Beziehungen hergestellt, die
stärker als die bestehenden Ware-Geld-Beziehungen
diese verdrängen sollen.
Mit der in der 2, Hälfte der 50er Jahre durchgesetzten
Schwächung der Grundeinheiten der Partei und der
Massenorganisationen mußte daher die Unvollkommenheit
in der Ermittlung der Planungsgrundlagen durch andere
Methoden kompensiert werden. Die gesellschaftliche
Kraft bestimmter Organisationsformen der Produktion,
die gesellschaftlichen Potenzen bestimmter Orte und
Gebiete, verfügbare Ressourcen und deren günstige
Verwertung waren der Planungsspitze weitgehend un-
bekannt. Ohne diese Kenntnis mußten auch zum Wohle
der Bevölkerung intendierte Entscheidungen willkürlich
bleiben.
Dies zeigte sich bereits in der 1. Aufbauphase: das ein-
fache System der Vorgabe von Ziffern der Bruttoproduk-
tion, die keine Qualitätskontrolle zuließen, beruhte auf
dem Unvermögen der Planungsspitze, qualitative Nor-
men realistisch zu bestimmen. Der Übergang zu Pro-
duktionskontrollen und -beratungen durch und in den
betrieblichen Partei- und Gewerkschaftsgruppen hatte
die Aufgabe, dieses Unvermögen auf zwei Wegen auszu-
Träumen:
1. die individuelle Bereicherung der Betriebsleitungen,
die durch das Bruttokennziffernsystem geradezu
gefördert wurde, zu verhindern,
die qualitative Verbesserung der Produkte am Ar-
beitsplatz zu studieren, im Betrieb anzuwenden und
als zu verallgemeinernde Informationen nach oben
weiterzugeben (14).
Um aber die Entwicklung unter Ausnützung aller Mög-
lichkeiten schneller voranzutreiben, wurde von Anfang
an ein zweiter Weg beschritten: die Unvollkommenheit
der Planung und Leitung sollte über individuelle wie
kollektive materielle Anreize bei erfolgreichen quali-
tativen wie quantitativen Leistungssteigerungen über-
wunden werden, Mit dem Sieg Chruschtschows in der
UdSSR wurde dieser 2. Weg - dazu in der Beschränkung
auf den individuellen materiellen Anreiz - auch in der
DDR als hauptsüchliches Instrument zur Verbesserung
der Planentscheidungen durchgesetzt. Damit wurde die
Funktionsfühigkeit der Basis - beschrünkt auf Leistungs-
steigerung - zwar gefórdert, aber ihre Funktion als
Übermittler von Informationen mit gesellschaftlicher
Aussagekraft wie als Trüger politischer Entscheidun-
gen wurde vernichtet. Die Verbesserung des Systems
der Planung und Leitung auf der Grundlage des demo-
kratischen Zentralismus war verlassen worden und
beschränkte sich im weiteren auf administrative Maf-
nahmen, mit deren Hilfe die Beziehungen zwischen
Zentrale und Basis schematisiert wurden.
2. Die technisch-organisatorische Seite der Planung
und Leitung
Die wirtschaftliche Selbständigkeit der Produktions-
einheiten steht von nun an im Vordergrund - damit die
Ware-Geld-Beziehung. Die gesamtgesellschaftliche
Produktivität ergibt sich aus der Steigerung der einzel-
betrieblichen, die durch einzelbetriebliche materielle
Vorteile stimuliert wird. Dieses planmäßige Ausnützen
nichtgesellschaftsbezogenen Verhaltens der einzelnen
Betriebe ist der Kern des NÖSPL (15).
Wichtig ist: das NÖSPL bietet eine Grundlage für ef-
fektivere Planung, ist nicht Rückkehr zur Marktwirt-
schaft; es sichert Planverhältnisse, die zwar auf der
Existenz von Staatseigentum beruhen, aber nicht die
gesellschaftliche Aneignung und Verteilung zur Grund-
lage haben. Es ist die Vorherrschaft eines Interes-
ses. (Das nähere Eingehen auf die Bedeutung solcher
exclusiven Interessen gegenüber gesellschaftlichen ist
hier nicht möglich.) (16)
Für die folgenden Ausführungen ist wichtig zu sehen,
daß diese Bedingungen nicht a priori auf gesamtgesell-
schaftliche Rationalität ausgerichtet sind (- das Aus-
nützen rechnerischer Vorteile durch einen Betrieb kann
durch Nachteile für einen zweiten bedeuten).
Diese neue Rationalität, die beschleunigtes Wachstum
zum obersten Ziel hat, wählt ihre Mittel dem Zweck
entsprechend
a) reale Preisgestaltung nach dem Wertgesetz
b) einzelbetriebliche Gewinn- u. Verlustrechnung
c) Orientierung der Betriebe auf Kennziffern wie
Rentabilität, Arbeitsproduktivität, Selbstkosten-
senkung... im Rahmen des Wertgesetzes
System der !'ökonomischen Hebel'' als umfassende
Anwendung der materiellen Interessiertheit insbe-
sondere für Werkleiter und Direktoren (17).
Mit dem NÖSPL verbunden ist der kapitalintensive
Wirtschaftsaufbau, die Konzentration aller Mittel und
Kräfte auf den sein eigenes Wachstum fördernden Pro-
duktionsmittelsektor. Disproportionen zwischen 1. Ar-
beitsproduktivität und Durchschnittslöhnen und 2. Kauf-
kraft und Warenfonds sind die Folge.
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Es liegt nahe, den Abbau von Belegschaftsversamm-
lungen und Produktionsberatungen auch im Zusammen-
hang mit der vollen Ausnutzung des Arbeitstages der
einzelnen Betriebe zu sehen. Die Arbeiterklasse trägt
die beschleunigte wirtschaftliche Expansion nicht nur
materiell - sondern bezahlt diese auch mit dem Abbau
ihrer Kontrollfunktion im Staat.
Das NÖSPL ist also System kompensatorischer Len-
kungs- und Steuerungsmaßnahmen auf der Grundlage
des Plans. Für die Periode von 1962-66 erwies es sich
als wirksames Instrument im Sinne des Wachstums der
Produktivkräfte als wichtigstem Maßstab: die Industrie-
produktion stieg in diesem Zeitraum um 24 % (18).
Seine eigentliche Bedeutung liegt aber darin, daß es
diese Steigerungsrate unter Preisgabe sozialistischer
Planungsmethoden wie der räumlich-proportionalen
Entwicklung wie auch der Angleichung von Konsumtion
und Produktion durchsetzte.
C. Die räumliche Strukturentwicklung und
die neuen Anforderungen an territoriale
Planung und Leitung
C.1 Dem Beginn der Territorialplanung vorausgesetzte
Strukturentwicklung der Volkswirtschaft
Kleine und mittlere Betriebe hatten das Industrieprofil
auf dem Gebiet der DDR vor dem 2. Weltkrieg bestimmt;
der Übergang zur groBindustriellen Produktion entsprach
durchaus dem gesellschaftlichen Bedürfnis des sozia-
listischen Staates, die Vorteile des kombinierten Ar-
beitstags und die rationelle Konzentration der sachli-
chen Bedingungen der Produktion zu nutzen. Aber stür-
ker war noch die Grundforderung des sozialistischen
Aufbaus: Herstellung nationaler Unabhüngigkeit des
Wirtschaftssystems (denn nur diese konnte die politi-
sche Unabhängigkeit garantieren) durch den Aufbau einer
eigenen Schwer- und Grundstoffindustrie.
Weder die Rolle der UdSSR als Garant des ungestórten
nationalen Aufbaus noch die Beziehungen internationaler
Arbeitsteilung innerhalb der RGW-Länder - beschrünkt
auf den Austausch zu gegenseitigem Vorteil - stehen
dazu prinzipiell in Widerspruch.
Die Kritik gegenüber der räumlich disproportionalen
Entwicklung kann u. E. keinesfalls im Grundprinzip des
Wirtschaftsaufbaus - einmal Übergang zur grofindustriel-
len Produktion als Basis, zum andern grundlegende
wirtschaftliche Selbständigkeit und darauf aufbauende
Spezialisierung im internationalen Maßstab - festge-
macht werden. Bezugspunkt ist dagegen der besondere
Charakter des großindustriellen Aufbaus - z.T. von
historischen Umständen erzwungen, z.T. ungenügende
Weitsicht der Partei der Arbeiterklasse.
Wir beziehen uns zunächst auf die Selbstkritik aus der
DDR selbst, die die ganze Problematik dieser Ent-
wicklung aufzeigt:
"Selbst wenn zwischen den Zweigen...der Volkswirt-
schaft die Proportionen stimmen, kónnen im Wirtschafts-
territorium Disproportionen bestehen. Diese kónnen
entweder aus der kapitalistischen Vergangenheit über-
nommen oder auch bei uns neu entstanden sein...eine
Tatsache ist..., daß die territoriale Planung eine der
kompliziertesten Aufgaben der Volkswirtschaftsplanung
ist... Als die Arbeiterklasse die Kommandohöhen in
Staat und Wirtschaft besetzte, mußten ihre Planungs-
kader gewissermaßen etappenweise die Planung der
Volkswirtschaft meistern lernen und dabei vom relativ
Einfacheren zum Schwierigeren, Komplizierteren vor-
dringen. Nicht zuletzt sei auch darauf hingewiesen,
daß die Akkumulationskraft unserer Volkswirtschaft
viele Jahre nicht ausreichte, um die z.T. sehr auf-
wendigen Aufgaben in Angriff nehmen zu können, die
eine komplexe Entwicklung von Wirtschaftsgebieten
stellt" (19).
Wichtig ist für die disproportionale Entwicklung nicht
das Fehlen der Territorialplanung, sondern die Strate-
gie der Konzentration aller Mittel auf die vorrangige
Entwicklung der GroBindustrie. Der Verzicht auf terri
toriale Überlegungen heift hier bewuBter Verzicht auf
umfassende Entwicklung der Wirtschaftskraft der ein-
zelnen Gebiete.
Die vorrangige Ausrichtung auf das Zweigprinzip als
vertikaler Wachstumsstrategie ist aber nicht nur Ne-
gation der komplexen Entwicklung - sondern zugleich
Abbau politischer Selbständigkeit der unteren politi-
schen Ebenen des Gesellschaftssystems. Dies ist
keineswegs im Gegensatz zum straffen zentralistischen
Führungsprinzip gesetzt - im Gegenteil ist seine
Voraussetzung - (daher auch nicht zu verwechseln mit
der oben genannten politischen Selbständigkeit auf na-
tionaler Ebene). Im folgenden wird sich diese von den
ökonomischen Notwendigkeiten verstärkte Schwäche
der untergeordneten Ebenen im systemtheoretischen
Zusammenhang des demokratischen Zentralismus als
bedeutender Faktor erweisen.
Zunächst darf nicht übersehen werden, daß der Über-
gang zum Territorialprinzip im Planungs- und Lei-
tungssystem nicht räumliche Disproportionen überwin-
den und vermeiden hilft. Die Einführung dieses Instru-
mentariums beseitigt nicht die Strategie der Umver-
teilung aller erwirtschafteten Mittel zur Investition in
"wenigen spezialisierten und führenden Zweigen' (20).
C.2 Was bedeutet der Übergang zur Territorialplanung?
Es ist noch einmal darauf hinzuweisen, daß die grund-
legenden Disproportionen am Anfang der Aufbauphase
auf dem Fehlen ganzer Wirtschaftszweige beruhten.
Entsprechend mufte die staatliche Planung zweigbe-
zogene Planung sein. Die Proportionierung dieser
Zweige war von vorrangiger politischer Bedeutung.
Das Zweigprinzip der Planung entsprach
insbesondere den Anforderungen der 1. Etappe des
Wirtschaftsaufbaus, alle Investitionskosten und un-
mittelbaren Folgekosten zu minimieren und die mittel-
baren Folgekosten der Zukunft anzulasten. Die Rück-
sichtnahme auf órtliche Gegebenheiten - wie auch das
Ausnützen Ortlicher Vorteile - wurde dadurch auf ein
Minimum reduziert.
Dies konnte schon Ende der 40er Jahre nicht mehr über-
sehen werden; die Häufung wirtschaftlicher Mißerfolge
erwies die Unvollkommenheit der Planungs- und Lei-
tungsmethoden. Erst recht waren es aber die wirt-
schaftlichen Erfolge, die auf Erweiterung dieses In-
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strumentariums drängten. Die Weitergabe der für den
Planungsablauf so wertvollen Erfahrungen der arbeiten-
den Bevölkerung, die Initiative der Massen bedurfte
einer Stetigkeit und Systematik, die nur durch die straf-
fe allumfassende Organisation der SED zu bewältigen
war (21). Die Umorganisation des gesamten Partei-
apparats 1952 hatte allein diese politische Stärkung der
Basis zum Ziel. Die Vervollkommnung der Planungs-
und Leitungsmethoden war also eindeutig als politische
Aufgabe verstanden worden, Dies ist u.E. nicht nur die
wichtigste Grundlage für den Übergang zu umfassender
sozialistischer Planung, sondern auch für eine ge-
bietsbezogene und gebietsgetragene Pla-
nung.
Die Einführung der Territorialplanung als Bestandteil
des NÖSPL ist dagegen ein völlig andersartiger Weg
der Vervollkommnung der Planungs- und Leitungsmetho-
den: der erwähnte technisch-organisatorische. besser
technokratische Weg.
Dabei ist weniger der Übergang vom extensiven zum
intensiven Wirtschaftswachstum als die Orientierung
auf besondere Ziele für diese Wendung ausschlaggebend:
"Es geht darum, bei wichtigen strukturbestimmenden
Erzeugnissen und Prozessen Leistungen zu vollbringen,
die das Höchstniveau bestimmen, die die technische
Entwicklung in der Welt vorantreiben" (22).
"Dieser Prozeß der ständigen progressiven Veründe-
rung... der Produktionsstruktur vollzieht sich als un-
mittelbare Folge der stürmischen Entwicklung der wis-
senschaftlich-technischen Erkenntnisse in allen ent-
wickelten Industrieländern. . . das ökonomische Wachs-
tum (wird - d.V.) zunehmend von der effektivsten Ge-
staltung der Struktur der Volkswirtschaft und dabei
besonders von der aktiven Wirkung dynamischer, struk-
turbestimmender Produktionen bestimmt" (23).
Das Besondere und Neue in den Zielen der Volkswirt-
schaft - für die die beiden Zitate aus den Jahren 1968
und 1970 nur Beispiel sind - ist also:
1 intensives ökonomisches Wachstum mit prognostizier-
tem Folgebedarf von wachstumsbeschleunigender
strategischer Bedeutung der Auswahl der herzustel-
lenden Produkte zugrundezulegen; (nicht eine Bedarfs-
struktur nach dem Ziel (24), für das allein den Pla-
nungsinstanzen von der Arbeiterklasse Vollmachten
erteilt wurden):
die Steigerung der Produktivkräfte als wichtigste
Aufgabe zu sehen, die Unterschiede zwischen kapi-
talistischem und sozialistischem Wirtschaftssystem
dem Verbindenden - nämlich der Höhe der Produktiv-
kräfte aller entwickelten Industrieländer - nachzu-
ordnen; (die antagonistischen Widersprüche reduzie-
ren sich auf methodische Fragen, wie das Wachstum
zu beschleunigen sei: hier Profitmaximierung in den
expansivsten Zweigen, dort planmäßige Ermittlung
wachstumsstrategisch wirksamer Proportionen und
materielle Anreize in der Durchführung.
Die engen Beziehungen zwischen Wachstum und Struktur-
entwicklung der Zweige wie deren vorteilhafte Ausnüt-
zung für die Ziele des sozialistischen Aufbaus sollen
keineswegs verkannt werden. Die eigentliche Problema-
tik liegt in der Verselbständigung dieser Wachstumsstra-
tegien zur Steigerung der Produktivkräfte schlechthin.
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wobei - im Sinne des Wortes - "in Kauf" genommen
wird, die Nahziele auf die Konkurrenzbedingungen des
internationalen Marktes, die Produktionsverfahren und
Produkte auf den Export auszurichten mit dem Hinweis:
"Die Entwicklung der Produktionsstruktur wirkt sich
auch direkt auf das Niveau der Bedürfnisbefriedigung
der Mitglieder der sozialistischen Gesellschaft aus''
(25).
Was heißt das nun bezüglich der territorialen Struktu-
rierung der Volkswirtschaft?
Die Territorialplanung muß in erster Linie als Hilfs-
instrumentarium zur Durchsetzung dieser Ziele ver-
standen werden. Sie ist dabei von entscheidender Wich-
tigkeit entsprechend der Tendenz zu wachsender Agglo-
meration von Produktion und Bevölkerung in den relativ
kleinräumigen Industriegebieten der DDR (26).
Die Senkung des Aufwandes an vergegenständlichter
Arbeit und gleichzeitig an lebendiger Arbeit ist vor-
rangiges Problem; die fast völlige Ausschöpfung der
Arbeitskraftreserven und natürlichen Ressourcen haben
zur Strategie des intensiven Wirtschaftswachstums
geführt. Nach wie vor gilt die Knappheit der Investi-
tionsmittel gemessen an den aufgestellten Zielen - daher
die Wichtigkeit, die Effektivität der Wirtschaft auch
nach territorialen Gesichtspunkten einzuschätzen.
Es ergab sich, "daf die Ballungsgebiete in bezug auf
den absoluten Umfang des produzierten Nettoprodukts
und das produzierte Nettoprodukt je Kopf der Gesamt-
bescháftigten die ókonomisch günstigsten territorialen
Einheiten sind" und '"daB in den Ballungsgebieten eine
Einheit Nettoprodukt mit einem niedrigeren Aufwand
an Grundfonds der materiell-technischen Territorialstruk-
tur als in anderen Gebieten produziert...wird'" (27).
Daher war es zunächst Aufgabe der Territorialplanung,
alle nutzbaren Reserven der städtischen Infrastruktur
aufzudecken und vorteilhafte Nutzungskombinationen
zu erforschen. Die vielfachen Implikationen solcher
Kombinationsprozesse der Produktionsstruktur haben
aber auch in den Ballungsgebieten der DDR zu unge-
wollten wachstumshemmenden Folgeerscheinungen ge-
führt; z. T. sicher auch auf die bislang relativ unent-
wickelten Methoden der Standortbestimmung zurückzu-
führen. Gerade aber die einzelbetriebliche wirtschaft-
liche Rechnungsführung macht die Verbesserung dieser
Methoden unerlüflich, um zu Aussagen über regionale
Wirtschaftlichkeit, die sich dem neuen ökonomischen
Svstem entzieht. zu kommen.
C. 3 Gebietsbezogene Planung und die Machtbefugnisse
der ôrtlichen Staatsorgane
Ein Merkmal der sozialistischen Gesellschaft ist, daß
alle gesellschaftliche Organisation und Entscheidung
von der materiellen Basis auszugehen hat. Die materia-
listische Weltanschauung erlaubt nur einen institutio-
nellen Rahmen, der die Organisation der Produktion in
Übereinstimmung mit der Organisation gesellschaftli-
chen Lebens setzt. Das einfachste Modell ist die Identi-
tät von Produktions- und sozialer Einheit - wie es bei
der chinesischen Volkskommune der Fall ist.
Bei den historischen Gegebenheiten der DDR kann
Übereinstimmung zumindest zunächst nicht Identität
P
heißen. Die Bindung der bestehenden sozialen Einheiten
an die materielle Basis kann nur über die politische
Stärkung der Betriebsparteiorganisationen erfolgen:
"Die Basis der Partei sind die Betriebsparteiorgani-
sationen...alle Parteimitglieder, die in einem Betrieb
oder einer Produktionsgenossenschaft tätig sind, dürfen
nur der Parteiorganisation ihres Betriebes beziehungs-
weise der Produktionsgenossenschaft angehóren...die
Betriebsparteiorganisation (übernimmt - d. V.) die po-
litische Arbeit in einem bestimmten Dorf oder in einem
bestimmten Wohngebiet. ..'' (28).
Diese Politik wurde 1952 vorangetrieben, dadurch daß
Arbeiter der örtlichen Betriebe den entscheidenden
Einfluß in den örtlichen Staatsorganen erhielten und
über die Entsendung ihrer besten Parteikader in die
Kreisleitungen der Partei die strenge Kontrolle aller
ihrer Grundeinheiten durchgesetzt wurde (29).
Dieser Exkurs auf die nun geschichtliche Entwicklung
soll die Andersartigkeit der nach 1960 einsetzenden
Stärkung der örtlichen Staatsorgane zeigen. Nun heißt
es:
"Die größtmögliche Teilnahme der werktätigen Bevöl-
kerung an der Lenkung von Staat und Wirtschaft. . .ist
- außerhalb der Betriebe - am besten in den Gemeinden,
Kreisen und Bezirken unserer Republik, also in den
regionalen Einheiten des gesamten gesellschaftlichen
Lebens möglich'' (30) und
"Das marxistisch-leninistische Denken hat zunächst
die Einheit von Stadt und Betrieb zu betonen - beide
sind als eigenverantwortliche Gemeinschaften staatlich
geleitet und organisiert. Aber der Betrieb ist nicht
selbst staatliches Machtorgan'' (31).
Die führende Rolle der Arbeiterklasse wird nur noch
durch "die einheitliche staatliche Leitung der Volks-
wirtschaft" garantiert - sie hat ihre materielle Basis
verloren. Dies um so mehr, als betriebliche Entschei-
dungen nach dem Prinzip der einzelbetrieblichen wirt-
schaftlichen Rechnungsführung zu fallen haben.
Mit dem "Gesetz über die örtlichen Organe der Staats-
macht'' 1957 wurde die Planung nach gebietsbezogenen
Gesichtspunkten verstärkt. Die örtlichen Organe wur-
den an der Planerstellung als Informationsübermittler
der realen Verhältnisse und Möglichkeiten des Gebiets
beteiligt. In diesem Sinne wurden die Kompetenzen
schrittweise erweitert: 1958 mit dem "Gesetz über die
Vervollkommnung und Vereinfachung der Arbeit des
Staatsapparats", das die komplexe und territoriale
Volkswirtschaftsplanung der Zweige sichert; 1967 und
1968 mit zwei Beschlüssen des Staatsrats zur Weiterent-
wicklung der Finanzwirtschaft der Gemeinden.
Grundlage dieser wachsenden Kompetenzen ist die Be-
schränkung der örtlichen Staatsorgane auf Planung und
Durchführung der mit dem sozialen Leben verbundenen
Aufgaben, während den örtlichen Betrieben ihre wirt-
schaftliche Selbstverantwortlichkeit garantiert bleibt.
Diese Partikularisierung materieller und institutioneller
gesellschaftlicher Beziehungen muß im Nachhinein über-
wunden werden. Dies geschieht einmal durch jeweils
verbesserte zentrale Planentscheidungen, die aufgrund
des verbesserten Informationssystems nachtrüglich
vorgenommen werden kónnen; zum andern durch ver-
tragliche Beziehungen zwischen den scheinbar gleich-
berechtigten Partnern "Stadt" und "Betrieb", Bei der
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größeren Macht der Betriebe wird den Städten das
Recht zugestanden, auf Vertragsabschluß bestehen zu
können; der Vertragsinhalt bleibt Gegenstand der Ver-
handlungen. Es geht dabei überwiegend um infrastruk-
turelle Bedürfnisse des Betriebs, für deren Erstellung
die Stadt verantwortlich ist (32).
C. 4 Die Ziele der räumlichen Strukturentwicklung und
die Aufgaben der Territorialplanung
Für die zu Ende der 60er Jahre beginnende Etappe des
Aufbaus einer "hocheffektiven Wirtschaftsstruktur'
stellen sich der gebietsbezogenen Volkswirtschafts-
planung vor allem zwei Aufgaben:
1. Überwindung der Knappheit an Arbeitskräften durch
Ausnützen der regionalen Reserven
Regionale Reserven werden für die größeren Klein-
städte, die zu mittelgroßen Industriestandorten ausge-
baut werden sollen, mobilisiert oder über Pendlerver-
kehr den vorhandenen Industriezentren zugeführt.
Freigesetzt werden sie durch Verringerung der in
Stadt und Umland verteilten Betriebe und Zweige und
durch weitere Mechanisierung der Landwirtschaft bis
zur industriemäfigen Agrarproduktion.
Die Verlagerung von Produktionen in kleinere Städte
ländlicher Gebiete geht einher mit der weiteren Ent-
völkerung des Landes. Die DDR wird als erster nach-
kapitalistischer Staat ein Verhältnis von Stadt- zu
Landbevölkerung erreichen, das dem der entwickelten
kapitalistischen Länder gleicht - und es zum Teil noch
übertrifft.
Für die nördlichen Agrarbezirke wie Neubrandenburg,
wo keine nach den gegebenen Kriterien entwicklungs-
fähigen Städte sind, wird die weitere Abwanderung von
Arbeitskräften in die Industriegebiete gefördert.
Bezüglich der zweigmäßigen Entwicklung der regiona-
len Produktion heißt dies: umfassende Nutzung der be-
grenzten territorialen Ressourcen (natürliche Ressour-
cen und Arbeitskräfte) durch deren Erschließung für
wenige ausgewählte Zweige auf Kosten bestehender. Für
die Überwindung der Knappheit an natürlichen Vorkom-
men wird überwiegend der Weg der Substitutionsproduk-
tion beschritten, was nicht in den Bereich der territo-
rialen Maßnahmen fällt (33).
2. Die Verteilung der materiell-technischen Struktur
Auf 15 % der Fläche der DDR sind 49 % der Grundfonds
der materiell-technischen Territorialstruktur konzentriert.
"Im Vergleich zur überwiegenden Mehrheit der Produk-
tionsanlagen sind ihre Kapazitäten dadurch charakteri-
siert, daß eine noch geringere Mobilität ihres Standorts
und eine geringere Flexibilität in der Anpassung an neue
Bedingungen vorliegt. Das resultiert nicht zuletzt da-
raus, daß diese Bereiche mit etwa 80 % einen hohen
Anteil von baulichen Anlagen an den Grundfonds auf-
weisen. Demgegenüber beträgt der Anteil in der Industrie
nur 46 95" (34).
Das Wertmaß der materiell-technischen Struktur be-
ruht also auf den durch die Grundfonds zu deckenden
Herstellungskosten, d.h. der verausgabten Arbeitszeit,
Daß dies bei schnellem moralischem Verschleiß - ins-
besondere unter den Bedingungen planmäßig beschleu-
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nigter Veränderung der Produktionsstruktur - keines-
wegs hinreichender Wertmaßstab ist, wird in der DDR
nicht übersehen:
"Die materiell-stoffliche, gebrauchswertmäßige
Entwicklung des Nationaleinkommens ist zwar das
grundlegende Kriterium des ökonomischen Wachs-
tums'', aber heiBt es weiter: "Der ökonomische Inhalt
des Wachstums wird aber entscheidend davon bestimmt,
wie sich der hierfür notwendige Aufwand, oder mit
anderen Worten der Wert je Erzeugniseinheit
entwickelt. Der ökonomische WachstumsprozeB beruht
daher auf der Einheit von Wert und Gebrauchswert.
Das Nationaleinkommen wird sich um so rascher ent-
wickeln, je stärker der Wert je Einheit Gebrauchswert
gesenkt wird." (Hervorhebungen - d.V.) (35)
Dies ist allerdings nur unter der Annahme móglich,
daB die Einsparungen in der Herstellung keine'unvorher-
gesehenen Nebeneffekte in der materiellen Struktur -
deren besonderer Mangel an Flexibilitát betont wurde -
hervorrufen, sondern uneingeschrünkt wachstums-
fórdernd wirken.
Die geschmähte disproportionale räumliche Struktur-
entwicklung der kapitalistischen Produktionsweise er-
weist sich nun unter der Lupe der vordergründigen
Sparsamkeit als der "eigenen ökonomischen Kategorien
des Sozialismus'' zugehörig, die nur "eine formale
Ähnlichkeit mit entsprechenden Kategorien des Kapi-
talismus haben" (36). Mit dem Prinzip der Sparsam-
keit wird nicht nur die Restauration der materiellen
Seite bürgerlicher Produktionsverhültnisse durchge-
setzt, sondern die disproportionale Entwicklung
nachgeholt, die von den entwickelteren kapitalistischen
Staaten bereits erzwungen wurde und mit ihren Folgen
vor Augen steht.
Der Widerspruch zwischen Zweig- und Gebietsansprü-
chen hat sich weitgehend vertieft.
Die Territorialplanung hat dabei folgende Aufgaben zu
übernehmen:
1. Prognose rationeller Standortverteilung der Pro-
duktivkrüfte entsprechend den Anforderungen der
Ballungsgebiete;
strukturpolitische Konzeption der Volkswirtschaft
von 1971 bis 1975 zur vorrangigen Sicherung der
strukturbestimmenden Aufgaben angeblich auf der
Basis proportionaler Entwicklung in Bezirken und
Kreisen (37).
Dazu sind folgende Methoden eingeführt:
zur Verbesserung der Ermittlung gebietsökonomischer
Potenzen die Variantenrechnung (z.B. Vergleich der
Prognose mit dem Bebauungs- oder Verkehrsplan),
Aufbau eines Kennziffernsystems aus den so ermit-
telten Größen;
iterative Kombination struktureller Faktoren zur
territorialen Optimierung;
Ermittlung von Richtwerten nach den bestehenden
ökonomischen Kriterien für Systemregelungen zum
rationellen territorialen Ressourceneinsatz;
Systemregelungen für territoriale Formen der Wirt-
Schaftsorganisation; vor allem über "ókonomische
Hebel" (z.B. Vorzugskredite), um Betriebe an
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räumlich-strukturellen Maßnahmen zu interessieren
(37).
Die vergleichsweise (mit theoretischen Arbeiten) be-
scheidene Anwendung mathematischer Modelle erstaunt,
wenn man weiß, welche Kraft gerade in der DDR auf
dem Gebiet der Systemtheorie, Kybernetik und Mathe-
matik investiert wurde. Neben der Betonung der steti-
gen Vorwürtsentwicklung auf diesen Gebieten wird als
wesentliche Ursache jedoch auch die Schwierigkeit ge-
nannt, einen genügend detaillierten InformationsfluB
für die Anwendung mathematischer Methoden zu garan-
tieren (38).
Eine weitere wesentliche Ursache stellt die Frage der
Optimalitätskriterien dar: sobald wie die ein-
zelbetrieblichen, regionalen und nationalen nicht über-
einstimmen, lassen sich nur Aufgabenstellungen gemäß
einem Interesse lösen. Daß diese fehlende Überein-
stimmung heute in der DDR die Wissenschaft zum In-
strument weniger macht, stellt ein gravierendes Pro-
blem für die Systemforscher der DDR dar. Alle Skepsis
muß aber ihrer Annahme gelten, daß das Durchsetzen
des umfassenden gesellschaftlichen Interesses nur die
Frage der Ausarbeitung eines Systems sei, wo das ge-
sellschaftliche Interesse Hauptkriterium darstellt (39).
Es zeigt sich, daß Partikularisierung und fehlende Über-
einstimmung von produktiven und sozialen Einheiten der
Anlaß für die wesentlichen Schwierigkeiten der Rechen-
operationen darstellt, daß also die politische Frage der
Planung und Leitung nicht durch immer raffiniertere
mathematische Methoden zu überwinden ist. Damit ist
allerdings die Frage des Werts dieser Methoden durchaus
nicht erschöpfend behandelt. An dieser Stelle muß hin-
reichen. ihre grundsätzlichen Schranken zu sehen.
Der Gebietsperspektivplan - a. territorial bezogene
Informationssysteme zur Grundlagenarbeit
Aufgabe dieser Systeme ist, die zentralen Entschei-
dungen des Volkswirtschaftsrates und der Staatlichen
Plankommission (SPK) zu verbessern, indem sie in
ihren Informationen die Durchsetzbarkeit der vorange-
gangenen zentralen Direktiven in den órtlichen Einhei-
ten widerspiegeln. Dazu gehóren:
a) die Bezirksökonomik (erstmalig für die Vor-
bereitung der volkswirtschaftlichen Generalperspektive
1965 - 80 eingeführt).
Sie ist ein Situationsbericht der von der regio-
nalen Inventur ausgeht, diese analysiert und die zentral
geplante Entwicklung der Zweige im Gebiet durch das
Aufstellen eines Entwicklungsprogramms sichert; sie
wird von den Bezirkswirtschaftsrüten erstellt, denen
alle órtlichen Betriebe unterstellt sind und die ihre
Direktiven vom Volkswirtschaftsrat erhalten; sie gehórt
daher in das von den órtlichen Staatsorganen unabhüngige
System der Wirtschaftsplanung (40);
b)die Stadtókonomik ist ein in ühnlichen Schritten
von den órtlichen Staatsorganen erstellter Situations-
bericht über die materielle Struktur des Stadtgebiets
nach den Vorgaben der Bezirksókonomik:
c) die Generalbebauungspläne der Bezirke
(erstmalig 1966 in Angriff genommen) sind wichtige
Voraussetzung zur Erarbeitung der bezirklichen Per-
spektivpläne; sie haben in dieser Hinsicht als progno-
stisches Instrument zu wirken, dies aber gerade
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kraft ihrer Bedeutung als Leitungsinstrument
bei Standortentscheidungen, was sie als Informations-
träger realer Sachverhalte auszeichnet (41);
d) die Generalbebauungspläne der Städte
haben die analoge Leitfunktion auf dem Gebiet der
Stadt nach bezirklichen Vorgaben.
Durch dieses Instrumentarium sind die organisatori-
schen und methodischen Voraussetzungen für eine enge
Verbindung von Zweig- und Territorialprinzip gegeben,
wobei in der Praxis allerdings die absolute Vorrangig-
keit des zentral durchgesetzten Zweigprinzips den Aus-
schlag gibt.
Der Gebietsperspektivplan - b. seine Verbindung zur
Generalperspektive der Volkswirtschaft
Die Situationsberichte der gebietsinternen Entwicklung
sind notwendige aber nicht hinreichende Bedingung,
um den Gebietsperspektivplan aufzustellen. Ein wesent-
liches Problem der perspektivischen Planung bleibt
die vorherige Kontrolle der Auswirkungen vorge-
sehener Investitionen in Teilgebieten auf weitere In-
vestitionsprojekte.
Die Hauptschwierigkeiten nach innen - also für die
gebietsbezogene Prognosearbeit - stellen nach wie vor
die vielfach unterteilten administrativen Wege dar, wie
Kalkulationen für Wohnungsbau oder Verkehrsbauten als
Finanzprobleme zu behandeln.
Die Hauptschwierigkeiten nach aufen - sind durch das
Auseinanderfallen der Optimalitätskriterien der Zweige
und Gebiete gesetzt.
Die Einordnung des Gebietsperspektivplans in die Ge-
neralperspektive der Volkswirtschaft - wie überhaupt
die Einordnung des ganzen Systems der Territorialpla-
nung in das ihr übergeordnete volkswirtschaftliche Pla-
nungssystem - kann daher nur heifen, die wirtschaft-
liche Rechnungsführung der Betriebe durch gebiets-
bezogene Entscheidungskriterien, insbesondere in den
Agglomerationsgebieten, einzuschrünken; weiterhin
die gesellschaftlichen Kosten, die bisher durch Umver-
teilung aus dem Staatshaushalt finanziert wurden, den
Betrieben anzulasten. Dies wird von Mitarbeitern der
SPK selbst iufierst vorsichtig als "u. E. eine nach dem
bisherigen Erkenntnisstand ernstzunehmende Móglich-
keit" (42) angesehen; es ist zu vermuten, daB die Be-
schneidung gerade der führenden Betriebe in ihren
materiellen Vorteilen eine äußerst komplizierte Ange-
legenheit sein dürfte.
C. 5 Die industrielle Konzentration und die "Soziali-
stische Stadt"
Die räumliche Entwicklung der DDR ist ohne die funk-
tionelle Aufwertung der Städte und die noch darüber
hinausgehende Stadtideologie nur unvollständig
dargestellt. Die der Stadt zugesprochene "führende
Rolle in der Entwicklung einer sozialistischen Lebens-
weise' geht so weit, da&amp; in dem erklärten Arbeiter-
und Bauernstaat allein die Stadt als "eine den Lebens-
bedingungen der Werktütigen entsprechende soziale
Organisationsform" anerkannt wird. Ihr allein fállt als
"Zentrum der ókonomischen, geistig-kulturellen und
sozialen Entwicklung" die Fórderung und Entwicklung
der sozialistischen Lebensweise auf dem Lande zu (43).
Für diese ideologische Aufwertung der Stadt lassen sich
nur wenige rationale Gründe ermitteln - wenn auch der
eingeschlagene ökonomische Weg solch einseitige Be-
stimmung dessen, was "sozialistische Lebensweise"
sei, opportun erscheinen lüBt. Eine bestimmte Bedeu-
tung hat dabei die historisch fortschrittliche Rolle der
Stadt: gebunden an die Existenz der Arbeiterklasse in
den Orten der kapitalistischen Konzentration - waren
die größeren Städte zum Ausgangspunkt des demokrati-
schen Staatsaufbaus geworden (43).
Wie sich aus dem Vorangegangenen ergibt, fällt es
schwer, die heutige Bedeutung der Stadt auf die führen-
de Rolle der Arbeiterklasse zurückzuführen.
Wie wurde nun die Frage der sozialistischen Repräsen-
tation in der Stadtplanung behandelt?
Die "generelle Stadtplanung" als Instrument des NÖSPL
zur Durchsetzung des "maximalen gesellschaftlichen
Nutzeffekts" brachte erst 1966 die Ablósung der bis da-
hin rein technisch-gestalterisch betriebenen Stadtpla-
nung - die in Anlehnung an das bürgerliche Ressortden-
ken fortbestanden hatte.
Für die Architekten-Planer der Deutschen Bauakademie
(DBA) hieß dies, sich von den "16 Grundsätzen des
Stüádtebaus", 1950 aus der SU übernommen, zu
trennen! Diese Grundsätze, deren Kern die These von
der "sozialistischen Stadt als Ausdruck der politischen
Machtverhültnisse" war, waren in das Aufbaugesetz
übernommen worden, um den eindeutigen Willen der
Partei nach künstlerischer Dokumentation des Neuen
der sozialistischen Gesellschaftsordnung auszudrücken.
Das Durchsetzen neuer Grundsátze nach dem Nutzeffekt
hat ambivalenten Charakter: einerseits wird die Pseudo-
wissenschaft "technisch-gestalterisches Planen", die
doch so nützliches Instrument für die Darstellung so-
zialistischer Macht gewesen war, entthront; anderer-
seits werden die Vertreter dieser Pseudowissenschaft,
die Architekten-Planer, weiter gebraucht als die, "die
den Stüdten eine unverwechselbare Gestalt geben und
die Vorzüge unserer sozialistischen Ordnung architek-
tonisch widerspiegeln" (44).
Der Kompetenzen-Streit zwischen den Volkswirtschafts-
und Stadtplanern war dabei unvermeidbar. Bereits mit
der Verkündung des 1. Siebenjahrplans 1959 werden
die Aufgaben der Raumordnung als ökonomische aus-
gewiesen. Den nächsten Schritt machen die Bezirks-
plankommissionen, die den grundsätzlichen Vorrang
der ökonomischen Planung vor der städtebaulichen er-
klären. Die DBA geht in Verteidigungsstellung zugun-
sten der schöpferischen Aufgaben des Stadtplaners. Der
Streit wird durch die ökonomische Entwicklung ent-
schieden, die DBA verspricht zunächst die stärkere
Berücksichtigung ökonomischer Aspekte und entwickelt
dann langsam ein Konzept, das die Stadtplanung an ihre
ökonomische Basis bindet. Damit ist die weitere Exi-
stenz der DBA und ihrer führenden Köpfe gesichert -
durchaus im Einvernehmen mit Partei und Staatsappa-
rat, die ihrerseits meinen, das Problem der fehlenden
Spezialisten für die Umsetzung der territorialen Pla-
nung in bauleitende Direktiven und für die Durchführung
repräsentativer Bauaufgaben so am besten gelöst zu
haben.
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Die bürgerlichen Spezialisten hatten damit zum 2. Mal
ihren Platz innerhalb der neuen Gesellschaft gefunden,
ohne jede ideologische Umerziehung, sich jeweils dem
herrschenden Sprachgebrauch anpassend. Es gibt wohl
kaum ein anschaulicheres Beispiel der Rolle bürgerli-
cher Spezialisten im Aufbau einer sozialistischen Ge-
sellschaft als diese Architektenplaner; niemand wohl
ist ungebrochen weiter vom Volk entfernt geblieben als
diese, denen die "repräsentative Gestaltung der sozia-
listischen Stadt'' und die "Gestaltung der sozialistischen
Lebensweise'' anvertraut wurde (45).
D. Schlußbemerkung
Es bleibt zum Schluß übrig, nach den zukünftigen Ent-
wicklungsbedingungen der räumlich-materiellen Struk-
tur zu fragen. Als sachliche Voraussetzungen der ge-
sellschaftlichen Produktion haben sie die Wirkung ge-
sellschaftlicher Arbeitsmittel.
"Nicht was gemacht wird, sondern wie, mit welchen
Arbeitsmitteln gemacht wird, unterscheidet die öko-
nomischen Epochen" (46).
Nicht der Stand der Produktivkräfte, sondern der Cha-
rakter der Organisation der Produktion, die (infra-
strukturellen) Arbeitsmittel und ihre räumliche Ver-
teilung entscheiden darüber, welcher ökonomischen
Epoche die DDR zuzuordnen ist.
Dieses "wie" der Arbeitsmittel entscheidet über ste-
tige Wachstums- und Entwicklungsfühigkeit, über die
Fähigkeit zum Fortschreiten und Zurücklassen, die
wir als erstes Kriterium des sozialistischen Aufbaus
ansehen. Gerade am Beispiel der DDR - auf die alle
nur denkbaren Behinderungen durch das Fortwirken
der alten Kräfte zutreffen — scheint uns das Fortschrei-
ten und Zuriicklassen als transitorischer Charakter des
Übergangs vom Kapitalismus zum Sozialismus von be-
sonderer Bedeutung zu sein.
Wir erkennen zwar an, daß die enorme Aufbaugeschwin-
digkeit in den ersten 20 Jahren der DDR durchaus ein
Indiz für diese Fähigkeit zum Fortschritt ist, aber
eben nur ein Indiz - sozusagen notwendige Bedingung,
während die Sicherung des langfristigen und umfassen-
den Wachstums als hinreichende Bedingung, zumindest
im Rahmen der räumlich-strukturellen Organisation,
nur negative Indizien brachte.
Denn städtische Konzentration wirkt nur solange als
Kollektivkraft kombinierter Arbeit, wie die Ersparun-
gen aus der gesellschaftlichen Nutzung die nachteiligen
Begleiterscheinungen der Konzentration überwiegen!
Dieses Umschlagen der Begleiterscheinungen von Vor-
teilen in Nachteile scheint in erster Linie nur die Kon-
zentrationsgrenze zu zeigen, die einzuhalten einer Plan-
wirtschaft ein Leichtes sein sollte. Weil aber hinter
dieser räumlichen Verteilung eine bestimmte Form der
Wirtschaftsorganisation und abgesicherte Verteilungs-
verhältnisse stehen, die nicht allein vom Zwang zur
Rationalität umzustoßen sind, sind auch die Zweifel am
endgültigen Sieg des Sozialismus in der DDR berechtigt.
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M. Dohle, A. Evers, C.v. Geisten, H.U. Wegener,
Z. Szankay
BEDINGUNGEN UND PERSPEKTIVEN DER STADT-
TEILARBEIT
Anm. der Redaktion:
Die vorliegende Arbeit stellt eine auf Anregung der
Redaktion ARCH- leicht überarbeitete Fassung dar
(Stand: 10.12.71). Eine frühere Fassung ist beim So-
zialistischen Büro Offenbach erschienen.
VORBEMERKUNG
Gegenwärtig gibt es in der Bundesrepublik verschiede-
ne Ansätze zur Stadtteilarbeit. Sie unterscheiden sich
in zweierlei Hinsicht:
Zum einen resultieren sie aus der Erkenntnis, daß trotz
fortschreitender technologischer Entwicklung und wach-
sendem gesellschaftlichen Reichtum soziale Schichten
materiell und bewußtseinsmäßig deklassiert und in eine
gesellschaftliche Randposition gezwungen sind.
Zum anderen verfolgen sie das Ziel, die in zentralen
Bereichen zurückgebliebenen bürgerlichen Schichten zu
mobilisieren. Sie operieren dabei mit den Begriffen
"Chancengleichheit, Demokratisierung und Emanzipa-
tion".
Beiden Ansätzen ist gemeinsam, daß sie den Reproduk-
tionsbereich (Sozialisation, Versorgung, Wohnen, Kon-
sum, Freizeit...) weder im theoretischen Anspruch
noch in der politischen Agitation verlassen. Kommuni-
kation und Mobilisierung werden erleichtert durch die
in diesem Bereich gemeinsam erlebten Benachteiligun-
gen.
Dort, wo diese Modelle theoretisch fundiert sind, ver-
suchen sie Konflikte im Reproduktionsbereich zu ver-
mitteln an den Widersprüchen im Produktionssektor und
können daher auch die Verschärfung dieser Konflikte in
ihre Inhalte miteinbeziehen.
Doch bleiben Diskussionen und Agitationen in den Gren-
zen sozialpsychologischer, soziologischer und sozial-
staatstheoretischer Kategorien beschränkt.
Die Veränderung des eigenen Bewußtseins (individuelle
Emanzipation), die Umwälzung der unteren Entscheidungs-
ebenen (Demokratisierung der kommunalen Verwaltung)
und die Bildung von Kadern aus den Randgruppen, diese
Veränderungen betreffen den Überbau: das Bewußtsein,
das Recht und die Verteilung.
Den entsprechend bürgerlich-politischen Forderungen -
und als solche entlarvt sich z.B. die Randgruppenstra-
tegie, wenn sie die eigene bürgerliche Sozialisation auf
proletarische Verhältnisse projiziert - steht die "un-
politisch" spontane Arbeiterbewegung in den Betrieben
gegenüber.
Hier wird an symbolischen Werksbesetzungen deutlich,
daß Klassenbewußtsein noch wirksam ist, während dort
im Reproduktionsbereich, der Staat als vermittelndes,
regulierendes Instrument begriffen wird, dessen Ein-
griffsmöglichkeiten in Konfliktsituationen bestimmt
werden durch die Partizipation bisher sprachloser
Gruppen.
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Die Kommunistischen und (damals) Sozialdemokrati-
schen Parteien haben ihre politische Arbeit in beiden
Bereichen organisiert. Die Straßenzellen konnten die
Entwicklung der Preise und die politische Unterdrückung
relativieren und zurückführen auf die Widersprüche der
kapitalistischen Entwicklung in den Betrieben.
Diese auch heute notwendige Vermittlung erfordert die
richtige Einschätzung der politischen und ökonomischen
Prozesse im Reproduktionsbereich: die für diesen Be-
reich relevante Entscheidungsebene lokalisieren und
von der Produktionsseite her zu begründen, ist der
Versuch dieser Arbeit.
Die für diese Einschätzung entscheidenden Prozesse
sind zwar theoretisch ableitbar; dennoch: eine anfäng-
liche Gliederung, in der wir dies versuchten, bröckelte
an drei Stellen auseinander. Deshalb haben wir uns auf
vier Einzelkapitel beschränkt, deren analytischer Inhalt
nur eine Seite der Stadtteilarbeit unterstützen kann: den
theoretischen Ansatz. Die Praxis im Wohnbezirk, die
Kampagnen im Reproduktionsbereich, sind die Voraus-
setzungen zur Bildung des Klassenbewußtseins. Die
daraus gewonnenen Erfahrungen sind regional verschie-
den und können nicht unmittelbar verallgemeinert wer-
den.
Der Inhalt dieser Arbeit 1äßt sich wie folgt umreißen:
1. Das Verhältnis von Produktions- und Reproduktions-
bereich hat sich historisch gewandelt. Deshalb sind
Ansätze zur Organisierung sozialistischer Arbeit in
diesen Sektoren historisch bedingt und können heute
als Erfahrungen nutzbar gemacht werden.
Die politisch-ökonomische Entwicklung des Kapita-
lismus hat heute spürbare Konsequenzen für die
Reproduktion der Arbeitskraft und führt dort zu einer
Umstrukturierung, die kleinbürgerlichen Schichten
mehr und mehr miteinbezieht.
3 Disparitäten lassen sich nur verkürzt aus dem Re-
produktionsbereich erklüren. Sie sind - wie am Bei-
spiel der Arbeitsemigration gezeigt wird - eine
Seite der Verwertung von Arbeitskraft.
Es besteht die Gefahr, daß unter dem jetzigen theo-
retischen Stand der Reflexion und praktischen Or-
ganisation die isolierten Ansätze der Stadtteilarbeit
entweder von reformerischen Strategien integriert
werden oder in voluntaristischen Zirkeln, isoliert




I. Historische Entwicklung des Reproduktionsbereichs
und der Konflikte in diesem Sektor
0. Der Reproduktionsbereich als Moment der kapitali-
stischen Akkumulation.
L. 1848-1871. Die Entwicklung und Monopolisierung der
städtischen Industrie und das Wohnungsproblem bis
zur Entstehung des Imperialismus.
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2. Die Einbeziehung der zurückgebliebenen Branchen
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Europäische Randländer, Arbeitskraftimport und
Kapitalexport.
$1
IV.Zur Perspektive sozialistischer Arbeit im Repro-
duktionsbereich
I. DIE HISTORISCHE ENTWICKLUNG DES REPRO-
DUKTIONSBEREICHS UND DER KONFLIKTE IN DIE-
SEM SEKTOR
0. Der Reproduktionsbereich als Moment der kapita-
listischen Akkumulation
0.1 Die Ablösung der zünftigen Handwerksindustrie
durch die Manufakturbetriebe ist historisch eine Ur-
sache der Entstehung des städtischen Proletariats. Mit
ihr bildeten sich die ersten Elemente der Bourgeoisie.
Die kapitalistische Produktion begann, als die Zunft-
meister durch den industriellen Mittelstand verdrüngt
wurden, der genügend Geld besaß, um Arbeitskräfte
kaufen zu können. "Die kapitalistische Produktion be-
ginnt, ... wo dasselbe individuelle Kapital eine grófiere
Anzahl Arbeiter gleichzeitig beschüftigt, der Arbeits-
prozeB also seinen Umfang erweitert und Produkt auf
groBerer quantitativer Stufenleiter liefert. Das Wirken
einer gróBeren Arbeiteranzahl zur selben Zeit, in dem-
selben Raum, zur Produktion derselben Warensorte
unter dem Kommando desselben Kapitalisten, bildet
historisch und begrifflich den Ausgangspunkt der kapi-
talistischen Produktion. Mit Bezug auf die Produktions-
weise selbst unterscheidet sich z.B. die Manufaktur in
ihren Anfängen kaum anders von der zünftigen Hand-
werksindustrie als durch die größere Zahl der gleich-
zeitig von demselben Kapital beschäftigten Arbeiter.
Die Werkstatt des Zunftmeisters ist nur erweitert" (1)
Die Voraussetzung der kapitalistischen Produktions-
weise besteht also darin, daß größere Massen von Ka-
pital und Arbeitskraft vorhanden sein müssen, die
zusammen unter der Verfügung des Kapitalisten Waren
produzieren.
Die ursprüngliche Geldanhäufung aus dem Handel und
dem Wucher bildete den ersten Faktor: das Geldkapital
Es war jedoch in seiner Funktion, Mehrwert zu schaf-
fen durch Besitz an fremden Produktionsmitteln und
Arbeitskräften, noch gehemmt, solange es in den
Städten Zunftverfassungen und auf dem Land die Feu-
dalverfassung gab. Diese Verfassungen nämlich fessel-
ten die Arbeitskräfte an ihre Scholle, Meister oder
Herrn.
Sie wurden erst "frei" von ihren Fesseln, als sie zu
Hunderttausenden vom Land vertrieben wurden. Die
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englischen Grundbesitzer hielten es z.B. angesichts
der Entwicklung der Wollindustrie für vorteilhafter,
das Ackerland in Weide zu verwandeln. Die vertriebe-
nen, jetzt von aller Hórigkeit "befreiten" Arbeiter
bildeten in den Stádten die Voraussetzung der kapitalisti-
Schen Produktion, Sie waren gezwungen, ihre eigene
Arbeitskraft und damit sich selbst zu verkaufen, um
ihre Reproduktionsmittel kaufen, d.h. sich selbst am
Leben erhalten zu können (2).
0.2 Momente der ursprünglichen Akkumulation
"Der Verdünnung des unabhängigen, selbstwirtschaften-
den Landvolkes entsprach nicht nur die Verdichtung
des industriellen Proletariats... Mit dem freigesetzten
Teil des Landvolkes werden...auch seine früheren
Nahrungsmittel freigesetzt. Sie verwandeln sich jetzt
in stoffliches Element des variablen Kapitals.
Der an die Luft gesetzte Bauer muf ihren Wert von
seinem neuen Herrn, dem industriellen Kapitalisten,
in der Form des Arbeitslohnes erkaufen. Wie mit den
Lebensmitteln verhielt es sich mit dem heimischen
agrikolen Rohmaterial der Industrie. Es verwandelte
sich in ein Element des konstanten Kapitals...
Die Expropriation und Verjagung eines Teils des Land-
volks setzt mit den Arbeitern nicht nur ihre Lebens-
mittel und ihr Arbeitsmaterial für das industrielle
Kapital frei, sie schafft (auch) den inneren Markt"
(3). Denn "früher erzeugte und bearbeitete die Bauern-
familie die Lebensmittel und Rohstoffe, die sie nachher
größtenteils selbst verzehrte und verbrauchte. (Diese
aber)... sind jetzt Ware geworden, der Großpächter
verkauft sie, in den Manufakturen findet er seinen
Markt." Die zerstreute Kundschaft konzentriert sich
auf dem stüdtischen Markt. So ist die Enteignung der
selbstündigen Bauern auch verbunden mit der Tren-
nung von Manufaktur und Agrikultur (4).
0.3 "Herd, Fabrik, Distrikt" im Bewufitsein der Ar-
beiterklasse
So wie die Konkurrenz zwischen einzelnen Unternehmern
primär die Produktion bestimmte, regelte die Konkur-
renz zwischen dem Industrie- und Haus- und Grundka-
pital den Wohnbereich. Unternehmer, Hausbesitzer und
Makler bauten oder vermittelten die notwendigen Woh-
nungen und vermieteten sie zu einem Preis, den die
Arbeiterfamilie solange bezahlen konnte, wie sie voll
arbeitsfühig war. Unfülle und Krankheiten bedeuteten
gleichzeitig sofortige Kündigung. Unter diesen Bedin-
gungen konnten auch die noch bestehenden Familien-
oder Sippenbindungen keine sozialfürsorgliche Funktion
mehr bieten, da alle Mitglieder gleichermaßen am
Rande der Existenz lebten.
Die Arbeitszeit erstreckte sich bekanntlich auf 12 bis
18 Stunden (5) und bis zur entsprechenden Gesetzgebung
galt dies auch für Kinder und Frauen. Die Wohnung
hatte also ihre erste Funktion als Schlafstelle für die
in Schichten arbeitenden Familienmitglieder.
Unter diesen Bedingungen ist es nicht verwunderlich,
daß die in den Arbeitervierteln aufkommenden Kämpfe
sich nicht an der Ausbeutung im Reproduktionsbereich
entzündeten (siehe Engels’ Darstellung der Bodenspe-
kulation und des Mietwuchers); sondern: aus der Gegen-
überstellung zu ihren früheren Lebens- und Arbeitsbe-
dingungen einerseits und aus der sichtbaren Abhängig-
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keit von Reproduktions- und Produktionsbedingungen
andererseits entwickelte das Proletariat ein kämpfe-
risches Standesbewußtsein: Marx betont in einer ’ Vor-
würts'-Nummer (6), daB die deutschen Arbeiterauf-
stände (hier: schlesischer Weberaufstand) einen '"theo-
retischen und bewuBten Charakter" besaBen. " Zunächst
erinnere man sich an das Weberlied, an diese kühne
Parole des Kampfes, worin Herd, Fabrik, Distrikt nicht
einmal erwüáhnt werden, sondern das Proletariat zu-
gleich seinen Gegensatz gegen die Gesellschaft des Pri-
vateigentums in schlagender, scharfer, rücksichtsloser,
gewaltsamer Weise herausschreit. Der schlesische
Aufstand beginnt gerade damit, womit die französi-
schen und englischen Aufstände enden, mit dem Bewußt-
sein über das Wesen des Proletariats. Die Aktion selbst
trügt diesen überlegenen Charakter. Nicht nur die Ma-
Schinen, diese Rivalen des Arbeiters, werden zerstürt,
sondern auch die Kaufmannsbücher, die Titel des Eigen-
tums, und wahrend alle anderen Bewegungen sich zu-
nächst nur gegen den Industrieherrn, den sichtbaren
Feind kehrten, kehrt sich diese Bewegung zugleich
gegen den Bankier, den versteckten Feind' (7).
Wir wollen untersuchen, ob es in der weiterschreiten-
den industriellen Entwicklung und der damit verbunde-
nen gewaltsamen Verlagerung der Arbeiterwohnviertel
Konflikte gegeben hat, auf deren Erfahrungen wir heute
zurückgreifen können.
1. 1848-71: Die Entwicklung und Monopolisierung der
städtischen Industrie und das Wohnungsproblem bis zur
Entstehung des Imperialismus
1.1 Die nationale Einheit
Eine der wichtigsten Voraussetzungen für den ungehin-
derten Binnenhandel mit Industrieprodukten war die
Zollfreiheit zwischen den vielen konkurrierenden Klein-
staaten. In Deutschland eröffnete die Bildung des
’Deutschen Zollvereins' (1834) für diese Entwicklung
erste Móglichkeiten; die bürgerliche Revolution (1848)
durchbrach das Haupthindernis der Konkurrenzfähigkeit
gegenüber der englischen Industrie: die Gewerbefreiheit
Mit diesem Jahr begann die zweite Phase industrieller
Revolution: Die Erweiterung der Fabriken in den be-
stehenden Großstädten und die Umwandlung von Klein-
städten zu Industriezentren zogen massenhaft Arbeits-
kräfte an. Gleichzeitig erweiterten sich die internatio-
nalen Märkte, ein Umstand, der als Intensivierung der
inländischen Produktion auf die Ausbeutung der Arbeits-
kraft zurückschlug. Die Stahlproduktion stieg von 1850
bis 1880 um das 12fache und die Steinkohlenförderung
zwischen 1843 und 71 um das 1lfache. Entsprechend
vermehrte sich die Zahl der Fabriken (1841 40 Dampf-
maschinen, 1880 über 5.000) — gleichzeitig ging das
Handwerk zurück und die Zahl der Lohnarbeiter wuchs
(8). (Vgl. Zahlen Anm. 4) Dies machte wiederum neue
Methoden der Nahrungsmittelproduktion (künstliche
Düngung) erforderlich, um den steigenden Bedarf der
Stadtarbeiter zu befriedigen. In dieser Zeit wurden
bereits "Gastarbeiter" aus Polen geholt, die als billige
Arbeitskräfte in der schneller produzierenden Land-
wirtschaft, wie auch in der Industrie, insbesondere im
Bergbau eingesetzt wurden.
29
1.2 Die Wohnungsnot bedrängt das Bürgertum
Die Auswirkungen des Übergangs von der Manufaktur
und Kleinbetrieb zur großen Industrie beschreibt Engels
in der ' Wohnungsfrage':
"(Dieser Übergang) ist auch vorwiegend die Zeit der
'Wohnungsnot'. Einerseits werden Massen lündlicher
Arbeiter plötzlich in die großen Städte gezogen, die
sich zu industriellen Mittelpunkten entwickeln, anderer-
seits entspricht die Bauanlage dieser älteren Städte
nicht mehr den Bedingungen der neuen Großindustrie
und des ihr entsprechenden Verkehrs; Straßen werden
erweitert und neu durchgebrochen, Eisenbahnen mitten
durchgeführt. In demselben Augenblick, wo Arbeiter
haufenweise zuströmen, werden die Arbeiterwohnungen
massenweise eingerissen. Daher die plótzliche Woh-
nungsnot der Arbeiter und des auf Arbeiterkundschaft
angewiesenen Kleinhandels und Kleingewerbes" (9).
Die massive Ansiedlung des städtischen Proletariats
hatte in den Städten eine entsprechende Verdrängung
des Kleinbürgertums zur Folge, sie wurden mehr und
mehr den proletarischen Wohnbedingungen unterworfen.
Die damit verbundene allgemeine Wohnungsnot,
also auch die des Bürgertums, wurde so zum Politi-
kum, welches Engels veranlaßte, grundsätzlich über
die Wohnungsfrage zu schreiben.
Dehnten sich die Banken, Verwaltungen und Repräsen-
tationsbauten im Kernbereich der Städte aus, so mußten
zunächst die Arbeiterwohnviertel abgerissen werden.
Meist siedelten sie sich in unmittelbarer Nachbarschaft
oder in der Umgebung neuer Betriebe am Stadtrand
wieder in gleichem Elend an.
"Die Ausdehnung der modernen GroBstádte gibt in ge-
wissen, besonders in zentral gelegenen Strichen der-
selben dem Grund und Boden einen künstlichen, oft
kolossal steigenden Wert; die darauf errichteten Ge-
biude, statt diesen Wert zu erhóhn, drücken ihn viel-
mehr herab, weil sie den veränderten Verhältnissen
nicht mehr entsprechen; man reißt sie nieder und er-
setzt sie durch andre. Dies geschieht vor allem mit
zentral gelegenen Arbeiterwohnungen, deren Miete,
selbst bei der größten Überfüllung, nie oder doch nur
äußerst langsam über ein gewisses Maximum hinaus-
gehn kann. Man reißt sie nieder und baut Läden, Waren-
lager, öffentliche Gebäude an ihrer Stelle. Der Bona-
partismus hat durch seinen Haussmann in Paris diese
Tendenz aufs kolossalste zu Schwindel und Privatbe-
reicherung ausgebeutet" (10).
"In Wirklichkeit hat die Bourgeoisie nur eine neue
Methode, die Wohnungsfrage in ihrer Art zu lósen -
das heißt, sie so zu lösen, daß die Lösung die Frage
immer wieder von neuem erzeugt...
Diese Methode heißt Haussmann" (11).
Das Konzept des Baron Haussmann bedeutet vor allen
Dingen die Zerschneidung der eng gebauten revolutio-
nären Arbeiterviertel durch lange, gerade und breite
Straßen, durch Avenuen und Boulevards, die an beiden
Seiten durch große Luxusgebäude eingefaßt wurden.
Diese im Ursprung spezifisch bonapartistische Konzep-
tion hatte hygienische, transporttechnische, mehr noch
aber strategische (12) Gründe. Mit Sicherheit fußten
die Überlegungen Haussmanns u.a. auch auf den Erfah-
rungen, die die französische Reaktion während der
französischen Revolution 1848 in ihren Kämpfen mit
dem Pariser Proletariat gesammelt hatte. Im Juni
1848 hatten nämlich die Pariser Arbeiter nach einer
provokativen Entscheidung der Regierung zu den Waf-
fen gegriffen.
"Vier Tage (23.-26. Juni) dauerten die erbitterten
Barrikadenkämpfe, die derart heftig waren, daß einer
der Führer der Reaktion, Thiers, sogar vorschlug,
Paris zeitweilig aufzugeben. Schließlich gelang es aber
der Armee und der Nationalgarde..., die Aufständi-
schen niederzuschlagen. Die große Bedeutung der Ju-
nischlacht liegt darin, daß es sich um die erste Schlacht
zwischen dem Proletariat und allen anderen Klassen der
bürgerlichen Gesellschaft handelt" (13).
Marx kommentiert das Entstehen der Boulevards 1858
mit den Worten Haussmanns, der der Pariser Bevölke-
rung mitteilt, daß diese Boulevards ''vom strategischen
Standpunkt aus wichtig seien und darauf berechnet, vor
unvorhergesehenen Ereignissen, die immer eintreten
und die Gesellschaft gefährden kónnen, zu schützen."
Ihren unmittelbaren Zweck beweisen die Haussmann-
schen Boulevards bei der Niederschlagung der Pariser
Kommune: "Die Kommune hat das Feuer'' (in Brand
gesetzte Wohngebäude) ''im strengsten Sinn des Worts
als Verteidigungsmittel gebraucht. Sie wandte es an,
um den Versailler Truppen jene langen geraden Stra-
Ben zu versperren, die Haussmann absichtlich dem
Artilleriefeuer offengelegt hatte" (14).
Nebenbei 1äßt sich bemerken, daß sich die Haussmann-
sche Konzeption auch noch im Mai 1968 bei der Nieder-
schlagung der Pariser Mairevolte als höchst effizient
herausstellte.
Die Methode Haussmann, d.i. die Methode der Bour-
geoisie, "die Wohnungsfrage auf ihre Art zu lósen'",
beinhaltet nicht nur diesen strategischen Zweck und
die Heranbildung eines von der bonapartistischen Re-
gierung abhüngigen Bauproletariats, sondern ebenfalls
eine kapitalistisch-stádteplanerische Absicht: "ich
verstehe unter 'Haussmann' die allgemein gewordene
Praxis des Breschelegens in die Arbeiterbezirke, be-
sonders die zentral gelegenen unserer großen Städte,
ob diese nun durch Rücksichten der öffentlichen Gesund-
heit und der Verschönerung oder durch Nachfrage nach
großen, zentral gelegenen Geschäftslokalen oder durch
Verkehrsbedürfnisse ... veranlaßt werden. Das Resul-
tat ist überall dasselbe, mag der Anlaß noch so ver-
schieden sein: die skandalösesten Gassen und Gäßchen
verschwinden unter großer Selbstverherrlichung der
Bourgeoisie von wegen dieses ungeheuren Erfolges,
aber - sie erstehen anderswo sofort wieder und oft in
der unmittelbaren Nachbarschaft" (15).
Aber es ist nicht das Proletariat selbst, das hier die
schlechten hygienischen Verhältnisse aufgreift und zur
"öffentlichen Diskussion'' treibt, sondern die bürger-
liche Presse. Sie spricht von "handgreiflicher Ver-
spottung aller Gesetze der Gesundheitspflege; daß die
Kellerwohnungen nie hátten als menschliche Wohnungen
geduldet werden sollen" und gibt dezidierte Schilderun-
gen der Wohnverhältnisse.
Engels bemerkt dazu: "Dies ist ein schlagendes Exem-
pel, wie die Bourgeoisie die Wohnungsfrage in der
Praxis lóst: Die Brutstütten der Seuchen, die infamsten
Hóhlen und Lócher, worin die kapitalistische Produk-
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tionsweise unsere Arbeiter Nacht für Nacht einsperrt,
sie werden nicht beseitigt, sie werden nur - verlegt."
Das Proletariat relativiert die Ausbeutung im Reproduk-
tionsbereich zur Ausbeutung am Arbeitsplatz vielmehr
noch: es begreift sie als ökonomische Notwendigkeit der
kapitalistischen Lohn-Abhängigkeit und damit tenden-
ziell als bewußte Klassenfrage. So wurden Maßnahmen
für bessere Wohnungen und geringere Mieten vom Klein-
bürgertum durchgesetzt, und zwar immer dann, wenn
es selbst durch diese extremen Notstände tangiert
wurde. Ähnlich einzuschätzen sind die Erfolge im
Kampf gegen die Luftverschmutzung: Soweit sich diese
nicht direkt und ohne Kostenaufwand verhindern ließ,
zog das Bürgertum die bessere Luft der westlichen
Stadtteile vor und überließ dem Proletariat die Abgase
der Industriezonen.
Die Arbeiterklasse kämpfte stets um primäre Verände-
rungen: um höhere Löhne und kürzere Arbeitszeit. Die
Bedingungen in den Wohnvierteln - vor allem die not-
gedrungene Kommunikation und die von außen aufge-
zwungene Solidarität - erfüllten oft eine positive Funk-
tion: Sie ließ das Proletariat sinnlich erfahren, daß
eine Änderung dieser Zustände nur möglich war durch
die Abschaffung der Lohnarbeit selbst. Sie erkannten,
daß ihr materielles Elend ein unterstützendes Moment
der Befreiung sein konnte.
"Die moderne Naturwissenschaft hat nachgewiesen"
schreibt Engels, "daB die sogenannten ' schlechten
Viertel', in denen die Arbeiter zusammengedrüngt
sind, die Brutstütten aller jener Seuchen bilden" - zu
denen die Bourgeoisie auch die dort entstehenden Auf-
stünde zühlte - "die von Zeit zu Zeit unsere Städte
heimsuchen" und weil diese Krankheiten auch in den
"Juftigeren und gesunden Stadtteilen" wüten, "ent-
brannten die menschenfreundlichen Bourgeois in edlem
Wetteifer für die Gesundheit ihrer Arbeiter."
Es wurden damals wie heute Vorschlüge gemacht, wie
Kriminalitàt, Neurosen, Trunksucht und Aggression
in den Wohngebieten zu verhindern seien, ohne ihre
Ursachen in den Wohngebieten beseitigen zu müssen.
Alle diese Vorschlüge wurden durch die Geschichte
widerlegt; dennoch entzündet sich die Diskussion immer
wieder von neuem; das stüdtische Kleinbürgertum leidet
oft unter den gleichen Wohnbedingungen wie das Prole-
tariat und gleicht sich ihm auch in den Arbeitsbedingun-
gen mehr und mehr an. Gleichwohl ist die Richtung, in
der eine Lösung der miserablen Verhältnisse gesucht
wird, eine reaktionäre.
Entscheidend für die ideologische Ausrichtung des
städtischen Kleinbürgertums war u.a. der Franzose
Proudhon.
Die antikapitalistische Tradition des Kleinbürgertums
reicht weit in die Geschichte, nur war der Wunsch zur
Überwindung der kapitalistischen Produktionsverhält-
nisse begründet im Ziel der Restauration präindustrieller
Produktionsweisen, d.h. im Ziel der Rekonstruktion
der vorkapitalistischen Stellung des zünftigen Handwerks.
So sieht Proudhon und mit ihm das proletarisierte
Kleinbürgertum den Ursprung seines Elends in der
kapitalistischen Gesellschaft nicht in der Sphäre der
Produktion, sondern in der Sphäre des Austauschs
begründet. "Der Kleinbürger Proudhon verlangt eine
Welt, in der jeder ein apartes, selbständiges Produkt
ARCH+ 15 (1971-3)
anfertigt, das sofort verbrauchbar und auf dem Markt
austauschbar ist; wenn dann nur jeder den vollen Wert
seiner Arbeit in einem anderen Produkt wiedererhält,
so ist der ’ ewigen Gerechtigkeit’ genüge getan und die
beste Welt hergestellt" (16).
Aus der leidenschaftlichen Bejahung des Privateigen-
tums und des sozialen Ideals einer Gesellschaft selb-
ständiger Warenproduzenten bzw. der Appellation an
eine fiktive ewige Gerechtigkeit ist leicht die leiden-
schaftliche Aufnahme der bourgeoisen Wohnverhält-
nisse durch das Kleinbürgertum zu erklären. Die Ab-
hängigkeit vom Kapitalismus wurde für sie besonders
durch Verlust von Eigentum auf dem Wohnungssektor
relevant. Ein deutscher Proudhon-Adept lamentiert
1872: "Wir nehmen keinen Anstand, zu behaupten, daß
es keinen furchtbareren Hohn auf die Kultur unseres
gerühmten Jahrhunderts gibt als die Tatsache, daß
in den großen Städten 90 % der Bevölkerung und darüber
keine Stätte haben, die sie ihr eigen nennen können.
Der eigentliche Knotenpunkt der sittlichen und Fami-
lienexistenz, Haus und Herd wird vom sozialen Wirbel
mit fortgerissen ... Wir stehen in dieser Beziehung
weit unter den Wilden. Der T'roglotyte hat seine Hóhle,
der Australier hat seine Lehmhütte, der Indianer sei-
nen eigenen Herd - der moderne Proletarier hängt
faktisch in der Luft" (17).
Der reaktionäre Wunsch der Rekonstruktion präindu-
strieller Verhältnisse übersieht die ungeheuerlichen
Möglichkeiten, die in der industriellen Entwicklung
zur Befreiung des Menschen selbst liegen. Der Wunsch
des Kleinbürgers, obwohl er primär mit dem Elend
des Proletariats argumentiert, ist vor allem die Re-
stauration seiner ursprünglichen Besitzverhältnisse.
Infolge der "Verletzung der ewigen Gerechtigkeit'!,
einer Vorstellung innerhalb der Fiktion einer herr-
Schaftslosen, auf der freien Vereinigung freier Ge-
meinschaften beruhenden Gesellschaftsordnung, kon-
zentriert sich innerhalb der völligen Fixierung auf die
Sphäre der Distribution der Haß des Kleinbürgers auf
eine Sparte von Kapitalisten: die Hausbesitzer. Als
Kampfmittel gegen die "kapitalistischen Auswüchse"
empfehlen sich somit Genossenschaften, Genossen-
schaftsbanken mit billigem Kredit etc. - sogenannte
Selbsthilfemaßnahmen, die sich vor allem als Stabi-
lisierungsmomente der kapitalistischen Entwicklung
entlarven und bestenfalls Minderheiten den gewünsch-
ten Erfolg bescherten. Später hatten Selbsthilfemaß-
nahmen, jedoch nun staatlich abgestützt, größere Wirk-
samkeit:
- für Minderheiten bescherten sie den gewünschten
materiellen Erfolg
für die Masse waren sie ideologisches Leitbild.
An einzelnen Beispielen ist daher auch versucht wor-
den, die Wohnungsfrage "aus dem Marktbereich zu
lósen", und zwar über Genossenschaften dem Arbeiter
ein Heim zu verschaffen ("Der Arbeiter würde Kapi-
talist" Dr. Emil Sax 1869; "Aus Proleten werden
Eigentümer" Paul Lücke 1958, "Das Eigenheim —
Wunschtraum von Millionen" Wüstenrot 1970).
Herrn Sax hat schon Engels geantwortet:
"Für unsre großstädtischen Arbeiter ist Freiheit der
Bewegung" (Mobilität) "erste Lebensbedingung, und
Grundbesitz kann ihnen nur eine Fessel sein. Ver-
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schafft ihnen eigene Häuser, kettet sie wieder an die
Scholle, und ihr brecht ihre Widerstandskraft gegen
die Lohnherabdrückung ... Der einzelne Arbeiter mag
sein Häuschen verkaufen können, bei einem ernstlichen
Streik oder einer allgemeinen Industriekrise aber wür-
den sämtliche den betreffenden Arbeitern gehörende
Häuser zum Verkauf auf den Markt kommen müssen,
also gar keine Käufer finden oder weit unter Kostpreis
losgeschlagen werden. Und wenn sie alle Käufer fän-
den, so wäre ja die ganze Wohnungsreform ... wieder
in nichts aufgelöst und es könnte wieder von vorn an-
fangen" (18).
Dies gilt auch besonders für Werkswohnungen, in de-
nen die Abhängigkeit zum Unternehmen noch weit stär-
ker ist. Nicht nur die hier verringerten Reproduktions-
kosten gehen zu Lasten des Arbeitslohnes, sondern
ebenfalls die Verzinsung des vom Unternehmer vorge-
schossenen Kapitals.
Die extremsten Auswüchse kapitalistischer Wohnver-
hältnisse und die schlechten Reproduktionsbedingungen
der Arbeitskraft mußten gemildert werden, wenn das
industrielle Wachstum längerfristig gesichert werden
sollte.
So "leisteten einige Unternehmerpersönlichkeiten in
der Fürsorge für ihre Arbeiter Vorbildliches" - wie
uns die Schulgeschichtsbücher lehren -:
Alfred Krupp begann 1861 mit der Errichtung von
Wohnhäusern für seine Werksangehôrigen.
Die Krupp-Siedlungen (19) erfüllen nach den Angaben
des Initiators selbst folgende Funktionen:
- Die Lage der Produktionsstandorte (20) zu den Roh-
stoffen Kohle und Erz ist dem Unternehmen wichtiger
als das vorfindliche Arbeitskräftepotential
"Das Beispiel Essen zeigt, in welchem Mafie es móg-
lich war, entsprechend der Ausweitung von Produk-
tionskapazitäten (21) auch Arbeitssuchende heranzu-
ziehen" (22), In 20,000 Wohnungen wurden 65,000
Werksangehórige untergebracht.
Facharbeiter bilden auch in Krisenzeiten den notwen-
digen Produktionsrückhalt. Bei einsetzender Über-
produktion werden zuerst die ungelernten Arbeiter
entlassen, das Kapital sichert sich die Fachkräfte
für den nächsten Boom, "Es handelt sich daher bei
Kurzarbeit um Leute, die den Stamm der Belegschaft
bilden ... deshalb dürfen auch nur solche Arbeiter
angesiedelt werden, die voraussichtlich niemals zur
Entlassung kommen" (23). So wurden bei der Welt-
wirtschaftskrise über 100.000 Krupp-Arbeiter ent-
lassen, während die Krupp-Nebenerwerbs-Siedlungs-
bewohner ihr Pseudo-Landleben feierten: "das be-
deutet Gemüse ... Schinken, Speck und Würstchen,
die kein bares Geld kosten, weil das zu verkaufende
zweite Schwein die Auslagen für beide Schweine
wieder einbringt' (24).
Die Disziplinierung dieser Facharbeiter bei Streik-
gefahr braucht nicht näher erklärt werden, Engels
kennzeichnet diese Funktion als "Erziehung einer
Armee gegen das Proletariat".
"Wenn es dem Unternehmer gelingt, die Finanzierung
von billigen Arbeiterwohnungen auf dem Umweg über
die Löhne zu erreichen, bleibt der Zwang zur Seß-
haftigkeit permanent wirksam'' (25). Die vom Unter-
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nehmen gestellten Darlehen (zum Bau oder Erwerb
des Hauses) werden langfristig vom Lohn zurückbe-
halten; sogar die Pfändung des Lohnes selbst wird
angestrebt. Bleibt der Mieter bis zum Pensionsalter
Arbeiter bei Krupp, so ist es ihm gegönnt, "seinen
Lebensabend'' dortselbst mietfrei zu verbringen.
Scheidet er vorher aus - wie das in der Kohlenkrise
1965/67 massenhaft geschehen - so wird ihm die
Wohnung fristlos gekündigt. Die direkte Bindung des
Arbeiters an den Einzelunternehmer nimmt mit stei-
gender Monopolisierung ab. Wenn das wirtschaftliche
Wachstum eine gewisse Sättigung erreicht hat, be-
steht die Notwendigkeit, durch Konzentration und
Zentralisation die Konkurrenz kleinerer Unternehmer
auszuschalten und gleichzeitig die Dienste des Staates
und der kommunalen Verwaltung in Anspruch zu
nehmen, wenn es z.B. darum geht, die Infrastruktur
des neuen Produktionsstandortes zu verbessern (z.B.
durch Transportmüglichkeiten und Versorgung mit
Arbeitskrüften). Krupp, und vor ihm Gesinnungskon-
sorten in Frankreich und England, haben durch ihre
Privatinitiative späteren monopolkapitalistischen
Befriedungsmafinahmen vorgegriffen.
1.3 Die Ausbildung klassenspezifischer Wohnviertel
und das Klassenbewußtsein
Die Ablösung der Einzelkapitale (die bis dahin sehr
chaotisch den Wohnbereich regelten) durch die allge-
meine Konzentration bedeutet für den Städtebau eine
heute noch deutlich ablesbare Formierung und Polari-
sierung klassenspezifischer Wohnviertel. So läßt sich
an vielen deutschen Städten nachweisen, daß jeweils
im Osten neue Großindustrie angesiedelt wurde (die
im Kernbereich keine Ansiedlungsmöglichkeiten mehr
hatte), während sich im Westen das Bürgertum seine
Viertel baute (Windverhältnisse). Der Innenstadtbe-
reich verlagerte sich damit folgerichtig in östlicher
Richtung, dorthin, wo die Masse der Arbeiterfamilien
ihre Wohnungen und die zur Versorgung notwendigen
Händler und Gewerbetreibenden ihre Betriebe hatten.
Diese proletarischen Viertel waren Ausgangspunkte
vieler Aufstände und Kämpfe (deren örtliche Bedingun-
gen später noch aufgezeigt werden am Beispiel Wed-
ding), die wieder primär gegen politische Unterdrük-
kung und erst sekundär für Veränderungen im Repro-
duktionsbereich geführt wurden.
Warum hat es in den proletarischen Vierteln auch in
dieser Epoche keine Kampfmaßnahmen gegen die se-
kundäre Ausbeutung gegeben? Durch die industrie-
standortbedingte Entmischung der Klassenstruktur fehlte
es dem Proletariat an Motivation, sich dem bürgerli-
chen Komfort zu integrieren. Es sah in den bürgerli-
chen Wohnvierteln weniger das Ziel besserer Lebens-
bedingungen als mehr den Klassenfeind, der durch den
Besitz an Produktionsmitteln sich auch immer wieder
die besseren Wohnungen aneignen konnte.
So haben die Forderungen nach kürzerer Arbeitszeit
und politischer Freiheit einen entschieden klassen-
emanzipatorischen Charakter, wührend das Verlangen
des Bürgertums sich meist auf die Wiedergewinnung
verlorengegangener Privilegien oder die Ausweitung
bereits vorhandener Rechte und Annehmlichkeiten rich-
tete.
Dem stádtischen Proletariat mangelte es schon an den
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materiellen Voraussetzungen, seine Forderungen am
bürgerlichen Komfort zu orientieren; auch existierten
noch keine Werbemethoden der Konsumgüterindustrie,
die das fehlende Bedürfnis geweckt haben könnten.
(Erst die Notwendigkeit, neue Märkte durch neue Be-
dürfnisse zu erschließen, veranlaßt das Kapital, durch
entsprechende Methoden die in Lohnkämpfen gewonne-
nen Groschen auf dem Weg über die Verwirklichung
kollektiver Phantasiebilder wieder zu ersetzen.)
2. 1871-1914. Die Auswirkungen der imperialistischen
Wirtschaft auf die Reproduktionsbedingungen der Ar-
beiter
2.1 Die Verschärfung des Klassenkampfes von oben
als Voraussetzung für den Ausgleich im europäischen
Kapitalismus
Die internationale gewaltsame Ausweitung des Kapita-
lismus hatte sich schon in der vorimperialistischen
Epoche auf die Klassenkümpfe der Arbeiter ausgewirkt.
Doch wurden diese gerade im und nach dem deutsch-
franzósischen Krieg entscheidend bestimmt durch die
Auseinandersetzung der Industrienationen untereinander
und mit den rückstündigen Lándern. Der Kapitalismus
zerschlügt dort brutal die bestehenden Produktionsfor-
men, ruiniert die Bauernschaft genauso wie das stáüdti-
Sche Kleinbürgertum und schafft auch dort eine kapi-
talistische Industrie mit ihrem Proletariat.
Die Arbeiterbewegung, die in den ersten Jahren nach der
Niederschlagung der Revolution von 1848 erstarrt war,
begann sich in den 50er Jahren langsam wieder zu
erholen. 1864 entstand schließlich als Antwort auf die
weltweite Macht des Kapitals die I. Internationale,
deren Inauguraladresse betont, daß "trotz des kolossa-
len Wachstums der Industrie und des Handels die Not
der Arbeiterklasse nicht geringer geworden sei und
nicht radikal verbessert werden könne, solange der
Kapitalismus bestehe. Zwei Erfolge der Arbeiterklasse
in den letzten zehn Jahren wurden hervorgehoben: das
Gesetz über den Zehn-Stunden-Tag in England und die
Genossenschaften, die ursprünglich ebenfalls in Eng-
land entstanden waren" (26).
Zwanzig Jahre später - unter Bismarck - hatte die
Arbeiterklasse auch in Deutschland einige Verbesse-
rungen erreicht: das Kranken- und Unfall-Versiche-
rungsgesetz. Gleichzeitig aber wurde es seiner poli-
tischen Forderungen größtenteils beraubt durch die
Ausnahmegesetze, die den notwendigen inneren Schutz
der gesteigerten Industrieproduktion darstellten; nach
außen hin errang das Deutsche Reich seine Wettbe-
werbsfähigkeit durch die Schutzzollpolitik (1878). Die
vier Milliarden französischer Kriegsentschädigung, die
in überraschend kurzer Zeit gezahlt wurden, erzeugten
in der deutschen Wirtschaft ein ungeheures Spekulations-
fieber ('Gründerjahre"), das schlieflich zu der schwe-
ren Krise von 1874 führte. Diese Krise rückte die
Standes- und Klassengrenzen weiter auseinander und
Schuf die Voraussetzungen zu einer erhóhten Stufe der
Konzentration.
Die doppelte Ausbeutung des Proletariats (stirker als
in England oder in den USA) äußerte sich vor allem in
den schnell steigenden Produktionszahlen einerseits
und den erhöhten indirekten Steuern (für Zucker, Petro-
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leum (Licht!), Bier und Tabak) andererseits. Die Ver-
schärfung des Klassenkampfes von oben war Voraus-
setzung für den Ausgleich im europäischen Kapitalis-
mus. "Wenn ehemals England in industrieller Bezie-
hung allen Ländern stark überlegen war, und sie mehr
als hundert Jahre weit hinter sich zurückließ, so
brauchte Deutschland später, in der Periode des mono-
polistischen Kapitalismus, nur zwei Jahrzehnte dazu,
um England zuvorzukommen' (27).
Für die Industriearbeiter brachte diese Entwicklung
nicht viel. Die folgende Tabelle zeigt die Löhne der
besonders bevorzugten Kategorien von Lohnarbeitern,
der Bergarbeiter im Ruhrgebiet, der Maurer und
Drucker (Auszug von Kuczinski, zitiert nach "Illustrierte






















Beginn der großen Streiks (29)
Kampf der Gewerkschaften
Zum Vergleich: Bergarbeiter in Saarbrücken 1912:
4,83 M., in Aachen 5, 56, Oberschlesien 4,22 und
Niederschlesien 3, 71 M. In der gleichen Zeit stiegen
jedoch die Lebensmittelpreise und notwendigen Aus-
gaben der Arbeiterfamilien ganz erheblich: Bis 1890
sanken die Weltmarktpreise für Getreide, Fleisch
usw., hervorgerufen durch die amerikanische und
russische Konkurrenz. 1906 lie der Zolltarif die Le-
bensmittelpreise weiter steigen. Auch stiegen mit der
Erweiterung der Großstädte (Abriß, Neubau und Bo-
denspekulation) die Wohnungsmieten; Ausgaben, die
vom steigenden Nominallohn abgezogen werden müssen.
So fiel der Reallohn der Dortmunder Bergarbeiter von
1905 bis 1913 um 11 % (28).
Zu den Arbeiterwohnungen der Gründerzeit schreibt
Hegemann (30): "Eine Beschränkung der ausnutzbaren
Bauflüche gab es nicht ... Auf dem Hintergelände wäre
die preußische Regierung (verantwortlich für die Bau-
ordnung) wohl auch ganz ohne Luft- und Lichtschüchte
ausgekommen - gegen fensterlose Ráume machte sie
keine Einwendungen - wenn sie nicht vor dem Feuer
Angst gehabt hätte: Die von ihr geforderten Höfe (31)
hatten gerade die Mindestbreite, die zum Umdrehen
der Feuerspritze erforderlich war.' Der Berliner
Polizeipräsident erlaubte mit einem neuen Bebauungs-
plan noch sehr viel tiefere Grundstücke und ermöglichte
damit eine entsprechend größere Aufnahmefähigkeit.
So entstanden in Deutschland die Arbeiterhäuser mit
oft 5-6 Hinterhöfen. "Als sich die Regierung nach mehr
denn 30jähriger Wirksamkeit dieser Bauordnung dran-
machte, sie ein wenig zu verbessern, kämpften die
Grundbesitzer wie Löwen um das ’ wohlerworbene
Recht’, auch künftig ihren Boden "so gemeinschüdlich
auszuschlachten' und entsprechend teuer zu vermieten.
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3. 1918-33. Für welche Ziele kämpfte die Arbeiter-
klasse? Welche Funktion hatte dabei das Wohngebiet?
3.1 Nach dem Zusammenbruch des feudal-kapitalisti-
schen preußischen Staates bildeten sich in Bayern,
Hessen, Sachsen und Norddeutschland Räteregierungen
gegen die Einrichtung des bürgerlich-kapitalistischen
Staates.
3.2 Die USPD und KPD riefen 1920 in der "Roten
Fahne" gemeinsam zu Demonstrationen gegen das reak-
tionäre Betriebsrütegesetz auf. Dieser Aufruf macht
deutlich, da sich die Klassengrenzen gegeneinander
verschoben hatten, und die Macht des Monopolkapitals
nicht nur die Arbeiterschaft alleine unterdrückt: "Das
Gesetz zerreiBt das Proletariat, es trennt die Ange-
stellten wieder von den Arbeitern' (32).
3.3 Gegen den Putschversuch der Reaktionäre Lüttwitz
und Kapp
Die "wirtschaftliche Entwicklung der Nachkriegszeit
trieb die monarchistisch-militärische Gegenrevolution
zur Aktion gegen die Republik. Das der militärischen
Konterrevolution bluts- und seelenverwandte Agrarka-
pital sah sich im Kampf um die Früchte der Ausbeutung
der breiten Schichten des ländlichen und industriellen
Proletariats gegenüber dem Industrie- und Handelskapi-
tal stark benachteiligt. Während letzteres völlige Frei-
heit der Ausbeutung genoß, wurde die Profitrate der
Grundbesitzer durch die, wenn auch schon stark durch-
löcherte Zwangswirtschaft beschnitten. In diesem Rin-
gen zwischen dem Industrie- und Handelskapital einer-
seits und dem Agrarkapital andererseits um den größe-
ren Anteil an der Ausbeutungsquote wurde die ökonomi-
sche Kraft des Agrarkapitals stark vermindert. Dieser
Interessenkampf fand im Kapp-Putsch seine höchste
Steigerung" (33).
Im ganzen Deutschen Reich wurde mit Unterstützung
der Arbeiterklasse ein (von der SPD ausgerufener)
Generalstreik durchgeführt, der den Putschversuch
scheitern ließ. Das Proletariat half dem Industrie-
Kapital, sich gegen die monarchisch-militürische Reak-
Gon erfolgreich zu wehren; weil es aber seine eigene
Revolution nicht fortzusetzen vermochte, wurde es - vor
allem im Ruhrgebiet - besiegt und stárker unterdrückt
als zuvor.
3.4 Zum Hamburger Aufstand
Die Invasion Frankreichs in das Ruhrgebiet und die
wirtschaftliche Not der Inflation förderten die Klassen-
auseinandersetzungen in allen Teilen des Reiches. Als
die Hamburger Arbeiter erfuhren, daß die Reichswehr
gegen die Koalitionsregierung zwischen USPD und KPD
in Sachsen einmarschiert war, beschlossen zuerst die
Hafenarbeiter den Streik; Massendemonstrationen fan-
den in ganz Hamburg statt und der größte Teil der Be-
triebe wurdestillgelegt.
Im Stadtteil Barmbeck hatte Ernst Thälmann die Orga-
nisierung des Aufstandes übernommen (vgl. den Bericht
W. Ulbrichts in: "Zur Geschichte der KPD...", S.
139 ff.). Er ordnete den Riickzug an, als er die auf
Barmbeck beschränkten Kämpfe als isoliert erkannt
hatte (34). Der dem Aufstand vorangegangene Aufruf
betonte, daß es unbedingt notwendig sei, den Kampf
gleichzeitig im ganzen Land zu beginnen, weil der iso-
A
lierte Kampf der Arbeiter in Mitteldeutschland zur
Niederlage führen kónnte. Es dürfe nicht die Wieder-
holung der Novemberrevolution 1918 sein. Die ent-
scheidende Stunde sei gekommen, Eins von beiden:
entweder rettet das werktütige Volk Mitteldeutschland..
oder es kommt eine ungeheure Not... (Reichsbetriebs-
räteausschuß der KPD).
Was zur Zeit der Herrschaft der Einzelkapitale und
örtlichen Herrschaftsapparate noch zum Erfolg führen
konnte, nämlich der auf diese Organe beschränkte und
entsprechend bewaffnete Kampf, das kann mit der
Herausbildung monopolkapitalistischer Organisations-
formen nur ein kurzfristiger Schlag bleiben. Trotz des
Anspruchs überregionaler, sogar internationaler Soli-
darität hat es die Kommunistische Partei - teils aus
subjektivem Versagen, teils unter objektiv fehlenden
Voraussetzungen (35) - nicht geschafft, den Kapital-
organisationen entsprechende Kampfformen entgegen-
zusetzen.
3.5 Am 1. Mai 1929 demonstrierten die Berliner
Arbeiter trotz Verbot durch den SPD-Polizeipräsidenten
Zörgiebel. Die Barrikadenkämpfe in Neukölln und Wed-
ding dauerten 3 Tage. Den politischen Inhalt der Mai-
Kämpfe Berlins schildert die Resolution der Bezirks-
leitung der KPD: "Die Berliner Ereignisse stellen einen
gewaltigen Zusammenstoß der Klassen in der bisher
in der Periode der relativen Stabilisierung des Kapita-
lismus schärfsten Form dar. (Zum ersten Mal seit
1923 (36) in Deutschland politische Streikbewegungen
und Solidaritätskämpfe, Kampfformen des Bürgerkrie-
ges, Barrikaden.) Dieser Zusammenstoß entsprang
einerseits ... der Verschärfung der kapitalistischen
Widersprüche, infolge der ... Rationalisierung (Heraus-
pressung der Reparationslasten aus den werktätigen
Massen, Lohndruck und Forderung der Unternehmer
nach Verlängerung der Arbeitszeit um zwei Stunden,
Angriffe auf die gesamte Sozialversicherung, Forde-
rung nach neuen Ermächtigungsgesetzen, Koalitions-
politik, faschistische Entwicklung, Kriegsvorbereitun-
gen gegen die SU), andererseits ... der Radikalisierung
des Proletariats, dem Vormarsch der KPD ... Berlin
zeigte sich in den letzten Jahren als das größte revolu-
tionäre Zentrum der deutschen Arbeiterbewegung. ''
Und die "Thesen für Agitatoren und Propagandisten"
des ZK am 5. Mai erklären den Etappencharakter des
Mai im revolutionären Kampf, der nicht mit dem Zeit-
punkt der proletarischen Revolution verwechselt wird!
"Die Berliner Ereignisse unterscheiden sich grund-
legend von den Hamburger Barrikadenkämpfen des
Jahres 1923. Der Hamburger Aufstand war ein Nach-
hutgefecht, ein Rückzugskampf im Moment einer nieder-
gehenden Welle der Revolution, als die Massenbewe-
gung im Reiche bereits ihren Hóhepunkt überschritten
batte. Der Berliner Maikampf ist der Auftakt für eine
mächtige Steigerung und Beschleunigung der Massen-
bewegung im Reich, der Ausgangspunkt für einen neuen
Aufstieg der revolutionären Welle. Die Berliner Barri-
kadenkämpfe demonstrieren, daß wir einer unmittelbar
revolutionären Situation entgegengehen, mit deren Ent-
wicklung die Frage des bewaffneten Aufstandes unver-
meidlich auf die Tagesordnung treten wird" (37).
Die Parolen: Gegen den imperialistischen Krieg. Für
die einheitliche Kampfesfront gegen Bourgeoisie und
Reformismus, für den 8-Stundentag, die 45-Stunden-
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woche, den 7-Stundentag in den Gruben, den 6-Stunden-
tag der Jugendlichen! Für den Kampf um höhere Löhne,
für Brot und Arbeit der Erwerbslosen, gegen die refor-
mistischen Streikbrecher und Gewerkschaftsspalter!
Gegen die von der Sozialdemokratie angedrohten Ver-
bote! Gegen die sozialfaschistische Koalitionspolitik,
gegen die Diktaturpläne der Bourgeoisie und ihrer
sozialdemokratischen Handlanger! (Zentralkomitee der
KPD, Die Losungen sind zum Teil gekürzt wiederge-
geben) Das Maikomitee der Berliner Arbeiterschaft
verkündet am 27. April, daß alle Betriebe den 1. Mai
auf der Straße begehen werden, trotz des Verbotes
durch Zörgiebel.
Im Juni hielt Ulbricht (38) auf dem Weddinger Partei-
tag eine Rede, in der er erklärte:
"Die Regierung, die Polizei, die Sozialdemokratie
versuchten, am 1. Mai mit Hilfe des Polizeiterrors die
revolutionäre Arbeiterschaft niederzuschlagen, und es
war notwendig und richtig, daß die Arbeitermassen
gegenüber dem Polizeiterror zu Selbstschutzmaßnahmen
übergegangen sind. Wir sind nicht der Meinung, daß
sich die Arbeitermassen von den Banden Zörgiebels
wie Hunde niederschießen lassen sollten. Wir haben klar
und eindeutig in allen unseren Dokumenten erklärt: Wir
halten die Situation für die Durchführung des bewaff-
neten Aufstandes nicht für reif. Aus diesem Grunde
haben wir keine Maßnahmen zur Organisierung des be-
waffneten Kampfes ergriffen. Aber wir waren der
Meinung - und die Entwicklung hat die Richtigkeit unse-
rer Taktik bestätigt -, daß es notwendig war, organi-
sierten Widerstand gegen den Polizeiterror zu leisten,
indem die Arbeiter organisiert die Straße behaupteten
und organisiert die Straßendemonstrationen durchführ-
ten" (39).
Klaus Neukrantz (40) vermittelt das soziale Milieu,
in dem die Kümpfe stattfanden:
- Die Personalisierung des Viertels im Lied vom Ro-
ten Wedding: "Roter Wedding'' grüßt euch, Genossen,
... der rote Wedding vergiBt es nicht ...'" (Text
Weinert, Musik Eisler)
Die Identifizierung mit dem Viertel: "sie kannten je-
den Winkel, jeden Hof, jedes Loch ..." Trotz der
unmenschlichen Wohnverhältnisse (41) ("das Bett-
zeug roch feucht und muffig wie die ganze Wohnung",
die "Wohnung" besteht aus 1-2 Rüumen! "Treppen,
Flure, Stuben, Quer- und Hinterhüuser, das war alles
unerträglich dicht zusammen. Kaum Wände und Luft
dazwischen. Der Geruch der Menschen drang durch
die Wände, Spalten und Verschläge'', "in den Ab-
wässern der Fabriken badeten im Sommer die Kinder"),
trotz dieser Wohnverhältnisse, die als Ursachen
vieler Konflikte und Krankheiten erkannt wurden,
überwog eindeutig die Identifikation mit dem Viertel.
Sie ist zu verstehen aus der Solidarität gegenüber
dem Klassenfeind, für den der Wedding identisch war
mit "dem roten Mob, dem Proletentum, dem roten
Weddinggesindel''. Aus ihrer Sicht war dieser Stadt-
teil ein rätselhaftes, undurchdringliches, unkontrol-
lierbares Gewirr von "hohen dunklen Hüuserzeilen',
hinter deren "Fensterscheiben der verhaBte, geführ-
liche Gegner saB"; deren "Gassen, Wände, Dächer
und die ganze unheimliche Nacht auf einmal lebendig"
werden konnte usw.
- Mit der Identifikation verbunden ist die Kommunika-
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tion im Viertel: "Jeder wußte hier Bescheid über die
Sorgen des anderen." Die dichte Bebauung und dünnen
Wände, das allgemeine Elend bedingten diese'"'Kom-
munikation" ebenso wie der morgendliche Tratsch im
Tante-Emma-Laden oder die Diskussion an der Theke.
(Heute versuchen Soziologen und Architekten, diese
aus dem materiellen Elend entstandene Kommunika-
tion für eine fiktive "Óffentlichkeit" wieder geltend
zu machen.)
Diese Merkmale des sozialen Mileus bildeten ein unter-
stützendes Moment der Stadtteilkämpfe, die im An-
schluß an die Demonstration geführt wurden. Wie oben
erwähnt, wurde der 1. Mai von der KPD geplant und
von den sog. Straßenzellen organisiert.
Über die Rolle der Straßenzellen innerhalb der KP im
Kommentar zu Neukrantz’ Buch:
"Die ersten Kapitel des Romans bis zum Beginn der
Maidemonstration illustrieren die tägliche politische
Arbeit der Zelle. Mieteragitation und Verhinderung
einer Zwangsexmittierung, regelmäßiges Treffen ...;
ein Kader erklärt die Linie der Partei und diskutiert
ihre Anwendung bei der Maidemonstration mit den Zel-
lenmitgliedern; die Zelle vertreibt die Häuserblock-
zeitung ... und organisiert Zettelklebeaktionen. Sym-
pathisanten werden von Zellenmitgliedern registriert
und Polizeispitzel entdeckt. Diese Tätigkeiten der Zelle
halten sich in etwa dem Rahmen, den ein Diskussions-
beitrag von M.G. und W. Ulbricht über die Aufgaben
der StraBenzellen beschreibt" (42).
Danach ist die Straßenzelle eine Ergänzung der Betriebs-
zelle und erfaßt die in den Fabriken nicht Beschäftig-
ten: "... Bevôlkerungsschichten, die der Kapitalismus
proletarisiert hat, Handwerker, Hausfrauen usw.'' und:
"Der Betrieb stellt eine natürliche Organisation der
Arbeiter dar und die dort zusammengeballten Arbeiter-
massen stehen im allgemeinen unter den gleichen Aus-
beutungsverhältnissen, so daß ihre Bearbeitung und das
konkrete Anknüpfen an Tagesfragen einheitlicher und
leichter geschehen kann. Im Wohngebiet dagegen ist die
kommunistische Arbeit komplizierter infolge der gro-
ßen individuellen Verschiedenheit der Einzelbeschäftig-
ten, Mittelschichten, der sehr konservativ eingestellten
Hausfrauen usw.'' Die Partei mußte sich also auf Grund-
einheiten stützen, die sie selbst nicht für die entschei-
dende Basis hielt, und war wegen der zunehmenden Ent-
lassung gerade der kommunistischen Arbeiter während
der Weltwirtschaftskrise in immer stärkerem Maße auf
die Straßenzelle angewiesen (43).
Aus den vorangegangenen Dokumenten ist die Frage zu
stellen: Ist das proletarische Viertel selbst, wie auch
die dort verwurzelte Stadtteilagitation, eine historisch
überholte Existenzform, auf die wir heute unter den
Aspekten der Klassenstruktur, der Wohnortbedingungen
und des Klassenbewußtseins in den Versuchen der Stadt-
teilarbeit zurückgreifen können?
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4. Anmerkungen zum Nationalsozialismus und zum
"Wiederaufbau": Die Veründerung der Reproduktions-
bedingungen und des Klassenbewußtseins. Ländliche
Kleinsiedlung und kleinbürgerliches Volksbewußtsein.
Ununterbrochene Eigentumsideologie und Sozialpartner-
schaft
4.1 Den Zielen der nationalsozialistischen Industrie-
standort- und Wohnungsplanung entsprach es nicht,
daß weiterhin Arbeiterwohnungen in der Stadt gebaut
wurden. Verschleiert durch die Blut- und Boden-Ideo-
logie forderte z.B. F. Seldte (44), daß die ländliche
Kleinsiedlung als Lebensform für den deutschen Arbei-
ter zu gelten habe. Sie schütze ihn z.B. "bei vorüber-
gehender Arbeitslosigkeit vor den schlimmsten wirt-
schaftlichen Sorgen" durch Anpflanzung und Verzehr
von eigenem Gemüse (Kartoffelanbau als Krisenmilde-
rung!). "Erhebliche Bedeutung kommt der Kleinsied-
lung aber auch innerhalb der 4-Jahresplan- und Rü-
stungsbauten zu. Hier ist die Kleinsiedlung berufen...,
der Gefahr der erneuten Zusammenballung der Indu-
striebevólkerung entgegenzuwirken. Gleichzeitig ... ist
(sie) geeignet, eine Stammarbeiterschaft zu schaffen,
die auch bei vorübergehender Beschrünkung der Be-
schüftigung gesichert und bodenstándig bleibt."
4.2 Der Faschismus versuchte mit Gewalt, die revo-
lutionären Arbeiterorganisationen zu zerstören und
deren Reproduktionsbedingungen, die "geführlichen
proletarischen Viertel" aufzulósen (dieselbe Linie
läßt sich fortführen bis Preusker und Lücke). Mit allen
Mitteln versuchen Ideologen und Werbemanager, das
noch vorhandene Klassenbewuftsein durch ein klein-
bürgerliches "Volksbewufitsein" zu ersetzen. Da "jeder
einzelne im Sinne der Volksgemeinschaft auf seinen
hóchsten Leistungswert gebracht werden mu" (45)
- die Sprache ist hier deutlich genug -, sei dafür zu
sorgen, daB sich die VersüBung der Ausbeutung auch
im Wohnbereich niederschlage: Neue Bedürfnisse eines
bürgerlich-"gehobenen Lebensanspruchs'' werden dann
zur wirksamen Ware, wenn sie "nach politisch bedingten
Richtlinien durchgeführt, ... nach einem genauen Plan
gelenkt werden! kónnen, und zwar durch vereinheit-
lichte Produktion und Werbung und durch "Gesetze, die
für das Wohnen des deutschen Menschen für die Zukunft
zu gelten haben".
4.3 Nach der Liquidierung des Nationalsozialismus
bleibt die Wohnungswirtschaft trotz der katastrophalen
Wohnungsnot profitorientiert und schließt in ihren ideo-
logischen Formennahtlos an die Tradition der voran-
gegangenen Epoche an.
Neben der elementaren Reproduktion von Arbeitskraft,
die gewisse Grenzen nicht unterschreiten darf, dient
der Wohnungsbau zur Bindung an immobiles Eigentum.
Ernst Kuss, seit 1938 im Vorstand der Duisburger
Kupferhütte, entwickelte 1946 einen Plan zur "Befrie-
dung der Arbeiter". Er schrieb dazu: Durch Eigentum,
vor allem ein Eigenheim, wandeln sich in erstaunli-
cher Weise die Ansichten der vorher Besitzlosen. Ein
sich so aus der Arbeiterschaft entwickelnder, befrie-
deter Mittelstand, der die starken Krüfte des Volks-
körpers umfaßt, ist der beste Schutz der Öffentlichkeit
gegen die zersetzenden Kräfte des östlichen Kollekti-
vismus...
3(.
Die Bedingungen, denen sich ein Anwärter auf ein
Werks-Eigenheim unterwerfen muß, sehen nach 5jäh-
riger Probezeit eine Prüfung auf Würdigkeit und voll-
zogene Anpassung vor; eine Kündigung des Arbeitsver-
hältnisses impliziert den Verlust des gewünschten
Heimes. Auch im Wohnungsbaugesetz ist diese Tendenz
verankert.
Wohnungsbaugesetz $ 1 Abs. 2: Die Förderung des Woh-
nungsbaus hat das Ziel, die Wohnungsnot, namentlich
auch der Wohnungssuchenden mit geringem Einkommen,
zu beseitigen und zugleich weite Kreise des Volkes durch
Bildung von Einzeleigentum, besonders in Form von
Familienheimen, mit dem Grund und Boden zu verbin-
den.
Jedoch ist der Versuch der Bindung an immobiles Eigen-
tum nur ein Teil einer umfassenden Befriedungs- und
Disziplinierungsstrategie, mit der der unter anglo-
amerikanischer Geburtshilfe rekonsolidierte west-
deutsche Kapitalismus die formierte Gesellschaft auf-
zubauen beginnt. Durch einzelne Verbesserungen der
Lage der Arbeiter sollen große Teile der Arbeiterklasse
neben den bereits korrumpierten Schichten über die
Verschlechterung ihrer Gesamtlage hinweggetäuscht
werden.
4.4 In diesem Zusammenhang scheint es uns wichtig,
auf die Kampfaktionen der Arbeiter in dieser Epoche
einzugehen und im folgenden die Gründe näher zu be-
trachten. Obwohl sich die Gegensätze objektiv zuspit-
zen, herrscht praktisch Arbeitsfriede (46). Die Zahl
der Streikaktionen zwischen 1949 und 1956 gleichen
denen aus der Zeit des faschistischen Terrors. In der
Zeit von 1949 bis 1953 streikten nur rund 1/2 % der
deutschen Arbeiter, 1954 und 1955 in einem relatiyen
Aufschwung, sind es maximal 3 1/2 %. Nach 1956 bis
1963 kann von Arbeitskampf nicht mehr die Redesein.
Die eine Seite der Gründe dieser Situation praktischen
Arbeitsfriedens skizziert 1953 ein Artikel im Gewerk-
schaftsorgan ’Der Holzarbeiter’ :
"Wir können Hunderte von Fällen anführen, daß auch
in der heutigen Staats- und Gesellschaftsordnung demo-
kratische Rechte, wie sie von der Bundestagstribüne
verkündet werden, für den Arbeitnehmer keine Gültig-
keit haben, weil die wirtschaftliche Abhängigkeit vom
Unternehmer so stark ist, daß der Arbeiter gar nicht
wagt, diese Rechte für sich in Anspruch zu nehmen...
der Unternehmer (macht) ihnen deutlich, ... daB er
jeden entlassen will, von dem er weiß, daß er Mitglied
... einer Gewerkschaft ist."
Bei einer Arbeitslosenziffer von 10 % 1950 und konti-
nuierlich abnehmend 7 % 1954 hat der Verlust des Ar-
beitsplatzes erhebliche Konsequenzen, (Auf die Funk-
tion der industriellen Reservearmee bzw. ihr Vorhan-
densein im westdeutschen Kapitalismus wird in II und
Ill eingegangen.)
Der Druck am Arbeitsplatz selbst wird enorm gestei-
gert (47). So ist vor allem in den vom US-Kapital be-
herrschten monopolisierten Industriezweigen das Pro-
duktionsergebnis je Arbeitsstunde 1954 zwischen 20
und 50 % gegenüber 1936 gestiegen durch Intensivierung
des Arbeitsprozesses. An der ungeheuerlichen Steige-
rung der Betriebsunfallrate und der Berufskrankheiten
ist u.a. das Ausmaß dieser Arbeitshetze abzulesen.
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Die physische und psychische Auslaugung des Arbeiters,
unterstützt durch Akkordsteigerungen, Zeitnehmer und
Arbeitsplatzbewertungssystems ergibt zusammen mit
der erstarkten Stellung der Unternehmer eine Existenz-
unsicherheit des Arbeiters, die sich in Entlassungen
bei Kritik resp. schwarzen Listen konkretisiert.
4.5 Sozialpartnerschaft
Aber nicht nur durch Disziplinierungsversuche soll die
"Sicherung des Arbeitsfriedens" betrieben werden. Sie
ist vor allem Inhalt des BVG vom Oktober 1952, eine
Variante des nationalsozialistischen Gesetzes zur
"Ordnung der nationalen Arbeit".
Das Betriebsverfassungsgesetz trägt aber bereits Mo-
mente der zweiten Seite des Versuchs von Unternehmer.
Staat, Parteien und Gewerkschaften, die Arbeiter den
Widerspruch von Kapital und Arbeit vergessen zu las-
sen.
Die auf dem Standard von 1945 betrachtete Lohnentwick-
lung, die für sich genommen enorme Entwicklung des
Wohnungssektors und die ausschließliche Konsumorien-
tierung sollen über die realen Ausbeutungsverhältnisse
hinwegtäuschen. Die Beteiligung am Besitz und Gewinn
der privaten Unternehmen, also die Realisierung der
Sozialpartnerschaft, gehört ebenso wie die gewünschte
Bindung des Arbeiters an immobiles Eigentum zu den
immer wiederkehrenden Versuchen, Minderheiten der
Arbeiterschaft zu integrieren, d.h. das Arbeiterbe-
wußtsein zu korrumpieren.
Durch Miteigentum ohne Kontrollfunktion und spärliche
Gewinnbeteiligung auf Kosten der Sozialleistungen soll
neben der Partizipation am Eigentum eine Minderheit
besitz- und unternehmerkonformes Bewußtsein entwickeln.
Funktion dieser Minderheit ist es, durch exemplari-
sches Aufzeigen der Interessengleichheit von Kapital
und Arbeit auch dem Rest der Arbeiterschaft die system-
konforme Perspektive schmackhaft zu machen,
Exemplarisch sollen noch einige Daten zur Lage der
Arbeiter in der Rekonstruktionsepoche angegeben wer-
den.
Die Entwicklung des Wohnungssektors scheint auf eine
reale Verbesserung der Lage hinzuweisen. Dennoch be-
steht auch 1954 noch eine erhebliche Wohnungsnot, die
sich vor allem in der Zunahme der Notwohnungen und
Notwohnräume äußert. Daß die Anzahl der in neuerstan-
denen Wohnräumen untergebrachten Personen niedriger
ist als der Neuzugang an Wohnräumen, ist erklärbar
dadurch, daß von einem durchschnittlichen Lohnempfän-
ger die hohen Mieten und Baukostenzuschüsse keines-
falls aufgebracht werden konnten, daß also auch inner-
halb der Aufhebung der Wohnraumbewirtschaftung nur
die Bevölkerungsteile mit höherem Einkommen Neubau-
wohnungen ihren Wünschen entsprechend beziehen konn-
ten.
Eine Untersuchung Anfang der 60er Jahre weist 12 Mio.
Wohnraumbedürftige aus, insgesamt sind dabei 1/3 der
Bevölkerung von faktischem Wohnungsmangel betroffen.
Exemplarisch werden von einigen Großunternehmen Ge-
winnbeteiligungen bzw. Beteiligungen am Aktien-Kapital
der AG eingeführt. Obwohl die Ergebnisse für die Arbei-
ter minimal sind, zeigt sich, daß diese an politischen
Demonstrationen und Streiks nicht mehr beteiligt sind.
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Die Arbeiter "stehen nicht mehr ... den Werksinteres-
sen gleichgültig gegenüber, sondern identifizieren sie
mit ihren eigenen". In ihren Forderungen nach Sozial-
leistungen halten sich die mitbeteiligten Arbeiter merk-
lich zurück. In diesem Zusammenhang sind auch die
"freiwilligen Sozialleistungen" zu nennen, die faschi-
stischen Ursprungs, konkreten Lohn- und Arbeitskümp-
fen vorbeugen konnten. "So also schaffen die Monopoli-
sten eine ókonomische Basis des Massenbetruges, die
... der Ideologie des Reformismus ... als Nührboden
dient."
4.6 Lohnentwicklung
Ein besonders günstiger Nährboden für reformistische
Tendenzen in der Arbeiterschaft scheint die Lohnent-
wicklung zu sein, wenn man sie isoliert betrachtet (48).
Setzt man sie jedoch in Zusammenhang mit der Real-
lohnhóhe vor dem II. Weltkrieg, wird klar, daB, ge-
messen an den Lebenshaltungskosten, erst 1956 der
Reallohn die Reallohnhóhe von 1938 erreicht hat. Zu-
gleich steigen die Lohn- und Gehaltsabzüge vom Brutto-
einkommen von 14. 8 % 1925 auf 24.3 % 1956.
Als ein Disziplinierungs- und auch Befriedungsmoment
ist der erfolgreiche Versuch der Orientierung an künst-
lich geweckte und zu weckende Konsumbedürfnisse zu
betrachten. Die vom Bundeswirtschaftsministerium
mitgetragenen spezifischen Aufforderungen lassen sich
in ihrem Erfolg an der Zunahme der Ratenkäufe ab-
lesen, mit denen eine Verstärkung der Bindung an den
Arbeitsplatz und erhöhte finanzielle Unsicherheit ver-
bunden sind. Die Verlockungen des sogenannten Wirt-
schaftswunders bringen dem Arbeiter vor allem zu-
sätzliche physische und psychische Belastungen.
Insgesamt läßt sich sagen, daß sich die ökonomische
Lage der Arbeiter in der ersten Dekade nach 1945 we-
sentlich gebessert hat (49), diese Verbesserung aber
nicht über den Stand der letzten Jahre vor dem Krieg
hinausging. Dagegen sind während dieser Epoche Ar-
beitsintensität, Unfall- und Krankenrate, Existenz-
unsicherheit und Dequalifikationserscheinungen erheb-
lich angewachsen und haben dementsprechend die Re-
produktionskosten der Arbeitskraft erweitert (Weiter-
bildung, Versorgung, Versicherungen usw.).
5. Soziale Strukturveränderungen und deren Bedin-
sungen
5.0 Hatten wir im Teil 1.3 auf die Polarisierung der
Wohnviertel bzw. ihre homogene Zusammensetzung
hingewiesen, so sind heute im Gegenteil kaum noch
ausschließliche Arbeiterviertel festzustellen. Der An-
teil der Bevölkerungsgruppe, die als Arbeiter im pro-
duzierenden Gewerbe tätig ist, schwankt natürlich
entsprechend dem Alter, der regionalen und sektoralen
Lage und der baulichen Struktur der Wohnviertel, das
relative und absolute Wachstum der nicht unmittelbar
produktiven Berufe, i.e. der Angestellten in Wirtschaft,
Handel/Verkehr und im Dienstleistungsgewerbe hat
jedoch einen entscheidenden EinfluB auf die soziologische
Schichtung in den Wohnvierteln gehabt (50).
5.1 Soziale Strukturveränderungen als auch die ihnen
als Basis dienende Produktivkraftentwicklung im Rah-
menkapitalistischer Produktionsverhültnisse stellen
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Erscheinungsformen dar veränderter Kapitalakkumula-
tionsbedingungen. Der Versuch einer klassenanalyti-
schen Bestimmung dieser Veränderungsprozesse muß
sich so auf der Basis der Konstitution von Klassenver-
hältnissen im Prozeß der Aneignung des durch die Lohn-
arbeit geschaffenen Mehrwerts und der materiellen
Produktion orientieren an der Reflexion der dem kapi-
talistischen Produktionsprozeß als Verwertungsprozeß
immanenten Bestimmungen der Veränderungen in
1. der organischen Zusammensetzung des Kapitals
2, den Formen von Kooperation und Arbeitsteilung
3 der Struktur des Arbeitskrüfteeinsatzes
1 der konkreten Ausbildung der Organe des gesell-
schaftlichen Gesamtarbeiters (51).
Da die Arbeiter mit Eintritt in den Arbeitsprozeß als
"besondere Existenzweise des Kapitals'' (Marx) be-
stimmt sind, die gesellschaftliche Produktivkraft der
Arbeit mithin als die immanente Produktivkraft des
Kapitals erscheint, sind hier die spezifischen Formen
von Arbeitsteilung und Kooperation innerhalb der Trans-
formationsprozesse als Erscheinungsformen der Pro-
duktion und erweiterten Reproduktion des Kapitalver-
hältnisses selbst gefaßt. Da wir soziale Strukturver-
änderungen als Erscheinungsformen veränderter Ka-
pitalakkumulationsbedingungen begreifen, ist die spe-
zifische Wertzusammensetzung des Kapitals als Be-
dingung gesellschaftlicher und betrieblicher Arbeits-
teilung, das Wachstum der organischen Zusammenset-
zung des Kapitals in seinen Bewegungen als Bedingung
der Veränderungen in der Qualifikationsstruktur der
Lohnarbeiter bestimmt. So sind soziale Strukturver-
änderungen wie z.B. die Ausdehnung und innere Diffe-
renzierung der Lohnarbeiter keine der freien Entfal-
tung der Produktivkräfte folgende Bewegungen, sondern
Produkte der bestimmten Formen der Aneignung der
Natur auf der Basis kapitalistischer Verwertungsbe-
dingungen.
5.2 Sozialökonomische Strukturveränderungen als
Polarisierung von Kapital und Arbeit
Mit der Konzentration der Großbetriebe und deren
wachsender organischer Kapitalzusammensetzung, d.h.
mit der Transformation der Arbeitsprozesse in der
Industrie aber auch im Dienstleistungsgewerbe, wandeln
sich ebenfalls Struktur und Zusammensetzung der Ar-
beitskräfte. Global erscheinen die Veränderungen der
Sozialstruktur zuerst in der Polarisierungstendenz von
Kapital und Arbeit, d.h. als Polarisierungsprozeß von
Eigentums-, Besitz- und Verfügungsverhältnissen.
Sind 1882 63,5 % der Erwerbsbevölkerung lohnabhängig,
so sind es 1969 bereits 81,6 %, wobei diese Tendenz
noch immer progressiv zunimmt. Wesentliche Struktur-
momente sozialer Veränderung sind u.a. Konzentra-
tionsbewegungen auf Industriesektoren und Berufsgrup-
pen, hohe Innovationsraten der Industriebetriebe, zu-
nehmende Inkorporation der Wissenschaft in den Pro-
duktionsprozeß, starke Differenzierung und Polarisie-
rung der Funktionsmerkmale und Tendenzen zur Homo-
genisierung ehemals getrennter Berufsgruppen. Diese
Bewegung bedingt Umwälzungen der allgemeinen Le-
bens-, Arbeits-, Ausbildungs- und Berufsverhältnisse
auf der Basis der gegebenen kapitalistischen Eigentums-
und Verteilungsverhältnisse. Die generellen Folgen der
bestimmten sozialökonomischen Strukturbedingungen
als Wandlung in den Voraussetzungen der materiellen
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Existenzbedingungen für Arbeiter und Angestellte stel-
len sich dar als relativ schneller Qualifikationsver-
schleiß, permanent drohende Freisetzung, hohe regio-
nale Mobilität, enorme Requalifikationszwänge, Modi-
fikationen in Qualifikationsverhältnissen und Reproduk-
tionsbedingungen und als Polarisierung von unqualifi-
zierten und qualifizierten Positionen.
So ist festzuhalten
a) die zunehmende Polarisierung von Kapital und Ar-
beit
b) die Tendenz zunehmender sozialer Differenzierung,
d.h. die Aufgliederung der Lohnarbeiter in spezi-
fische Funktionsgruppen (Konzentration auf und
Entstehung "neuer" Berufsgruppen)
c) Transformation der materiellen Existenzbedingun-
gen der Lohnarbeiter.
5.3 Die Angestellten
Waren 1882 nur 4,8 % aller Lohnarbeiter Angestellte,
so hat sich 1969 der Anteil der Angestellten auf 35,4 %
kontinuierlich ausgeweitet (52), während der Anteil der
Arbeiter von ca. 90 % auf 58 % sank. Weiterhin ist
innerhalb des Wachstumsprozesses der Angestellten
der Anteil des Dienstleistungsgewerbes an den Ange-
stelltentätigkeiten von 17 % 1882 auf 40,9 % 1967 ge-
stiegen (53). So ist heute die große Masse der Ange-
stellten in den die Produktion vermittelnden Bereichen
tätig. In den USA ist der Anteil der Angestellten schon
heute größer als der der Arbeiter und nach einer Prog-
nose des 6. Angestelltentages des DGB 1968 wird in
der BRD der Anteil der Angestellten 1980 den der Ar-
beiter erreicht haben. Zu ergänzen ist, daß innerhalb
zunehmender Angestelltenbeschäftigung sich ein über-
proportionales Wachstum der Akademiker und techni-
schen Fachkräfte abzeichnet, d.h. der Beschäftigungs-
sektor "angestellte Intelligenz'' mithin der expansivste
ist. Die arbeitsrechtliche Etikettierung‘ "Angestellter''
sagt allerdings über dessen sozialökonomische Stellung
und deren Wandlungsprozesse wenig aus. Präziser ist
schon, auf der Basis der Transformations-, insbeson-
dere der Dequalifikationstendenzen, die Aussage, daß
1959 nur 23,1 % aller Angestelltenarbeitsplätze Dispo-
sitionsbefugnis besaßen, für den Rest jedoch kaum oder
keine Berufserfahrung zur Einstellung von Nöten war
(54). Setzt man dies in Relation zu den durch die Ent-
wicklung der Produktivkräfte auf der Basis veränderter
Kapitalakkumulationsbedingungen bestimmten Wandlun-
gen der Arbeitsplatzstruktur einerseits und den gege-
benen Qualifikationsstrukturen andererseits, so ist
über die Tendenz des permanenten Auseinanderklaffens
von Qualifikations- und Arbeitsplatzstruktur innerhalb
der Ersetzung von lebendiger durch vergegenständlichte
Arbeit bzw. der Entsprechung dieser Tendenz im
Dienstleistungsgewerbe der Widerspruch von Qualifi-
kation und Dequalifikation bezeichnet. So ist einerseits
durch die spezifisch kapitalistische Arbeitsteilung als
Spezialisierung, Differenzierung der Funktionen und
Entzug von Verfügungsgewalt eine generelle berufliche
Entqualifizierung bestimmt, andererseits verkürzen
sich die Innovationsprozesse vor allem in der Industrie
entsprechend der beschleunigten Umschlagszeiten der
Kapitale und damit der Wechsel der Anforderungs- und
Arbeitsplatzstrukturen, was sich in der manifesten
Freisetzungsgefahr konkretisiert. Konsequenz dieses
objektiven Polarisierungsprozesses von Arbeits- und
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Berufsstruktur ist einerseits der deutliche Polarisie-
rungsprozeß in der Angestelltenbeschäftigung, d.h.
die Auflösung der traditionellen Hierarchie durch die
Entwertung der Berufsqualifikation vor allem der mitt-
leren Bereiche, andererseits eine tendenziell soziale
Dequalifikation in dem gesellschaftlichen Bereich, in
dem sich über die strukturelle Konvergenz von Arbeits-
platz-, Qualifikations- und Arbeitsmarktstruktur von
Arbeitern und Angestellten sich eine Homogenisierungs-
tendenz abzeichnet. Weiterhin stellt sich das in diesem
Zusammenhang relevante Problem der Neuqualifizie-
rung bzw. Requalifizierung in der Weise, als sich
Qualifikation an der unmittelbar-konkreten Form des
Kapitals bestimmen muß, somit eine allgemeine höhere
Qualifizierung sich als irrelevant entlarvt, da ja gerade
nicht einfache durch allgemein komplizierte, sondern
komplizierte durch einfache - in der Regel vergegen-
ständlichte - Arbeit ersetzt wird. Mithin läßt sich für
den Angestelltensektor folgendes feststellen:
a) Die Verselbständigung der Leitungs- und Kontroll-
funktionen im Zuge der industriellen Entwicklung er-
forderten deren Übernahme durch eine besondere Grup-
pe von Lohnarbeitern. Es ist jedoch heute nicht eine
Ausweitung, sondern eine Konzentration dieser Funk-
tionen einerseits und ein Funktionsverlust andererseits
festzustellen. Die Abgabe der produktiven Unternehmer-
funktionen realisiert sich zunehmend in der Polarisie-
rung von Verfügung und Ausführung.
b) Die fortschreitende technische Entwicklung bedingte
eine immer weitergehende Aufspaltung früher einheit-
licher Aufgaben, was nicht nur in der Industrie, son-
dern auch im Dienstleistungsgewerbe nachweisbar ist.
Die spezifische kapitalistische Form der Arbeitsteilung
führt zur Entstehung neuer spezialisierter Lohnarbeiter-
gruppen mit eng limitierten Funktionsbereichen einer-
seits, andererseits werden die bestehenden Angestell-
tentätigkeiten durch Veränderung der Arbeitsplatzstruk-
tur zunehmend entqualifiziert (Differenzierungstenden-
zen)
c) Durch die Tendenz der verstärkten unmittelbaren
Inkorporation der Wissenschaft als Produktivkraft in
den Produktionsprozeß vergrößert sich die Zahl der auf
die wissenschaftlich-technische Planung und Durchfüh-
rung des Produktionsprozesses bzw. die Übernahme
begrenzter Funktionen im Reproduktionsbereich spezia-
lisierten Lohnarbeiter. Obwohl die angestellte Intelli-
genz eine ihrer Funktion im Produktionsprozeß adäqua-
te Qualifikation erhält (Forschung, Planung, Konstruk-
tion, Entwicklung, Kontrolle und Vermittlung der ver-
schiedenen Produktionsbereiche),unterliegt sie gleich-
wohl generell den oben beschriebenen Bedingungen, die
sich für sie vor allem in Autonomieverlust und der Ent-
qualifizierung aufgrund der Qualifikation inadäquater
Spezialisierung konkretisiert. So zeigt sich auch bei
ihnen das Problem der Polarisierung und Differenzie-
rung der Qualifikation und Funktion in der Polarisie-
rung von wissenschaftlich-technischen Detailarbeitern
und vielfältig qualifizierten Führungskräften einerseits
der Differenzierung und Aufspaltung von Funktionsbe-
reichen andererseits. Das Problem der technischen
Rationalität innerhalb der Objektivierung der wissen-




Wir haben festgestellt, daß sich die Investitionsent-
scheidungen der Unternehmen am Prinzip der Profita-
bilität orientieren. So läßt sich feststellen, daß analog
zur Beschreibung der Angestelltensituation vergleich-
bare Prozesse im Bereich der Arbeiterbeschäftigung
beschrieben werden können. So ist sowohl ein der be-
schriebenen Verkürzung der Innovationszeiten und der
Ersetzung von komplizierter Arbeit durch Maschinerie
außerordentlich starkes Anwachsen der angelernten
Tätigkeiten gegenüber einem nur relativ langsamen
Wachsen der Facharbeiter bzw. einem dem unterschied-
lichen Stand der Automation der Industriesektoren
differenzierten Anteil der Ungelernten feststellbar als
auch ein der Tendenz der Automation bzw. der Teilung
der Produktion in mechanisierte und automatisierte
Produktionsbereiche adäquater Prozeß der Polarisie-
rung bzw. Differenzierung auch der Qualifikationen und
Funktionen im Bereich der Arbeiterbeschäftigung nach-
zuweisen. So finden wir auch in diesem Bereich
a) einen objektiven Polarisierungsprozeß von Arbeits-
und Berufsstruktur,
b) eine weitgehende Differenzierung der konkreten Tä-
tigkeiten (Automationsarbeiter-Automatenkontrolle-
Produktionsarbeiter-repetitive Teilarbeit), wobei
auch die Automationstätigkeiten letztendlich ihre
Restriktivität und ihren repetitiven Charakter nicht
verlieren. Die Qualifikation der Automationsarbeiter
ist, obwohl gegenüber der repetitiven Teilarbeit
ungleich höher, an der konkreten Form des Kapitals
und somit als begrenzte, kurzfristig verwertbare
bestimmt.
Damit verlieren auch im Zuge technischer Entwicklung
die Bestimmungsmomente der Arbeitertätigkeit als
prinzipiell unterprivilegierter, jederzeit ersetzbarer
Tätigkeit, konkretisiert in Arbeitsplatzunsicherheit
einerseits und andererseits in der Perpetuierung der
Belastungsprogression (zunehmende Fließbandgeschwin-
digkeiten, Zunahme der Kontrolltätigkeiten) nicht ihre
Wirksamkeit.
5.5 Schlußfolgerungen
Innerhalb der generellen Polarisierungstendenz von
Kapital und Arbeit und der dargestellten Polarisierungs-
und Differenzierungsprozesse innerhalb des Wider-
spruchs von Qualifikation und Dequalifikation bezogen
auf die Bereiche der Angestellten- und Arbeiterbe-
schäftigung ergibt sich auf der Basis des durch den
kapitalistischen Verwertungsprozeß bestimmten glei-
chen Ausbeutungsverhältnisses ein struktureller Homo-
genisierungsprozeß bzw. eine strukturelle Konvergenz
einerseits auf der Ebene der Strukturveränderungen im
Arbeitsprozeß als auch andererseits tendenziell auf der
Ebene gesellschaftlicher Strukturveränderungen, obwohl
heute bestenfalls von einer normativen Konvergenz die
Rede sein kann. Inwieweit dies auch im Bereich des
Bewußtseins relevant wird, soll im folgenden betrach-
tet werden.
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6. Zur Bewußtseinslage der Arbeiter und Angestellten
6.0 Zur Verbürgerlichungsthese
Wir hatten im Vorhergehenden auf die Versuche der
Reaktion hingewiesen, im Zuge des wachsenden "Wohl-
stands" der Rekonstruktionsperiode das Bewufitsein
der Arbeiter den kapitalistischen Verwertungsinteres-
sen zu assimilieren. Bereits Anfang der 50er Jahre
bewährte sich die bürgerliche Soziologie in der Kon-
zeption der "Verbiirgerlichungsthese' (55), die zumeist
abgeleitet wurde aus der "allgemeinen Nivellierung der
Lebenshaltungen" und aus dem Proze$&amp; auf eine "nivel-
lierte Mittelstandsgesellschaft" mit ''verhültnismüfig
einheitlichem Lebensstil"
Zwar hatte bereits F. Engels um 1870/80 in Briefen
an Marx und andere den starken Einfluß der Bourgeoisie
auf die wohlhabenden Arbeiter, besonders die "Arbei-
terführer'' und das Fehlen einer konsistenten Arbeiter-
bewegung beschrieben (56), die von ihm benannte An-
passungsbewegung wird allerdings erklärt durch die
außergewöhnliche Wirtschaftslage und -stellung Eng-
lands um 1850-70 im Vergleich zum Kontinent. Somit
ist die Assimilationstendenz als temporärer Prozeß
beschrieben, der vermittels der Logik der Selbstzer-
störung und Verschärfung der Widersprüche des kapita-
listischen Systems aufgehalten bzw. rückgängig ge-
macht werde. Dagegen wird die Verbürgerlichung des
Arbeiters in weiten Bereichen der bürgerlichen Sozio-
logie als fortschreitender Prozeß, als die Reflektion
der Logik einer langfristigen Entwicklung der Industria-
lisierung bestimmt. Da Verbürgerlichung folglich logi-
sches Ergebnis eines unvermeidlichen Prozesses der
Industriegesellschaft ist, ist es nicht verwunderlich,
wenn später belegtes, weitgehend vorhandenes Klassen-
bewußtsein als der "entschichteten gesellschaftlichen
Realitüt hinterherhinkend" in den gegebenen Rahmen
eingepreBt wurde. Obwohl schon lingst obsolet gewor-
den, spiegelt sich der Begriff der "nivellierten Mittel-
standsgesellschaft" noch heute wider in der ideologi-
schen Konzeption der '"pluralistischen' oder "moder-
nen Industriegesellschaft". Eine kritische Betrachtung
des vorliegenden Materials kann die These der Identi-
fikation des Arbeiters mit den herrschenden Normen,
kurz: die Verbürgerlichung des Arbeiters, keinesfalls
bestätigen.
6.1 Zum Bewußtsein der Arbeiter
6.1.1 Das "dichotomische" Bewufitsein
Mitte der 50er Jahre erstellten Popitz, Bahrdt u.a.
Studien zum Gesellschaftsbild des Arbeiters (57). Die-
se Arbeit widerlegte zunüchst alle Anfang der 50er
Jahre entwickelten soziologischen Theoreme über die
Entwicklung einer widerspruchslosen kapitalistischen
Einheitsgesellschaft. "Aus den Untersuchungen zum
'Gesellschaftsbild des Arbeiters' geht eindeutig her-
vor, daB die Arbeiter die Gesellschaft als in ' oben'
und ’unten’ gespalten erleben, daß sie ihre eigene
Situation als relativ unveränderlich empfinden, daß sie
sich in erster Linie als Teil der Arbeiterschaft (Kol-
lektivbewußtsein) und weniger in Beziehung zur Ge-
samtgesellschaft definieren (' wir' gegenüber ' denen
da oben’) und da diese Gesamteinstellung der Arbeiter
von ausgeprügten Zügen der Skepsis und der Resigna-
tion bezeichnet wird' (58).
Popitz u.a. weisen in dieser Studie die Erfahrung einer
Klassenlage, d.h. die Erfahrung der Lohnabhängigkeit,
als für das Arbeiterbewußtsein dominierend nach, was
auch spätere Untersuchungen weitgehend bestätigen.
Allerdings muß der Begriff des "dichotomischen" Be-
wußtseins als relativ geschlossenem ''verortetem''
Arbeiterbewußtsein, welches nicht nur die eigene so-
ziale Lage reflektiere, sondern auch "subjektiv eine
relativ stabile Bewertung von gesellschaftlichen und
politischen Sachverhalten und Werten" (59) hervorbringe,
modifiziert und erweitert werden.
Spätere Untersuchungen können kein in der Erschei-
nungsform einheitliches Bewußtsein der Arbeiter be-
legen. Ein allen Arbeitern gemeinsames Bewußtsein
der Lohnabhängigkeit bleibt allerdings, dieses wird
jedoch bislang als Klassenbewußtsein nicht handlungs-
relevant. So ermittelt auch Fürstenberg (60) eine Ein-
heitlichkeit in der Beurteilung der gesellschaftlichen
Position des Arbeiters als untergeordnete, unterprivi-
legierte Position, jedoch äußert sich dies im Bewußt-
sein der prinzipiellen Unveränderbarkeit der gegebenen
Situation und nicht als Klassenbewußtsein in der Refle-
xion des Verhältnisses Kapital - Arbeit.
6.1.2 Technischer Wandel und Arbeiterbewußtsein
Zum Verständnis der gesellschaftlichen Perspektive
der Arbeiter muß diese vermittelt werden mit der Ent-
wicklung der Produktivkräfte in ihrer Form als Ver-
änderung der ökonomisch-sozialen und arbeitsbezoge-
nen Situation des Arbeiters und betrachtet werden auf
der Basis der Polarisierung der Berufs- und Arbeits-
struktur, der Aufgliederung und Differenzierung der
betrieblichen Funktionen und der Veränderungen der
sozialen Strukturbedingungen als Veränderungen der
materiellen Existenzbedingungen der Arbeiter (61).
So thematisiert die 1970 erschienene Untersuchung von
H. Kern und M. Schumann (62) dieses Verhältnis, in-
dem die Untersuchung der Relation Industriearbeit -
Arbeiterbewuftsein auf der Basis des objektiven Pola-
risierungsprozesses von Berufs- und Arbeitsstruktur
(63) die tendenzielle Auflösung eines einheitlichen, d.h.
kollektivistischen Arbeiterbewußtseins zur zentralen
These hat. Sie (Kern/Schumann) konstatieren einen
Zusammenhang zwischen persönlicher Arbeitserfahrung,
was bedeuten würde, die Erfahrung von Erscheinungs-
formen veränderter Kapitalakkumulationsbedingungen
und der Einstellung zum technischen Wandel und fol-
gern, ''daß die Differenzen in der gesellschaftlichen
Perspektive, wie wir sie bei der Arbeiterschaft heute
antreffen, wesentlich bedingt sind durch die unter-
schiedlichen Arbeitserfahrungen des einzelnen Arbei-
ters mit Technik und technischer Entwicklung" (64).
Weiterhin hat diese Studie als Ergebnis die mangelnde
Identifikation des Arbeiters mit dem Inhalt seiner ge-
sellschaftlichen Tätigkeit, was bedeuten würde, daß,
nicht wie Mallet (65) glaubt, die Entwicklung eines
Berufs- und Expertenbewußtseins den Veränderungs-
prozessen im Produktionsprozeß, sondern umgekehrt,
Arbeit mehr und mehr begriffen wird als notwendiges
Mittel zu außerhalb der Arbeitssituation liegender Be-
dürfnisbefriedigung. Auch im Gegensatz zu Touraine
(66), der die Differenzierung von Funktionen und Quali-
fikationen als Möglichkeit der Überformung des Ar-
beiterbewußtseins durch ein spezialisiertes Berufsbe-
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wußtsein annimmt, scheinen Kern/Schumann zu bele-
gen, daß Arbeit primär als Mittel zur Reproduktion
und zur Erfüllung von "Konsumentenwiinschen' gilt.
Überdies sind Arbeitsorientierung und Arbeitsplatzzu-
friedenheit vor allem an die betrieblichen Rahmenbe-
dingungen von Entlohnung und Arbeitsplatzsicherheit
geknüpft. Das 1äßt die Aussage zu, daß der Begriff der
"jnstrumentellen Arbeitsorientierung" sich konkretisiert
in einem "Warenbewuf&amp;tsein" der Arbeiter, welches auf
der Basis kollektiver Lohnabhängigkeit sich den kapi-
talistischen Verteilungsnormen des von ihnen selbst
geschaffenen Reichtums unterwirft. Das Bewußtsein
ökonomischer Progression im Vergleich zur Nach-
kriegsperiode hat sich verdichtet zur Akzeption des
traditionellen Verteilungsmodus, über den eine weitere
gleichmäßige Partizipation an den ökonomischen Fol-
gen des "technischen Fortschritts" erwartet wird. So
wird einerseits die bisher als günstig akzeptierte óko-
nomische Entwicklung fortgeschrieben, andererseits
das Anspruchsniveau begrenzt.
Diese Form "kalkulativen Realismus" hat jedoch bei
grober Verletzung der Verteilungsnormen die Stimu-
lierung besonders aggressiver Reaktionen zur Folge.
Allerdings findet die Auflösung kollektiver Denkformen
ihre Schranken einerseits in der gemeinsamen Angst
und Unsicherheit der Arbeiter hinsichtlich der erwarte-
ten Auswirkungen des "technischen Fortschritts'',
andererseits in dem Bewußtsein, daß die Transforma-
tion der Industriearbeit über die Belassung der indivi-
duellen Ersetzbarkeit im Arbeitsprozeß keine Aufhe-
bung der Klassenlage bedeutet (67).
Gegenüber der optimistischen ökonomischen Prognose
und der Assimilation an die gesellschaftlichen Normen
auf der Lohnebene einerseits erhebt sich eine kollekti-
ve Unsicherheit und eine pessimistische Bewertung
von Arbeitsplatzsicherheit, sozialer Sicherheit und
von Belastungsprogressionen am Arbeitsplatz anderer-
seits. Die "Privatisierung'' des Bewußtseins im ókono-
mischen findet ihre Grenze in der Unsicherheit und
Verunsicherung im sozial-ókonomischen Bereich. Das
Verhältnis von ökonomischer Progression und Verwei-
gerung stabiler Lebensverhültnisse, reflektiert auf
den Hintergrund technischen Fortschritts und kollekti-
ver Lohnabbáüngigkeit, bleibt im Bewufitsein des Arbei-
ters undiskutiert und erlaubt keine Erfassung der ge-
samt-gesellschaftlichen Bedingungen seiner sozialen
Existenz.
Innerhalb der Betrachtung der widersprüchlichen Ele-
mente des Arbeiterbewußtseins erlangt die Analyse
der Verbindung und Wechselbeziehung von Produktion
und Reproduktion über die Kategorie des Arbeitsplans
und die formulierten Erwartungen in Richtung sozialer
Stabilität und Konsum besondere Relevanz. Die konkrete
Form des "Freizeitbereichs'' als einerseits Kompen-
sation, andererseits Verlängerung, Fortsetzung des
Arbeitslebens (68) kann nur unter Einschließung der
Aspekte der Widersprüchlichkeit des Arbeiterbewußt-
seins und der Frage nach der Diskrepanz zwischen
subjektivem Bild und objektiver Realität betrachtet
werden.
Das Bewußtsein der Arbeiter als in sich widersprüch-
liche Einheit artikuliert sich also heute primär auf der
Ebene des Lohns als Vermittlungsinstanz von Produk-
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tion und Reproduktion einerseits und als systemkon-
former, mehr oder minder lösbarer Konflikt anderer-
seits, während das Verhältnis von relativer Deprava-
tion in allen Bereichen und den objektiven Möglichkeiten
gesellschaftlicher Entwicklung als tendenziell nicht
auflösbarem Konflikt noch undiskutiert bleibt, d.h.
latent vorhandenes Unzufriedenheitspotential auf der
Basis des Bewußtseins prinzipieller und kollektiver
Unterprivilegierung zum heutigen Zeitpunkt nicht un-
mittelbar handlungsrelevant werden kann.
6.2 Zum Bewußtsein der Angestellten
6.2.1 Das "hierarchische' Bewußtsein
Im Gegensatz zum dargestellten Arbeiterbewußtsein
stellte S. Braun 1967 bei einer Untersuchung des Ge-
sellschaftsbildes der Angestellten (69) ein wesentlich
"hierarchisches Gesellschaftsbild" fest.
"Während Arbeiter die Gesellschaft als ein Machtmo-
dell erleben, wird sie von den Angestellten eher als
Prestigemodell, d.h. als kontinuierliche Rangfolge
gesellschaftlicher Werte, erfahren. Dementsprechend
sieht sich der Arbeiter ’unten’ (Kollektivismus), wäh-
rend der Angestellte sich ’in der Mitte’ einordnet
(Individualismus) und sein Lebens- und Berufsziel we-
sentlich in Kategorien des individuellen Aufstiegs be-
mißt. Insgesamt ist ... ersichtlich, daß (sich) Ange-
stellte(n) die Gesellschaft als differenzierte und wert-
bedingte soziale Hierarchie darstellt'' (70).
Im Gegensatz zum subjektiven Bild bestimmt S. Braun
die objektive Stellung der Angestellten als "in einem
Strukturell bedingten Gegensatz zum Kapital" (71).
Jedoch: "Das durch den kapitalistischen Verwertungs-
prozef bestimmte gleiche Ausbeutungsverháltnis bei
Arbeitern und Angestellten wird aufgrund der verschie-
denen Funktionen ... im Arbeitsprozeß im Bewußtsein
von Arbeitern und Angestellten durch unterschiedliche
Ausdrucks- und Erscheinungsformen vermittelt" (72).
So sind die in den historischen Entwicklungsbedingungen
der Angestellten angelegten ''wertorientierten'', "hier-
archischen" und "Prestige"- Modelle noch wirksam,
die Überkreuzung und Vermittlung von "Prestige" und
antagonistischen "Macht'"- Modellen vollzieht sich je-
doch entsprechend dem Prozef der dargestellten sozia-
len Struktuverinderungen, vor allem aber in konkreten
Konfliktsituationen. Innerhalb einer zunehmenden Ambi-
valenz des BewuBtseins zeichnet sich vor allem für die
"neuen" Angestelltengruppen, der Angestellten inner-
halb der automatisierten Bürotätigkeiten und der ange-
stellten Intelligenz, ein zunehmend kritischeres, reali-
stischeres Selbstverständnis ihrer sozialen Stellung ab.
Die Reflexion des Pariser Mai 68 und der zunehmend
militanteren Kampfformen der Angestellten-Gewerk-
schaften in England könnte dazu weitere Anhaltspunkte
geben.
Vor allem die kollektive Organisation der angestellten
Intelligenz in den Gewerkschaftsaktionen in Frankreich.
wo Autonomie- und Mitbestimmungsforderungen durch
Streiks unterstrichen wurden, stehen in deutlicher Re-
lation zu den sozialen Strukturbedingungen dieser
Gruppe. So bildet sich kritisches Potential (welches
nicht notwendig sogleich politische Qualität erlangen
muß) einerseits auf der konkreten Erfahrung im Ar-
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beitsprozeß als der Endqualifizierung und im gesell-
schaftlichen Bereich als der sozialen Dequalifizierung
wie andererseits aus der Qualifikation in bezug auf den
Arbeitsprozeß selbst.
Die objektivierte Form der wissenschaftlichen und
technischen Potenzen entkleidet die Arbeit der Form
als Ausdruck eines persönlichen Wesens. So stößt die
praktisch außer ihnen stehende technische Rationalität
auf die Grenzen der Rationalität kapitalistischer Profit-
maximierung. Im "Zwiespalt der doppelten Rationalitát''
artikuliert sich technische Rationalität dort zwar zweck-
rational und partiell assimilierbar, die angestellte
Intelligenz überschreitet jedoch auf der Basis des Wi-
derspruchs von Produktivkräften und Produktionsver-
hältnissen die Lohnebene. So sind nicht primär materiel-
le Interessen, sondern mehr Konflikte hinsichtlich der
Optimierung der wirtschaftlichen Entwicklung als die
Erscheinungsform des Widerspruchs zwischen Produk-
tivkräften und Produktionsverhälinissen einschlieflich
des Widerspruchs zwischen Qualifikation und Dequali-
fikation Inhalte des kritischen Bewuftseins der ange-
stellten Intelligenz, wobei sich der korpurative Cha-
rakter der Interessenartikulation tendenziell abschwächt.
6.3 Zur Arbeitskampfsituation seit 1966
Hatten wir für die Rekonstruktionsperiode des west-
deutschen Kapitalismus einen deutlichen Rückgang der
Arbeitskämpfe festgestellt, ist seit der Rezession
1966/67 ein Aufschwung manifester Interessenartikula-
tion festzustellen. Als Basis der Arbeitskämpfe der
letzten Jahre können vor allem die erhöhte Sensibilisie-
rung der Arbeiter für Störungen ihrer sozialökonomi-
schen Erwartungen und das Bewußtsein prinzipieller
Benachteiligung in der Form eines latenten Unzufrieden-
heitspotentials gelten (73). Durch die Rezession 1966/
67 und die spezifische Form der folgenden Wirtschafts-
entwicklung war eine "adäquate'' Beteiligung der Arbei-
ter an der ökonomischen Progression in Frage gestellt,
was sich in den Voraussetzungen und wesentlich auslö-
senden Momenten der Septemberstreiks 1969 wie folgt
konkretisierte (74):
a) gewaltige Schere zwischen Effektiv- und Tariflöhnen
b) starke regionale und sektorale Lohndisparitäten und
Effektivlohnminderungen
c) Auseinanderfallen von Lohn- und Profitentwicklung
bei Steigerung von Produktion und Produktivität
d) Mißverhältnis zwischen Intensivierung der Arbeit und
Extensivierung der Arbeitszeit bzw. Produktionszu-
wachs und der Verbesserung der materiellen Lage
der Arbeiter
e) Kritik an der Gewerkschaftsführung
f) Form und Dauer der vorausgegangenen betrieblichen
Auseinandersetzungen (75).
Eine objektive außergewöhnliche Verschärfung der Aus-
beutung und eine enorme Zunahme der Unternehmer-
profite korrespondierte mit einer Stagnation der Löhne
und dem Versuch, übertarifliche Lohn- und Soziallei-
stungen abzubauen. In Verbindung mit einer relativen
Distanz zu den Gewerkschaften, d.h. einer spürbar
gewordenen Autonomie der Arbeiter, mündete die be-
reits latent vorhandene Kampfbereitschaft in manifeste
Kampfaktionen. Diese massenhaften, spontanen Streiks
gegen die Legalität hatten allerdings ausschließlich
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'ihre Grundlage in sozial-ökonomischen Teil- und
Tagesforderungen der Arbeiter und Angestellten" (76).
Das ISMF stellt analog zu unserer o.2. Aussage, die
Perpetuierung der Ausbeutung stole heute noch auf
wenig Widerstand,im folgenden weiter fest: "Politische
Forderungen spielten in keinem Fall eine Rolle. Auch
ist eine unmittelbare Politisierung der Forderungen,
der Aktionen und des Bewuftseins der Streikenden nicht
festzustellen" (77).
Ähnliche Resultate folgen auch aus der Analyse einer
SOFI-Studie (78). Allerdings wird hier die positive
Verarbeitung der Erfahrungen der Septemberstreiks
durch die Arbeiter belegt. So wird nicht die Tatsache
der Streiks selbst, sondern vielmehr das durch die
Arbeitskämpfe geschaffene Potential als Berechtigung
zur Frage nach der Rekonstruktion der Arbeiterklasse
als politische Macht empfunden, die "Reaktionstole-
ranz'' in als ungerecht empfundenenSituationen sei
spürbar verringert worden, die Spontaneität und Kampf-
bereitschaft der Arbeiter habe sich vergrößert (79).
Die gestiegene Kampfbereitschaft der westdeutschen
Arbeiter konkretisierte sich im folgenden in einer
großen Anzahl kleinerer betrieblicher Kampfaktionen
und folgend in den großen Streiks zur Tarifrunde im
Herbst 1970. Hier haben sich Dauer und Umfang der
Aktionen bereits vergrößert und die Organisation der
Arbeiter verbessert, wenngleich eine politische Trans-
zendierung der sozialökonomischen Forderungen auch
hier nicht erreicht wurde.
Die Phase betrieblicher Auseinandersetzungen von 1966
bis 1970 zeigt ein deutliches Ansteigen des praktischen
Konfliktbewußtseins der Arbeiter und auch der Ange-
stellten, obwohl diese innerhalb der Klassenauseinander-
setzungen eine noch immer ambivalente Stellung ein-
nehmen. Die Konkretion des gestiegenen Konfliktbe-
wußtseins in praktischen Aktionen beschränkt sich für
Arbeiter bis heute jedoch noch weitgehend auf den be-
trieblichen Sektor.
I. VERÄNDERUNG DES VERHÄLTNISSES VON PRO-
DUKTIONS- UND REPRODUKTIONSBEREICH IN DER
JÜNGSTEN ENTWICKLUNG: VERSTÄRKTE AKTIVI-
TÄT DES FINANZ- UND INDUSTRIEKAPITALS AUF
DEM BAUSEKTOR UND EINGRIFFE DES STAATES
IM REPRODUKTIONSBEREICH
Wie im ersten Kapitel ''die historische Entwicklung des
Reproduktionsbereichs und der Konflikte in diesem
Sektor" am Beispiel der ursprünglichen Akkumulation
gezeigt wird, übt der Produktionsbereich den entschei-
denden Einfluß auf die Lage, Organisierung und Ver-
sorgung für den Reproduktionsbereich der Arbeitskraft
aus.
Kennzeichnend im Vergleich der beiden Bereicheist:
Während der Produktionsbereich in der kapitalistischen
Entwicklung einschneidende Wandlungen durchmacht,
wie in der Veränderung der Arbeitsmittel, der Be-
triebsorganisation, der Betriebsgröße, des Marktbe-
reichs, der Eignerstruktur, der Kapitalverflechtung
usw. veränderte sich der Wohn- und Konsumbereich
relativ wenig (abgesehen von den Kriegs- und Nach-
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kriegszeiten mit ihren Zerstörungen und Versorgungs-
schwierigkeiten). Im großen und ganzen waren die Lohn-
abhängigen in diesem Bereich immer den gleichen mit-
telständischen und kleinbürgerlichen Geldwucherern
ausgeliefert, die zu unorganisiert und kapitalschwach
waren, um entscheidende Umwandlungen in ihrem Be-
reich durchzusetzen. Änderungen, die sich vollzogen,
waren meist quantitativer Art. Erst jetzt, mit dem Ein-
griff größerer Kapitale aus dem Finanz- und Industrie-
kapital in diesen Sektor und erhöhtem staatlichem Ein-
griff in diesen Bereich, beginnt eine gewaltige Umstruk-
turierung, die in den großen Neubau- und Sanierungs-
projekten ihren Ausdruck findet.
Ansätze zur Erklärung dieses Eingriffs in die Planung,
Durchführung und Versorgung des Reproduktionsbereichs
der Arbeitskraft zu finden, ist die Aufgabe dieses Ka-
pitels. Die Einsicht in die verursachenden Momente
und die daraus folgenden Tendenzen der politisch-öko-
nomischen Entwicklung sind die Vorbedingung für die
Strategiediskussion jeglicher marxistischer Praxis.
Leider wurden diese Gesichtspunkte gerade in der
Strategiebestimmung der Stadtteilarbeit beseitegescho-
ben zugunsten voluntaristischer Wunschträume.
Während die Einflüsse des Industrie- und Finanzkapi-
tals sich aus den entsprechenden ökonomischen Not-
wendigkeiten für die Einzel- wie Gesamtkapitale ab-
leiten, hat das verstärkte staatliche Engagement einen
doppelten Ansatz. Einerseits tritt es auf zur Unterstüt-
zung der Kapitale "zur Fórderung der gesamtwirtschaft-
lichen Entwicklung", denn die kapitalistische Wirtschaft
ist an die Herrschaft weniger über die von vielen pro-
duzierten Werte der Produktion gebunden, zum anderen
sollen die staatlichen Eingriffe gerade die Konflikte
dämpfen, die durch eine quasi naturwüchsige Entwick-
lung des Kapitalismus aufbrechen würden. Trotz des
Widerspruchs zwischen Staat- und Kapitalinteressen
jedoch bleibt die staatliche Politik, solange sie nicht
den Kapitalismus selbst als begründendes Moment der
vorhandenen Konflikte begreift (warum sollte sie?!)
dem Entwicklungsprozeß des Kapitals unterworfen und
hat sich in den Grenzen, die ihr dort gesetzt werden,
zu bewegen. Deshalb dienen die staatlichen Maßnahmen
im Kapitalismus, trotz partieller Widersprüche zu den
Kapitalfraktionen, den Interessen weniger und werden
von den entscheidenden Tendenzen der Kapitalentwick-
lung bestimmt.
Die entscheidenden Momente der kapitalistischen Ent-
wicklung in der BRD sind:
a) Der steigende Konzentrations- und Monopolisierungs-
prozeß führt zur verschärften Ausbeutung und Be-
herrschung aller Lebensbereiche durch das Kapital.
b) Die Ausdehnung des BRD-Imperialismus und die
verschärfte Konkurrenz der kapitalistischen Länder
auf dem Weltmarkt bei bleibender gemeinsamer
Konkurrenz zu den sozialistischen Ländern zwingt
zur stärkeren Einbeziehung des Staates für die In-
teressen der Konzerne und zur Ausnutzung aller
staatlicher Ressourcen.
') Nach der Wiederaufbauperiode und durch die Einbe-
ziehung der BRD-Kapitale in die "normale" Entwick-
lung des Kapitalismus treten die zyklischen Krisen
des Kapitalismus auch in der BRD deutlicher hervor
und erzwingen den staatlichen Eingriff in die Wirt-
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schaft, und andererseits führen sie zu einem Wie-
derkommen der spontanen Arbeiterbewegungen.
Alle drei Momente sind miteinander verbunden und be-
dingen sich gegenseitig. Zusammengenommen kenn-
zeichnen sie die Entwicklung des BRD-Kapitalismus
zur tendenziellen Durchdringung und Rationalisierung
aller Bereiche der Gesellschaft im Sinne und zur Stär-
kung der kapitalistischen Herrschaft. Gleichzeitig
verschärft dieser Prozeß jedoch objektiv den Grund-
widerspruch zwischen Lohnarbeit und Kapital, wirft
eine Reihe neuer Widersprüche auf und zeigt die Gren-
zen der kapitalistischen Herrschaft auf: das Kapital ist
nicht in der Lage, alle Möglichkeiten, die in der Ent-
wicklung der Produktivkräfte liegen, zu entfalten und
der Emanzipation der Menschen zu dienen.
0. Bedingungen der kapitalistischen Wirtschaft, die
die Konzentration erzeugen
0.1 Die Konkurrenz
Die Entwicklung der kapitalistischen Wirtschaft über
die Konzentration der Produktion zum Monopol, d.h.
Beherrschung einer ganzen Branche oder Teilbereichs
durch ein Unternehmen, ist begründet in seinem Gegen-
teil, nämlich der freien Konkurrenz gleichberechtigter
Kapitale auf dem Markt.
Um sich selbst in der Konkurrenz zu erhalten, ist der
Einzelkapitalist ständig bestrebt, eine möglichst hohe
Profitrate und -masse zu erreichen. Entscheidendes
Momentist die Profitrate, denn nur bei günstiger Pro-
duktion, d.h. möglichst hoher Ausnutzung der Ware
Arbeitskraft durch Arbeitsintensivierung und besonders
durch erhöhten Maschineneinsatz kann der Wert der
Ware unter den der Konkurrenz gesenkt werden und
damit der Markt ausgeweitet werden.
Die Konkurrenz selbst ist begründendes und erhalten-
des Moment des Kapitalismus und damit auch die Kon-
kurse und das Aus-Ihrer-Klasse-Herausfallen einzelner
Kapitalisten sowie die damit verbundene Unsicherheit
vieler Arbeiter um ihre Arbeitsplätze. Auf der anderen
Seite jedoch bedingt die Konkurrenz auch den techni-
schen Fortschritt in den Grenzen des Kapitalismus,
denn sie bedingt in diesem System die Entwicklung der
Produktivkrifte.
Kein Kapital kann bei ständiger allgemeiner Entwick-
lung der Produktivkräfte und Veränderung der Produk-
tions- und Marktbedingungen längere Zeit hinter der
Konkurrenz zurückbleiben. Es muß sich in seiner
technischen und organischen Zusammensetzung, in
seinem Fertigungsprogramm, in der Erweiterung
neuer Kapazitäten usw. den gegebenen Bedingungen
anpassen, wenn es nicht Gefahr laufen will, vom Markt
verdrängt und vernichtet zu werden. So bedingt die
Konkurrenz nicht nur die Weiterentwicklung der Pro-
duktivkräfte, sondern auch deren Verallgemeinerung.
Der naturwüchsige Monopolisierungsprozeß der kapi-
talistischen Wirtschaft vollzieht sich jedoch langsamer
als oft erwartet wurde, denn er findet seine Beschrän-
kungen und Rückentwicklungen in zahlreichen Bedin-
gungen, wie der Marktausweitung nach außen (verstärkte
Einbeziehung neuer Länder in das kapitalistische
System) und der Marktausweitung nach innen (Anbieten
neuer Waren auf dem Markte, d.h. Errichtung neuer
Dir
Produktionsstätten).
Politische Einwirkungen, wie die Dekartellierung der
deutschen Industrie durch die Alliierten nach dem II.
Weltkrieg, warfen den hohen Monopolisierungsgrad in
Deutschland zwar zuriick, sollten jedoch gleichzeitig
die amerikanischen Konzerne auf dem Weltmarkt stär-
ken, also deren Monopolstellung festigen und erweitern.
Trotz der oben genannten entgegenwirkenden Ursachen
jedoch setzt sich der Monopolisierungs- und Konzentra-
tionsprozeß heute verstärkt durch. So hatte das Bundes-
kartellamt in der BRD 1970 bis zum Dezember bereits
261 große anmeldungspflichtige Zusammenschlüsse
registriert, gegenüber 168 im gleichen Vorjahreszeit-
raum und nur 65 im Jahre 1968. Das Bundeskartellamt
veröffentlichte dazu schon am Ende des Berichtsjahres
1969 eine Liste der wichtigsten Unternehmenszusammen-
schlüsse. Die Übersicht beruhte auf den Anzeigen nach
$ 23 des Kartellgesetzes. In der Zeit zwischen Januar
und Dezember 1969 waren hiernach 168 Firmenzusam-
menschlüsse in Berlin angezeigt worden, davon 46
"groBe". Die anteilige Bilanzsumme aller bei diesen
groBen Unternehmenszusammenschlüssen erworbenen
Unternehmen erreichte 18,2 Milliarden DM, wovon
allein 12,3 Milliarden DM auf Banken und Versiche-
rungen entfielen. Im ganzen Jahr 1968 hatten dagegen
die anteiligen Bilanzsummen nur 1,2 Milliarden DM
betragen. Nach der Marktbedeutung sowie nach dem
Gewicht der beteiligten Firmen übertrafen nach Ansicht
von Experten die Unternehmenszusammenschlüsse im
Jahr 1969 alles, was sich in Deutschland auf diesem
Gebiet jemals ereignet hat, die Geburt der IG Farben-
industrie und des Stahlvereins in den 20er Jahren nicht
ausgenommen(80).
Interessant ist auch, da8 die Interfinanz GmbH. &amp; Co.
KG. (Düsseldorf) die als größtes Unternehmen ihrer
Branche Kauf und Verkauf ganzer Unternehmen und
ihrer Beteiligungen vermittelt, in ihrem Geschäftsbe-
richt für 1970 von einer "Zusammenbruchswelle in der
deutschen Unternehmenslandschaft" spricht. Diese Zu-
sammenbruchswelle habe jedoch erst ab der Jahresmitte
eingesetzt, nachdem die Firmenbilanzen bei den Banken
eingereicht waren.
0.2 Steigerung des fixen Kapitalbestandteils
Die Begründung für die Verstärkung des Konzentrations-
prozesses liegt in der ständig wachsenden Größe des
fixen Kapitalbestandteils durch den technischen Fort-
schritt. Damit wird die Kapitalmasse immer größer,
die nötig ist, um ein neues Unternehmen aufzumachen
und die Anzahl der Kapitalisten immer geringer, die
potentiell zu solchen Investitionen fähig ist. Wegen
der Verallgemeinerungstendenz der Höhe der organischen
Zusammensetzung in die Produktionsbereiche auch
anderer Branchen gilt die Schwierigkeit der hohen not-
wendigen Investition auch für die Einrichtung zur Pro-
duktion neuer Artikel. Selten entwickelt sich auch ein
hoher Konzentrationsgrad in einer Branche zurück,
denn die Monopole streben danach, das Moment, was
sie hervorbrachte, auch weiterhin zu verstärken und
ihre Stellung zu halten. So erzeugen gerade die Mono-
pole eine relativ hohe organische Zusammensetzung
ihres Kapitals und zusätzlich nutzen sie alle erlaubten
und unerlaubten Mittel aus, die kleineren Konkurrenten
zu unterdrücken und nicht aufkommen zu lassen.
Lenin bereits beschrieb folgende Methoden: Material-
sperre, Sperre der Zufuhr, Sperre des Absatzes, Ver-
träge mit Abnehmern, wonach diese ausschließlich mit
kartellierten Firmen Geschäftsverbindungen haben dür-
fen, planmäßige Preisunterbietung (zeitweiser Verkauf
unter Wert), totaler Patentaufkauf, selbst wenn er von
den Großbetrieben nicht direkt für ihre Produktion ge-
nutzt wird, Sperrung des Kredits und Verrufserklärung
(81). Alle diese Methoden beruhen letztlich auf der
größeren Kapitalkraft.
0.3 Die Funktion der zyklischen Krise im Konzentra-
tionsprozeß
Ein weiteres Moment für die Konzentration der Produk-
tion und die Zentralisation der Kapitale liegt im zyk-
lischen Auftreten der kapitalistischen Krise. Meist
konzentrieren sich die Konzerne auf die Befriedigung
der durchschnittlichen Nachfrage, während die Outsider
gerade in der Konjunkturnachfrage ihre Chance zur
Vergrößerung sehen. Dadurch erleiden die kleineren
Unternehmen gerade im Konjunkturtief relativ größere
Verluste und produzieren dann unproduktiver (nicht
Ausnutzung der Menschen und Maschinen). Dann ge-
lingt es den Konzernen durch eine noch immer profitablere
Preisgestaltung, diese Konkurrenten aus dem Markte
zu werfen. "Mit anderen Worten: die Outsider sind es
wesentlich, auf die alle Lasten der Konjunkturschwan-
kungen abgewiülzt werden" (82). Zudem können die
Konzerne aufgrund ihrer grófieren Kapitalmenge schon
vorher durch entsprechende Maßnahmen der Konjunktur
entgegensteuern. Gerade durch eine gewisse '"Beschei-
denheit'' gelingt ihnen ihre weitere Ausdehnung. Das
zeigt z.B. die Investitionsstrategie nach der Krise
66/67. Hier wurden die Investitionen primär für Pro-
duktivitätssteigerung und nicht für Kapazitätserweite-
rung benutzt (83).
Einen weiteren Vorteil haben die Konzerne aus ihrem
relativ höheren Auslandsumsatzanteil gegenüber kleine-
ren Unternehmen der gleichen Branche. Da die Krise
zeitlich nicht gleichzeitig in allen kapitalistischen Län-
dern ausbricht, können sie den Produktivitätsrückgang
durch Anschluß- und Extraaufträge im Ausland zum
Teil ausgleichen.
Einen Ausdruck findet die Konzentrationsbewegung im
Zusammenhang mit der zyklischen Krise in der Zahl
der Insolvenzen, die von 1963 auf 67 um 27,7 % anstieg.
1966 waren es 3.615, 1967: 4.337 (84)!
0.4 Die Funktion der Banken
"Die grundlegende und ursprüngliche Operation der
Banken ist die Zahlungsvermittlung" (85), durch Zir-
kulationskredit (Wechseldeckung) und Kapitalkredit
(Ausleihen von Geld). Der erste erspart dem Kapita-
listen,Geld für die Zirkulation zu verwenden, erhóht
also indirekt das produktive Kapital. Der zweite ver-
wandelt das brachliegende Geld in produktives Kapital.
Dazu sammeln die Banken alles Geld zur Schatzbildung.
Rücklagen der Arbeitenden usw. und stellen dieses den
Produktionskapitalisten zur Verfügung und erhalten
dafür einen Teil des Mehrwerts.
"Die ganze Kapitalistenklasse betrachtet, liegt dann
das Geld nicht müflig; erstarrt es hier als Schatz, so
verwandelt es der Kredit sofort in aktives Geldkapi-
tal... Das vorhandene Geldkapital fungiert durch
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Vermittlung des Kredits in größerem Umfang als ohne
diese Vermittlung... Das Brachliegen des Geldkapitals
während einer gewissen Zeit im Ablauf des Kreislauf-
prozesses des individuellen Kapitals sucht der Kredit
so fiir das gesellschaftliche Kapital aufzuheben' (86).
Neue Perspektiven ergeben sich für die Banken aus der
Entstehung und Vermehrung der Aktiengesellschaften.
Dadurch kann brachliegendes Geld ebenfalls in Kapital
überführt werden.
Die Rolle der Banken wächst, sie vermitteln diesen
Geldfluß und beteiligen sich auch selbst daran, sie
werden produktive Kapitalisten. Die Aktie und der Kre-
dit, die für Banken gerade in besonders produktiven
oder langfristig gut gehenden Betrieben interessant
sind, beschleunigen den Konzentrationsprozeß der Pro-
duktion.
Wie die Konzentration und damit die höheren fixen
Bestandteile des Kapitals die Banken erforderten, so
fördert die größere Aktivität der Banken die Konzentra-
tion auf einer höheren Stufe und macht Bestandteile des
Finanzkapitals zu Industriekapital.
Die Banken wirken dadurch noch mehr konzentrierend,
denn sie benutzen ihren Einfluß dazu, um konkurrieren-
de Unternehmen, in denen sie Anteile haben, zusammen-
zufassen, um sie profitabler zu machen, d.h. sie er-
folgreicher gegenüber der übrigen Konkurrenz zu ma-
chen. So fördern die Banken die Monopolisierungsbe-
strebungen der ihnen verbundenen Unternehmen.
Auch die Kombination und Konzernbildung geht oft auf
den Einfluß der Banken zurück. Eine Bank, die z.B.
an einer Kohlenzeche interessiert ist, wird ihren Ein-
fluß auf ein Eisenwerk benutzen, um dieses zum Kun-
den der Zeche zu machen und beider Interessen auszu-
gleichen, um sie gegen die Konkurrenz zu stärken.
Einen Vorteil hat das Finanzkapital gegenüber dem
Industriekapital: wenn es einen Kredit gibt oder Aktien-
aufkauf, muß der Industriekapitalist seine Buchführung
ihm offenlegen, nicht umgekehrt; so erhält das Finanz-
kapital die Möglichkeit, "sich zunächst über die Ge-
schäftslage der einzelnen Kapitalisten genau zu infor-
mieren, dann sie zu kontrollieren, sie durch Erweite-
rung oder Schmälerung des Kredits zu beeinflussen und
schließlich ihr Schicksal restlos zu bestimmen, die
Höhe ihrer Einkünfte zu bestimmen, ihnen Kapital zu
entziehen oder ihnen die Möglichkeit zu geben, ihr
Kapital rasch und in grofem Umfang zu erhóhen" (87).
Die Konzentration der Industrie und Konzentration des
Bankwesens bedingen sich gegenseitig, denn der Kon-
zentrationsprozef der Industrie fórdert das Bankwesen
Eide Steigende Hóhe der Kredite jedoch for-dert konzeiNriertes Finanzkapital; umgekehrt bringt
gerade diese weitere Konzentration der Industrie (88).
Zugleich entwickelt sich sozusagen eine Personalunion
der Banken mit den grôften Industrie- und Handelsun-
ternehmungen, eine beiderseitige Verschmelzung durch
Aktienbesitz, durch Eintritt der Bankdirektoren in die
Aufsichtsräte (oder die Vorstände) der Handels- und
Industrieunternehmungen und umeekehrt.
Die Interessen des Industriekapitals und des Bankkapi-
tals sind im allgemeinen gleich gerichtet auf die Er-
reichung des Monopolanteils. Anteile an konkurrieren-
den Unternehmen bringen der Bank nicht so viel, wie
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ein entsprechender Anteil an einem Monopolunterneh-
men, sie versucht also, die konkurrierenden zu ver-
schmelzen, ebenso strebt der Industriekapitalist nach
der konkurrenzlosen Stellung. ''Es treffen so die Ten-
denzen des Bankkapitals mit denen des Industriekapitals
nach Ausschaltung der Konkurrenz zusammen. Zugleich
aber erhilt das Bankkapital immer mehr Macht, dieses
Ziel durchzusetzen, selbst gegen den Willen einzelner
Unternehmungen, die, auf ihre besonders günstige
Einrichtung gestützt, den Konkurrenzkampf vielleicht
noch vorziehen würden.
Der Unterstützung des Bankkapitals hat es so das In-
dustriekapital zu danken, wenn der Ausschluß der
Konkurrenz schon in einem Stadium der ökonomischen
Entwicklung stattfindet, wo ohne Mitwirkung des Bank-
kapitals die freie Konkurrenz noch weiter bestanden
hätte'' (89).
0.5 Die Konkurrenz auf erhöhter Stufenleiter
Dem Druck der US Konzerne war die westdeutsche
Wirtschaft besonders stark ausgesetzt, da sie keine
abgesicherten Herrschaftsbereiche besaß, wie die gro-
ßen internationalen Konkurrenten, aber selbst einen
hohen Auslandsumsatzanteil produzierte. Durch diese
Exportabhängigkeit war es dem westdeutschen Kapital
auch nicht möglich, sein Inland gegen die ausländische
Konzerne abzuschirmen. "Amerikanische Kohle und
anglo-amerikanisches Erdöl verdrängten westdeutsche
Kohle, japanische Konzerne der Elektroindustrie, der
Feinmechanik/Optik, des Schiffbaus und der Textilin-
dustrie begannen, westdeutschen Konzernen den Boden
heiß zu machen usw." (90).
Um selbst zu größeren abgesicherteren Märkten zu
kommen und um in die Verbindung zu den ehemals
französischen (und jetzt auch zu den ehemals engli-
schen) Kolonien zu kommen, drängten gerade die Kon-
zerne auf die Bildung (und Erweiterung) der EWG.
Artikel 131 des EWG-Vertrages sieht dann auch vor,
daß die außereuropäischen Länder und Hoheitsgebiete
die mit Belgien, Frankreich, Italien und den Nieder-
landen besondere Beziehungen unterhalten, der Ge-
meinschaft zu assoziieren seien.
Schon 1913 schrieb Lenin: "Der Kapitalist kennt in
seiner Entwicklung zwei historische Tendenzen in der
nationalen Frage. Die erste Tendenz: Erwachen des
nationalen Lebens und der nationalen Bewegungen.
Kampf gegen jede nationale Unterdrückung, Heraus-
bildung von Nationalstaaten. Die zweite Tendenz: Ent-
wicklung und Vervielfachung der verschiedenartigen
Beziehungen zwischen den Nationen. Niederreißung der
nationalen Schranken. Herausbildung der internationa-
len Einheit des Kapitals, des Wirtschaftslebens über-
haupt, der Politik, der Wissenschaft usw. Beide Ten-
denzen sind ein Weltgesetz des Kapitals. Die erste
überwiegt im Anfangsstadium seiner Entwicklung, die
zweite kennzeichnet den reifen, seiner Umwandlung
in die sozialistische Gesellschaft entgegengehenden
Kapitalismus" (91). Dieser StaatenzusammenschluB
hatte erhebliche Auswirkungen auf den Konzentrations-
prozef in allen beteiligten Lündern.
Viele Betriebe aus nicht monopolisierten Industrie-
branchen brachen in der BRD zusammen, z.B. Textil
und Lederindustrie. Dagegen setzen sich die BRD-
Konzerne in der Schwerindustrie und Chemie gegen die
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ausländische Konkurrenz durch, nicht zuletzt wegen
der erfolgten Erhöhung der organischen Zusammen-
setzung und des damit verbundenen Konzentrationsgra-
des
Im Vergleich zu den riesigen US-Konzernen (92), die
einen höheren Grad der Konzentration der Produktion
und den größeren Markt haben, müssen die BRD-Kon-
zerne jedoch noch mächtig aufholen. Dazu dient nicht
zuletzt ihre Marktausweitung durch die EWG.
Gleichzeitig jedoch muß auch die qualitative Steigerung
der Produktivkräfte vorangetrieben werden, dies ist
jedoch an einen entsprechenden Konzentrationsgrad des
Kapitals gebunden. Der Marktanteil mehrerer Konzerne
bleibt unzureichend für eine profitable Anwendung mo-
dernster Technik. "Bei Waschmaschinen beispielsweise
werden in den USA 500.000 Einheiten als optimale Pro-
duktionszahl angesehen, aber das größte Unternehmen
im Rahmen der EWG produzierte 1962 erst 110.000
Stück", schrieb 1964 das Forschungsinstitut für Wirt-
schaftsverfassung und Wettbewerb, KOln (93). Allein
im Jahr 1969 gab es auf diesem Sektor folgende Fusio-
nen: die "Bosch-Siemens-Hausgerüte GmbH." und die
"A EG-Linde-Hausgerite GmbH, ".
Hieran zeigt sich beispielhaft der Aufholprozeß des
deutschen Kapitals, der sich mit den drei Begriffen
kennzeichnen läßt:
- Erhöhung der organischen Zusammensetzung der
Kapitale
- Konzentration der Produktion
Vergrößerung des Marktes.
Die Konkurrenz zu den US-Konzernen hat eine stark
beschleunigende Wirkung in diesem Prozeß, zudem be
wirkt sie ein stärkeres staatliches Eingreifen in die
Wirtschaft, um die nationalen Konzerne zu stärken.
Neben den direkten Investitions- und Exporthilfen ge-
hóren dazu insbesondere die staatliche Infrastruktur-
politik und die Bildungspolitik.
L. Der Konzentrationsgrad in der BRD
1.1 Industrie allgemein
Deutlich wird der Konzentrationsprozeß im Zahlenver-
gleich zu den vorherigen Jahren: so wurde 1954 von
den 100 größten Industrieunternehmen der BRD rund
ein Drittel des gesamten Industrieumsatzes erzielt.
1960 waren schon die 50 größten Unternehmen in der
Lage, denselben Anteil auf sich zu vereinen. 1967
kommen die 50 größten Unternehmen bereits auf einen
Anteil von 42,2 % am Industrieumsatz. Ein anderer
Vergleich: die 10 größten Konzerne erzielten 1967 knapp
17 % des gesamten Industrieumsatzes. Um ungefähr
das gleiche Ergebnis zu erreichen, mußten 1960 noch
die 25 und 1954 noch die 50 größten Unternehmen her-
halten (94).
1.2 Branchen- und Bereichskonzentration
Eine bessere Vorstellung als die globalen Zahlen geben
die Konzentrationsraten, bezogen auf einzelne Bran-
chen (95):
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"Concentration ratios" für einzelne Branchen, für die vier
und die acht umsatzgróBten Unternehmen, 1960 und 1966























9,2 8,3 - 0,9
71,2 81,8 +10,1
48,4 54,2 + 5,8
43,3 47,4 + 4,1
40,0 49,0 + 9,0
6,3 81 + 1,8
46,6 49,5 + 2,9
42.6 45,0 + 2,4
13,0 12,5 - 0,5
81,5 90,4 + 8,9
54,7 61,9 + 7,2
47,0 57,3 +10,3
8,8 10,9 + 2,1
61,1 63,7 + 2,6
Quelle: Helmut Arndt, Recht, Macht und Wirtschaft, Berlin 1968, S. 84
Wie J. Huffschmid in seiner Schrift "Die Politik des
Kapitals' angibt, reichen sogar diese Zahlen noch nicht
aus, um den Monopolisierungsstand anzugeben, da sie
noch zu global sind, denn auch in einer Branche gibt
es noch verschiedene Mürkte. So werden zum Beispiel
in der Branche Fahrzeugbau nicht nur Personenwagen,
sondern ebenso Kombinationskraftwagen, Omnibusse,
LKW und Sattelzugmaschinen hergestellt, Produkte, die
in keiner Weise ausgetauscht werden kónnen (96). Nach
dieser Aufteilung ergeben sich Konzentrationsraten für
8 Betriebe von 100 95, z. T. schon bei 3 Betrieben
(LKW- Produktion) von 100 95.
Nach dem Prinzip der Teilfusion und des Gemeinschafts-
unternehmens unterwerfen sich die großen Konzerne
ganze Bereiche ihrer Branche.
"Allein in den ersten vier Monaten des Jahres 1969
wurden vier bedeutende Teilfusionen mit dem Ergebnis
einer verstärkten Marktstellung der Partner bekannt-
gegeben: die Daimler-Benz AG. und die Rheinstahl AG,
vereinigten ihre Lastkraftwagenproduktion in der '"Ha-
nomag-Henschel-Fahrzeugwerke GmbH.'' und schufen
sich damit einen Marktanteil von über 90 % bei Last-
kraftwagen zwischen 4 und 6 Tonnen und von über 60 %
bei Lastkraftwagen mit über 6 Tonnen Gesamtgewicht;
die Mannesmann AG. und die August Thyssen AG. haben
mit der Gründung der "Mannesmann-Röhren-GmbH.''
die Róhrenproduktion in der Bundesrepublik zu 70 %
unter ihre Kontrolle gebracht; die AEG und die Siemens
AG. haben zum 1.4.1969 gleich zwei gemeinsame Un-
ternehmen gegründet, an denen sie jeweils zu 50 % be-
teiligt sind: in der "Kraftwerks-Union GmbH." wird
die Turbinenproduktion beider Gesellschaften zusam-
mengefaßt, während das Transformatorengescháft in
der Transformatoren-Generatoren-Union GmbH. ver-
einigt wird. Durch diese Kombination steigt der Anteil
der deutschen Spitzenunternehmen im T ransformatoren-
bau auf dem deutschen Markt auf 50 % und bei den Tur-
binen auf fast 70 %. Die Zahl derartiger Kapitalver-
schmelzungsvorgänge aufgrund von Übernahmen, Fu-
sionen und Gemeinschaftsgründungen hat sich in den
letzten Jahren sprunghaft vermehrt..." (97).
1.3 Finanzkonzentration
Eine Entsprechung findet der Konzentrationsprozeß der
Industrie im Zentralisierungsprozeß des Bankenkapi-
tals, der ein derartiges Ausmaß annahm, daß selbst
der unternehmerfreundliche "Spiegel" dazu im Januar
7l eine kritische Titelgeschichte schrieb (98).
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Hier haben schon 1960 "26 der insgesamt 12.869 Ge-
schüftsbanken 46 05 des gesamten Geschüftsvolumens
auf sich vereinigt (99). Auf "die drei Banken Deutsche
Bank AG., Dresdner Bank AG. und Commerzbank AG.
(mit ihren Westberliner Tochtergesellschaften Berliner
Diskontobank AG., Bank für Handel und Industrie AG.
und Berliner Commerzbank AG.) entfiel fast ein Sech-
stel des gesamten Geschäftsvolumens, mehr als ein
Fünftel der gesamten Einlagen und Darlehen, mehr als
ein Drittel der gesamten Sichteinlagen und rund 40 %
der Termineinlagen im deutschen Bankgeschäft'(100).
Entscheidender ist jedoch die wirtschaftliche Macht der
Banken über die übrige Industrie durch ihre Beteili-
gungen, Aufsichtsratsposten und Einblicke in die Ge-
schäftsbilanzen. So sind 930 Aufsichtsratsvertreter
in den deutschen Aktiengesellschaften Bankenvertreter
(27,5 % der Aufsichtsratsmitglieder), davon stellen
die drei Großbanken allein über die Hälfte.
1.4 Monopol und Kartell
Am Ende des Konzentrationsprozesses in der kapitali-
stischen Wirtschaft steht das Monopol, der Konzern,
der die einzelne Branche oder den Teilmarkt alleine
beherrscht. Deutlichste Beispiele dafür sind die Ruhr-
kohlen AG. im Bergbau oder die beiden Zusammen-
schlüsse im Flugzeugbau der BRD, die 1968 und 1969
erfolgten: die Messerschmitt-Bölkow-Blohm GmbH.
und die Fusion Dornier-Flugtechnische Werke-NV
Koninklijke Nederlandse Vliegtuidenfabriek Fokker.
Ähnliche Tendenzen in der Personen- und Lastkraft-
wagenproduktion zeichnen sich deutlich ab.
Aber zur Beherrschung eines ganzen Marktes sind die
Konzerne nicht auf die völlige Übernahme der gesamten
Produktion angewiesen, ja, zum größten Teil streben
die Konzerne dies nicht einmal an, denn die Überlassung
von Sonderausführungen und riskante Deckung der Nach-
fragespitzen in Boomzeiten bringt sie nur in wirtschaft-
liche Schwierigkeiten. Die Beherrschung eines Marktes
liegt nämlich schon dann vor, wenn die Konkurrenten
so viel kleiner sind, daß sie auf die Duldung des Groß-
konzerns angewiesen sind. Das trifft in vielen Fällen
zu; denn der Großkonzern ist aufgrund seiner Kapital-
masse, der Größe der Geschäftsbeziehungen auf dem
Markt und zu den Banken "den kleineren Unternehmen
überlegen, egal, ob es sich um Konkurrenten, Liefe-
ranten oder um Abnehmer handelt. Er kann durch Aus-
nutzen seiner Spielräume den gesamten Markt so vor-
Strukturieren, daf dem kleinen Unternehmen nur noch
die Möglichkeit bleibt, sich diesen Verhältnissen an-
zupassel'(101). Die Propagierung der Kooperation durch
die Unternehmerverbünde drückt eine andere Form der
Monopolisierung eines Marktes aus. Oft schalten náim-
lich die Grofilkonzerne zeitweilig die Konkurrenz zwi-
Scheneinander aus, da der Konkurrenzkampf ihnen
weniger Profite bringt als eine Markt- und Produk-
tionsabsprache: die Kooperation.
Die Vorgänge in der westdeutschen Stahlindustrie sind
für derartige Prozesse symptomatisch; so existieren
zwar 12 Konzerne in dieser Branche, jedoch durch
gemeinsame Unternehmen, Lohnwalzverträge und die
4 Walzstahlkontore sind sie eng miteinander verbunden.
Wie zentral diese gelenkt werden, wurde an den auf
den Tag und die Prozente gleichen Preisveränderungen
der Kontore deutlich.
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"Wie aus purem Zufall haben alle vier Walzstahlkon-
tore in den letzten Tagen nacheinander dem gesamten
deutschen Stahlhandel zwar nicht wörtlich, aber inhalt-
lich übereinstimmende Vorschläge zum Abschluß von
Liefer- und Abnahmevertrügen gemacht" (102). Damit
wurden die Stahlhündler verpflichtet, 25 % mehr als im
Vorjahr von den Kartellen abzunehmen. Hierin zeigt
sich der doppelte Aspekt der Kooperation, zum einen
wird damit die restliche nicht angeschlossene deutsche
Konkurrenz ausgeschaltet und die Monopolstellung er-
reicht, zum zweiten werden die auslündischen Konkur-
renten vom Markt vertrieben und die Produktion der
kooperierenden Unternehmen ausgeweitet (103). Hier
zeigt sich dann der eigentliche Grund der Aufhebung
der Konkurrenz auf dem inlindischen Markt, nimlich
die Fortsetzung der Konkurrenz gegen die ausländischen
Konzerne. insbesondere die US-Konzerne.
2. Die Einbeziehung der zurückgebliebenen Branchen
in die Konzentrationsbewegung am Beispiel der Bau-
branche
Da, wo dem Konzentrationsprozeß durch die Antimono-
polgesetzgebung des Staates Grenzen gesetzt sind,
weicht man diesen Schranken durch andere Formen der
Ausbreitung der wirtschaftlichen Macht aus. So nehmen
auch in der BRD die vertikale Konzentration, Angliede-
rung vor- und nachgeordneter Betriebe und die diagona-
le Konzentration zu, Angliederung von Unternehmen,
ohne daß dadurch eine horizontale oder vertikale Kon-
zentration entsteht. Durch diesen Prozeß und die ähn-
lich angelegte Machtzusammenballung durch die Banken
werden andere Branchen, die bisher sich noch nicht in
den Konzentrationsprozeß in der Baubranche, der ur-
sprünglich durch die Verengung des Marktes und die
entstehende Konkurrenz zwischen den Betrieben ausge-
löst wurde. Sie hatten bis zum Nachlassen des Wieder-
aufbauboom in partikularen Bereichen produziert, da
diese Branche aufgrund ihrer Objektstruktur in viele
Teilmärkte zerfällt, sowohl vom Produkt als auch vom
räumlichen Absatzgebiet her.
2.1 Das Baugewerbe
2.1.1 Struktur und Konzentration im Bauhauptgewerbe
Das westdeutsche Baugewerbe etablierte sich nach dem
Kriege wieder in seiner handwerklichen Vorkriegsstruk-
tur. Nach der Landwirtschaft und dem Einzelhandel
bildete es einen großen Block im westdeutschen Mittel-
stand. Da der Wiederaufbau der Industrie und Wohn-
stätten im Rahmen der "freien Marktwirtschaft" quasi
naturwüchsig, zwar mit einigen staatlichen Hilfen, aber
ohne Eingriffe in den restaurativen Verlauf der Wirt-
schaft und ohne entsprechende Planung verlief, blieb
diese mittelständische Struktur bis in die sechziger
Jahre erhalten und verfestigte sich. Eine etwas andere
Entwicklung verlief in den Großprojektbereichen, ins-
besondere im Tiefbau, da dort schon in den fünfziger
Jahren eine stärkere Mechanisierung der Produktion
einsetzte und damit ein großer Teil der mittleren Unter-
nehmen herausfiel, meist in andere Sparten abwanderte.
Um die Struktur des Bauhauptgewerbes zu kennzeichnen,
hier einige Zahlen: Nach der Totalerhebung 1967 betrug
die Zahl der Betriebe im Bauhauptgewerbe 66.200, mehr
als die Hälfte dieser Betriebe hatte weniger als 10 Be-
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schäftigte und fast drei Viertel, nämlich 48.876 Be-
triebe weniger als 20 Beschäftigte. Nur 4 % der Be-
triebe (2.634) beschäftigten mehr als 100 Personen.
Der Umsatz verteilte sich dagegen nach Betriebsgrößen-
klassen 1967 wie folgt:
Betriebe mit weniger als 20 Beschäftigten: 8, 9 Mrd.
DM =20,2 %, Betriebe mit 20-99 Beschäftigten: 16,9 Mrd.
DM = 37,1 %, Betriebe mit mehr als 100 Beschäftigten:
18,9 Mrd. DM - 42,7 95.
Daraus ergibt sich, daß 3,8 % der Betriebe einen Um-
satz von 42,7 % erwirtschafteten.
Die erste Phase der Konzentration von 1950-56 war
durch ein überproportionales Wachstum der Betriebe
mit vielen Beschäftigten gekennzeichnet.
Die Zahl der Betriebe mit mehr als 500 Beschäftigten
erreichte 1963 einen Höhepunkt und ist seitdem gesun-
ken. Der Konzentrationsprozeß drückt sich ab 1963
nicht mehr in einem überproportionalen Wachstum der
Zahl der Großbetriebe (gemessen nach Beschäftigten),
sondern in dem überproportionalen Wachstum der Zahl
der Betriebe mit hohem Umsatz und deren immer mehr
steigendem Anteil an Umsatz und Beschäftigten aus.
Ebenfalls drückt sich dieser Sachverhalt in der Zahl
der Insolvenzen aus. Während die Insolvenzen von 1963
bis 67 um 27,7 % stiegen in der Gesamtwirtschaft,
liegt die Vergleichszahl im Bauhauptgewerbe wesent-
lich höher bei 169 % (von 188 auf 509).
Wesentliche Momente im Konzentrationsprozeß sind:
a) 1964/65 erreicht der Hochbau (insbesondere der
Wohnungsbau) einen Produktionshöchststand und geht
danach stark zurück. Dadurch entwickelt sich eine
stärkere Konkurrenz zwischen den Bauunternehmen,
da alle ihre erhöhten Kapazitäten weiter halten und aus-
dehnen wollen. Die Konkurrenz hatte vorher kaum be-
standen, da das Baugewerbe stark auf räumliche Teil-
märkte eingestellt ist (wegen der Transport- und Pro-
duktionsschwierigkeiten bei der gegebenen Objektgröße
und Bodenbindung).
b) Mit der einsetzenden Rationalisierung wegen der nun
einsetzenden Konkurrenz und der Arbeitskraftknappheit
wiederum wird die Konkurrenz verschärft.
c) Aus der allgemeinen Weiterentwicklung der Wirt-
schaft und den einsetzenden Infrastrukturmaßnahmen
kommt es in den industriellen Ballungsräumen verstärkt
zur Vergabe größerer Baulose, was eben die Entwick-
lung der großen Baugesellschaften fördert und die klei-
nen ausschaltet. Verstärkt greifen die mittleren Unter-
nehmen zu kooperativen Maßnahmen, um an den größe-
ren Aufgaben, z.B. Flußausbau, Hochschul- und
Schulzentrenbau, Sanierungs- und Neubaugebieten,
Autobahnbau zu partizipieren. Diese Kooperationen
treiben jedoch bei entsprechender Organisations- und
Produktionstechnik zur Fusion und fördern den Kon-
zentrationsprozeß
d) Die zyklische Krise 1966/67 deckte die entstandene
Schwäche der mittleren Betriebe auf und beschleunigte
die Konsequenzen, was die Zahl der Insolvenzen und
der Zusammenschlüsse zeigt. Leider liegen darüber
nur beschränkt statistische Angaben vor (z.B. Eigner-
statistik)
e) Der oben angeführte Konzentrations- und Zentrali-
sationsprozeß der Kapitale bezieht die Großunterneh-
men des Baugewerbes mit ein und fördert die Entwick-
lung der Baukonzerne. Eine wesentliche Funktion spie-
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len dabei die Großbanken, die gerade in dieser Branche
(neben. Brauereien, Warenhäuser und Werften) die
höchsten Anteile besitzen.
Die Entwicklung der größten Baugesellschaften in der
BRD zeigt die allgemeine Entwicklungstendenz am
deutlichsten.
Eine Sonderstellung haben besonders die 3 größten
Konzerne Hochtief AG., Holzmann AG. und die Strabag.
Reihenfolge der großen Baugesellschaften und ihr Umsatz:
1- Hochtief AG. 1,33 Mrd. Umsatz 1969
2- Ph. Holzmann AG. 1,19" " "
3- Strabag AG. 0,92" " "
4- Beton &amp; Monierbau AG.466 Mio." "
5- Grün &amp; Bilfinger AG. 400 " n "
6- Wayss u. Freitag KG. (1)
7- Dyckerhoff u. Wid-
mann 1)
8- Boswau Konzern ü. 300 " " 1967
9- Züblin AG. ü. 225 " " 1969
(Schweizer Untern.)
10- Berger BAUBOAG 225 " "
(1) Hier liegen keine genauen Umsatzzahlen vor, da
diese beiden Gesellschaften keine AGs sind und
ihren Geschäftsbericht nicht öffentlich vorlegen
müssen.
Die Sonderstellung der drei größten wird dadurch deut-
lich, daß allein die erwartete Umsatzsteigerung jedes
Unternehmens für 1970 die Gesamtproduktionsmenge
des nächst großen Unternehmens Beton &amp; Monierbau
AG. übersteigt.
Ein Vergleich der Umsatzentwicklung der drei Groß-
konzerne zum Bauhauptgewerbe zeigt die Konzentra-
tionsbewegung: Setzen wir den Umsatz 1960 als Aus-
gangspunkt, so macht die Umsatzsteigerung der drei
Großkonzerne 151,6 % aus, die der ganzen Branche
jedoch nur die Hälfte, nämlich 76,4 %
Die größten deutschen Bauunternehmen sind keine
eigenständigen Kapitale, sondern abhängig von den
Entscheidungen weniger Banken und einiger Industrie-
Konzerne, an denen wiederum die Banken beteiligt sind.
Allein schon dadurch unterstehen diese Baukonzerne
zum größten Teil anderen Bedingungen als das Gros
der Baubetriebe. Die Untersuchung nach der Auftrags-
vergabe und Personalverflechtung bestätigt die prakti-
schen Auswirkungen dieser Verbindungen. Wo sie noch
nicht zum Tragen gekommen sind, liegt dies wohl in
erster Linie daran, daß viele Zusammenschlüsse erst
zwischen 1968 und 1970 erfolgten. Ihre eigentlichen
Auswirkungen stehen also noch aus.
2.1.3 Konzentration und Industrialisierung
Größenordnung (Kapitalstärke) und Kapitalverbindung
geben den Großunternehmen eine Monopolstellung in
bestimmten Bausparten und Auftragsgrößen, z.B. der
gesamte Auslandsumsatz, Kaianlagenbau, Naßbagger-
arbeiten, Bereiche des Industriebaus, Hochschulbau,
U-Bahn-Bau, Bereiche des StraBenbaus.
Die Konzerne erreichen in solchen Objektsparten eine
hervorragende Stellung, in denen zur Produktion hohe
Investitionen notwendig sind.
Die größten Unternehmen der Baubranche sind nicht
alle Konkurrenten, da sie auf unterschiedlichen Gebie-
ARCH+ 15 (1971-3)
ten arbeiten und z.T. miteinander im Kapitalverbund
stehen.
Aus der eigenen Kapitalkraft im Vergleich zu anderen
Branchenunternehmen folgert ein weiteres Moment der
Konzentration: der Aufkauf und Anschluß kleinerer
Unternehmen.
So erwarb Hochtief die Fertigteilbau Regensburg,
Philipp Holzmann die Imbau, Bay. Fertigbau und die
P. Thiele.
Kriege stark. Bei den Genossenschaften lag ein Rück-
gang von 346 Wohnungsunternehmen vor, bei den
GmbHs ein Zugang von 120 Unternehmen, bei den AGs
ein Abgang von 8 (Umgründungen in GmbHs).
Hier liegt eine Konzentration durch unterschiedliches
Wachstum vor, wie die Zahlen über den durchschnitt-
lichen Wohnungsbestand zeigen: Genossenschaften
1951 - 224 WE, 1966 - 551 WE; GmbHs 1951 - 1259 WE,
1966 - 2.352 WE; AGs 1951 - 2.975 WE, 1966 - 7.219
WE.
Alle diese Unternehmen sind auf ihren Spezialgebieten
weiter als die übrige Branche in der Industrialisierung
vorgedrungen. Hieran zeigt sich gleichzeitig der Indu-
strialisierungsprozeß, der parallel zum Konzentrations-
prozeß im Baugewerbe verläuft.
Seit Einführung der Fertigteilproduktion nimmt deren
Anteil am Umsatz der Großunternehmen ständig zu.
Auch in Vergleichszahlen zur gesamten Branche zeigt
sich die Auswirkung des höheren Grades an Rationali-
sierung und Industrialisierung (104). So liegen die
Konzerne wesentlich günstiger in den Vergleichszahlen
für Umsatz pro Beschäftigte oder Löhne und Gehälter
in Prozenten am Umsatz.
Auch im Wohnungsbau, dem sehr bedeutenden Zweig
für den Reproduktionsbereich der Arbeitskraft, haben
die Großkonzerne stark industrialisiert und errichten
fast ausschließlich Fertigteilbauten.
Mit der Fertigteilbauweise wird der Wohnungsplan erst
bedeutend für diese Unternehmen. Sie steigern ihren
relativ kleinen Anteil stärker als den Gesamtumsatz.
Mit dem Fertigteilwohnungsbau ist aber direkt verbun-
den die Errichtung entsprechender Fertigungsanlagen,
die auf Großbaustellen in ihrem regionalen Umkreis
angewiesen sind. Wegen der bedeutenden Investition in
diese Werke sind sie verbunden mit einem relativ abge-
sicherten Auftragspolster für die nüchsten Jahre,
Und hier zeigt sich, daB die Werke und Objektbereiche
der Grofkonzerne sich in erster Linie im Industrie-
ballungsraum des Rhein-Ruhr-Gebietes befinden. Alle
groBen Bauunternehmen, sofern sie Wohnbauten erstel-
len, haben Werke für industrialisierten Wohnungsbau
in diesem Raum, während an anderer Stelle nur verein-
zelt solche Werke stehen (z.B. Berlin, München, Frank-
furt, Stuttgarter Raum, Hamburg). Dazu kommen noch
Fertigteilwerke mittlerer Industriebetriebe im Rhein-
Ruhr-Raum.
Diese einmalige Dichte der Fertigteilwerke in dieser
Region deutet an, welche Zusammenballung von großen
Neubaugebieten im Wohnungsbau hier ansteht.
In der Kapitalverflechtung der Großunternehmen ist
zudem eine Verbindung zu den Bauträgern im Bereich
Wohnungsbau angelegt, am deutlichsten wird dies bei
Hochtief (ab 69 Verflechtung mit dem für den Rhein-
Ruhr-Raum bedeutendsten Träger, der Rheinisch-
Westfälischen Wohnstätten).
2.2 Wohnungsbaugesellschaften
2.2.1 Struktur der Wohnungsbaugesellschaften
Während vor dem Kriege die Zahl der Wohnungsbauge-
sellschaften bezogen auf die gemeinnützigen relativ aus-
geglichen war, 1939 hatten die Genossenschaften einen
Wohnungsbestand von knapp 500.000 WE, die Kapital-
gesellschaften (GmbHs 380.000 WE, AGs 200.000 WE)
580.000 WE (105). verschob sich das Bild nach dem
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Aber auch die vordringenden Kapitalgesellschaften sind
in sich noch stark differenziert nach Baubestand- und
-tätigkeit. So besitzen allein 20 "gemeinnützige" Woh-
nungsunternehmen, weniger als 1 % des Gesamtverban-
des (= 2.100 Unternehmen), ein Fünftel des gesamten
Wohnungsbestandes, der 1969 bei etwa 2.9 Mio. WE
lag (106).
"An erster Stelle steht hier die Neue Heimat-Gruppe.
die mit ihren Tochter- und Schwestergesellschaften
insgesamt wohl über 280.000 Wohnungen im ganzen
Bundesgebiet verwaltet. Dann folgt die Gruppe der
industrieverbundenen Wohnstüttengesellschaften mit
etwa 140.000 WE. Dann sind aus dem gemeinnützigen
Bereich nur noch einzelne Großunternehmen wie die
Gagfah mit über 56.000 verwalteten, eigenen und frem-
den Wohnungen und die Treuhandstelle für Bergmanns-
wohnstätten in Essen mit ca. 40.000 WE zu nennen''
(107).
Die gró8te "freie", also nicht "gemeinnützige" Unter-
nehmensgruppe, die Dr. Koppe-Gruppe, verwaltet
ca. 4.000 WE. An diesen Vergleichszahlen wird die
hervorstechende Rolle der gemeinnützigen im Konzen-
trationsprozeB deutlich.
Die Begründungen für die relative Konzentration der
Wohnungswirtschaft liegen in der Entwicklung und den
Bedingungen der GrofBauftrüge auf dem Wohnungsmarkt,
dem z.B. die Verwaltung der Genossenschaften (ehren-
amtlich) und der Masse der kleinen und mittleren
GmbHis nicht mehr gewachsenist.
2.2.2 Fördernde Momente der Konzentration
a) Verdichtungsprozeß
Nach der Wiederaufbauphase liegt nun der Schwerpunkt
der Bauwirtschaft auf der Flächensanierung, Stadter-
weiterung und Neugründung. Die Projekte liegen in
erster Linie in den Verdichtungsräumen, die in den
neuen Richtlinien der Raumordnungspolitik des Bundes
festgelegt sind. Der Rhein-Ruhr-Raum nimmt darin
eine hervorragende Bedeutung ein.
b) Standortförderung
Nach dem Landesentwicklungsplan von NRW und dem
darin enthaltenen Wohnungsbauprogramm 1971-75 sol-
len Wohnungen mit öffentlichen Mitteln "grundsätzlich
nur noch an Entwicklungsschwerpunkten, an Zentren
und Verkehrsschwerpunkten und in zentralen Orten
gefördert werden" (108).
c) Städtebauförderung und Wohnungsbauförderung
Das Schwergewicht des Wohnungsbaus im Rahmen des
öffentlich geförderten Wohnungsbaus wird auf die
Finanzierung von Sanierungsvorhaben gelegt. Hier
beteiligt sich auch der Bund an der Finanzierung (Städte-
baubericht 69); zudem werden die Landesmittel dafür
wesentlich erhöht bei Rückgang der Förderung für
andere Projekte.
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d) Stärkung der Gemeindefinanzen
Durch die Gebiets- und Verwaltungsreform sowie die
Verabschiedung des Gemeindefinanzreformgesetzes
(64) werden die Mittel der Gemeinden gestärkt und
damit deren Möglichkeit, größere Projekte des Städte-
und Wohnungsbaus nun anzugehen.
e)
Der im vorherigen beschriebene Konzentrations- und
Industrialisierungsprozeß der Bauunternehmen erfor-
dert die Sicherung einer großen Serie und der Kontinui-
tät des Auftragseingangs. Dafür könnten zur Zeit nur die
großen gemeinnützigen Wohnungsbaugesellschaften im
städtebaulichen Bereich sorgen.
Diese Prozesse sind aus allgemeinen Statistiken schwer
herauszubekommen, aber regionale Statistiken beson-
ders für NRW zeigen die Entwicklung sehr deutlich.
In den industriellen Ballungszentren wird sie sich am
stärksten auswirken, und der Vorreiter dieser Ent-
wicklung ist der Rhein-Ruhr-Raum.
2.2.3 Folgen der Änderung der wohnungswirtschaftli-
chen Situation
Im Rahmen der neuen städtebaulichen Aufgaben bilden
sich in letzter Zeit auch Spezialunternehmen, die nicht
unter das Wohnunggemeinnützigkeitsgesetz fallen. Da
sie diese Aufgaben also nicht direkt betreiben dürfen,
haben die großen gemeinnützigen Wohnungskonzerne
sich solchen Unternehmen angegliedert (z.B. Neue
Heimat und Wohnstättengruppe). Die Westdeutsche
Landesbank ist allein an vier derartigen Unternehmen
beteiligt. Die Beteiligungen der gemeinnützigen Woh-
nungsbaugesellschaften war nur durch die WGG-Reform
(69) möglich. In diesen Gesellschaftsgründungen zeigt
sich deutlich sowohl eine horizontale Konzentration
(bez. auf die Wohnungsbaugesellschaften) wie eine dia-
gonale Konzentration, bezogen auf die Westdeutsche
Landesbank, Versicherungen Concordia, Iduna.
Eine vertikale Konzentration zeigt sich in der Verbin-
dung der Wohnungsbaugesellschaften zu den Bauunter-
nehmen (sh. vorheriges Kapitel z. B. Neue Heimat,
Wohnstüttengruppe usw.). An allen Konzentrationspro-
zessen beteiligt sind die groBen gemeinnützigen Woh-
nungsbaugesellschaften, denen in diesem Zusammen-
hang die Bindung an das WGG sowie die Beschrünkun-
gen, die im Entwurf des Stüdtebaufórderungsgesetzes
(109) enthalten sind, entgegenstehen.
Hier gehen die Unternehmen jetzt besonders gegen zwei
Sachen vor, erstens die im Entwurf nicht zugelassene
Verbindung zwischen Wohnungsbauunternehmen (z.B.
als Sanierungsträger) und dem Bauunternehmer, zwei-
tens fordern sie eine Änderung des WGG dahingehend,
daf nicht das ganze Unternehmen "gemeinnützig' sein
muß, sondern daß die "Gemeinnützigkeit' an die Auf-
gaben gebunden wird und die Behördenkontrolle sich
nicht auf das ganze Unternehmen, sondern nur auf die
entsprechenden Obiekte erstreckt.
Derartige Änderungen würden den Banken und anderen
Kapitalgebern den Einstieg in diese Branche wesentlich
erleichtern, da damit auch die grundsätzliche Bindung
an die 4 % Rendite des WGG entfällt.
Diese Änderungen würden wiederum den Konzentrations-
prozeß noch mehr beschleunigen und die Vermarktung
des Reproduktionsbereichs der Arbeitskraft vorantrei-
ben.
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3. Zum Zusammenhang zyklischer Krisen
Staatlicher Steuerung und Strukturpolitik
3.1 Der Ausgangspunkt: Veränderungen im Erschei-
nungsbild der Krise
Will man auf kommunaler Ebene erscheinende Wider-
sprüche nicht auf die Diskussion um staatlich-institu-
tionelle und ideologische Hemmnisse beschränken, so
ist es notwendig, an die Stelle beliebter Überbaudis-
kussionen die Betrachtung der antagonistischen Basis-
verhältnisse selbst zu setzen. Dabei geht unsere These
dahin, daß mehr als je zuvor mit der zyklischen Krise
verbundene Erscheinungen sowohl das staatliche Han-
deln wie auch zugleich den Teilbereich der kommuna-
len Problematik betreffen.
Der Begriff der Krise fällt nicht zusammen mit dem
eines "Konjunkturverlaufs" in der bürgerlichen Ókono-
mie. Diese scheint es mittlerweile aufgegeben zu ha-
ben, mit ihren notwendig beschrünktem Instrumentarium
die zyklischen Krisen zu erklären und erschöpft sich in
der bloßen Aufzählung multikausaler Erscheinungsfor-
men qua Indikatoren. Dabei ist der Unterschied zwi-
schen bürgerlicher und marxistischer Theorie auch in
der Betrachtung der zyklischen Krisen bereits gesetzt
im Begriff der Ware und insofern ''die allgemeine Mög-
lichkeit der Krise ... in dieser Form enthalten ist -
das Auseinanderfallen von Kauf und Verkauf - ist sie
also in der Bewegung des Kapitals enthalten, soweit es
auch Ware ist und nichts als Ware" (110). Das im Ge-
gensatz von Gebrauchs- und Tauschwert, dem Doppel-
charakter der Ware entwickelte Moment sich den Pro-
duzenten aufzwingender widersprüchlicher gesellschaft-
licher Verhältnisse entwickelt sich zur Möglichkeit der
Krise in der Verdoppelung der Ware und wird in der
zunächst noch abstrakten Darstellung der Auswirkungen
dieser Verdoppelung in Ware und Geld zunehmend faß-
barer.
Nun handelt es sich darum, die Krise zu verfolgen
"soweit sie aus den Formbestimmungen des Kapitals
hervorgeht, die ihm als Kapital eigentümlich und nicht
in seinem bloßen Dasein als Ware und Geld eingeschlos-
sen sind'' (111). Als Schlüsselbegriff mag hier die
"Disproportionalität' gelten, nicht in dem Sinne einer
bloßen Disproportionalitätstheorie. sondern der Be-
merkung Marxen's:
"Wird gesagt, daB nicht allgemeine Überproduktion,
sondern Disproportion innerhalb der verschiedenen
Produktionszweige stattfinde, so hei8t dies weiter
nichts, als daß innerhalb der kapitalistischen Produk-
tion die Proportionalität der einzelnen Produktions-
zweige sich als beständiger Prozeß aus der Disproportio-
nalität darstellt, indem hier der Zusammenhang der
gesamten Produktion als blindes Gesetz den Produk-
tionsagenten sich aufzwingt, nicht als von ihrem asso-
ziierten Verstand begriffenes und damit beherrschtes
Gesetz den ProduktionsprozeB ihrer gemeinsamen
Kontrolle unterworfen hat (112)
Dies ist einmal zu beziehen auf das nicht proportionelle
Verhältnis zwischen den beiden Hauptproduktionssek-
toren und zum anderen auf den eigentlichen Markt. Ist
die Ware als Tauschwert nicht den Bedürfnissen der
Konsumenten, sondern dem des Kapitals selbst unter-
worfen und ist dessen "Bedürfnis" nach Mehrwertreali-
sierung grundsätzlich unbegrenzt, so hat es doch seine
Schranke an fremder Produktion und fremder Konsum-
tion. Der Widerspruch besteht folglich darin, daß es in
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der Produktion für die Wertbildung darauf ankommt,
die Surplusarbeit im Verhältnis zur notwendigen Arbeit
möglichst auszudehnen, also den dem Arbeiter zuge-
wiesenen Wertanteil möglichst gering zu halten, während
doch zugleich derselbe Arbeiter als Konsument die
Grenze der Gesamtheit der Konsumtionsfähigkeit mit-
bildet. Das Gesetz der Akkumulation des Kapitals, der
Zwang, die Produktionsschranken bloß zu erweitern,
setzt zugleich wieder periodische Schranken. Dabei
basiert die Periodizität auf dem massenhaften Um-
schlag des fixen konstanten Kapitals. Geht man davon
aus, daß diese "Akkumulation des Kapitals, welche
ursprünglich nur als seine quantitative Erweiterung
erschien, sich,wie wir gesehen, in fortwährendem Wech-
sel seiner Zusammensetzung vollzieht, in beständiger
Zunahme seines konstanten auf Kosten seines variablen
Bestandteils" (113), so zeigt sich, wie das Ziel des
Prozesses, die Maximierung des Profits und das not-
wendige Mittel, die Steigerung des Maschinensystems
als System toter Arbeit gegenüber der lebendigen Arbeit
zueinander in Widerspruch tritt, gefaßt im Gesetz vom
tendenziellen Fall der Durchschnittsprofitrate. Unsere
Argumentation bis zu diesem Punkt sollte nur aufzei-
gen, daß die Krise auf den verschiedenen Abstraktions-
ebenen von der Möglichkeit zur Wirklichkeit zu verfol-
gen ist und wie eng die die Krisen bewirkenden Mechanis-
men miteinander verknüpft sind. Damit wenden wir uns
einmal gegen das auf eine-Ebene-stellen von realen
historischen Formen und begrifflichen Abstraktionen
und zum anderen gegen - die auch hieraus resultieren-
de - Trennung der zusammenwirkenden Momente, wie
sie sich in der historischen Auseinandersetzung von
Disproportionalitäts- und Unterkonsumtionstheoretikern
manifestiert (114).
Einen dritten, für den weiteren Verlauf der Diskussion
uns wichtig erscheinenden Hinweis möchten wir bezüg-
lich der Veränderung des Krisencharakters bei fort-
schreitender Monopolisierung geben. Marx schreibt
der Krise eine doppelte Funktion zu: Sie ist zugleich
Krise des ökonomischen Systems wie auch Vorausset
zung für eine neue Periode seines temporären Auf-
schwungs. Unsere These geht dahin, daß mit fort-
schreitender Monopolisierung diese zweite Funktion,
Bedingungen für einen neuen Aufschwung zu schaffen,
zunehmend verloren gegangen ist. Halten wir aus der
Marx’ schen Darstellung (115) die Momente der Krise
fest, die den Aufschwung aus ihr in ihr selbst angelegt
sein lassen: (1) die Senkung des Arbeitslohns, (2) Preis-
fall und Rationalisierung aus der Konkurrenz und zur
Senkung des Arbeitslohns, (3) Entwertung der Elemente
des konstanten Kapitals, wobei hier zu unterscheiden
ist zwischen den zwei Formen der Entwertung, der
des wirklichen Kapitals in Form der Maschinen, Ge-
bäude und Rohprodukte, die nicht benutzt werden, wo-
bei "ihr Gebrauchswert und Tauschwert dabei zum
Teufel gehen" (116) und der der Warenmassen, für die
ein Fall der Preise nur Verlust an Tauschwert. nicht
an Gebrauchswert bedeutet.
Mit der hohen organischen Zusammensetzung des Ka-
pitals in den monopolisierten Sektoren scheint dieses
seinem eigenen Begriff nicht mehr zu entsprechen,
nümlich jederzeit von einer Form in eine beliebige
andere wechseln zu kónnen. Faktoren, die früher noch
variabel waren, werden nun zunehmend fester. Dies
resultiert zum einen aus diktierten und geplanten Wa-
renpreisen, zum anderen aus dem steigenden Anteil
fixen Kapitals und endlich - dies natürlich vor allem
durch den Kampf der Arbeiterklasse selbst, aber auch
aus der Notwendigkeit im Kalkiil des Kapitalisten auch
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diesen Faktor einzuplanen - der Verengung der Gren-
zen, innerhalb derer der Preis der Arbeitskraft schwankt.
Wir stellen fest: (ad 1) der Senkung des Arbeitslohns
wie auch massenhaften Entlassungen scheinen aktuell
politische Grenzen gesetzt. Eine Stabilisierung des
ökonomischen Systems über massenhafte Entlassungen
mag das politische System unmittelbar gefährden. (ad 2)
Der von Marx genannte plötzliche Preisfall tritt bei
den meisten Produkten kaum mehr ein. Dies hängt zu-
sammen mit der Wandlung der Konkurrenz von der
Preis- zur Produktkonkurrenz. Darauf weisen ver-
schiedene marxistische Autoren wie Hirsch, Hofmann
und Huffschmid sowie auch Mandel hin. Letzterer
illustriert diese Tatsache an der Krise von 1966/67
(117). (ad 3) Für die Monopole und die kapitalkräftigsten
Konzerne tritt an die Stelle der Preissenkung die Mög-
lichkeit, die Produktion zu drosseln und zunächst ein-
mal auf Lager zu produzieren. Dabei bleibt nun die
Entwertung der Elemente des konstanten Kapitals in
ihrer vorher beschriebenen ersten Form, der Vernich-
tung von Gebrauchswert und Tauschwert erhalten, in
ihrer zweiten Form jedoch - Verkauf zu Preisen unter
dem Wert - findet sie bei den Konzernen kaum mehr
statt.
Der Versuch, so die Krise abzuwälzen, verbaut den
potentiellen Aufschwung in doppelter Weise. Eine be-
wußt in Kauf genommene Stockung der Produktion und
Zirkulation trifft eine Unzahl vor- und nachgelagerter
kleinerer Betriebe, die nun ebenfalls - bei ungleich
schlechterer Kapitalausstattung - auf Lager produzie-
ren bzw. die Produktion drosseln oder ganz einstellen
müssen. Nach der Krise aber müssen sie zu gleich
ungünstigen Bedingungen einkaufen wie zuvor, da ja
der Fall der Preise als Anreiz zu erweiterter Wieder-
aufnahme der Produktion entfällt.
Der staatliche Eingriff wird nun unmittelbar erforder-
lich, um den Bestand des Systems zu garantieren.
Hiermit wird zugleich deutlich, daß die Krise auf der
Realitätsebene eine politisch vermittelte
Krise (118) ist, daß sie sich im Kontext von Politik und
Ökonomie notwendig in immer verschiedenen Formen
darstellt. Die Darstellung sich in ihr entfaltender Wi-
dersprüche als immer wieder gültiger ist also nur auf
einer bestimmten Abstraktionsebene möglich. Damit
ist Altvater zu widersprechen, wenn er "eine marxi-
stische Krisentheorie" fordert, die "bis zur bestimm-
ten Darstellung der vielen einzelnen Kapitale, der
Konkurrenz, der konkreten Entwicklung des Kapitalis-
mus weitergetrieben wird" (119). Wie er selbst be-
merkt, ist "Marx nur soweit gegangen, die Möglichkeit
und Notwendigkeit der Krise nachzuweisen, sie als in
dem allgemeinen Begriff des Kapitals angelegt zu
begründen'' (120). Darüber hinaus sind die speziellen
ökonomischen Einflußmomente auf der Realitätsebene
und in immer größerem Maße die besonderen politi-
schen Einflußmomente weniger zu einer "marxistischen
Krisentheorie" zu "systematisieren" als vielmehr in
ihrer besonderen Vermitteltheit immer wieder neu zu
untersuchen. Es müssen also "einerseits neue Be-
stimmungen dieses Widerstreits entwickelt, anderer-
seits die abstrakteren Formen desselben als wieder-
kehrend und enthaltend in den konkreteren nachgewiesen
werden" (121).
Bis hierher läuft der erste Strang unserer Argumenta-
tion. Wir möchten jetzt einen zweiten hinzuziehen.
Im Verlaufe einer relativ ungestörten Entwicklung der
Kapitalakkumulation haben sich drei Probleme reaktua-
lisiert, die zuvor - auch in der Diskussion von Marxi-
sten - wenig oder gar keine Beachtung fanden. Es sind
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die infrastrukturelle Unterversorgung, gemessen so-
wohl an den verdinglichten Kapitalbedürfnissen wie
auch an den Lebensbedürfnissen der breiten Massen
der Bevólkerung, resultierend aus dem besonderen
Verhältnis von Wirtschaft und Gesellschaft unter
kapitalistischen Vorzeichen.
die Scheidung von Stadt und Land, offenbares Haupt-
problem im Weltmaßstab, die sich zunehmend auch
in den Beziehungen zwischen kapitalisierten Rand-
ländern und hochindustrialisierten Metropolen und
endlich - dies interessiert uns in unserem Problem-
zusammenhang - in den Metropolen selbst zeigt, als
die "Grundlage aller entwickelten und durch den Wa-
renaustausch vermittelten Teilung der Arbeit" (122).
das besondere Verhältnis von Gesellschaft und Na-
tur, der gestörte Stoffwechsel von Mensch und Natur
bei kapitalistisch organisierter Produktion und Re-
produktion, in der Natur zum bloßen Ausbeutungs-
gegenstand degeneriert.
Sind infrastrukturelle Einrichtungen Voraussetzung
und Ergebnis, Bedingung jeder Produktion, so besteht
das eigentliche Problem nicht in ihrer Existenz an
sich, sondern in ihrem Bestehen neben und zu der all-
gemeinen Produktion im Kapitalismus. Diese ist nicht
Produktion für Bedürfnisse, sondern Produktion für
zahlungskräftige Nachfrage. Unter der Form des pro-
fitheischenden Tauschwerts erfaßt sie zunächst nicht
diejenigen Gebrauchsgüter, die statt als zahlungskräf-
tige Nachfrage sich als gesellschaftliches Bedürfnis
artikulieren. Sind infrastrukturelle Güter in mehrfa-
cher Hinsicht dem Warenprinzip nicht unterworfen,
muß das System des Marktes hier versagen. Die Gleich-
zeitigkeit von Produktion für individuelle zahlungskräf-
tige Nachfrage bestimmter Waren und das Fehlen
der dringendsten Einrichtungen für den gesellschaftli-
chen Gebrauch, also die strukturelle Zurücksetzung
aller öffentlichen Einrichtungen, Güter und Dienstlei-
stungen kennzeichnen das Infrastrukturproblem im Ka-
pitalismus.
"Solange die dringendsten Bedürfnisse eines grofjen
Teils der Gesellschaft (hervorgehoben v.Verf.)
nicht befriedigt sind oder nur seine unmittelbarsten
Bedürfnisse, kann natürlich von einer Übe rproduk-
tion von Produkten - in dem Sinne, daß die Mas-
se der Produkte überflüssig wäre im Verhältnis zu den
Bedürfnissen für sie - absolut nicht die Rede sein. Es
muß umgekehrt gesagt werden, daß auf Grundlage der
kapitalistischen Produktion in diesem Sinne beständig
unterproduziert wird" (123).
Versagt kapitalistische Produktion, indem sie für sich
unfáhig ist, ihre eigenen Bedingungen zu produzieren
und reproduzieren, begründet sich auch von dorther
die Notwendigkeit der staatlichen Organisation. Ihre
Aufgabe ist es, gesellschaftliche Nachfrage ins Nach-
hinein zu erfassen und zu befriedigen. Staatliche Maß-
nahmen haben dabei zwei Seiten: die eine, technische,
bezieht sich unmittelbar auf die Produktion: Raumord-
nungs- und Verkehrspolitik sollen die Zirkulation als
negative Schranke der Produktion abkürzen (124), die
Finanzierung der Forschung den Prozeß der Kapital-
entfaltung staatlich absichern. Die andere Seite bezieht
sich mittelbar auf den Produktionsprozeß, unmittelbar
auf die in ihn eingehende Ware Arbeitskraft und soll
helfen. diese Ware brauchbar (Bildung) überall verfüg-
16
bar (Mobilität als Schlagwort im Wohnungs- und Städte-
bau) und möglichst ergiebig (Gesundheitswesen) zu ma-
chen.
ZunehmendeArbeitsteiligkeit und Entwicklung der Pro-
duktion erfordern aber heute wesentlich mehr an infra-
strukturellen Voraussetzungen. An drei Punkten wird
dies besonders deutlich: der erste ist die Entwicklung
des Zirkulationswesens. Mit zunehmender Monopoli-
sierung stieg zugleich die organische Zusammensetzung
des Kapitals. Damit verlängerte sich aber ceteris pari-
bus die Umschlagszeit des Kapitals. Dies erfordert
Kompensation durch eine wesentlich raschere ökono-
mische Zirkulation auf Basis schnellerer und reibungs-
loserer realer Zirkulation. Wesentlich höhere Mittel
sind erforderlich für den Ausbau des Verkehrssystems
um die Zirkulation der Waren in der stofflichen Form
zu beschleunigen (125), außerdem die Einrichtung eines
entwickelten Kommunikationssystems.
Der zweite Punkt betrifft den fortschreitenden Techni-
sierungsprozeB in der Produktion, der ebenso kontinuier-
lich die Anpassung der Ausbildungsvoraussetzungen
und Qualifikationsmerkmale derer erfordert, die in
diesen Prozef eingehen. Es besteht nicht einfach nur
quantitativer Bedarf nach mehr Arbeitskraft, sondern
qualitativer Bedarf nach anderer Arbeitskraft. Diese
"erweiterte Reproduktion der Ware Arbeitskraft'"
(A. Gorz) läßt die erforderlichen Mittel stark ansteigen.
Der dritte Punkt betrifft die Inkorporation wissen-
schaftlich-technischer Innovation als Voraussetzung
monopolistischer Produktion, die nicht allein auf bloße
Erweiterung, sondern auch dauernde Änderungen und
Wechsel der Produktion drängt. Die hierfür erforder-
ten Mittel steigen sprunghaft, übersteigen die "finanzielle
Kraft" der einzelnen Unternehmen und werden vom Staat
angefordert.
Soweit zur Begründung unserer These von der Reaktua-
lisierung des Infrastrukturproblems.
Der Stadt-Land-Gegensatz ist das Ergebnis des natur-
wüchsigen Akkumulationsprozesses. Das Einzelkapital
richtet sich in seiner Standortentscheidung nach der
natürlichen oder durch staatliche Vorleistungen gege-
benen Gunst des Ortes. Auch heute gelten noch im we-
sentlichen Engels' Ausführung zu diesem Problem:
"Die Bevölkerung wird ebenso zentralisiert wie das
Kapital ... Das industrielle große Etablissement er-
fordert viele Arbeiter, die zusammen in einem Gebäude
arbeiten; sie müssen zusammen wohnen, sie bilden
schon bei einer mäßigen Fabrik ein Dorf. Sie haben
Bedürfnisse und zur Befriedigung derselben andere
Leute nötig: Handwerker, Schneider, Schuster ... So
wird aus dem Dorf eine kleine Stadt, aus der kleinen
Stadt eine große. Je größer die Stadt, desto größer die
Vorteile der Ansiedlung. Man hat Eisenbahnen, Kanäle
und Landstraßen ... Man steht in direkter Verbindung
mit den Märkten, die das rohe Material liefern oder die
fertige Ware abnehmen. Daher die wunderbar schnelle
Vermehrung der großen Fabrikstädte. Allerdings hat
das platte Land dagegen wieder den Vorteil, daß dort
gewöhnlich der Lohn billiger ist; das platte Land und die
Fabrikstadt bleiben so in fortwährender Konkurrenz ...
Aber dabei bleibt die zentralisierende Tendenz der In-
dustrie doch in voller Kraft ..." (126).
Unsere These von der Reaktualisierung des Stadt- Land-
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Problems möchten wir folgendermaßen begründen. Die
bisherige "Konfliktseite" im Verhältnis von Stadt und
Land ist erhalten geblieben. Nach wie vor sind die
ländlichen Gebiete nicht einfach zurückgeblieben, son-
dern funktionalisiert und angeglichen in einer besonde-
ren Form. Sie liefern billige Arbeitskräfte und tragen
zugleich die Kosten für ihre Qualifikation, bringen also
infrastrukturelle Vorleistungen, deren Ertrag den Zent-
ren zugute kommen. Die bereits anhand der Disparitäten
der pro Kopf Individualeinkommen sichtbaren Unter-
schiede verschärfen sich noch, nimmt man die beson-
dere infrastrukturelle Unterversorgung in den ländli-
chen Gebieten hinzu. Bleibt der Widerspruch auf dieser
Seite also erhalten, verschärft er sich zugleich noch
auf der anderen. Die industriellen Zentren selbst funk-
tionieren nicht mehr. Zum einen ist es dem Staate nicht
mehr möglich, die für eine weitere Ausweitung der
Produktion nötigen Vorleistungen zu erbringen, was einen
zunehmenden Zerfall des gesamten Stadtbereichs außer-
halb der direkten Produktionsstätten zur Folge hat
(127), zum anderen droht mit strukturellen Krisener-
scheinungen, der sich im Zuge der Internationalisie-
rung des Waren- und Kapitalverkehrs ergebenden Neu-
orientierung der Kapitale, der nicht mehr Gültigkeit
traditioneller Standortvorteile, die Basis der hochkon-
zentrierten Gebiete zu verfallen. Gesellschaftliche Pro:
duktion, gebannt in die Fessel privaten Eigentums und
damit privater Investitions- und Standortentscheidung,
erzeugt ein bisher unbekanntes Maf an Destruktions-
kräften.
Zugleich wird das Verhältnis von kapitalistischer Ge-
sellschaft und Natur reaktualisiert. Mit der kapitalisti-
Schen Produktionsweise erst arbeitet sich der Mensch
wirklich aus der Natur heraus und unterwirft sich dieser.
Für alle bisherigen Phasen der Produktionsweisen,
besonders aber die kapitalistische, gilt: "Alle bisheri-
gen Produktionsweisen sind nur auf Erzielung des näch-
sten unmittelbarsten Nutzeffekts der Arbeit ausgegan-
gen. Die weiteren, erst in späterer Zeit eintretenden,
durch allmähliche Wiederholungen und Anhäufung wirk-
sam werdenden Folgen blieben gänzlich vernachlässigt"
(128).
Ökonomische Zweckmäßigkeitserwägungen überschrit-
ten nicht den Umkreis des auf unmittelbaren Profits
gerichteten Handelns. Die Folgen einer privat-kapita-
listisch organisierten Ausbeutung und Umgestaltung von
Natur ziehen sich durch die Geschichte der letzten 150
Jahre, aber der Konflikt zwischen Natur und Gesell-
schaft trat hinter die inneren Konflikte der Klassenge-
sellschaften selbst zurück. Heute, wo die Folgen dieser
Destruktion offen zutage treten (129), das Funktionieren
des gesamten Produktionsprozesses in Frage stellen,
tritt das Verhältnis von Natur und Gesellschaft wieder
in den Vordergrund (130). Das Problem der Destruktion
von Natur stellt die Tauschwertrationalität unmittelbar
in Frage bis zu dem Punkt, an dem die bürgerliche
Wissenschaft selbst gezwungen wird, die ideologische
In-Eins-Setzung von Steigerung des Bruttosozialprodukts
und Besserung der Lebensverhältnisse für die Masse
der Menschen aufzugeben (131). Wenn die Theorie der
"externen Effekte" die in der betriebswirtschaftlichen
Betrachtungsweise verdeckten sozialen Ergebnisse pri-
vater Produktion als gesonderte aufgreift - sie also
nicht in der Lage ist, wie die politische Ökonomie den
Zusammenhang zwischen der Bewegung des Gesamtka-
pitals und der Einzelkapitale adäquat herauszuarbeiten -
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bestätigt sie doch, "daB in der Bewegung des gesell-
schaftlichen Kapitals - d.h. der Gesamtheit der indi-
viduellen Kapitalisten - die Sache sich anders darstellt,
als sie sich für jedes individuelle Kapital, besonders
betrachtet, also vom Standpunkt jedes einzelnen Kapi-
talisten darstellt ..." (132).
Bis hierher reicht der zweite Strang unserer Argumen-
tation. Wir móchten jetzt versuchen, beide Stränge
thesenhaft zu verbinden.
- Zu den traditionellen Staatsaufgaben - etwa im Be-
reich der Infrastrukturproblematik - tritt seit den
20er Jahren die Notwendigkeit des Eingriffs in den
zyklischen ProzeB der Kapitalentfaltung hinzu, inso-
fern der monopolistische Kapitalismus zuvor in der
Krise selbst angelegte Selbstheilungsmechanismen
tendenziell außer Kraft setzt. Dies macht auch äußer-
lich sichtbar, daß auftretende Krisenerscheinungen
mehr denn je solche des politischen und ökonomischen
Svstems sind.
Die doppelte staatliche Aufgabenstellung: Die Bewälti-
gung der dauernden Strukturprobleme (133) und die
unmittelbare Krisenmanipulation verlangt folglich
mehr als das Setzen bloßer Rahmenbedingungen: die
permanente Korrektur.
Die im kapitalistischen Akkumulationsprozeß ange-
legten Antagonismen, die sich bisher vor allem in
der zyklischen Krise, der dort auftretenden Konflikt-
kumulierung äußerten, werden jetzt in scheinbar ganz
neuen, unregelmäßig auftretenden oder permanent
vorhandenen Konflikten sichtbar. Aufgabe der marxisti-
schen Theorie ist es, die objektive Verknüpftheit
dieser verschiedenen Konfliktfelder aufzuweisen, sie
als modifizierte Wirksamwerdung derselben
Gesetze zu begreifen.
3.2 Die Rahmenbedingungen: die notwendige Wider-
sprüchlichkeit staatlicher Steuerungsversuche
Nun erfordert der Versuch von seiten des Staates, den
angeschnittenen Problemen zu begegnen; eine Umver-
teilung der vorhandenen Produktionskräfte, äußerlich
in der Umverteilung von Geld und Kapital erscheinend.
Ausgehend von einigen Aussagen zu den Möglichkeiten
und Begrenztheiten staatlicher Sekundärverteilung ver-
suchen wir zu zeigen, welche neuen Konflikte aus der
im I. Kapitel beschriebenen Problemlage resultieren.
Sekundärverteilung ist zwei hauptsächlichen Funktions-
bestimmungen unterworfen. Sie soll erstens gesell-
schaftliche, d.h. nicht als individuell zahlungskräftig
zu fassende Nachfrage befriedigen. Dies ist notwendig,
um den auf dem Prinzip der Profitmaximierung be-
ruhenden gesellschaftlichen Produktions- und Reproduk-
tionsprozeß überhaupt zu erhalten. Dazu dienen Struk-
turausgaben und Teile der sogenannten Sozialausgaben.
Ihre zweite Funktion, manipulierend in den zyklischen
Ablauf einzugreifen, läßt sich in den von Keynes empfoh-
lenen Mitteln kurz zusammenfassen:
- Öffentliche Ausgaben: Wenn Konsum- und Investitions-
ausgaben nicht zur Garantie der Vollbeschäftigung
ausreichen (beschränkte Konsumtion und mangelnde
Akkumulation), schließt der Staat diese 'Investitions-
lücke'' durch eigene Ausgaben.
Multiplikator: Der Multiplikator ist das Verhältnis
zwischen staatlichen Ausgaben und Erhöhung sämtli-
A"
cher Konsumausgaben. Ziel ist ein móglichst hoher
Multiplikator, d.h. die Erzielung des gróBtmóglichen
Effekts bei sparsam dosierten Mitteln.
Die besondere Art der Ausgaben: Interessant ist hier,
daß die Art der Ausgaben letzten Endes völlig egal
ist - im traditionell-volkswirtschaftlichen Sinn mag
sie absolut sinnwidrig sein -, erreicht sie nur das
Ziel der Schaffung zusätzlicher Nachfrage. Dies ist
















schlag auf die Preise |
der Waren
indirekte Steuern
Tab. aus: E. Mandel, Marxistische Wirtschaftstheorie, S. 2°
ABB. 1
Hervorheben möchten wir zwei a priori Einschränkun-
gen für jegliche Verteilung unter kapitalistischen Vor-
zeichen, die, über die einfache Gegenüberstellung in
Abb. 1 hinausgehend, den ideologischen Charakter der
bürgerlich-ökonomischen Begrifflichkeit verdeutlichen
soll, die qualitative Verschiedenheit hinter scheinbar
nur technischen Bezeichnungen verbirgt. Der Unter-
schied zwischen Netto- und Bruttosozialprodukt besteht
in der Summe der von den einzelnen Unternehmen in
Abschreibung gebrachten Kosten für den Ersatz des
Maschinenmaterials. Jedoch ist auch dieser Wertanteil
durch die Arbeiter geschaffen worden. Bevor nun irgend
etwas verteilt wird, beansprucht das Kapital in den Ab-
schreibungen wie selbstverständlich das Recht auf seine
Selbsterhaltung. So kommt es, daß zwar ein Bruttoso-
zialprodukt produziert, jedoch nur ein Nettosozialpro-
dukt überhaupt zur Verteilung gelangen kann. Brutto-
und Nettosozialprodukt sind also nicht einfach quantita-
tiv verschieden, hinter ihnen verbirgt sich die struk-
turelle Ungleichheit zwischen arbeitenden Menschen und
verdinglichten Kapitalbedürfnissen, für die bürgerliche
Ökonomie als Problemstellung nicht vorhanden. Weiter
erscheint die in Abb. 2 ausgewiesene Proportionalität
der Entwicklung von Bruttosozialprodukt und Volksein-
kommen struktureller Unterschiede in doppelter Weise
Zunächst summiert sie die Löhne der abhängig Arbei-
tenden und die "Einkommen'' der Kapitalisten, täuscht
somit über die Grundverschiedenheit von Volkseinkom-
men und Einkommen des Volkes hinweg. Sodann bleibt
der Unterschied verborgen, der darin liegt, daß der
Arbeiter das Geld, das er erhält, für die Erhaltung der
eigenen Arbeitskraft verwenden muß, der Kapitalist als
"Charaktermaske des Kapitals" einen grofien Teil dieses
"Einkommens" reinvestieren muB, um konkurrenzfähig
zu bleiben. Ist eine Geldsumme in der Hand des Arbei-
ters Mittel zur Reproduktion seiner Arbeitskraft, so ist
sie in der Hand des Kapitalisten Kapital, und damit
bestimmt für die Erweiterung der Kapitalakkumulation
(134). An dieser Tatsache brechen sich alle reformisti-
schen Illusionen über "Vermógensbildung in Arbeit-
nehmerhand".
Damit sind einige Hinweise zum Problem der "primä-
ren" Verteilung gegeben. Gehen wir jetzt auf die staat-
liche Sekundiürverteilung selbst ein, indem wir ihre
Begrenzungen und unmittelbaren Probleme zeigen. Über
das Folgende hinaus wird es vor allem erforderlich
sein, die qualitativen Aspekte der staatlichen Sekun-
dürverteilung zu analysieren, d.h. nach der anteiligen
Wiederverwendung der zur Verfügung stehenden Summe
zu fragen. Dies jedoch würde den Rahmen des vorlie-
genden Aufsatzes sprengen.
Abschreibungen, eben besprochen als garantiertes Recht
auf Selbsterhaltung des Kapitals, sind noch in anderer
Hinsicht entscheidend.
Mit steigender organischer Zusammensetzung des Ka-
pitals steigen die Abschreibungen, also der von den
Arbeitern zu schaffende sich verwertende Wert. Als
selbstverständlich ist die hierfür seitens der Arbeiter
erfolgende Gratisverausgabung von Arbeit gesetzt. Sie
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"ah -2--- "BMWI in Zahlen 69"
ABB. 2
Setzen wir in Abb. 2 Lohn-, Gehalts- und Mehrwert-
summe als "Volkseinkommen'' der Summe der Abschrei-
bung gegenüber, so veranschaulicht die verschiedene
Progression, daß ein ständig wachsender Teil des Brutto-
sozialprodukts staatlicher Verfügung entzogen ist, und
das Maschinensystem als System toter Arbeit sich auf
einer relativ immer mehr einschränkenden Basis der
Konsumtion entwickeln muß. (Setzen wir für 1960 bei
Abschreibungen und Volkseinkommen den Index 100, so
ist die Progression bei ersteren 100 : 252, bei letzte-
ren: 100 : 195.)
Wer bezahlt die Staatsausgaben?
Zu staatlicher Mittelerhebung bestehen zwei Quellen:
die Beschneidung der Mehrwertmasse und der Gehälter
der Funktionüre des Kapitals und die Beschneidung der
Lóhne. Bezüglich der Methodik der Erhebung ist zu
unterscheiden zwischen direkter Besteuerung der Pro-
fite und Lóhne und indirekter Besteuerung durch will-
kürliche Erhóhung der Warenpreise durch den Staat
(Mehrwertsteuer). Letztere ist also indirekte Lohn-
steuer. Abb. 3 unterscheidet folglich zwischen Profit-
und Lohnsteuern.
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Entwicklung der Anteile der Lohnsteuer und der Körperschaftsteuer an
















Tab. aus: H. Höhne, Der Staatshaushalt der BRD
ABB. 3
Dabei wird deutlich, daß genau das Gegenteil von dem
erfolgt, was propagandistisch behauptet wird. Nicht
die zunehmende Umverteilung zugunsten '"Sozialschwa-
cher", sondern die Umverteilung von den ohnehin Aus-
gebeuteten zugunsten der ohnehin Privilegierten findet
durch eine ständige Verschärfung der Massenbesteue-
rung statt. Infrastrukturausgaben werden uns also nicht
staatlicherseits geschenkt, sie werden von denen, die
sie am besten benutzen können, die ihre Qualität und
Quantität vorschreiben, in sehr viel geringerem Maße
bezahlt, als von denen, die sie oft gar nicht benutzen
können (denken wir nur an die der Prunksucht der Städte
entstammenden "Kulturzentren'' und die Klassenkran-
kenhäuser).
Wie haben sich die Haushalte quantitativ entwickelt?
Zur Anteilsberechnung sind zwei Verfahren möglich:
Das erste stellt Staatsausgaben bzw. -einnahmen dem
Bruttosozialprodukt gegenüber (135). Die tatsächliche
Bedeutung des staatlichen Haushalts wird so geschickt
heruntergespielt. Da (siehe noch einmal Abb. 1) im
Bruttosozialprodukt verbrauchtes und ersetztes Kapital
enthalten ist, wird diese ständig überproportional
wachsende Größe, das BSP, staatliche Ausgaben und
Einnahmen vergleichsweise gering erscheinen lassen.
Staatsausgaben im imperialistischen Deutschland seit 1913
















































In den Krisenjahren 1932 und 1967 war der Anteil der Staatsausgaben auf Grund des re-
lativ geringen Nettosozialprodukts unverhältnismäßig hoch
Quellen: Statistisches Jahrbuch des Deutschen Reiches 1933 und 1941/42, Berlin; Sta-
tistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschland 1968 (Hrsg. Statistisches
Bundesamt, Wiesbaden), Stuttgart-Mainz 1968, S. 391 und 494; Finanzbericht
1971 (Hrsg. Bundesministerium der Finanzen). Bonn 1970. S. 11 und 22
Tab. aus: H. Höhne, Der Staatshaushalt der BRD
ABB. 4
Das zweite in Abb. 4 dargestellte Verfahren faBt — zu-
nüchst ohne Aufgliederung nach Ebenen - die gesamten
Staatsausgaben zusammen und stellt sie der Summe von
variablem Kapital (Lóhnen und Gehältern) und der Mehr-
wertsumme gegenüber. Deutlich wird hier die degressiv
zunehmende Masse der zur Sekundärverteilung gelangen-
den Mittel.
I —
Ein genaueres Bild gibt Abb. 5. Sie zeigt die Entwick-
lung der 3 möglichen Verwendungsarten unter kapitali-
















1969 601.0 332 3
41,1 81,4 72,7 + 8,7 + 7,4
46,4 90,7 84,1 + 6,6 + 6,5
53,5 97,8 93,8 + 4,0 + 3,7
59,6 101,2 99,1 + 2,1 + 51
62,2 118,7 113,5 + 5,2 + 5,0
70,0 132,2 122,2 +10,0 - 0,5
76,5 129,9 126,3 + 3,6 + 6,5
81,0 113,1 114,4 - 1,3 +16,3
83,6 135,8 124,8 +11,0 +18,0
93.2 160.4 146,9 +13,5 + 15,2
Tab. aus: Rr *eswirtschaftsministerium in Zahlen 69
ABB. 5
Setzen wir für 1960 den Index hundert, so zeigt sich die
stärkste Progression beim Staatsverbrauch (100 : 226),
die zweitstärkste bei den Bruttoanlageinvestitionen
(100 : 203) und die geringste beim privaten Verbrauch
(100 : 190). Private Konsumtion tritt in ihrer Bedeutung
also zunehmend zurück hinter Kapitalakkumulation und
staatliche Verteilertütigkeit. Nachdem sich oben bei
der Betrachtung des Steuerherkommens bereits das
Märchen von "sozialer Umverteilung" aufgelóst hatte,
entlarvt sich hier die Gleichsetzung von nationaler
Wohlfahrt und Steigerung von BSP als ideologisch. Noch
deutlicher wird dies, wenn wir Staatsausgaben als So-
zialstaatsausgaben betrachten. Abb. 6 zeigt, daB bei
aller Sozialstaatspropaganda der Anteil der Ausgaben
fiir Soziales von 64 bis 69 um ganze 1,5 % gewachsen
ist.








































1) Ab 1950 einschließlich Berlin, ab 1964 einschließlich Saarland




Abb. 7 schlüsselt das Gesamtsteueraufkommen und die
Entwicklung der öffentlichen Haushalte auf den ver-
schiedenen Ebenen auf, und setzt sie zur Ausgabenent-
wicklung in Beziehung.
Anteil der einzelnen öffentlichen Haushalte Deutschlands bzw. West-
deutschlands am Gesamtsteueraufkommen und an den Staatsausgaben






















Gesamt | 4,0 7,2 |10,2 14,4
1 = Anteil am Steueraufkommen
2 = Anteil an den Staatsausgaben
Tab. aus: "Imperialismus heute'', Dietz-Verlag, Berlin, S. 264
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Hier wird ein für die weitere Problementwicklung ent-
scheidender Widerspruch deutlich, der zwischen zu-
nehmender Aufgabenfülle der unteren Ebene, also for-
maler Dezentralisierung der Ausgaben und der Zentrali-
sierung der Einnahmen, Entsprechend dezentralisiert
sich die staatliche Verschuldung, wie Abb. 8 zeigt.
Verschuldung der einzelnen staatlichen Ebenen in der BRD”)
in Milliarden DM














































+) Ohne Verschuldurg bei anderen Gebietskörperschaften
Quellen: Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschland (Hrsg.
Statistisches Bundesamt, Wiesbaden), Stuttgart-Mainz, Jahrgänge
1954, 1957, 1960, 1963, 1966-1970
Tab. aus: H. Hóhne, Der Staatshaushalt der BRD
Soweit zu einigen quantitativen Aspekten staatlicher
Sekundärverteilung. Ausgehend von der Funktion des
staatlichen Gesamthaushalts, nicht nur für langfristige
gesellschaftliche Aufgaben, sondern auch kurzfristige
Manipulation des Zyklus möchten wir jetzt aufzeigen,
wie im Zusammenhang von Konjunktur-, Struktur- und
Infrastruktursteuerung im System angelegte ökonomi-
sche Widersprüche - zunächst als scheinbar nur poli-
tische - sichtbar werden. Dies mag erhellen, wie Poli-
tik und Ökonomie hier vermittelt sind.
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In dem Maße, wie sich staatliche Steuerung ausbreitet,
um die verknócherten Formen bestehender Produktions-
verhältnisse zu korsettieren, wüchst zugleich die
Euphorie der Initiatoren, die glauben, bruchlos beste-
hende Verhältnisse per Reform entzeitlich verlängern
zu können.
Dabei gilt es jedoch darauf hinzuweisen, daß der Kapi-
talismus eine widersprüchliche Einheit ist, und
wie wir zeigten, ein Strukturwandel der Wirklichkeits-
formen nicht mit der Veränderung der wichtigsten Be-
stimmungsmomente selbst zu verwechseln ist,
DieWidersprüchlichkeit der Konjunktursteuerung
Die Erweiterung staatlichen Handlungsspielraums ist
der objektiven Verengung ihrer Basis konfrontiert. Mit
der Monopolisierung, dem relativen Mangel an neuen
Investitionsfeldern steigt zugleich die Kapitalisierung
der Extraprofite. Bei steigender Selbstfinanzierung
werden bestimmte Monopolgruppen zunehmend unabhüngig
vom Kreditmarkt. Zugleich eróffnet sich mit der Inter-
nationalisierung der Kapitalmürkte die Móglichkeit re-
lativ ungehinderten Transfers. Damit ist die Wirksam-
keit einer Kreditpolitik, die über Erhóhung oder Senkung
des Mindestreservesatzes oder eine Variierung der
Diskontsätze unternehmerische Entscheidungen zu be-
einflussen versucht, in ibrer Wirkung schwankend und
ungleich auf die verschiedenen Wirtschaftsbereiche.
AuBerdem ist das Mittel antizyklischer Kreditpolitik
bei fehlenden "Reinigungscharakter'' der Krise ohnehin
von nur geringer Wirkung. So hatte die stark expansive
Geld- und Kreditpolitik im 2. Halbjahr 1967 keine un-
mittelbare Ankurbelung der Investitionen zur Folge.
Das Angebot an Geldkapital überstieg die Nachfrage,ohne
daB die Unternehmen diese iiberschiissigen Kapitale
50
aufnahmen.
Bei Selbstbeschränkung staatlicher Steuerung auf den
Zirkulationsbereich wird damit die Einnahmen- und
Ausgabenpolitik des Staates selbst von zunehmender
Bedeutung und hier ist eine der Grundlagen für das
mögliche Konfligieren von Krisenvermeidungs- und
Infrastrukturpolitik bereits angelegt.
Kapitalistische Produktionsverhältnisse lassen nicht
zu, den auch in der 67/68er Krise aufgebrochenen Wi-
derspruch von Produktion und Konsumtion durch Um-
verteilungsmaßnahmen entgegenzutreten. Sogenannte
Sozialausgaben, so wird argumentiert, sind kein Mittel,
um in der Krise die Nachfrage anzukurbeln, da sie spä-
ter kaum mehr rückgängig zu machen sind. Überhaupt
gilt, daß die Möglichkeiten der Verteilung begrenzt
sind durch die Erfordernisse der Produktion, Distri-
bution von Produktion abhängig. Als durch Stabilitäts-
gesetz und MIFRIFI legalisierte Maßnahmenbleiben
die Politik der Kontraktion und Extraktion der Haushal-
te. Ein expansiver Haushalt, in dem durch staatlichen
"Kaufkraftersatz" die Krise überwunden werden soll
(so z.B. durch Bauinvestitionen im Verkehrsbereich),
hat, da einem Mehr an Nachfrage gleichviel oder weni-
ger Angebot zur Verfügung steht, grundsätzlich inflatio-
nüren Effekt. Krisenvermeidung wird erkauft durch den
Preis potentieller Krisenverschürfung. Ist Inflation im
Inland noch auf die Masse der Lohnabhängigen abzuwäl-
zen, so verschlechtert sie langfristig - gerade bei einer
exportorientierten Industrie wie in der BRD - die
Konkurrenzfähigkeit auf dem internationalen Markt.
Wird nun an die Stelle konsumsteigender Investitionen
die Ausweitung des eigenen staatlichen Konsums gesetzt
(z.B. durch Ausweitung des Rüstungsetats), führt das
zu folgendem Dilemma: Die staatliche Absorption von
Produktion, bei nur geringer Erhöhung der Konsumtions-
kraft, führt zu zunehmender Profitmasse, die wiederum
nach profitabler Investition drängt. Dabei aber werden
die Arbeitskräfte zunehmend knapper und Lohnerhöhun-
gen stehen an. Der Preis des Versuchs, zunehmende
Realisierungsschwierigkeiten zu beheben, ist die zu-
nehmende Verwertungsschwierigkeit. Gerade beim Aus-
treten aus der Talsohle zeigt sich dieses Problem, wo
der Staat unter dem Imperativ der Vermeidung von
Bankrotten gerade jene Betriebe subventionieren muß,
die ohnehin die schwächsten und am wenigsten entwick-
lungsfähigen sind, für diese dann ein Anlaß, verschärft
neue Überkapazitäten anzulegen. Hat die Bundesregie-
rung wie wir sahen, einige Einflußmittel verloren, an-
dere gewonnen, so ist jedoch nicht die kurzfristige An-
kurbelung der Wirtschaft - auf Kosten eines verschürf-
ten Wiederauftauchens der Situation - das Problem.
Staatliche Handlungsunfaühigkeit beginnt mit dem Auf-
schwung und verschärft sich mit dem Boom. Läßt man
den Dingen ihren Lauf, so führt dies zur bekannten
Überhitzung, in der dann die Profitrate sinkt und dies
zum Rückgang der Investitionen und zum Sturz der Kon-
junktur führt.
Versucht man aber, die Preise zu halten einschließ-
lich der gerade im Boom bei hoher Arbeitsknappheit
kaum zu manipulierenden Preise der Ware Arbeitskraft
und geht man zu einer restriktiven Kredit- und Geld-
politik über, so sinkt die zahlungsfähige Nachfrage, es
steigt die überschüssige Kapazität. Aus dem Dilemma.
einer Entwicklung nur folgen zu können, konzipierend
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nur auf ihre Erscheinungsformen Einfluß nehmen zu
können, von den vier Daten des "magischen Vierecks''
immer nur das eine auf Kosten der anderen realisieren
zu können, ergibt sich: Die scheinbare Einheitlichkeit
praktizierter Keynes’ scher Theorie, die dort dargelegte
gindimensionale Kausalität entpuppt sich als die Bewe-
gung prozessierender antagonistischer Widersprüche.
Widersprüche im Infrastrukturbereich
Bezüglich des aktuellen "infrastruktural lag" - um ein-
mal die ideologische Verballhornung des Begriffs feh-
lender Basiseinrichtungen zur Optimierung der Verwer-
tungsbedingungen zu benutzen - stoBen zwei bereits zi-
Lierte Momente zusammen: die bis 1960 relative Unwich-
tigkeit des Infrastrukturbereichs für das Kapitalinteres-
se, eine entsprechende Vernachlässigung und die inter-
national zunehmende Wichtigkeit von Infrastrukturein-
richtungen. Afheldt bemerkt richtig:
"Mangelhafte Infrastruktureinrichtungen kónnen die
Stellung einer Volkswirtschaft im internationalen Wett-
bewerb schwüchen. Wissenschaftler wandern ab, die
Produktivitit der Gütererzeugung bleibt gering, Unter-
nehmen suchen Standorte im Ausland. Die Lánder kon-
kurrieren mit ihrer Infrastruktur" (136).
Dem Ziel einer dieser Sachlage entsprechenden Politik
stehen jedoch nur unzureichende Mittel zur Verfügung.
Abb. 9 läßt zunächst erkennen, von welcher Größenord-
nung die im nächsten Zeitraum benötigten Mittel sind,
wobei das Prognos-Gutachten im Verhältnis zu anderen
diese Summen noch sehr niedrig ansetzt.
Einen Eindruck vom gesamten Investitionsbedarf für Infrastruktur in
der Bundesrepublik Deutschland und den daraus auf die öffentlichen
Haushalte zukommenden Belastungen vermittelt eine Schätzung von

















Quelle: H. Afheldt, Infrastrukturbedarf bis 1980. Prognos Studien
Nr. 2, Basel 1967, S. 120, - Vgl. auch die Bedarfsprognosen
bei: D. Schröder. Die Größenordnung der öffentlichen Ausga-
ben für die Infrastruktur in der Bundesrepublik Deutschland
bis 1985. In: Theorie und Praxis der Infrastrukturpolitik. Hrsg
von R. Jochimsen u. E. Simonis, Berlin 1970, S. 427 ff. Z. B.
für das Jahr 1975 werden die erforderlichen Ausgaben für Infra
struktur in der Bundesrepublik auf 118 Mrd. DM veranschlagt
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Schröder (137) gelangt in seiner Schätzung der notwen-
digen Infrastrukturausgaben im Vergleich zur Entwick-
lung der vorgesehenen Mittel zu dem in Abb. 10 darge-
stellten Ergebnis.




Bund 224 254 + 30 - 6
Länder 256 201 -. 55 - 55
Gemeind.| 179 117 - 62 - 62
Sos.Versj 246 189 - 57 - 21
Total 905 762 -143 p 143
a) Ohne Zuschüsse des Bundes an die Sozialversiche-
rung (1985 ca. 36 Mrd. DM)




"Berücksichtigt man die Zuschüsse des Bundes an die
Sozialversicherung ..., so ist der Bundeshaushalt 1985
in etwa ausgeglichen, die Sozialhaushalte sind gleich
negativ; stark defizitür sind hingegen die Lünder- und
Gemeindehaushalte" (138).
Inwieweit hier die Strategie eines Drückens des Infra-
Strukturlags als politische Taktik erkannt wird, bleibt
dahingestellt. Wenn wir feststellen, da bei der ange-
zeigten jáhrlichen Zuwachsrate der Investitionsausgaben
im mittelfristigen Finanzplan 1970/74 von 10,5 % diese
im Vergleich zu den öffentlichen Gesamtausgaben je-
doch nur um 1 % steigen, wird klar, daß dieser Finanz-
plan das Problem nicht wird lösen können. Er wird es
allerhöchstens vor sich herschieben können, so daß es
nicht unmittelbar systemgefährdend wird. Eine Ab-
schätzung der Schärfe, in der sich in den nächsten Jah-
ren in der BRD dieser Widerspruch entwickeln wird,
kann genauer erst durch Analyse der gesamten politi-
schen Situation, dem Einfluß der verschiedenen Kapi-
talfraktionen entsprechenden Regierungswechseln etc.
erfolgen. Afheldt (139) faßt seine Untersuchung so zu-
sammen:
"Die Ergebnisse der Untersuchung lassen sich folgen-
dermaßen zusammenfassen: In den Jahren bis 1980 ent-
steht in der BRD ein großer Bedarf an Infrastruktur-
einrichtungen, der z.T. auf Versäumnisse in den ver-
gangenen Jahren zurückzuführen ist und der durch das
zu erwartende Bevölkerungs- und Wirtschaftswachstum
noch erheblich verstürkt wird."
Will man der Verschärfung des Widerspruchs zwischen
notwendigen und möglichen Infrastrukturausgaben durch
eine überproportionale Erhöhung der dafür notwendigen
Mittel ausweichen, verschärft sich wiederum der Wi-
derspruch zwischen dem Reichtum einiger weniger und
der relativen Armut der Massen. Drei Strategien er-
scheinen als möglich:
1. Wachsende Staatsverschuldung
2. Ausgabe staatlicher Obligationen
3. Höhere Steuern.
Ergreift man die erste Maßnahme, verschärft sich der
Widerspruch über eine wachsende inflationäre Entwick-
lung, die gerade die ärmsten am meisten trifft.
Ergreift man die zweite Maßnahme, verschärft sich die
Ungleichheit der Vermögensverteilung, da solche Obli-
gationen gerade bei jenen gehortet werden und gerade
denen günstige Zinsen bringen, die ohnehin schon be-
sitzen (140). Ergreift man die dritte Maßnahme - so
1äßt sich bei den gegebenen gesellschaftlichen Macht-
verhältnissen dem Imperativ der Sicherung der Profit-
rate, der Erhaltung internationaler Konkurrenzfähigkeit,
der bisherigen Entwicklung von Profit und Massensteuern
mit Sicherheit voraussagen, daß ein wesentliches Be-
schneiden der Mehrwertmasse nicht erfolgen wird und
man kann sich dann an fünf Fingern abzählen, wer zum
Bezahlen übrigbleibt. Entsprechend kündigen sich be-
reits heute die verschiedenen Infrastruktureinrichtungen
als Gemeinschaftswerke und Gemeinschaftsaufgaben,
die uns allen nützen und für die wir dann natürlich alle
kräftig zu bezahlen haben, propagandistisch an.
Die besondere Höhe und Entwicklung der Infrastruktur-
ausgaben aber wird bestimmt sein durch die Tauschwert-
rationalität der Einzelkapitale: Steht für sie die Maxi-
mierung individuellen Profits im Vordergrund, so wer-
&amp;-
den sie rücksichtslos bezüglich aller "extern effects"
dieser Haltung operieren. Zum einen verlangen sie von
den staatlichen Institutionen immer mehr Mittel, zum
anderen sind sie individuell weder bereit, dieses Mehr
an Mitteln zur Verfügung zu stellen, noch volkswirt-
schaftliche mit einzelkapitalistischer Rationalität zu
vertauschen. Marx bemerkt richtig: "Was kónnte die
kapitalistische Produktionsweise besser charakterisie-
ren als die Notwendigkeit, ihr durch Zwangsgesetz von
Staats wegen die einfachsten Reinlichkeits- und Gesund-
heitsvorrichtungen aufzuherrschen?" (141) Dieses Ab-
Schieben von Kosten der Produktion zeigt die Entwick-
lung im Verkehrssektor, wo jede weitere Mafinahme
nur Grundlage erneuter Verschürfung des Problems ist
und die Suche nach Auswegen (so z. B. das Park- and
Ride-System, das letzten Endes darauf hinauslüuft, daB
man genau soviel Autos kauft, sie aber weniger benutzt)
regelmäßig der Weg in die Sackgasse ist. Die Grenze ei-
ner Nutzen-, Kosten-Analyse sind zugleich die Grenzen
des zu steuernden überhaupt. Rationale Infra-
strukturpolitik ist dort nicht möglich, wo die Rationali-
tät des Tauschwerts herrscht. Verschärfung der Infra-
strukturlücke ist damit nicht einfach ein Problem mo-
derner Industriegesellschaften, sondern vor allem der
kapitalistischen Industriegesellschaft. Versucht der
Staat aber selbst '"Produzent' zu werden, wird er auf
den erbitterten Widerstand der Kapitale stoßen, die
gerade vor dem Hintergrund wachsender Verwertungs-
Schwierigkeiten im Infrastrukturbereich neue Märkte
zu gewinnen versuchen. Beispiele dafür finden sich
bereits in den Versuchen der US-Konzerne, die Arbeit
der T.V.A. (Tennesee Tal Verwaltung) im Zeitraum
von 1933 zu torpedieren (142) und lassen sich fortfüh-
ren in dem wechselvollen Kampf um Verstaatlichung
von Grundstoffindustrien in der BRD, der historisch
immer zu Gunsten der Konzerne ausfiel (vgl. Ruhr-
kohle AG.). Andere Beispiele zeigen sich in der Repri-
vatisierung des Wohnungssektors und den Plänen zu
privat organisierten Hochschulen. Infrastrukturversor-
gung wird damit zur Funktion des Krifteverhiltnisses
zwischen den Vertretern volkswirtschaftlicher Ratio-
nalität auf der einen und branchenbeschränkter Ratio-
nalität auf der anderen Seite, ein Widerspruch, der
nicht als Staat-Kapital-Widerspruch dem letzteren äuBer-
lich, sondern in ihm selbst angelegt ist. Gleichzeitig
werden alle staatlichen Maßnahmen nicht verhindern
können, daß sich der Stadt-Land-Gegensatz erneut ver-
schärfen wird. Diese Verschärfung wäre schon allein
deswegen zunehmend schwieriger zu steuern, da gleich
wie im Konjunkturbereich die Eingriffsmöglichkeiten
sich objektiv verringern. In dem Maße nämlich, wie
der "tertiüre'" Sektor quantitativ und qualitativ in seiner
Bedeutung für das Industriekapital zunimmt, er aber
zugleich seinem ganzen Charakter nach "Folgesektor"
ist, werden die ohnehin geringen Chancen einer Industrie-—
aufs-Land-Politik noch einmal geringer. Vereinfacht
dargestellt: Betriebe des tertiáren Sektors werden nicht
dorthin verlegt werden kónnen, wo der entsprechende
Industriesektor, von dem sie abhüngen, schwach oder
gar nicht entwickelt ist (143); Industriebetriebe wiederum
zunehmend auf den tertiáren Sektor angewiesen, werden
zumeist nur dort sich ansiedeln, wo der tertiáre Sektor
bereits entwickelt ist. Mit der zunehmenden Bedeutung
dieses Sektors, der konzentriert in den Ballungszentren
und relativ arbeitsintensiv ist, wird sich die Konzentra-
tion der Bevölkerung wieder von der momentan relativen
zur absoluten entwickeln.
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Zugleich damit werden sich bereits vorhandene Ver-
sorgungsdisparitäten weiter verschärfen.
Arbeitsmarktbilanzen der Stadtregionen und ländlichen
Gebiete 1961 bis 1980











Quelle: Wieting/Hübschle, Struktur und Motive, a.a.O0..
S. 26.
Tab. aus:.B. Dietrichs, Analyse der Wanderungsbe-
wegungen in der BRD, in: "Theorie und Praxis der
Infrastrukturpolitik. S. 523
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",.. Umgekehrt (als die Entwicklung des Arbeitskräfte-
potentials - d. Verf.) verhält es sich bei den Zuwächsen
an Arbeitsplätzen im gleichen Zeitraum; der gesamte
Zuwachs ist auf die Stadtregionen beschränkt, in den
ländlichen Gebieten wird aufgrund des hohen Agraran-
teils und der ungünstigen Industriestruktur sogar ein
Rückgang erwartet' (144).
Für den Bereich der Konjunktursteuerung als auch für
den Bereich der Infrastruktursteuerung gilt: Staatliche
Globalplanung in der BRD wird nicht mehr sein können
als Anpassungsplanung, weder in der Lage, bestehende
Widerspriichlichkeiten aufzuheben noch sie langfristig
zu stornieren.
Widersprüche zwischen Konjunktur- und Infrastruktur-
steuerung
Staatliche Globalsteuerung steht vor dem Dilemma,
Unvereinbares vereinigen zu müssen: steht man einerseits
mit dem Steuerungsvorsatz vor der Notwendigkeit, wach-
sende Mittel langfristig festlegen zu müssen, erfordert
andererseits eine antizyklische Politik, die größtmög-
lichste Disponibilität der Mittel. Das vordergründige
aufeinander-bezogen-sein einer antizyklischen Infra-
strukturpolitik entlarvt sich als widersprüchlich. Varia-
bilität der Mittel ist einerseits fast nur noch im Be-
reich der Infrastrukturausgaben vorhanden (Verkehrs-
wesen und Bauwirtschaft), andererseits bringt gerade
ein antizyklischer Einsatz abgesehen von Problemen des
timing und impact-lag letztere aus ihrer sich verschär-
fenden Strukturkrise nicht heraus.
Hankel (145) schreibt:
"All diese Programme gilt es nun doppelt einzuordnen,
einmal in dem Gesamtzusammenhang der staatlichen
Ausgabenwirtschaft, wobei sich sofort das Problem
möglicher Zielkonflikte zwischen dem langfristig festen
("strukturell") Ausgabebedarf und den konjunkturpoli-
tischen Notwendigkeiten, d.h. einer auf möglichste
Flexibilität und Antizyklik aller staatlichen Ausgaben
und Investitionen zielenden Konjunkturpolitik - also eine
Art Verhültnis von Fundament zu Überbau ersibt "
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Er bemerkt weiter:
"Auf die häufig entstehenden Kosten und die Minderung
des Nutzeffektes bei einer - aus konjunkturellen Grün-
den ratsam erscheinenden - Verlangsamung oder Be-
schleunigung öffentlicher Investitionen sei hier beson-
ders hingewiesen,"
Dieser Aussage ist nichts hinzuzufügen, wobei wir über
Hankel Fundament-Überbauverstündnis den Mantel der
Nüchstenliebe breiten móchten.
Nun handelt es sich aber nicht einfach um Dehnung und
Komprimierung von Infrastrukturinvestitionen. Mit
einer Politik des restriktiven Kredits zur Boomdámpfung
besteht nun seit jeher die Unmoglichkeit,im Infrastruk-
turbereich den Notwendigkeiten entsprechend zu investie-
ren, Im Finanzbereich 1971 heifit es dazu auf S. 12:
"Nach Ansicht der Bundesregierung ist die "Erfüllung
... zum Teil jahrelang vernachlässigter Staatsaufga-
ben'' bereits durch die restriktive Ausgabenpolitik in
den Jahren 1969 und 1970 geführdet worden."
Zur skizzierten Problematik des Infrastrukturbereichs
als Bereich und Mittel antizyklischer Politik kommt
die Tatsache, da dieses Mittel offenbar am besten
funktioniert, wenn es restriktiv gebraucht wird. In-
vestitionsverzicht im Infrastrukturbereich und mittel-
fristige Krisenvermeidung scheinen einander zu be-
dingen. Damit erzeugt eine Politik, die darauf beschrünkt
ist (die in den zyklischen Krisen erscheinenden), Wi-
dersprüche abzustumpfen, zugleich sich langfristig
verschürfende, so den zwischen zur Entfaltung drüngen-
Jen Kapitalmasse und mangelnden Basiseinrichtungen.
Dieser sonst latente Konflikt brach mit den Mafinahmen
zur Glüttung der Dollarkrise von 1971 offen auf:
Die für InfrastrukturmaBnahmen notwendige Kredit-
beschaffung wird beim Bund um 1 Milliarde, bei den
Ländern um 800 Millionen DM vermindert.
85 5 der aus früheren Haushaltsjahren bestehenden
Kreditermáüchtigungen dürfen nicht mehr in Anspruch
genommen werden.
Auftrüge sollen zeitlich gestreckt und zurückgestellt
werden: Beim Bund im Umfang von 2-3 Milliarden
DM, bei den Lündern von 1,5 - 2 Milliarden DM.
Auch die Gemeinden sollen entsprechend verfahren,
Das Land Hessen muB allein in der Sparte Verkehr
Ausgabenkürzungen um mehr als 50 Millionen vor-
nehmen, in NRW gilt ein Baustopp für einen Großteil
der óffentlichen Bauaufgaben.
[n dieser Situation empfiehlt der Wirtschafts- und
Finanzminister der SPD/FDP-Regierung "gestreckte
Reformen" oder noch besser "Reformen, die kein Geld
kosten" (146). Wir sehen: Da im Zweifelsfalle - so der
Währungskrise 71 - unmittelbare Systemsicherung bei
drohender Krise den Vorrang hat, verbleibt, ja ver-
grófiert sich der "'infrastruktural lag": unmittelbare
Kapitalverwertung wird gesichert um den Preis der
Sich permanent verschürfenden Drohung langfristig
erschwerter Bedingungen.
Wachsende Verwertungsschwierigkeiten aufgrund sich
stetig verschlechternder infrastruktureller Bedingun-
gen ist jedoch noch in anderer Hinsicht das Ergebnis
einer "Politik des Kapitals". War einerseits ein hoher
Exportüberschufi der Rettungsanker der Kapitale in der
Krise von 66/61. bilden sie eine massive Lobby für
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eine Politik, die ihre Exporte mit falschen Wechselkur-
sen subventioniert (147), so halten sie damit eine Politik
aufrecht, die gezwungen ist, einen großen Teil des
Produktivkapitals den ausländischen Kapitalinteressen
und kurzfristigen inländischen Kapitalinteressen, aber
nicht dem Ausbau der eigenen Infrastruktur zugute
kommen zu lassen. Im Jahresgutachten 1968/69 "A1-
ternativen auffenwirtschaftlicher Anpassung" bemerkt
der Sachverstündigenrat unter Ziffer 189:
"Was wir den inländischen Gebietskörperschaften und
Unternehmen an Chancen zum Ausbau unseres Produk-
tionsapparates und unserer Infrastruktur versagt haben,
hat das Ausland real zum Teil erhalten (unser Export-
überschuf) und zum Teil behalten (unser Importdefizit) . '
Auch unter diesem Aspekt ist die Garantie hoher Export-
profite zugleich die Garantie sinkender internationaler
Konkurrenzfühigkeit. Ministerialdirektor Ehrenberg
will es den Konzernen "deutlich machen":
"Vor allem ist deutlich zu machen, daß rund 35 Milliar-
den DM Gold- und Devisenreserven weder die Binnen-
kaufkraft der deutschen Mark sichern noch den "Reich-
tum der Nation'' widerspiegeln, sondern nichts anderes
bedeuten, als dem Ausland zinslos gestundete Güter
und Dienstleistungen und damit Verzicht auf Infrastruk-
turleistungen in dieser Größenordnung. '!'
Die Beantwortung der Frage, ob dies alles im Bereich
manipulativer Beliebigkeit liegt, ob dies alles nur
Finanzprobleme sind, überlassen wir am besten Herrn
Ehrenberg selbst.
Hat sich so die Aufgabenstellung "das Eine durch das
Andere" zur 'das Eine zur gegen das Andere" verscho-
ben, so gilt das zugleich auch für die Frage des Stadt-
Land-Gegensatzes. Jede zyklische Krise verschürft
nicht nur die Konzentration der Kapitale,; sie verschärft
zugleich auch in dem Maße wie sie die Industrie nach
Branchen verschieden trifft, die räumliche Konzentra-
tion. Böventer (149) führt aus, daß die Krise 67/68 -
abgesehen von den ohnehin strukturschwachen Ballun-
gen - die ländlichen Gebiete stärker getroffen hat als
die Ballunesräume.
"Die von 1968 bis 1970 überall auch in den ländlichen
Räumen feststellbare konjunkturelle Aufwärtsentwick-
lung täuscht darüber hinweg, daß trotz der regionalen
Sozialpolitik der Wachstumspfad nach unten verschoben
worden ist.'' Ins deutsche übersetzt heißt das nichts
anderes, als daß die Krise in schwach entwickelten
ländlichen Gebieten die stärksten Spuren hinterläßt und
nicht nur zur Kapitalkonzentration, sondern zugleich
auch zu räumlicher Konzentration führt, ohne sich um
die frommen Sprüche von Chancengleichheit etc. weiter
zu kümmern. Die nach der Krise einsetzende staatliche
Investitionspolitik muß dabei auch nach der Logik des
Kapitals und nicht nach der des guten Willens verfahren.
Es "drohte diese neue Fórderung (die des sich vor dem
Kollaps befindlichen Ruhrkohlebergbaus), insbesondere
an der Ruhr, die die dort ohnehin gegebenen Standort-
vorteile erheblich aufwertete, die Ansiedlungschancen
für die klassischen Fórdergebiete erheblich zu ver-
mindern" (150).
Fassen wir zusammen:
- Staatliche Sekundärverteilung entwickelt auf sich
objektiv verengender Basis, verfügt über einen An-
teil an der Wertsumme, der in degressiver Verlaufs-
RA
form zunimmt.
Dessen Grenzen sind markiert durch die Notwendig-
keit, wachsende von den großen Kapitalien diktierte ge-
sellschaftliche Aufgaben zu befriedigen bei gleichzei-
tiger Erhaltung ihrer Profitrate zur Garantie inter-
nationaler Wettbewerbsfähigkeit.
Aus diesem Widerspruch resultiert ein sich verschär-
fender Lohnraub qua Besteuerung der abhängigen
Massenin direkter und indirekter Form.
Zugleich werden die auf Kommunal-, Landes- und
Bundesebene zur Verfügung stehenden Finanzmassen
zentralisiert. Dezentralisiert verläuft einzig die zu-
nehmende Verschuldung.
Staatliche Globalplanung bleibt nach wie vor Anpas-
sungsplanung, jedoch nicht allein an bestehenden Tat-
sachen orientiert, sondern scheinbar objektiv vorge-
gebene Trends in ihr Kalkül miteinbeziehend. Ihre
qualitative Änderung bleibt ausgeschlossen, solange
der Produktionssektor selbst privater Verfügung un-
terliegt.
In der Kollision der verschiedenen staatlichen Siche-
rungsstrategien - ein Ziel ist jeweils nur um den Preis
der Aufgabe eines anderen realisierbar - spiegelt
sich in zunehmender Deutlichkeit die Widersprüch-
lichkeit der materiellen Basis selbst. Abstumpfung
alter Konflikte erzeugt so vielfältige neue Konflikte.
Im Konflikt zwischen längerfristigen Interessen und
kurzfristigen Notwendigkeiten haben sich bisher letzte-
re auf Kosten ersterer immer wieder durchgesetzt.
Unmittelbare Kapitalverwertung wird gesichert um
den Preis langfristig erschwerter Bedingungen.
3.3 Der Erscheinungsort: Die kommunale Ebene
Einwirkungen privater und staatlicher Infrastrukturpo-
litik auf die Kommunen
Dieses Streben nach "technokratischer Effizienz'' betraf
die formalisierte Gewaltenteilung des staatlichen Sy-
stems sowohl auf der horizontalen wie vertikalen Ebene.
Besonders wichtig scheint uns dabei der Zug zur Zentra-
lisierung juristischer und materieller Gewalt zu sein.
"24.000 óffentliche Hánde" rücken sowohl bezüglich der
bisherigen als auch bezüglich der ihnen zugedachten
Funktion in den Brennpunkt staatlichen Reform-Interes-
ses. Deshalb untersuchen wir hier den Funktionswandel
der Kommune. der sich daraus ergibt.
Zunächst fiel bereits bei der Analyse staatlicher Ver-
teilertätigkeit der auf der Ebene der Kommune am
raschesten wachsende Widerspruch zwischen Aufgaben
und Mitteln auf (vgl. Abb. 7, S.49). Städte wie Kassel
meldeten bereits einmal den Bankrott an, die Folge einer
Schuldenpolitik, die es notwendig macht, daß von der
ohnehin geringen freien Spitze städtischer Haushalte
heute ca. 46 % für Zins und Tilgung ausgegeben werden
müssen (151).
Auf der Suche nach neuen Einnahmequellen werden die
den Kommunen zukommenden Steuern zunächst zum
Angelpunkt des Interesses. Aufgrund der herrschenden
Steuerregelung sind die Gemeinden dabei in erster Linie
abhängig von der Gewerbesteuer. Imperativ ihrer Poli-
tik ist es also, Betriebe anzusiedeln, um die eigenen
Taschen zu füllen und den sich ihnen stellenden Aufga-
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ben nachkommen zu können. Für Industrieansiedlung
aber muß der entsprechende Ort ausreichend attraktiv
sein. D.h. heute, er muß nicht nur günstige Verkehrs-
verbindungen haben, sondern ein Infrastrukturangebot,
das eine Ansiedlung qualifizierter Arbeitskräfte er-
leichtert (152) und optimale technische Standortvoraus-
setzungen bietet.
Der Imperativ einer Betriebsansiedlung "um jeden Preis"
die sich dabei verschürfende Konkurrenzsituation der
Gemeinden, die Móglichkeit der Konzerne, bereits auf
überregionaler Ebene ihre Interessen durchzusetzen,
in einigen Füllen auch Absprachen vornehmenzu kón-
nen (153), hat zur Folge, daB die ohnehin vorhandene
"kommunale Umverteilung'' von der Masse der Arbeiter
und Angestellten auf die Kapitalien (154) sich noch
weiter verschärft.
Das Gerangel der Gemeinden um die Ansiedlung von
Betrieben geht so weit, daß man für die Industrie regel-
rechte Bilderbücher verfaßt und nationale Werbekampag-
nen finanziert (155). Augenscheinlich ist es auf dem
ganz besonderen Markt der Industrieansiedlung einmal
genau umgekehrt wie auf allen anderen: Der Kunde -
die Industrie - ist tatsächlich König. Als Aberwitz die-
ser Entwicklung ist anzusehen, daß selbst in ihrer gan-
zen Struktur technokratische costbenefit-Analysen den
wirtschaftlichen Erfolg für die Gemeinden als oft mini-
mal erscheinen lassen.
Überhaupt scheint das einzig herrschende Vernunftprin-
zip das des einzelunternehmerischen Kalküls zu sein.
Dort fällt jedoch auf, daß viele Gemeinden in ihrem
Bemühen, attraktiv zu werden, ihre Infrastruktur ohne
wirtschaftlichen Nutzen einfach der Bevölkerung zur
Verfügung stellen müssen, also nach gesamtkapitali-
stischer Ratio diese Mittel verschwenden. Dies mag
ein Grund für das immer stärkere Eingreifen der In-
stanzen von Land und Bund in diesem Prozeß sein.
Andere sind die wachsende finanzielle Größe verschie-
dener Vorleistungen, die regionale Bedeutung vieler
Maßnahmen, welche von einzelnen Kommunen weder
wahr - noch in Angriff genommen werden können. Folg-
lich bestehen immer mehr Mittel der Kommunen aus
zweckgebundenen Zuweisungen der Lünder und des Bun-
des und folglich werden die Investitionen dieser In-
stanzen selbst zunehmend umfangreicher und entschei-
dender. Das findet seinen Ausdruck in den regionalen
Entwicklungsplünen, die die Gemeinden auf bestimmte
Mittel und Funktionen festlegen. Diese Feststellung
gilt bis in den Bereich des Wohnungsbaus hinein.
"Das Wohnungsbauprogramm 1971 bis 1975 wird be-
sonders dadurch gekennzeichnet sein, daß Wohnungen
mit zukunftssicherem Wohnungsstandard an zukunfts-
sicheren Standorten zu fördern sind ... Dabei ist in
Stadt- und Stadtteilzentren in Fußgängerentfernung um
die Haltestellen der Schnellbahnen eine hohe Verdich-
tung anzustreben. Die Wohnungen sollen deshalb nur
in besonders begründbaren Fällen außerhalb eines 15-
Minuten-FuBweges (etwa 1000 m Radius) vom Mittel-
punkt des zentralen Ortes oder von der Schnellbahnsta-
tion eines Stadtteiles entfernt gebaut werden" (156).
Bleibt also die Gemeinde formal Verhandlungspartner
der Industrie, so werden doch real die Instanzen auf
Land- und Bundesebene als diejenigen, welche die
Grund- und Vorentscheidungen treffen, einen zunehmen-
den Fórderunssanteil vergeben und über die Mittelver-
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gabe umfangreichen Einfluß auf die einzelne Gemeinde
haben (S.0.) zum eigentlichen Verabandlungspartner
der Konzerne.
Nun laufen all diese Programme und Pläne selbstver-
ständlich unter sozialen Vorzeichen, so auch im Städte-
baubericht 1970 unter den Schlagworten "Recht auf freie
Entfaltung der Persónlichkeit", "Ausbau der Chancen-
gleichheit" etc.
Mit diesen Schlagworten jedoch garniert man eine
Raumordnungspolitik, die ihr eigenes Dilemma sehr
wohl erkannt hat, aber keinen wirklichen Ausweg daraus
bieten kann.
"Die Ansiedlung qualifizierter Betriebe, die nicht nur
Routinefertigungen vornehmen, ist in ländlichen Regio-
nen ohne attraktive Entwicklungsschwerpunkte vielfach
erschwert, weil diese Anforderungen nur mangelhaft
erfüllt werden können.
Da die Anforderungen der Unternehmen an ihre neuen
Standorte oft nicht erfüllt sind, kommen mögliche In-
dustrieansiedlungen nicht zustande. Weil entsprechende
qualifizierte Unternehmen nicht angesiedelt werden,
wandern wiederum gerade die aktiven Teile der Bevöl-
kerung ab. Gerade diese Abwanderung erschwert je-
doch dann wieder eine Ansiedlung neuer Betriebe"
(157).
Als Anpassungsplanung (158) kann Infrastrukturpolitik
als Teil von Struktur- und Raumordnungspolitik schließ-
lich nur ohnehin vorhandenen Trends folgen und sie zu
glätten versuchen.
"In dem deutschen Bundesland, welches vielleicht über
die beste Infrastrukturinvestitionsplanung verfügt, dem
Land Hessen, habe ich eine aus einer politischen De-
vise abgeleitete Entscheidungsregel gefunden. Die po-
litische Devise heift - das Land Hessen wird es mir
verzeihen -: "Hessen vorn!" Die politische Entschei-
dungsregel, mit deren Hilfe bisweilen entschieden wur-
de über die Versorgungsgrade - als Outputwerte - des
hessischen Infrastrukturinvestitionsplans, heit fol-
gendermafen: Schaue nach Sollwerten in den vergleich-
baren Bundesländern - d.h. unter Ausschluß der Stadt-
staaten Hamburg und Bremen -, nimm den besten Wert
und addiere Eins." (159)
Wenn man davon ausgeht, daß die schnellste Entwick-
lung der Steuermassen weiterhin vor allem in den be-
reits entwickelten Gebieten stattfindet und dort weitere
Infrastrukturmaßnahmen in verstärktem Umfang getrof-
fen werden, kann auch unter den Vorzeichen einer
punktuellen Entwicklung von Schwerpunkten auf dem
Lande, wie sie in den neuen ''Regionalen Aktionspro-
grammen" vorgesehen ist, keine Rede von einem Ab-
bau des Stadt-Land-Gegensatzes sein.
Die bereits entwickelten Gemeinden haben also einen
doppelten Vorteil: Sie sind besonders attraktiv für die
Industrie und besonders fórderungswürdig, da "entwick
lungstrüchtig" für die staatlichen Instanzen. Staatliche
Planung im Infrastrukturbereich bei technokratischem
Erfolgszwang und garantierter unternehmerischer Ent-
Scheidungsfreiheit kann nur bewirken, daB die Natur-
wüchsigkeit der Stadt-Land- Entwicklung und der infra-
strukturellen MaBnahmen von ihren im gesamtkapita-
listischen Sinne unnützen und verschwenderischen Kom-
ponenten befreit wird.
Einwirkungen der Krisen, Konjunkturpolitik und Kom-
munen
Wir diskutieren jetzt die Bedeutung der Kommune im
Zusammenhang mit dem staatlichen Konjunktursteue-
rungsvorsatz. Ein Großteil der finanziellen Maßnahmen
in den Gemeindehaushalten hat hier besondere Bedeu-
tung.
Dies gilt zunächst bereits von der quantitativen Seite
her. Von der geplanten Summe staatlicher Ausgaben
entfallen 1970 ungefähr 21 % allein auf die Gemeinden
und Stadtstaaten. Geht aber der Anteil der Gemeinden
an der Gesamtsumme der staatlicherseits zur Vertei-
lung gelangenden Mittel absolut zurück, so hat er doch
eine besondere qualitative Bedeutung.
Während ein Großteil der Bundesausgaben auf lange
Zeit festgelegt ist, zählt ein Großteil kommunaler Aus-
gaben zu den besonders ''konjunkturwirksamen''. So
z.B. die Bauausgaben. Wie überdurchschnittlich hoch
dieser Anteil ist, zeigt die obige Tabelle (37 % bei den
Bauausgaben gegenüber 21 % im Durchschnitt). Der bei
ihnen überdurchschnittlich hohe Multiplikator 1äßt sie
einerseits besonders empfindlich auf die Krisenzyklen
reagieren, aber auch andererseits für antizyklische
Maßnahmen besonders geeignet erscheinen. Die Tabel-
len (Abb. 12 und Abb. 13) zeigen noch einmal, daß die
Bedeutung der Gemeinden für die "finanziellen Investi-
tionen" leicht zurückgegangen ist, während sie bei den
"Sachinvestitionen" gleich wie bei Bund und Lündern
Sich von 1961-69 verdoppelte und rein quantitativ das
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1) Einschließlich Sachinvestitionen für das Erwerbsvermögen (Wirtschaftliche Unterneh-
men und Allgemeines Kapital-, Grund- und Sondervermögen)
2) Ohne Bauinvestitionen und Neuanschaffungen des Verteidigungsbereichs
3) Einschließlich Sachinvestitionen für den gemeindeeigenen Wohnungsbau und für das
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1) Darlehensgewährungen, Erwerb von Beteiligungen, Investitionszuschüsse
2) Einschließlich Verkauf von Beteiligungen
3) Vorläufig
4) Schätzung nach Teilergebnissen
Tabellen aus: "Das Bundeswirtschaftsministerium in Zahlen, Bonn 1969
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Zu dem Faktum, daß die Gemeinden also gerade bei
den besonders konjunkturwirksamen Ausgaben von Be-
deutung sind, gesellt sich als zweites, ihr besonderes
Finanzverhalten. Sind in den Zeiten des Konjunkturauf-
schwungs die Kassen voll, machen die Gemeinden gro-
Be Ausgaben. Wenn hingegen bei "Konjunkturabschwung'
Einkommen- und Gewerbesteueraufkommen schrumpfen,
verschürfen die Gemeinden die depressive Tendenz
zusützlich durch erzwungene Ausgabenkürzungen. Das
konjunkturkonforme Verhalten der Gemeinden ist also
vom Standpunkt des Ökonomen aus konjunkturwidrig,
anders gesagt prozyklisch.
In einem Interview schätzte Ley, Stadtentwicklungspla-
ner in Herne, den Rückgang kommunaler Haushaltsmit-
tel in der Krise 67/68 auf etwa ein Achtel des Gesamt-
haushaltes. Etwa die Hälfte dieses Rückgangs hatten
die Gemeinden wieder hereingeholt, indem sie die Ver-
luste auf die örtliche Bevölkerung abwälzten: Der Rück-
griff auf Mittel aus kommunaleigenen Betrieben bedeu-
tete zugleich eine rapide Erhöhung der Preise vor allem
der Verkehrsmittel.
Es leiten sich aus dieser Situation unter dem Imperativ
der "Sicherung des gesamtwirtschaftlichen Wachstums"
zwei Aufgaben ab;
die zur Verteilung gelangende staatliche Finanzmasse
ist zu konzentrieren und zentral auf dem Weg der
Selbstvergabe einzusetzen,
von seiten des Bundes muß Einfluß genommen werden
auf Art, Zeitpunkt und Masse der Ausgaben von Län-
dern und Gemeinden. Das Bemühen, dieses Ziel zu
erreichen, findet besonderen Ausdruck im Gesetz zur
Sicherung von Stabilität und Wachstum vom 8. Juni
1967.
Als Leitformulierung erscheint in $ 1 der auch im SPD-
Programm von 1968 formulierte Sozialstaatsanspruch:
'"Bund und Länder haben bei ihren wirtschafts- und
finanzpolitischen Maßnahmen die Erfordernisse des
gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts zu beachten. Die
Maßnahmen sind so zu treffen, daß sie im Rahmen der
marktwirtschaftlichen Ordnung gleichzeitig zur Stabi-
lität des Preisniveaus, zu einem hohen Be-
schäftigungsstand und außenwirtschaftli-
chen Gleichgewicht bei stetigem und angemesse-
nem Wirtschaftswachstum beitragen."
In 8 15 des Gesetzes heißt es dann:
"Zur Abwehr einer Störung des gesamtwirtschaftlichen
Gleichgewichts kann die Bundesregierung durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates anordnen,
daß der Bund und die Länder ihren Konjunkturausgleich-
rücklagen Mittel zuzuführen haben."
Das Ziel ist hier klar definiert. Es geht um eine Er-
weiterung der für antizyklische MafBinahmen einsetzba-
ren Finanzmassen. Dabei nimmt man eine Abschópfung
staatlicher Investitions- und Kaufkraft im Boom vor und
schafft zusätzliche Nachfrage und Ausgleich der Investi-
tionslücken in der Depression. $ 16.2 des Gesetzes
bezieht ausdrücklich die Gemeinden mit ein.
8 16 (1) Gemeinden und Gemeindeverbinde haben bei
ihrer Haushaltswirtschaft den Zielen des 8 1 Rechnung
zu tragen.
(2) Die Länder haben durch geeignete Maßnahmen
darauf hinzuwirken, daß die Haushaltswirtschaft der
SH
Gemeinden und Gemeindeverbände den konjunkturpoli-
tischen Erfordernissen entspricht" (161).
Diese Verordnungen zur Ausgabenpolitik werden er-
weitert um Verordnungen zu einem Teil der Einnahmen-
politik.
"$19 Zur Abwehr einer Stórung des gesamtwirtschaft-
lichen Gleichgewichts kann die Bundesregierung durch
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates
anordnen, daß die Beschaffung von Geldmitteln im
Wege des Kredits im Rahmen der in den Haushaltsge-
setzen oder Haushaltssatzungen ausgewiesenen Kredit-
ermächtigungen durch den Bund, die Länder, die Ge-
meinden und Gemeindeverbände sowie die öffentlichen
Sondervermögen und Zweckverbände beschränkt wird"
"8 20 (1) In Rechtsverordnungen nach $ 19 kann vorge-
sehen werden, daß
1. für einen bestimmten Zeitraum die Kreditaufnahme
durch die in 8 19 bezeichneten Stellen auf einen
Hóchstbetrag begrenzt wird;
im Rahmen der nach Nummer 1 festgesetzten Hóchst-
betrüge Kredite bestimmter Art oder Hóhe, insbe-
sondere Anleihen oder Schuldscheindarlehen, nur
nach Maßgabe eines Zeitplans und nur unter Einhal-
tung von Kreditbedingungen ($8 22 Abs. 1 und 2) auf-
genommen werden dürfen" (162).
Diese Mafinahmen bezwecken folgendes: "Entspannung"
des Kreditmarktes bei fieberhafter Konjunktur, bei
gleichzeitiger Zurücknahme eigener den Boom noch
verschürfender Ausgaben; Regelung des Zeitpunktes,
zu dem die Länder und Gemeinden wieder besonders
ausgabenfähig werden. Besonders interessant ist hier-
bei das Wort "Kreditbedingungen", erlaubt es doch
nicht nur quantitativ Menge und Zeitpunkt der Mittel-
vergabe auf Landes- und kommunaler Ebene zu diktie-
ren, sondern darüber hinaus auch noch die besondere
Verwendung.
9
Fazit des Gesetzes für die Frage kommunaler Funktion
ist zunächst, daß die bisher gesetzlich garantierte
Selbständigkeit von Land und Kommune stark beschnit-
ten wird dadurch, daß selbständige Haushaltsbeschlüsse
nicht mehr möglich sind (163). Die Gemeinden bekom-
men nun die Auswirkungen des Krisenzyklus doppelt
zu spüren. Einmal betrifft er sie direkt im Zusammen-
hang mit einer evtl. Misere der örtlichen Industrie,
zum anderen tritt nun die Abwälzung der Lasten staat-
licher Steuerungsvorsätze vom Bund auf Länder und
Gemeinden hinzu, auch auf solche, die evtl. von der
Krise selbst weniger stark (aufgrund örtlicher stark
expandierender exportorientierter Industrie) betroffen
waren.
Ein zweites Gesetz zur Institutionalisierung staatlicher
Lenkung und Instrumentalisierung der Gemeinden ist
das Gesetz zur mittelfristigen Finanzplanung. Zwar
zielt es in erster Linie auf die langfristige Planung
struktureller und infrastruktureller Maßnahmen. hat
aber auch konjunkturelle Wirkung.
Die Schaffung sogenannter Gemeinschaftsaufgaben ist
ein Mittel auf bisher autonom von Ländern oder Gemeinden
entschiedene Projekte Einfluß zu nehmen. Dies geschieht
vor allem bezüglich Neu- und Ausbau wissenschaftlicher
Hochschulen, der regionalen Wirtschaftsförderung,
betrifft außerdem auch noch die Förderung von Agrar-
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struktur und Küstenschutz. Besondere Bedeutung hat
der Paragraph der Gemeinschaftsaufgaben natürlich
vor allem in der vorher diskutierten Zentralisierung
von Struktur und Infrastrukturpolitik. Er ist aber zu-
gleich Voraussetzung für deren Funktionalisierung für
konjunkturpolitische Zwecke, setzt doch dies gerade
diese Zentralisierung von Verfügung und Kompetenz
voraus.
Mit der MIFRIFI schafft sich der Bund außerdem eine
eigene Investitionskompetenz, die sich direkt auf kom-
munaler Ebene auswirkt.
"Die wirtschaftslenkende Tätigkeit des Bundes könnte
deswegen nicht umfassend genug wirken, wenn der
Bund zur Abwehr von Störungen des gesamtwirtschaft-
lichen Gleichgewichts nicht auch Ländern und Gemein-
den Finanzhilfen zur Durchführung zusätzlicher Investi-
tionen gewähren könnte' (164).
Diese bereits eben im Stabilitätsgesetz vermerkte Ein-
flußnahme auf kommunale Entscheidungen läßt die
politische Konstellation auf Bundesebene folglich immer
entscheidender werden für mögliche Alternativen kom-
munaler Politik. Die bereits vorher besprochene Zentra-
lisierung der Finanzmassen bekommt nun verstärktes
Gewicht dadurch, daß zusätzlich zu der steigenden Sum-
me der zentral vergebenen Mittel nun noch die Einfluß-
nahme auf die Mittel tritt, die zwar formal als Länder
oder Kommunemittel erscheinen, über deren Verwen-
dung jedoch real Bundesinstanz entscheidet,
Treten also Anforderungen und Möglichkeiten in einen
unüberwindbar scheinenden Widerspruch, so behilft
sich diese Steuerungspolitik damit, sie aus der Ebene
heraus zu halten, auf die sich öffentliches Interesse,
publikumswirksames Parteigerangel und staatliche
Stabilitätspropaganda konzentrieren: den Staatshaus-
halt als Bundeshaushalt. Er wird nach außen abgesichert
und wohlproportioniert, indem man nun mit Hilfe von
Stabilitätsgesetz, MIFRIFI und einer nur scheinbaren
"Gemeindefinanzreform" um so eher den Widerspruch
auf Landes- und wesentlich stärker auf kommunaler
Ebene herunterdrückt. Deshalb ist die Zentralisierung
der Mittel eine Verfügungszentralisierung bei gleich-
zeitiger Schuldendezentralisierung. Der Trend zur
Finanzmassenkonzentration ist dabei aufgrund des be-
stehenden Verteilungsschlüssels sowieso gegeben. Die-
ses Herunterdrücken von Widersprüchen weist den Ge-
meinden eine Funktion zu, die Stern (165) zynisch so
formuliert:
"Der Wandel der Infrastruktur kann dem Gedanken
kommunaler Selbstverwaltung parallel zum veränderten
Erscheinungsbild der Länderstaatlichkeit durchaus mo-
derne Sinngehalte hinzufügen; z.B. jene Funktionen, die
sich aus der Harmonisierung externer Richtsätze im
bevölkerungsnahen Bereich ergeben, wo also Global-
steuerung direkt ans Tageslicht tritt."
Soweit zum Gesetz zur mittelfristigen Finanzplanung
und zum Stabilititsgesetz und den regionalen Aktions-
programmen sowie deren Auswirkungen auf die Kom-
munen im Rahmen eines zentralen umfassenden Steue-
rungsvorsatzes.
Zuletzt wäre noch darauf hinzuweisen, daß die geschil-
derten Gesetze nur einen Teil der Festlegungen ausma-
chen, die die Kommunen betreffen, Viel einschneidender
wirken die Planungsmaßnahmen wie z.B. das NRW-Pro-
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gramm 1975. Da sie als Pläne juristisch nicht ver-
bindlich sind, sind sie dem Interesseneinfluß der Lan-
desparlamente und der Kommunen zunächst entzogen,
um dann doch mit Gesetzeskraft auf letztere zurückzu-
wirken, Diese zunehmende Festlegung und Einschrän-
kung unterer Ebenen durch Pläne als quasi-Gesetze
- nicht einmal mehr dem ohnehin formaldemokratisch
und beschränkten Einwirken von 'Volksvertretern"
unterworfen - macht diese Art demokratischer Be-
schlußfassung gänzlich unwirksam. Planung wird zum
schmiegsamen Instrument in den Händen der jeweils
Mächtigsten.
Aus diesen Ausführungen ziehen wir folgende Schlüsse:
- Die Abhängigkeit der Kommune von den Wünschen
und Interessen der Konzerne nimmt mit deren wach-
sender Größe und Einfluß zu.
Gleichzeitig verschärft sich der Widerspruch zwischen
den ihnen gegenüber notwendig eingegangenen Ver-
pflichtungen und Vorleistungen und der stagnierenden
finanziellen Kapazität.
- Die Rolle der übergeordneten Instanzen auf Landes-
und Bundesebene wächst mit deren Übernahme finan-
zieller Mittel und zweckgebundener Vergabe sowie
Steigenden Planungs- und Festlegungskompetenzen.
- Tendenzielle Verelendung weiter regionaler Bereiche
ist nicht mehr einfach naturwüchsig - und durch kom-
munale Initiative aufhebbar -. sondern geplant und
verordnet.
Zur direkten Abhüngigkeit der Gemeinden - über das
Steueraufkommen von den Profiten ôrtlicher Industrie
gesellt sich die Abhängigkeit von der politischen
Konstellation auf zentraler Ebene, gegenüber der die
besondere Interessenkonstellation auf Gemeindeebene
selbst (166) in den Hintergrundtritt.
Krisenabhängig werden die Gemeinden im doppelten
Sinn: einmal durch ihren direkten Verbund mit Wohl
und Wehe der örtlichen Industrie, zum anderen durch
ihre Instrumentalisierung für konjunkturpolitische
Strategien des Bundes.
Staatliche Krisenvermeidungsimperative drücken die
in wachsender Verschuldung bei wachsenden Aufga-
ben sich ausdrückenden Widersprüche nach Möglich-
keit auf die kommunale Ebene herab.
- In dem Maße also, wie die Kommunen immer mehr
zum Schauplatz sich verschärfender Konflikte wer-
den, stehen sie immer weniger in der Lage, ihnen
in eigener Initiative zu begegnen.
Es ist die Aufgabe sozialistischer Politik, ausgehend
von einer genauen Analyse dieser Widersprüche, sie
in der Praxis als politische zu entfalten, um an die
Stelle der Steuerung der Bedürfnisse des Profits und
für den Profit die bewußte und selbständige Planung
aller gesellschaftlichen Lebensbereiche auf der Grund-
lage der Planung der Produktion selbst, was die Ver-
fügung der Produzenten über sie zur Bedingung hat,
zu setzen.
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III. ARBEITSKRAFTVERWERTUNG UND ARBEITS-
KRAFTIMPORT: DIE MODIFIKATION DER INDUS-
TRIELLEN RESEVEARMEE IM SPÄTKAPITALISMUS
1. Die Erscheinungsformen der ""Gastarbeiterfrage"
für die politische Arbeit im Reproduktionssektor
Sowohl eine gegenwartsbezogene klassen- und schich-
tenspezifische Stadtteilarbeit wie auch die allgemeinen
Strategien, die sich auf die Theorie der "wachsenden
Disparitát von Lebensbereichen" aufbaut, stößt unter
den aktuellen Bedingungen des Spätkapitalismus auf die
systemimmanente Problematik der nahezu 10 Millio-
nen importierten Arbeitskräfte Westeuropas.
Für eine klassenspezifische Stadtteilarbeit zeigt sich
das Heer der "Gastarbeiter" zunüchst mit dem Gesicht
eines neuen Unterproletariats: nicht nur in den relativ
sekundären Erscheinungen der Unterbezahlung, Diskri-
minierung usw., sondern weil es primár und als Ganzes
in einer unmittelbareren Weise als die einheimische
Arbeiterklasse dem unterworfen ist, was für Marx das
bestimmende Moment des Proletariats ist, dem "Kom-
mando des Kapitals'" und seiner staatlichen Agenturen.
In einer den Wesensgesetzen der Kapitalverwertung
maximal entsprechenden Gestalt finden wir hier die
"Degradation zum blofien Arbeiter", die "totale Sub-
sumtion unter der (abstrakten) Arbeit" vor.
Für den europàischen Spütkapitalismus weisen diese
Massen eine einzigartige Kombination von Vorteilen
auf:
- sie können zum Teil mit den Methoden des Frühkapi-
talismus ausgebeutet werden (anfangs geringe Selbst-
organisation, direkte Verbindung der Ausbeutung am
Arbeitsplatz mit der am Wohnort - in den Heimen
und Baracken -, historisch geringere Bedürfnisse);
andererseits werden sie mit den neuen Methoden des
auch staatlich mitregulierten Spätkapitalismus in
faschistoiden Formen "verwaltet". "Musterung'" in
den Ursprungslündern in Kommissionen mit staatli-
cher Beteiligung, strenge staatliche Kontrollfunktio-
nen, die von der Aufenthalts- und Arbeitsplatzrege-
lung bis zur politisch sozialen Überwachung gehen
(in der "Zentralkartei für nicht- deutsche Arbeitneh-
mer" waren schon im Jahre 1964 50.000 Auslünder
in der "Warnkartei Z 2" als politisch oder sozial
unzuverlássig registriert): - vollige politische Recht-
losigkeit:
hierzu kommtnoch die situationsgerechte Entspre-
chung dieser Arbeitergruppen zu einer den Bedingun-
gen kapitalistischer Entwicklung: der steigenden Mo-
bilität der Arbeitskräfte in den immer schnelleren
Umwälzungen im Produktionsprozeß. Daneben ent-
sprechen auch die - für die Arbeit im Reproduktions-
sektor wesentliche - Kommunikationsbedingungen die-
ser Arbeitermassen den Erscheinungsformen des frühen
Proletariats, sei es in den Sanierungs- und Altbau-
sektor der Innenstädte, sei es in den Werkswohnungen
und Baracken.
Auch jene Konflikttheorie der spätkapitalistischen Ge-
sellschaft, die - neben dem "traditionellen Muster
vertikaler Ungleichheit" - sich zentraler am "horizon-
AR
talen Schema der Ungleichheit, der Disparität von Le-
bensbereichen" orientiert, findet an der "Situations-
gruppe" der auslündischen Arbeiter ein frappierendes
Beispiel für ihr Schema. Wenn nümlich diese zweite
Konfliktgrenze "nicht mehr zwischen Klassen, sondern
zwischen den Lebensbereichen identischer Individuen
verlüuft" (so zwischen den modernsten Produktions-
und Verwaltungsapparaten der stagnierenden Organisa-
tion des Verkehrs-, Gesundheits- und Bildungssystems)
so sind in der Tat die Massen der Gastarbeiter "situa-
tionsbedingten Deprivationen und Frustrationen ausge-
setzt, ohne daB der Status des einzelnen in der Einkom-
mensskala viel zur Behebung der Probleme bewirken
kónnte'' (167).
Wie wir es noch sehen werden, läuft, noch genauer
betrachtet, die Konfliktlinie des Hauptwiderspruchs der
"Gastarbeitersituation! durch die Betroffenen selbst:
sie sind zugleich Beschäftigte und Unbeschäftigte, in
den Akkumulationsprozeß des Kapitals hier eingesaugte
und vom selben (aber modifiziert ablaufenden) Akkumu-
lationsprozeß des Kapitals in ihren Ursprungsländern
ausgestoßene Arbeitskräfte. (Damit ist schon implizit
auch ein Unterschied zu den anderen Disparitätenkon-
flikten gesetzt, die, für die Theorie, nur innere Wider
spruchsmomente der Zentren der spätkapitalistischen
Gesellschaft sind.)
2. Interpretationsrahmen der "Gastarbeiterfrage"
Obschon in den beiden erwähnten politischen Perspek-
tiven die Frage der Verwertungs- und Lebenszusammen-
hänge der importierten Arbeitskräfte ein wesentliches
Gewicht hat, ist es schon an einer solchen Kurzbe-
schreibung ersichtlich, daß weder eine am nationalen
Rahmenorientierte Klassenkampftheorie noch eine
Disparitätentheorie, die nur auf die Widersprüche der
Zentren des Spätkapitalismus eingeht, in der Lageist,
das Konfliktpotential der "Gastarbeitersituation" adüquat
in den Griff zu bekommen.
Das politische Problem liegt offensichtlich nicht in der
verstürkten - und so eindeutigeren - "proletarischen
Situation" der angeworbenen Arbeitermassen, noch in
dem für sie zentralen Disparitütenkonflikt an sich: es
geht vielmehr um die Perspektiven, in denen die Ver-
knüpfbarkeit des eindeutigeren Klassenkonflikts dieses
Teilproletariats mit den Klassenkümpfen Westeuropas
sichtbar wird, um Analysen durch die das Disparitüten-
modell und seine Widersprüche eben nicht als "not-
wendige Begleiterscheinungen eines integralen
(sic) politischen Steuerungssystems" (Offe) erscheinen,
sondern als historisch spezifizierte Folgeerschei-
nungen eines viel wesentlicheren Disparitütenmo-
dells, dessen Grundlagen im marxschen Kapitalbegriff
selbst und dessen Ausführung bei Lenin liegen: des
Gesetzes nämlich der "UngleichmiáBigkeit" der kapitali-
Stischen Entwicklung. Dabei empfiehlt es sich aller-
dings, einer Verwechslung aus dem Wege zu gehen,
die in der heutigen marxistischen Analyse des Problems
der importierten Arbeitskräfte praktisch unbegrenzt
ihr positivistisches Spiel treibt. Wir meinen damit
sowohl die Verwechslung von "Überbevälkerung" (oder
"Arbeitslosigkeit'") und "industrieller Reservearmee"!
im allgemeinen (so z.B. in Cinnani: Imperialismus
und Emigration, München 1969, S. 194-95) wie auch
die spezifischere Verwechslung von "Zustrom auslän-
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discher Arbeitskráfte! und "Schaffung einer industriel-
len Reservearmee", (So z.B. im "Papier zur Konjunk-
tureinschützung" der KB/ML, 1971, S. 10, aber auch
unter anderen, in "Les Travailleurs Emigres parlent".
Centre d' Etudes Socialistes, Paris, 1969.)
Wie in zahlreichen parallelen Füllen (so z.B. in Baran
und Sweezy' s "Monopolkapital") beruht die Verwechs-
lung auf einer Verkennung der wissenschaftlichen Ab-
straktionsebene, in der sich die Marx’ schen Darstel-
lungen der Wesensentwicklung der kapitalistischen Akku-
mulation bewegen.
3. Der Strukturprozeß der Kapitalakkumulation
Versuchen wir diese Darstellungen, in besonderem Hin-
blick auf die Arbeitskraftverwertung, wenn auch ver-
kürzt, nachzukonstruieren.
Unter dem Titel "Das allgemeine Gesetz der kapitalisti-
schen Akkumulation" behandelt Marx die Relation zwi-
schen Kapital und Arbeitskraft auf zwei verschiedenen
Abstraktionsstufen.
3.1 Die zwei Stufen der Darstellung der kapitalistischen
Akkumulation bei Marx
Auf Stufe 1 wird der Austausch zwischen Kapital und
Arbeitskraft bei gleichbleibender organischer Zusam-
mensetzung des Kapitals dargestellt. (Also bei gleich-
bleibendem Verhältnis zwischen konstantem Kapital,
Wert der Produktionsmittel und variablem Kapital,
Wert der Arbeitskraft.)
Unter diesem gleichbleibenden Verhältnis bedeutet
Akkumulation des Kapitals Vermehrung des Proletariats,
d.h. die Vermehrung der in den Verwertungsprozeß
hineingezogenen Arbeitskräfte.
"Die Bedingungen des Verkaufs von Arbeitskraft (näm-
lich die Erhaltung des Wertes der Produktionsmittel,
die Reproduktion ihres / eigenen / Werts und die Mitlie-
ferung von unbezahlter Arbeit als Quelle des Zuschuß-
kapitals) schließen also die Notwendigkeit ihres steten
Wiederverkaufs und der stets erweiterten Reproduktion
des Reichtums als Kapital ein'' (168).
Bei der obigen Voraussetzung bedeutet dies, daß früher
oder später der Punkt erreicht wird, "wo die Bedürf-
nisse der Akkumulation anfangen, über die gewöhnliche
Zufuhr von Arbeit hinauszuwachsen" (169). In diesem
fortschreitenden Austauschmodell zwischen Kapital und
Arbeitskraft also (in welchem Marx, um die einfache
"Grundform des Akkumulationsprozesses" herauszustel-
len, von allen Phánomenen wegsieht, 'welche das innere
Spiel seines Mechanismus verstecken") kommt es zu-
nächst zum Punkt, wo, durch die größere Nachfrage
nach Arbeitskraft, diese sich nur um eine Vergröße-
rung der Proportion: bezahlte Arbeitszeit - unbezahlte
Arbeitszeit in den Verwertungsprozeß einspannen läßt.
Es handelt sich also, wie Marx es gegen Malthus hervor-
hebt, in diesem Modell nicht um ein Verhältnis zweier
voneinander unabhängigen Größen (Kapital - Arbeiter-
bevölkerung): "Es geht vielmehr in letzter Instanz nur
um das Verhältnis zwischen der unbezahlten und bezahl-
ten Arbeit derselben Arbeiterbevölkerung (170). Die
erwähnte Vergrößerung der Proportion (Lohnrate) hat
ihre Grenze dort. "wo die das Kapital ernihrende Mehr-
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arbeit nicht mehr in normalen Mengen angeboten wird".
Die Akkumulation erlahmt, "der Arbeitspreis fállt wie-
der auf ein den Verwertungsbedingungen des Kapitals
entsprechendes Niveau". "Der Mechanismus des kapita-
listischen Produktionsprozesses beseitigt also selbst
die Hindernisse, die er vorübergehend schafft (171).
Die so dargestellte Gesetzmüfligkeit dieser Akkumula-
tion, sein "innerer Mechanismus", hebt an, sobald
eine modellhafte sozioókonomische Konstellation (d.h.
ein bestimmtes Quantum verfügbaren "Kapitals" und
eine entsprechende Menge von "freigesetzter'" Arbeits-
kraft) gleichsam "fertig" da ist, um von diesem Punkte
an unter den erwühnten Bedingungen sich "frei"
(d.h. ohne den direkten Zwang politischer Herrschaft)
austauschen zu kónnen und zu müssen. Der Prozef durch
den diese Mengen von "freigesetzten" Kapitalien und
Arbeitskräfte entstanden sind, wird bekanntlich bei
Marx als "ursprüngliche Akkumulation" darge-
stellt. In dieser Übergangsphase zwischen feu-
dalistischer und kapitalistischer Produktionsweise läuft
der Akkumulationsprozeß, der jene Mengen hervorbringt
mit einer maximalen Anwendung von direkter staatli-
cher und gesellschaftlicher Gewalt: er steht also nicht
unter dem Gesetz der kapitalistischen Akku-
mulation.
Es ist auch ersichtlich, daß der "Anfangspunkt'" der
kapitalistischen Akkumulation, der Punkt, wo seine
innere Gesetzmäßigkeit in Gang kommt, nicht ein zeit-
licher Punkt eines linear vorgestellten zeitlichen Ab-
laufs sein kann: er weist nämlich auf eine kapitalistisch-
homogene Ebene hin, wo diese Gesetzmäßigkeit der
Akkumulation einzig und durchgängig bestimmend ist.
Wir werden noch später die Wichtigkeit dieser Unter-
scheidung näher betrachten. In dem so dargestellten
Akkumulationsprozeß taucht nun, zyklisch, und von ihm
selbst hervorgebracht, eine ihre innere Widersprüch-
lichkeit, eine "Schranke' auf: eine mit den Austausch-
bedingungen von Kapital und Arbeit unvereinbare Dis-
proportionalitát von bezahlter und unbezahlter Arbeit,
hervorgebracht von einer Disproportionalität der in den
AustauschprozeB eingehenden Kapital- und Arbeitsmen-
gen. Diese Schranke wird aber vom Mechanismus des
Prozesses selbst behoben: auf dieser Stufe der Darstel-
lung taucht weder für die Menge der Arbeitskraft noch
für die Menge des Kapitals eine äußere Schranke
auf (172).
Überhaupt sind alle Elemente, die in dem(einmal ange-
laufenen) kapitalistischen Akkumulationsprozeß auf-
tauchen, durch und durch nur von diesem bestimmt. So
ist, in dieser Darstellung, die "relative Bewegung' der
exploitablen Arbeitskriifte (d.h. die Bewegung ihrer
Menge) nur die Widerspiegelung der "absoluten Bewe-
gung der Akkumulation". Die "Surplusbevóolkerung" ent-
steht und verschwindet aus der Bewegung der kapitali-
stischen Akkumulation heraus.
Auf der zweiten Stufe der Darstellung, auf die des
kapitalistischen Produktionsprozesses mit relativer
Abnahme des variablen Kapitals, erscheint
nun der ganze eben behandelte Zusammenhang zwischen
Kapital und Arbeit als eine (anfangs längere, aber im
Verlaufe des Prozesses immer kürzer werdende) Zwi-
schenphase eines komplexeren Akkumulationsprozesses,
der nun als der eigentliche strukturelle Ablauf
der kapitalistischen Akkumulation ausgeführt wird.
na
"Mit der Akkumulation des Kapitals entwickelt sich
die spezifische kapitalistische Produk-
tionsweise (d.h. die auf Mehrwertschópfung gerich-
Lete) und mit der spezifischen kapitalistischen Produk-
Hionsweise die Akkumulation des Kapitals.
Diese beiden ökonomischen Faktoren erzeugen, nach
dem zusammengesetzten Verhältnis des Anstoßes, den
sie sich gegenseitig erteilen, den Wechsel in der
technischen Zusammensetzung des Kapitals, durch
welchen der variable Bestandteil immer klei-
ner und kleiner wird verglichen mit dem konstanten
(173). Diese zentrale Entwicklungsstruktur der Kapi-
tal- und Arbeitskraftbildung resultiert also vom Inein-
andergreifen zweier immanenter Bewegungsgesetze
kapitalistischer Produktion: der der Vergrößerung des
relativen (d.h. durch die Erhöhung der Produktivkraft
der Arbeit erzeugten) Mehrwerts und der der steigen-
den einfachen Kapnitalakkumulation .!!
"Die spezifisch kapitalistische Produktionsweise, die
ihr entsprechende Entwicklung der Produktivkraft der
Arbeit, der dadurch verursachte Wechsel in der orga-
nischen Zusammensetzung des Kapitals halten nicht
nur Schritt mit dem Fortschritt der Akkumulation. Sie
schreiten ungleich schneller, weil die einfache
Akkumulation ... von der Zentralisation seiner indi-
viduellen Elemente und die technische Umwálzung des
Zusatzkapitals von technischer Umwáülzung des Original-
kapitals begleitet sind" (174).
Die sich so verschiebende Wertrelation im Austausch-
prozeß von konstantem und variablem Kapital im Laufe
dieser Akkumulation bedeutet nun eine relativ fallende
Nachfrage (präziser, wie wir es noch sehen werden,
eine fallende "Tendenz" der Nachfrage) nach Arbeits-
krüften. "Mit dem Wachstum des Gesamtkapitals wüchst
nun auch sein variabler Bestandteil, oder die in ihm
einverleibte Arbeitskraft, aber in bestündig ab-
nehmender Pronortion' (175).
3.2 Der engere und der weitere Begriff der "industriel-
len Reservearmee" im ’Kapital’
Hier setzt nun das Moment der "industriellen Reserve-
armee" ein. Die relative Abnahme des variablen Be-
standteils des Kapitals erscheint "auf der anderen Seite
umgekehrt (wie) ein stets rascheres Wachstum der
Arbeiterbevólkerung als das ... ihr Beschüftigungs-
mittel". In Wahrheit aber "produziert die kapitalistische
Akkumulation bestündig eine relative, d.h. für die
mittleren Verwertungsbedürfnisse des
Kapitals überschiissige ... Arbeiterbevôlkerung" (176).
Dieses, wie Marx sagt, notwendige Produkt der
kapitalistischen Akkumulation ist aber keineswegs von
den Verwertungszusammenhängen des Kapitals ausge-
stoßene Bevölkerung. Sie gehört - durch diese Not-
wendigkeit an sie gekettet - in einer doppelten Weise
in diese Verwertungszusammenhänge und ist, ihrer-
seits, eine Existenzbedingung der fortschreiten-
den Struktur der kapitalistischen Produktionsweise
selbst. Einmal ist sie als stets disponibles Arbeits-
krüftereservoir für die plótzlichen, durch technische
oder konjunkturelle Faktoren bedingte Erweiterungen
der kapitalistischen Produktion notwendig. "Der cha-
rakteristische Lebenslauf der modernen Industrie, die
Form eines durch kleinere Schwankungen unterbroche-
nen zehnjührigen Zyklus von Perioden mittlerer Leben-
digkeit. Produktion und Hochdruck, Krise und Stagnation,
an
beruht auf der beständigen Bildung größerer oder ge-
ringerer Absorption und Wiederbildung der industriellen
Reservearmee oder Überbevölkerung. Ihrerseits re-
krutieren die Wechselfälle des industriellen Zyklus die
Überbevölkerung und werden zu einem ihrer energisch-
sten Reproduktionsagentien (177). Andererseits gehört
sie auch als unbeschäftigte Arbeiterbevölkerung durch
Wechselwirkungen mit dem beschäftigten Teil der
Arbeiterklasse in den Verwertungszusammenhang: "Die
Überarbeit des beschäftigten Teils ... schwellt die
Reihen ihrer Reserve, während umgekehrt der ver-
mehrte Druck, den die letztere durch ihre Konkurrenz
auf die erstere ausübt, diese zur Überarbeit und Unter-
werfung unter die Diktate des Kapitals zwingt" (178).
Diese doppelte Eingespanntheit der industriellen Reserve-
armee in den Akkumulationsprozeß ist auf eine doppelte
Bewegungsform ihrer selbst und auf eine doppelte Grenz-
art dieser Bewegungsformen bezogen.
3.3 Die erste dieser zwei Bewegungsformen
Sie artikuliert sich in denjenigen Kategorien der indu-
striellen Reservearmee, die auf den Phasenwechsel
des industriellen Zyklus bezogen sind. Bei Marx er-
scheinen sie als die flüssige Reservearmee (die
eigentlich die mobile Arbeitskraftmasse ist, als Be-
dingung der Umwälzungen im Produktionsprozeß), als
die latente Reservearmee (eigentlich die un- und
unterbeschäftigten Massen der Landarbeiter, die sich
nur zeigen, wenn man "die Abzugskanäle ausnahmswei-
se weit óffnet" (179) und die stockende Reserve-
armee (eigentlich Teil der aktiven Arbeiterarmee,
aber mit unregelmäßigen Beschäftigungen).
Die zweite dieser Bewegungsformen artikuliert sich bei
Marx (der Form ihrer Ausführung nach zweideutig,
aber der logischen Konsequenz der Darstellung nach
eindeutig) in der Kategorie der industriellen Reserve-
armee, die im Kapital als die "Sphüre des Pauperis-
mus" erscheint. Diese Sphäre, als Ganzes, gehört nun
und gehört auch nicht zur industriellen Reservearmee,
je nach der Art der Betrachtung. Im weiteren Sinne
der industriellen Reservearmee, als eine vom Struktur-
prozeß der kapitalistischen Akkumulation produzierte
relative Überbevölkerung, gehört diese ganze Sphäre
zu ihr. Im engeren Sinne der Reservearmee (als
in den Konjunkturphasen der zyklischen Bewegung auf-
gesaugte und dann wieder ausgestoßene Arbeitskraft-
masse) gehört nur ein Teil einer Schicht dieser
Sphäre zu ihr: ein Teil der Schicht der "arbeitsfühigen
Paupers"' (ôffentlich ausgehaltenen Armen). Das heißt
nur derjenige Teil der "arbeitsfühigen Paupers', der
noch gerade in den Hóhepunkten der Zyklen in den Pro-
duktionsprozef eingesogen wird, aber normalerweise,
zusammen mit dem restlichen Teil der Ar-
beitsfühigen und den anderen Schichten der "Pau-
perismussphüre'" (Lumpenproletariat, Waisen und
Pauperkinder, "Verkommene, Verlumpte, Arbeitsun-
fáhige" nach der Marx' schen Aufzühlung) zur "konso
lidierten Überbevóolkerung" gehórt, die aus
den "faux frais" (d.h. aus den Unkosten oder Neben-
kosten) der kapitalistischen Produktion erhalten wird.
aus der "Sozialunterstützung", die, wie schon Marx
bemerkte, "das Kapital jedoch grofenteils von sich
selbst ab auf die Schultern der Arbeiterklasse und der
kleinen Mittelklasse zu wälzen weiß" (180). Anderer-
seits gehört auch diese ganze Sphäre, auch wenn in einer
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anderen Weise als die in den Produktionsprozeß einbe-
ziehbare Reservearmee, in der oben bezeichneten Art
der Wechselwirkung mit den beschäftigten Arbeiter-
massen, in den Verwertungszusammenhang des Akku-
mulationsprozesses.
Diese zwei Bewegungsformen sind nun (auch wenn dies
im "Kapital" nicht explizit behandelt wird), auf zwei
Grenzarten des Strukturprozesses der kapitalistischen
Akkumulation bezogen, die die beiden Grenzarten
dieser Akkumulation darstellen (181).
Die Bewegung der oben aufgezählten ersten drei Katego-
rien der Reservearmee beziehen sich auf die periodi-
sche, als Krisentiefpunkt auftretende innere Gren-
ze des kapitalistischen Akkumulationsprozesses. Es ist
eine elastische Grenze, die aber in jedem realen Kri-
senzyklus als bestimmte auftritt. (Sie wird in dem
Moment bestimmt, in dem sie überschritten - oder auf-
gehoben - wird.)
Der Strukturprozeß der kapitalistischen Akkumulation
bringt sie selbst hervor und von ihm wird sie auch
aufgehoben. Sie ist das "Hindernis", das schon auf dem
1. Darstellungsniveau des Akkumulationsprozesses auf-
getaucht ist, das dort erreicht wird, "wo die das Kapi-
tal ernährende Mehrarbeit'' - durch die gestiegene
Lohnrate - nicht mehr in normaler Menge (d.h. nicht
mehr in einer, für eine bestimmte Stufe des Akkumula-
tionsprozesses normale Menge) angeboten wird". In
jeder Krise (die hier nur als eine des Austausches zwi-
schen Kapital und Arbeitskraft betrachtet wird) wird
dieses, vom Mechanismus des Prozesses selbst ge-
schaffene Hindernis ( die Widersprüchlichkeit der kapi-
talistischen Akkumulationsbewegung) auf einer Stufe
überwunden und auf einer 'hóheren Stufenleiter" repro-
duziert.
Diese erste Bewegungsform der industriellen Reserve-
armee (die, wie gesagt, ihre "flüssige", '"latente'' und
"stockende' Kategorien umfafit) ist selbst kein Hinder-
nis, sondern, wie Marx zeigt, Existenzbedingung der
auf hóheren Stufenleitern vor sich gehenden kapitali-
stischen Akkumulation. Die zweite Bewegungsform der
industriellen Reservearmee (die, die in der Kategorie
der "Sphüre des Pauperismus' dargestellt wird, die,
wie gesehen, Reservearmee ist und nicht ist) geht auf
eine unbestimmte Grenze zu, die ihr (und damit
auch der Prozeß der kapitalistischen Akkumulation)
äußerlich ist und die sie als gesetzmäßige Fort-
bewegung dieser Akkumulation nie überschreiten kann.
(Und da es sich um eine unbestimmte Grenze handelt,
wäre auch der Ausdruck eines ''sich Annäherns'" an
diese Grenze mißverständlich.)
"Die disponible Arbeitskraft wird durch dieselben Ur-
sachen entwickelt, wie die Expansivkraft des Kapitals.
Die verhältnismäßige Größe der industriellen Reserve-
armee wüchst also mit den Potenzen des Reichtums.
Je gróBer aber diese Reservearmee, desto grófier der
offizielle Pauperismus. Dies ist das absolute,
allgemeine Gesetz der kapitalistischen
Akkumulation" (182).
3.4 Die zweite Bewegungsform der industriellen Re-
servearmee und der "tendenzielle Fall der Profitrate"
Es ist nun zu sehen, daB diese zweite Bewegungsform
der industriellen Reservearmee (die bei Marx oft in einer
gemischten Form mit der ersten auftritt) ein genaues
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Äquivalent zur Bewegungsform des "tendenziellen Falls
der Profitrate" darstellt.
Das strukturkonsequente Resultat des "tendenziellen
Falls" würe ebenso ein systemtranszendierendes
"konsolidiertes" Surpluskapital (oder ist der
Schein eines wachsenden Surpluskapitals) wie das
strukturkonsequente Resultat der zweiten Bewegungs-
form der Reservearmee eine systemtranszendierende
"konsolidierte' Surplusbevilkerung wire (oder der
Schein einer wachsenden Surplusbevölkerung ist).
Der Modus der Irrealität ist in einem Falle angebracht,
weil ja diese "Resultate" jenseits der Grenzen liegen,
innerhalb deren Kapital Kapital und Lohnarbeit Lohn-
arbeit bleibt. Für die Fortentwicklung dieser zwei
extremen Bewegungsformen der kapitalistischen Akku-
mulation (als Fortentwicklung der Basis der kapitali-
stischen Gesellschaftsformation) ist diese Grenze, an
der Kapital und Lohnarbeit ihre Bestimmtheit als solche
verlóren, weder strukturell bestimmt noch faktisch -
durch ein de facto-Überschreiten - bestimmbar. (Weil
ja der Prozeß der Fortentwicklung der Basis allein
diese Grenze auch nicht faktisch überschreiten kann.)
Andererseits ist das Scheinmoment hier im selben
Sinne angewandt wie im "Kapital", wo Marx (so in Bd.
3, S. 251) von "scheinbarer A rbeiterüberbevälkerung"
spricht, die also keine tatsächliche Überbevölkerung,
sondern eine für den kapitalistischen Produktionspro-
zeß überflüssig ist.
Es ist auch ersichtlich, da8 die "Tendenzen" (wenn
wir diesen Terminus hier in derselben Allgemeinheit
anwenden, wie er im "Kapital" erscheint) sowohl des
steigenden Surpluskapitals wie der steigenden Pauperi-
Sierung aus der sich verschiebenden Wertrelation
des konstanten und variablen Kapitals innerhalb der
spezifisch kapitalistischen Fortbewegung der Akkumu-
lation entspringen. Sie beruhen also wesentlich - und
in Übereinstimmung mit der Grundkonzeption der
Marx’ schen Theorie - nicht auf der Konkurrenz der
Einzelkapitalien, sondern auf dem Strukturproze der
Produktion. Oder, um eine Feststellung von Paul
Mattick (183) erweitert aufzugreifen: Der tendenzielle
Fall der Profitrate und der tendenzielle Fall der Be-
Schüftigungsrate sind nur andere Ausdrücke für die
Akkumulation des Kapitals und die wachsende Produk-
tivitit der Arbeit.
Es wäre aber auch falsch, sich an der Tatsache vor-
beizudrücken, da8 im "Kapital" diese beiden Seiten des
Bewegungsgesetzes der Akkumulation oder, wie man es
analytisch differenzierter sagen kónnte, die beiden Ex-
tremformen des kapitalistischen Akkumulationspro-
zesses, eine verschiedene Realitütsbezogenheit zu
haben scheinen. Mit dem Ausdruck "Extremform"
wollen wir hier also diejenigen Bewegungsweisen der
kapitalistischen Akkumulation bezeichnen, die (als
Wachsen der konsolidierten Überbevälkerung und Fall
der Profitrate), im Unterschied zu den zyklischen, sich
auf die äuBeren Grenzen, auf die Extrempunkte des
Prozesses bezogen sind. Unter der verschiedenen Rea-
litätsbezogenheit der beiden "Seiten" im "Kapital" mei-
nen wir den noch zu spezifizierenden Unterschied zwi-
schen dem als "allgemeines Gesetz" formulierten
Wachstum der konsolidierten Überbevólkerung einer-
seits (das als solches in der Wirklichkeit immer nur
im modifizierten Formen zur Auswirkung gelangen
kann) und dem zuweilen als reale Tendenz behandelten
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"Fall der Profitrate'!.
Hier wäre allerdings darauf hinzuweisen, daß diese
Differenz nicht in allen drei Bänden des "Kapitals"
erscheint, was, wie wir es gleich sehen werden, auch
dem Aufbau des Werkes und der Ausgeführtheit des
dritten Bandes entspricht. Im ersten Band, wo die,
durch die Erscheinungsform verdeckte, aber in ihrem
Rücken wirksame "innere Natur des Kapitals" und die
"immanenten Gesetze der kapitalistischen Produktion''
in das Marx’ sche Begriffsnetz kommen, stehen die
beiden hier eindeutiger differenzierten "systemtrans-
zendierenden" Bewegungsformen gleichgewichtig und
in der gleichen Realitütsbezogenheit nebeneinander,
oder genauer, sie sind die zwei #quivalenten Seiten
desselben gesetzlichen Strukturprozesses. - Dies ist,
nebenbei gesagt, auch in den "Grundrissen" der Fall.
Anders im dritten Band. Bevor wir aber den in diesem
Band auftretenden Unterschied der zwei Bewegungs-
formen uns ansehen, ist es ratsam, uns die Weise der
Darstellung und die Art der "Gestaltungen" des Kapi-
tals, die in diesem Band auftreten, in die Erinnerung
zu rufen. Gleich auf der ersten Seite der Einleitung
dieses Bandes schreibt Marx über dessen Thema, die
Einheit von Produktions- und Zirkulationsprozessen:
"Worum es sich in diesem dritten Band handelt, kann
nicht sein, allgemeine Reflexionen über diese Einheit
anzustellen. Es gilt vielmehr, die konkreten Formen
aufzufinden und darzustellen, welche aus dem Bewe-
gungsprozeß des Kapitals, als Ganzes
betrachtet, hervorwachsen. In ihrer wirklichen
Bewegung treten sich die Kapitale in solchen konkreten
Formen gegenüber, für die die Gestalt des Kapitals im
unmittelbaren Produktionsprozeß, wie seine Gestalt
im Zirkulationsprozeß, nur als besondere Momente
erscheinen. Die Gestaltungen des Kapitals, wie wir sie
in diesem Buch entwickeln, nähern sich schrittweise
der Form, worin sie auf der Oberfläche der Gesell-
schaft, in der Aktion der verschiedenen Kapitale auf-
einander, der Konkurrenz, und im gewöhnlichen Be-
wuftsein der Produktionsagenten selbst auftreten."
Helmut Reichelt (184) hat darauf hingewiesen, da die
se Konzeption des "ganzen Bewegungsprozesses' auf
eine Änderung des Aufbaus der ersten zwei Bünde hi-
nausläuft. Reichelt meint damit augenscheinlich die
hier auftauchende veränderte Beziehung zwischen der
"Gestalt des Kapitals im Produktionsprozef" (jetzt als
besonderes Moment) und seine Bewegung und dem Be-
wegungsprozeB des Kapitals als Ganzes (wo die wirk-
liche Bewegung der konkreten Gestalten des Ka-
pitals sich abspielen soll). Wir meinen, daB es sich
dabei um eine Doppeldeutigkeit handelt, die sich aus
der Annäherung der Darstellung an der "Oberfläche
der Gesellschaft" ergibt: "Je mehr wir den Verwer-
tungsprozeB des Kapitals verfolgen'' - schreibt Marx
auch in diesem Band des "Kapitals'" (S. 69) - "um so
mehr wird sich das Kapitalverhältnis mystifizieren,
und um so weniger das Geheimnis seines inneren
Organismus bloBlegen",
Es mag wohl vermutet werden, daß diese "Annäherung
an die Oberfläche' den Grund dafür hergibt, daß Marx
im dritten Band nicht ständig jene Unterscheidung
zwischen den zwei Aspekten der, auf dieser Oberfläche
sich abspielenden Konkurrenz der Kapitalien durchhält,
dessen Prinzip er selber aufstellt. Den Unterschied
nümlich zwischen 'das Kapital als es selbst und seine
D)
eigene Oberfläche, als prozessierende Einheit von We-
sen und Erscheinung, die selber noch in der begriffli-
chen Darstellung zum Ausdruck kommt, und dann das
Kapital in der historischen Realität‘ (185).
In der Marx’ schen Darstellung der Basis der kapi-
talistischen Gesellschaftsformation, seines Struktur-
prozesses, ist die Behandlung der historischen Wirk-
lichkeitsebene dieser ''Basisbewegung'' ausgeklammert.
Und dies mit gutem Grund: Die ungebrochene Hinein-
führung der inneren, gesetzmäßigen Bewegung der
ökonomischen Basis der kapitalistischen Gesellschafts-
formation in die unmittelbare historische Realitäts-
ebene dieser Gesellschaft (d.h. in die Ebene, wo die
bürgerliche Ökonomie sich im Scheine der Sachzwänge
bewegt) würde den Schein der deterministi
schen Verdinglichung, den das Marx’sche
Werk historisch durchbricht, nicht auf-
heben, sondern verfestigen. Oder, anders
gesagt: Die Übertragung der wesentlichen Gesetzmäßig-
keit der inneren Strukturbewegung der Basis der kapi-
talistischen Gesellschaft in die verdinglichten Bewe-
gungsformen ihrer Oberfläche würde gerade das Gegen-
teil der Marx’ schen Intention und Leistung bedeuten:
das Aufzeigen nämlich der fortgesetzten Herrschaft
dieser verdinglichten ökonomischen Bewegung über das
menschliche Wesen.
Darum die Marx' sche Abgrenzung: "In der Darstellung
der Versachlichung der Produktionsverhältnisse und
ihrer Verselbständigung gegeniiber den Produktions-
agenten gehen wir nicht ein auf die Art und Weise, wie
die Zusammenhänge durch den Weltmarkt, seine Kon-
junkturen, die Bewegungen der Marktpreise, die Perio-
den des Kredits, die Zyklen der Industrie und des Han-
dels, die Abwechslung der Prosperität und Krise, ihnen
als übermächtige, sie willenlos beherrschende Natur-
gesetze erscheinen und sich ihnen gegenüber als blinde
Notwendigkeit geltend machen. Deswegen nicht, weil
die wirkliche Bewegung der Konkurrenz außerhalb unse-
res Plans liegt, und wir nur die innere Organisation
der kapitalistischen Produktionsweise, sozusagen in
ihrem idealen Durchschnitt, darzustellen haben'' (186)
Sehen wir aber nun, wie die zwei Extremformen der
Strukturbewegung der kapitalistischen Akkumulation an
zwei Stellen des dritten Bandes dargestellt sind. Zum
Gesetz des "tendenziellen Falls" lesen wir: "So (d.h.
weil eine Reihe von Ursachen, auf deren Charakter wir
hier noch eingehen werden) wirkt das Gesetz nur
als Tendenz, dessen Wirkung nur unter bestimmten
Umständen und im Verlauf langer Perioden
schlagend hervortritt' (187).
Zum Gesetz der Pauperisierung: "Im selben Verhält-
nis daher, wie sich die kapitalistische Produktion ent-
wickelt, entwickelt sich die Möglichkeit einer
relativ überzähligen Arbeiterbevölkerung, nicht weil
die Produktivität der gesellschaftlichen Arbeit ab-
nimmt, sondern weil sie zunimmt, also nicht aus
einem absoluten Mißverhältnis, zwischen Arbeit und
Existenzmitteln ..., sondern aus einem Mißverhältnis
entspringend aus der kapitalistischen Exploitation der
Arbeit, dem Mißverhältnis zwischen dem steigenden
Wachstum des Kapitals und seinem relativ abnehmen-
den Bedürfnis nach wachsender Bevölkerung'' (188).
Auf der nächsten Seite lesen wir allerdings zum selben
Punkt: "Es folgt hieraus, daß je mehr die kapitalistische
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Produktionsweise sich entwickelt, eine immer größere
Kapitalmenge nötig ist, um dieselbe mehr noch wach-
sende Arbeitskraft zu beschäftigen. Die steigende Pro-
duktivkraft der Arbeit erzeugt also, auf kapitalistischer
Grundlage, mit Notwendigkeit, eine permanente
scheinbare Arbeiterbevülkerung."
Gerade am Beispiel dieser zwei letzten Zitate sehen
wir, wie eine noch klarere Heraushebung der unterschied-
lichen Ebenen der Darstellung, als sie im "Kapital"
selbst geschieht, notwendig ist, wenn wir nicht Marx
unterstellen wollen, daf er (auf zwei aufeinanderfolgen-
den Seiten) sich diametral widerspricht. Besonders
gilt dies für den 3. Band, in dem die Darstellung von
Marx nicht ausgearbeitet, sondern von Engels, der
diesen Unterschied nie mit der Marx' schen Grundsütz-
lichkeit durchführte, zusammengestellt worden ist.
Der scheinbare Widerspruch zwischen der "Móglich-
keit" im vorletzten Zitat und der "Notwendigkeit" im
letzten lóst sich auf, wenn wir erkennen, daf die "Móg-
lichkeit" sich auf die historische Wirklichkeitsebene
(auf die "Oberflüche") der ókonomischen Basis der
kapitalistischen Gesellschaftsformation bezieht, wüh-
rend die "Notwendigkeit" sich im Kontext der "inneren
Gesetzmáfligkeit" der Wesensebene des kapitalistischen
Akkumulationsprozesses versteht. (D.h. was dort
"Móglichkeit" ist, ist hier "Notwendigkeit" .)
Damit erscheint aber auch die Differenz in der Behand-
lung der "fallenden Profitrate" und der "fallenden Be-
schüftigungsrate" zu einem anderen Licht. Wir sehen,
daß in dem von Marx ausgeführten Teil des 3. Bandes
wohl die "schrittweise Annäherung' an die Oberfläche
der ökonomischen Basis in bezug auf den "tendenziel-
len Fall" behandelt ist (vor allem in den Abschnitten
über die "entgegenwirkenden Ursachen'' des tendenziel-
len Falls), aber daß die Darstellung derselben Annähe-
rung in bezug auf die !'fallende Beschäftigungsrate''
fehlt: in den beiden angeführten Zitaten (wie auch
in allen ausgeführten Abschnitten des "Kapitals" über
das Thema) geschieht die Behandlung dieser Extrem-
bewegung der kapitalistischen Akkumulation auf der
"reinen" Ebene der "inneren Gesetzmiáfigkeit". (Da
ja die "Móglichkeit" der Wirksamwerdung des Gesetzes
in der verdinglichten Oberflüche der Basis nichts über
die tatsächlichen Formen und auch nichts über die
innere Komplexitüt ihrer Wirksamwerdung aussagt.)
Wenn wir nun Marxens Gesamtplan zum Aufbau des
"Kapitals" mit den ausgeführten Teilen vergleichen,
so verschwindet auch die scheinbare Grundsátzlichkeit
in der Differenz der Behandlung der beiden Bewegun-
gen. Die Behandlung der strukturellen Wirksamwerdung
der fallenden Beschäftigungsrate nämlich, oder die
der wachsenden Pauperisierung, gehörte gerade in den
Kapiteln des 3. Bandes ("die Klassen"), auf deren
zweiten Seite die Darstellung des "Kapitals" abbricht.
Es sei hier nur am Rande bemerkt, dal die verzerren-
de Überbetonung der Problematik des "tendenziellen
Falls" in der ókonomischen Epigonenliteratur des
Marxismus (die sich bis zu unseren Tagen fortsetzt
und nicht nur bei den Baran und Sweezys, sondern auch bei
sonst klarsichtigen marxistischen Ókonomen wie E.
Mandel und E. Altvater) keinesfalls das Zufallsprodukt
der fehlenden Ausführung des 3. Bandes des "Kapitals"
sein kann. Sie ist vielmehr Bestandteil der noch nicht
endgültig überwundenen ókonomistischen Ver-
kürzung der Marx’ schen Kritik der Nationalökonomie.
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die, wie schon bemerkt, sowohl ihre deterministische
wie auch ihre positivistische Variante hat. Diese Ver-
kürzung bezeugt zur gleichen Zeit die Wirkung der
Perspektiven und Problematisierungen in der marxi-
stischen Epigonenliteratur, die von der bürgerli-
chen Ökonomie herstammen. Bei der letzteren hat
die Wichtigkeit des "tendenziellen Fall" (als die Seite
der Extrembewegung des kapitalistischen Akkumula-
tionsprozesses, die unmittelbar das Kapital betrifft)
einen guten und notwendigen Grund. Schon Marx hat
auf die sorgenvolle Behandlung dieses Themas von
seiten Ricardos ironisch reflektiert. (Malthus war da-
gegen ein nicht allzu ernst genommener Außenseiter
der bürgerlichen Ókonomie.)
Diese Präzisierung der Differenz der Behandlung der
zwei in Frage stehenden Problemkomplexe hilft uns
aber zunächst nicht in der Frage weiter, inwieweit das
obige Zitat aus dem 3. Band über die Durchsetzungs-
form des Gesetzes der fallenden Profitrate als (schein-
bar reale) Tendenz uns die Modi der Wirksamwerdung
der "reinen Gesetzlichkeit' der kapitalistischen Akku-
mulation innerhalb der historischen Wirklichkeit der
ökonomischen Basis adäquat durchleuchtet.
Kehren wir zur Behandlung dieser Frage zunächst zum
1. Band des "Kapitals" zurück, zum oben zitierten
"absoluten, allgemeinen Gesetz der kapitalistischen
Akkumulation". An die Formulierung dieses Gesetzes
schlieft Marx dort (Seite 674) die folgende Bemerkung
an: "Es (d.h. dies absolute, allgemeine Gesetz) wird
gleich allen anderen Gesetzen in seiner Verwirklichung
durch mannigfaltige Umstünde modifiziert, deren Ana-
lyse nicht hierher gehórt." Wenn wir nun die hier zi-
tierte "Verwirklichung des Gesetzes" analog zu dem
üblichen Verständnis der "Verwirklichung des tenden-
ziellen Falls" auffassen (wozu die weiter oben zitierte
und eigentlich unprüzise Marx' sche Aussage über das
Wirksamwerden dieses Gesetzes als reale Tendenz
in "langen Perioden" eine punktuelle Legitimation ist),
so könnte sich die folgende Interpretation anbieten:
Das "absolute, allgemeine Gesetz der kapitalistischen
Akkumulation'' ist, ihrer Verwirklichung nach, eine
in die Ebene der historischen Wirklichkeit der ökono-
mischen Basis der Gesellschaft direkt hineinwirkende,
sich dort allmählich durchsetzende Tendenz. Sie wird
dergestalt durch die Einwirkungen (oder auch Gegen-
wirkungen) von ihren äußeren Umständen, nicht in ihrer
Wirkungsmodalität wesentlich qualitativ modifiziert,
sondern nur in ihrer de facto-Auswirkung zeitlich und
Srtlich gebremst, behindert.
Genau besehen ist aber diese Interpretation nicht nur
mit der allgemeinen Konzeption des "Kapitals" un-
vereinbar, sie widerspricht auch den prüziseren
und ausgeführteren Darstellungen der Komplexität des
'"tendenziellen Falls" im 3. Band.
Mit der allgemeinen Konzeption des "Kapitals" ist
diese Interpretation, wie teils schon gesehen, darum
unvereinbar, weil sie letzten Endes die (eigentlich nur
zeitlich verschiebbare) direkte Verlängerung der Not-
wendigkeit, d.h. der Form der inneren Gesetzmäßig-
keit des reinen Strukturmodells, in die verdinglichte
Oberfläche der ökonomischen Basis der kapitalistischen
Gesellschaft bedeutet. Wir haben aber gesehen, daß
der innere Bewegungsmechanismus dieser Basis, an
Sich, nie die ihr äußere Grenze der kapitalistischen
Produktionsweise überschreiten kann. Streng genommen
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bedeutet also die deterministische Verfälschung der
Marx’ schen Theorie in diesem seinem zentralen Punkte
nichts weniger als die Behauptung der Unüberschau-
barkeit der kapitalistischen Produktionsweise und da-
mit auch der auf ihr beruhenden kapitalistischen Ge-
sellschaftsformation.
Andererseits ist, wie gesagt, diese Übersetzung der
"reinen Gesetzmäßigkeit'' in eine durch äußere
Umstände gebremste Tendenz, auch mit der detaillier-
ten Darstellung der Komplexität des "tendenziellen Fal-
les" unvereinbar. In der Marx’ schen Behandlung der
"entgegenwirkenden Ursachen" des tendenziellen Falles
(Band 3, S. 260-268) wird es nümlich klar, daB es nicht
"ü&amp;uBere Umstünde" sind, die diesem Gesetz entgegen-
wirken, nicht Umstände, die von einer anderen Ebene
der Darstellung herkommen würden (z.B. von der
"Wirklichkeit" der ókonomischen Basis). Die 'ent-
gegenwirkenden Ursachen" entspringen auf derselben
Ebene (d.h. auf der der reinen Strukturbewegung) und
auf denselben Ursachen wie das, den Fall der Profit-
rate vorantreibende Gesetz selbst. Die weiter oben
zitierte Aussage über die als Tendenz zu Tage kommen-
den Gesetze des Falles der Profitrate reiht sich im
Text nach der folgenden Feststellung ein: "Und so hat
Sich denn im allgemeinen gezeigt, daB dieselben Ur-
Sachen, die das Fallen der Profitrate hervorbringen,
Gegenwirkungen hervorrufen, die diesen Fall hemmen,
verlangsamen und teilweise paralysieren,." Und auf
Seite 262 lesen wir: "Nun hat sich gezeigt, daß im
Durchschnitt dieselben Ursachen, die die Rate des re-
lativen Mehrwerts erhóhen, die Masse der angewandten
Arbeitskraft erniedrigen. Es ist aber klar, daß ein
Mehr oder Minder hier eintrifft, je nach dem bestimm-
ten Verhältnis, worin diese gegensätzliche Bewegung
sich vollzieht, und daß die Tendenz zur Verminderung
der Profitrate namentlich geschwächt wird durch die
Erhöhung der Rate des absoluten, aus der Verlängerung
des Arbeitstags stammenden Mehrwert." Und auf Seite
251: "Also dieselbe Entwicklung der gesellschaftlichen
Produktivkraft der Arbeit drückt sich im Fortschritt
der kapitalistischen Produktionsweise aus, einerseits
in einer Tendenz zu fortschreitendem Fall der Profit-
rate und andererseits in bestándigem Wachstum der
absoluten Masse des angeeigneten Mehrwerts oder
Profits, so daf im ganzen der relativen Abnahme des
variablen Kapitals und Profits eine absolute Zunahme
beider entspricht. Diese doppelseitige Wirkung
kann sich ... nur darstellen in einem Wachstum des
Gesamtkapitals in rascherer Progression als die, wo-
rin die Profitrate fällt. Um ein absolut angewachsenes
variables Kapital bei hóherer Zusammensetzung oder
relativ stärkerer Zunahme des konstanten Kapitals an-
zuwenden, muß das Gesamtkapital nicht nur im Verhält-
nis der höheren Komposition wachsen, sondern noch
rascher." (Und hier schließt sich der schon zitierte
Satz an): "Es folgt hieraus, daß je mehr die kapitali-
stische Produktionsweise sich entwickelt, eine immer
größere Kapitalmenge nötig ist, um dieselbe und mehr
noch eine wachsende Arbeitskraft zu beschäftigen.'
(Oder auch, könnte man hinzufügen, um dieselbe und
mehr noch eine steigende Kapitalmenge zu verwerten. )
Es zeigt sich also die Doppeldeutigkeit der "Tendenz':
sie sagt nichts über die zeitliche (sei dies über
"lange Perioden") oder ráumliche "Verwirklichung"
ihrer selbst aus. Sie ist nur eine komplexere Dar-
stellung des "allgemeinen Gesetzes der kapitalisti-
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schen Akkumulation", die auf derselben Ebene der
"reinen Bewegung' ihre eigenen entgegenwirkenden
Ursachen miteinbegreift.
Der eigentliche Umsetzungsmodus der "reinen" Struk-
turbewegung der kapitalistischen Akkumulation in die
wirkliche historisch-dkonomische Basis ist durch die
geschichtliche Fortbewegung der gesamten kapitalisti-
schen Gesellschaftsformation (samt den, in seiner
ükonomischen Basis sich überschneidenden verschiede-
nen Produktionsweisen und seinen ungleichzeitigen
Überbaumomenten) vermittelt. Und das Wirksamwer-
den der "reinen inneren Gesetzmüfigkeit der kapitali-
stischen Akkumulation' ist von der Annäherung der
wirklichen Basis an das "reine Modell" abhángig.
An einigen Stellen des "Kapitals" konnte es so schei-
nen, daß diese Annäherung sich nur durch das Über-
mächtigwerden der Strukturgesetze der kapitalistischen
Akkumulation selbst über die Reste der früheren Pro-
duktionsweisen geschieht. "Mit dem Fortschritt der
kapitalistischen Produktion" - lesen wir in Band 3,
Seite 222 - entwickeln sich auch ihre Bedingungen,
unterwirft sie das Ganze der gesellschaftlichen Voraus-
setzungen, innerhalb derer der ProduktionsprozeB vor
sich geht, ihrem spezifischen Charakter und ihren
immanenten Gesetzen." - Aber an anderer Stelle steht
es differenzierter. "Aber in der Theorie wird voraus-
gesetzt, daB die Gesetze der kapitalistischen Produk-
tionsweise sich rein entwickeln. In der Wirklichkeit
besteht immer nur Annäherung; aber diese Annäherung
ist um so größer, je mehr die kapitalistische Produk-
tionsweise entwickelt und je mehr ihre Verunreinigung
und Verquickung mit Resten früherer ökonomischer
Zustände beseitigt ist.'' (Band 3, Seite 200)
Wir wissen nun, daß die Ausbreitung der kapitalisti-
schen Produktionsweise über die Grenzen hinaus, die
sie in ihrer konkurrenzkapitalistischen Form besaß,
keineswegs allein durch den spezifisch
kapitalistischen Strukturprozeß der Akku-
mulation vor sich ging, deren Grundbedingung
doch der "freie" Austausch zwischen freigesetzter Ar-
beit und verfügbarem Kapital ist, d.h. der ohne direkte
gesellschaftliche oder staatliche Gewalt vor sich gehende
Prozeß der sich verschleiernden Ausbeutung.
Das Einsetzen der imperialistischen Phase der kapita-
listischen Expansion signalisiert den entscheidenden
Wandel im Verbreitungsprozeß der kapitalistischen
Produktionsweise, durch den die "reine'' Form dersel-
ben nicht mehr durch die Reste früherer ökonomi-
scher Zustände beeinträchtigt wird, sondern auch schon
durch die systemgefährdende Folgen der kapitali-
stischen Akkumulation selbst: Folgen, die den Formen
der direkten Gewalt, des staatlichen Eingriffs in die
ökonomische Sphäre eine Bedeutung verliehen haben,
die nur mit der zu vergleichen wäre, die sie in der
Phase der ursprünglichen Akkumulation gehabt haben.
Es wird hier einsichtig, inwiefern die Marx' sche Be-
hauptung betreffs der Frage, die uns hier spezifisch
angeht, nämlich daß: "Die relative Überbevolkerung
zeigt sich um so auffallender in einem Lande, je mehr
die kapitalistische Produktionsweise in ihm entwickelt
ist," (Kapital, 3, S. 264) sich nicht eindeutig mit den
heutigen Erscheinungsformen der "relativen Überbe-
volkerung" decken kann, ohne da6 dies die Wesensge-
rechtheit des von Marx formulierten Gesetzes der ka-
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pitalistischen Akkumulation beeinträchtigen würde. Die
Annäherung der wirklichen ökonomischen Basis an das
"reine Modell" vollzieht sich nämlich nicht in einem
homogenen AngleichungsprozeB. Das Wirksamwerden
des "allgemeinen Gesetzes der kapitalistischen Akku-
mulation" geschieht in nicht nur verzógerten, sondern
auch modifizierten Erscheinungsformen, in denen viel-
fach gerade ihr - vom Strukturprozef abháüngiger -
Folgecharakter weitgehend verborgen bleibt. (So füllt
in den zentralen europäischen Ländern am Phänomen
des Arbeitskraftimports vor allem das hiesige "Funk-
tionieren" der kapitalistischen Akkumulation auf, die
dem wachsenden "Überzühligmachen' der Arbeiterbe-
völkerung scheinbar widerspricht. Inwieweit derselbe
Prozeß anderswo jene konsolidierte Überbevölke-
rung hervorbringt, von der ein Teil hier als "Gastar-
beiter" erscheint, bleibt als '""Randerscheinung' eine
meist sekundáre Frage.)
Bevor wir uns aber kurz zu den modifizierten Erschei-
nungsformen hinwenden, überblicken wir noch einmal
die wichtigsten Resultate dieser Analysen der Darstel-
lung des kapitalistischen Akkumulationsprozesses und
der Formen der "industriellen Reservearmee" im
"Kapital". ZusammengefaBt wiren diese, im Hinblick
auf die Konsequenzen für die Entwicklungen der öko-
nomischen Basis und des Überbaus der kapitalistischen
Gesellschaftsformation, die folgende:
a) Der Ausscheidungsprozeß einer "konsolidierten''
Arbeiterüberbevölkerung aus dem Strukturprozeß der
kapitalistischen Akkumulation ist in ihrer Gesetzmäßig-
keit die genaue Gegenseite zum ''Gesetz des tendenziel-
len Falls". Beide haben die gleiche strukturelle Ge-
setzmüfligkeit und ihre Erscheinungsformen müssen
also in einem spezifischen Sinne gleichzeitig sein, auch
wenn sie innerhalb des Wirkungsbereiches der kapitali-
stischen Akkumulation räumlich durchaus geschieden
sein können.
b) Die sogenannte Verelendungstheorie (die bestenfalls
in ihrer deterministischen Gestalt noch aus dem Kom-
munistischen Manifest oder später aus den Kommen-
taren Engels zum "Kapital" herauszulesen würe) er-
scheint als eine auf dem beschäftigten Teil der Arbei-
terklasse bezogene Konzeption an keiner Stelle der
Marx’ schen Kritik der Nationalökonomie auf der Stufe,
die sie im "Kapital" erreicht hat. Das, was man spüter
als "relative Verelendung" bezeichnet hat, erscheint
zwar als eine theoretische Feststellung im "Kapital",
ist aber nicht unmittelbar mit jenen Extremformen der
Strukturbewegung der kapitalistischen Akkumulation
verbunden, die sich auf die "áuBere Grenze" der kapi-
talistischen Produktionsweise beziehen.
c) Zentraler Bestandteil des "Kapitals'" ist hingegen
eine ineinander greifende Theorie der "industriellen
Reservearmee' und eine der "Pauperisierung", die
jedoch die Darstellungen von zwei zu differenzierenden
Bewegungsformen und Funktionen der unbeschüftigten
Arbeiterbevôlkerune sind.
Während die streng genommene industrielle Reserve-
armee für den Strukturprozeß der kapitalistischen Akku-
mulation auf erhöhter Stufenleiter funktional ist und
sich auf der Ebene der historischen Wirklichkeit als
solche erweist (für die ökonomische Basis nur, ver-
steht sich, der kapitalistischen Gesellschaft), bildet
der (in seinen historischen Modifikationen auch schon
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längst wirksam gewordener) Strukturprozeß der Pau-
perisierung als permanente Überzähligmachung von
arbeitsfähigen Bevölkerungsteilen zusammen mit der
Herausbildung von Surpluskapital, den potentiell sy-
stemtranszendierenden Prozeß der kapitalistischen
Gesellschaftsformation.
d) Der Marx'sche Begriff des Proletariats, so wie er
auf der Ebene des "Kapitals" erscheint, umfaft beide
Teile der Arbeiterbevólkerung: sowohl den in den Pro-
duktionsprozeB direkt oder indirekt (als Reservearmee
in engerem Sinn) eingespannten, als auch den aus ihm
ausgestoflenen. Nur in diesem Sinn (d.h. nur im Sinne
eines wachsenden Anteils des "marginalisierten" Pro-
letariats) kann man von einer '"Pauperisierung des Pro-
letariats" als von einem StrukturprozeB der kapitali-
stischen Akkumulation auf der Ebene des "Kapitals"
sprechen.
4. Arbeiteremigration und Monopolkapitalismus: Die
imperialistische Ausbreitung der kapitalistischen
Akkumulation als "Ubergangskapitalismus"
Zu der Stimmigkeit der Lenin’ schen Bestimmung des
Wesens des Imperialismus als ''Übergangskapitalis-
mus" (d.h. als eine nicht zurückzunehmende Modi-
fikation der Strukturbewegung der kapitalistischen
Akkumulation, die jene Veründerungen der kapitalisti-
Schen Produktionsweise hervorbringt, die, auf einer
schon qualitativ veränderten Weise, die Basis zur
Umwälzung der kapitalistischen Gesellschaftsformation
angeben) sei hier nur kurz folgendes bemerkt:
a) Wie es unter anderen E. Mandel in seiner "marxi-
Stischen Wirtschaftstheorie" bemerkt, ist es grund-
Sützlch falsch, die frühe Periode der bürgerlichen
Kolonisation (die, unter den Bewegungsgesetzen der
"ursprünglichen Akkumulation" mit der Anwendung der
staatlichen Gewalt der frühbürgerlichen oder absolu-
tistischen Staaten vor sich geht) in die spütbürgerliche
Phase der Kolonisation, die nur einen Einzelaspekt der
imperialistischen Ausbreitung des Kapitals darstellt,
praktisch bruchlos überzuführen. (Rein formal gesehen
haben natürlich beide Perioden den gemeinsamen Cha-
rakter von Übergangsphasen). Die dazwischenliegende
Periode der Ausbreitung der kapitalistischen Akkumu-
lation und Produktionsweise geschieht unter Bedingungen,
die sich der "reinen" Strukturbewegung der kapitalisti-
Schen Akkumulation weitgehend angleichen. So ist diese
Periode auch vom Widerstand des Bürgertums gegen
die Kolonisation gekennzeichnet. Die kapitalistische
Akkumulation unter imperialistischen Vorzeichen be-
ginnt in der Periode 1850 bis 1870 wirksam zu werden,
in dem Zeitabschnitt also, in dem die konsolidierte
Überbevólkerung Westeuropas auch in den Momenten
des Booms nicht mehr absorbiert wird. Die hochexpan-
Sive Periode des Monopolkapitals zwischen ungefähr
1870 und dem 1. Weltkrieg, die, wie bekannt, keines-
wegs unter der Ausklammerung staatl. Gewaltmafnah-
men vor sich ging, hatte unter anderem einen bedeutsamen
und exemplarischen Rückkopplungseffekt auf Osteuropa.
Die mit europäischen Überschußkapitalien und zum gro-
ßen Teil mit westeuropäischer Überbevölkerung erfolgte,
endgültige Einbeziehung der "leeren Gebiete" Nord-
und Südamerikas in den Agrarweltmarkt, bringt ihrer-
seits durch die niedrigen Kosten einer großflächig be-
triebenen kapitalistischen Agrarproduktion, eine Ab-
fr
satzkrise und dadurch eine gesteigerte ländliche Über-
bevölkerung in Süd- und Osteuropa hervor. Diese wird
z.T. wiederum in die Neue Welt abgeleitet. (Die im
1. Jahrzehnt dieses Jahrhunderts "abgeführte" euro-
pädische Bevölkerung - 10 Mio. - stammt vorwiegend
aus diesen Gebieten.) Zum Teil trägt sie zur ökono-
mischen Basis der gesellschaftlichen Umwälzungen
Osteuropas bei, durch die sie dann auch in der sozia-
listischen Industrialisierung absorbiert wird. Wo dies
nicht der Fall war, existiert sie noch als chronische
ländliche und in den Städten "marginale'' Überbevölke-
rung weiter. (Marx schreibt im Abschnitt über die
"latente industrielle Reservearmee"': "Der Landarbeiter
wird daher auf das Minimum des Solairs herabgedrückt
und steht mit einem Fuf stets im Sumpf des Pauperis-
mus" (189).)
b) Die einschneidenste und systemimmanent unüber-
windbarste Folgeerscheinung des kapitalistischen Akku-
mulationsprozesses unter imperialistischem Vorzei-
chen sind jene ökonomischen Strukturen, die er als
Bedingungen der kapitalistischen Industrialisierung in
den Regionen der 3. Welt geschaffen hat.
Solange, bis sich die Eigenheiten des (kapitalistischen)
Industrialisierungsprozesses in den Drittweltländern
nicht durch ihre Beschleunigung nach dem 2. Weltkrieg
immer klarer zeigten, konnten auch marxistische
Ökonomen die Ansicht vertreten, die Industrialisierung
jener Länder könne im großen und ganzen den Industria-
lisierungsprozeß der zentralen Industriestaaten (und
damit implizit auch den Prozeß der bürgerlichen Demo-
kratie) nachvollziehen.
Erst in den letzten Jahren ist die völlige Absurdität
dieser Einschätzung zu Tage getreten. Sie wurde schon
vor einigen Jahren von marxistischen Theoretikern die-
ser Länder aufgezeigt (siehe dazu vor allem die Arbei-
ten J. Nun’s in der Revista Argentina de Sociologia,
Buenos Aires, 1969) und beginnt seitdem auch bürger-
lichen "Entwicklungsländerforschung'' aufzudämmern.
Die Unmöglichkeit des genannten Nachvollzugs liegt
zentral darin, daß die organische Zusammensetzung
der Monopolkapitalien, deren Übergewicht in diesen
Ländern der Imperialismus hervorgebracht hat, und
die die Form der Industrialisierung dieser Länder letzten
Endes bestimmen, eine radikale Ungleichzeitigkeit zu
dem Durchdringungsgrad der bürgerlich-kapitalisti-
schen Strukturen in den übrigen Bereichen dieser Ge-
sellschaften (Agrarsektor, Konsumkraft und -struktur,
Klassenschichtung usw.) aufweisen. Die solchermafBen
gesteigerte kapitalistische Entwicklung der Akkumula-
tion in Gesellschaften, deren übrige Strukturen denen
entspricht, die in den zentralen Industrieländern zu
Zeiten der viel arbeitsintensiveren Entwicklung der
Industrialisierung bestand, resultiert in einer qualita-
tiv gesteigerten Wirksamkeit des Marx’ schen Struktur-
gesetzes der kapitalistischen Akkumulation. Die Aus-
scheidung der permanenten Arbeiterüberbevölkerung
(was zum großen Teil zusammenfällt mit der Nichtab-
sorbierung der durch die kapitalistischen Rationalisie-
rungen aus dem Agrarsektor ausgestoßenen Arbeiter-
bevölkerung) und somit die Wirksamwerdung der pau-
perisierenden Extrembewegung der kapitalistischen
Akkumulation geschieht in einem ungleich beschleunig-
teren Rhythmus als es je in den zentralen Industrie-
ländern geschehen ist. Diese Arbeitersurplusbevölke-
an
kann nicht mehr in Kolonien und "leere Gebiete" abge-
führt werden, so wie es mit der viel geringeren euro-
püischen Arbeitersurplusbevólkerung geschah. Neueste
Hochrechnungen des internationalen Arbeitsamtes spre-
chen von mehr als 200 Mio. Arbeitslosen in diesen Re-
gionen innerhalb der nüchsten Jahren (siehe Frankfur-
ter Rundschau vom 18.5.1971). Es sei nun am Rande
bemerkt, da8 die Parallelität der Surpluskapitalbildung
zur Bildung der "überschüssigen" Arbeiterbevilkerung
sich auch in diesem Falle bewahrheitet. Nur daf das
Surpluskapital einerseits durch die Monopolunterneh-
men in das steigende Surpluskapital vor allem der USA
abflieBt, andererseits das für die herrschenden Ver-
wertungsbedingungen für den Produktionssektor "über-
fliissige" einheimische Kapital in Schweizer Banken und
in parasitire Sektoren abgeleitet wird.
c) Die detaillierten Zusammenhänge der seit dem Ende
der 50er Jahre in den USA zutagetretenden "konsoli-
dierten'' Arbeiterüberbevölkerung und der damit auch
hier parallelen Surpluskapitalbildung können hier nicht
ausgeführt werden. Es kann nur bemerkt werden, daß
a) die Masse des in den USA angehäuften Kapitals (an-
gehäuft zum großen Teil durch den durch die Arbeits-
emigration hervorgebrachten Mehrwertüberschuß, da,
wie Marx es sagte, "die Arbeiter in den USA als er-
wachsene Arbeiter zur Welt kommen"); b) die im 2.
Weltkrieg absorbierte industrielle Reservearmee und
die dadurch hervorgebrachten massiven Steigerungen
der in den USA schon seit jeher historisch hohen Lohn-
niveaus, zu einem ungemein beschleunigten Wachstum
der organischen Zusammensetzung des Kapitals geführt
und so das Wirksamwerden der strukturellen Extrem-
bewegung der kapitalistischen Akkumulation beschleu-
nigt haben.
5, Europäische Randländer, Arbeitskraftimport und
Kapitalexport
Die obigen Ausführungen stecken in groben Zügen den
strukturellen und historischen Rahmen ab, in dem die
Probleme des Arbeitskraftsexports und -imports und
die des Kapitalexports in Westeuropa und seinen "Rand
ländern'' betrachtet werden müssen.
Es ist einleuchtend, daß dieser Problemkomplex nur
auf der Grundlage der beiden Bewegungsformen (der
zyklischen und der potentiell gesellschaftlich system-
transzendierenden) der kapitalistischen Akkumulation
einerseits und der historischen Modifikation dieses
Strukturprozesses, So wie sie vornehmlich in den
Drittweltländern und in den USA wirksam wurde, adäquat
analysiert und dargestellt werden kann.
Die noch zu leistende Einzelanalyse dieser Probleme
müßte folgende Punkte genauer ausführen:
a) Der kapitalistische Akkumulationsprozeß der euro-
püischen Randlünder weist im wesentlichen die gleichen
Charakteristica auf wie der "ungleichzeitige" Akkumu-
lationsprozeB der Drittweltlinder. Es ist so mit Ge-
wi8heit anzunehmen, da&amp; diese Randlünder ebenso wenig
die "Surplusbevólkerung" absorbieren (oder die steigen-
de latente industrielle Reservearmee im Rahmen der
funktionalen Reservearmee integrieren) kónnen wie
der deformierte Industrialisierungsprozef der Dritt-
weltlànder. Sie weisen jedoch gleichzeitig spezifische
ARCH+ 15 (1971-3)
Unterschiede zu der großen Mehrzahl der Drittwelt-
Jänder auf, deren Auswirkung auf die hier behandelten
Prozesse zu untersuchen wäre,
b) Das Bedürfnis nach Arbeitskraftimport des west-
europäischen Kapitalismus resultiert primär aus dem
Akkumulationsprozeß auf der Basis einer relativ wenig
steigenden organischen Zusammensetzung des Kapitals.
Die allgemeinen Bedingungen dieses Prozesses sind
wohl in der Kapitalvernichtung des 2. Weltkrieges und
in dem geringen Nachkriegswert der Ware Arbeitskraft
zu suchen. Eine ähnliche Entwicklung aber auch in
Ländern wie z.B. der Schweiz zeigt das Hineinwirken
von weiteren Faktoren. Neben den Schwierigkeiten eines
kostspieligen Automatisationsprozesses, der auf die
Profitrate drücken müßte (und dies im Laufe der schon
schwierigen Konkurrenz mit dem auf einer höheren
Zusammensetzungsstufe arbeitenden US-Kapital), tau-
chen noch drei weitere Komponenten auf,
Die Schwierigkeiten der Arbeitskraftbeschaffung in
bestimmten Sektoren der Produktion. Der steigende
"Soziallohn'' (s. Mandel Marxistische Wirtschafts-
theorie, S. 699) in Westeuropa, vornehmlich durch
sozialpolitische Entwicklungen und Machtkonstella-
tionen in Europa bedingt, vermindert für die Mehrheit
der einheimischen Arbeiterklasse den absoluten
Zwang zum sofortigen Verkauf der Ware Arbeitskraft
auch unter Umständen für besonders schwierige, er-
müdende und im Sozialprestige niedrige Produktions-
formen. Daher die steigende Notwendigkeit für diese
Arbeitssparten (deren überhohe Entlohnung die Wert-
gesetze der Arbeitskraft noch weiter stören würde),
solche Arbeitskräfte zu finden, die bei fehlendem
"Soziallohn" in diese Produktionsarten einzuspannen
sind.
Dazu kämen noch die steigenden Kosten für die not-
wendige Mobilität der Arbeitskräfte. (Neue Städte-
planungen werden vornehmlich unter dem Gesichts-
punkt herausgearbeitet, "angemessene'' und ''an-
ziehende" Wohnformen für die "qualifizierten Arbeits-
krüfte" anzubieten; es erübrigt sich auszuführen, daß
für die Mobilität der "Gastarbeiter'' nicht einmal
die Möglichkeit solcher Mehrkosten auftaucht.
Von Bedeutung ist in dieser Reihe noch die Frage der
Exportlastigkeit der westeuropäischen Industrielän-
der. Daher ist die verminderte Kaufkraft der "Gast-
arbeiter'" im Inland und ihre "Rimessen" in die Ur-
sprungsländer sowohl für die Absatzmóglichkeiten
wie auch für den inneren Inflationsdruck entscheidend.
Diese letzten Faktoren bedeuten letzten Endes, daß die
Präsenz der "Gastarbeiter' nicht konjunkturbedingt
und nicht einmal ausschließlich auf der Weiterentwick-
lung des westeuropiischen Kapitalismus auf relativ
niedriger organischer Zusammensetzung beruht, daß
sie also zu einem konstanten Bestandteil der west-
europäischen Arbeiterklasse geworden ist.
Neuere Erscheinungen, wie das Auftauchen von afrika-
nischen ""Gastarbeitern'' in Spanien und die Erwägung
ihres Imports in Griechenland, deuten darauf hin, daß
es hier weniger um eine spezifische und vorübergehen-
de Problematik von zentralen europädischen Ländern
handelt als um eine neue Phase in der "Verfügbarma-
chung" von mobiler und die Arbeiterbevolkerung diver-
Sifizierender und aufspaltender Arbeitskraft.
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c) Was die politische Perspektive der Integrierung der
spezifischen Widersprüche der Gastarbeitersituation
in die Klassenkämpfe des europäischen Proletariats
betrifft, ist eine Ebene sichtbar, wo die steigende Mög-
lichkeit derselben gegeben ist. In dem Maße, in dem
der Monopolkapitalismus sich von den '""reinen", "ge-
waltlosen'", von staatl. Eingriffen ausgesparten Fort-
entwicklungsprozessen der kapitalistischen Akkumula-
tion hinter sich lassen mußte, schwindet auch der
Schein der "Natürlichkeit" der Rationalitát des ver-
fülschten Tauschprozesses der Kapitalverwertung und
Seiner Folgen.
Es ist auch darum für die neuere und fortgeschrittenste
Formen der europäischen Arbeitskämpfe charakteristisch,
daß sie sich weniger im Rahmen der traditionellen Lohn-
forderungen als im Rahmen einer Auseinandersetzung
mit der Rationalität der kapitalistischen Produktion
selbst abspielen. Wir haben zu Anfang dieser Abhand-
lung gesehen, daß die Gastarbeitersituation in ihrer
entscheidenden Grundform nicht durch höhere Entloh-
nung wesentlich beeinflußt werden kann. In den "impor-
tierten Arbeitskrüften" Westeuropas ist der Wider-
Spruch, auf den hin sich die neueren Arbeitskümpfe
des Kontinents bewegen, in einer viel unmittelbareren
Weise angelegt. Damit ist auch schon die Ebene ange-
zeigt, in der sich die erwähnte Integrierung in für die
europäische Arbeiterklasse optimaler Weise erfolgen
kann.
IV. ZUR PERSPEKTIVE SOZIALISTISCHER ARBEIT
IM REPRODUKTIONSBEREICH
"Die Reduktion der Gesellschaft auf ' Fabrik-Stadtvier-
tel' scheint uns etwas schematisch. Die zentrale Achse,
in diesem Punkt sind wir strikte Leninisten, ist das
Proletariat, insofern es globaler politischer Pro-
tagonist ist. Das ist strategisch und taktisch richtig;
will man, in Gesellschaften wie den unsrigen, die
Fabriken isolieren, so bedeutet das, daß man sich auf
theoretischer Ebene einer jakobinischen (weil minori-
tären) Konzeption zuwendet, der ein Begriff von der
Krise des Kapitalismus fehlt, und daß man auf takti-
Scher Ebene eine direkte Niederlage riskiert."
Rossana Rossanda, IL MANIFESTO
1.
Die historisch bedingte Erscheinungsform der Krise
war - wie im I. Kapitel aufgezeigt - sehr eng verknüpft
mit der Strategie und Taktik sozialistischer Politik.
Die abschwingende Phase der ökonomischen Entwick-
lung im Konkurrenzkapitalismus äußerte sich zunächst
für das Proletariat in einer Phase von Arbeitsplatz-
und Lohnverlust. Während sozialdemokratische Politik
schon in der Zwischenkriegszeit nur eine Defensiv-
Strategie vertrat und somit die Krisenmomente kapi-
talistischer Entwicklung für sich politisch nicht nutzbar
machen konnte, hatte die damalige KP neben ihrer
Defensiv- auch eine Offensiv-Strategie entwickelt: die
in der periodischen Krise aufbrechenden Konflikte
konnten agitativ aufgenommen, zur Aufklürung über die
Widersprüchlichkeit kapitalistischer Produktion ge-
er
wendet und als Ausgangspunkt sozialistischer Propa-
ganda fruchtbar gemacht werden.
Im zweiten Teil des II. Kapitels werden aus den ver-
ünderten Bedingungen der Produktion Konsequenzen
gezogen: entfállt zum einen bei fortschreitender Mono-
polisierung tendenziell der sichtbar periodische Ver-
lauf der Krise und zudem die Voraussetzung der Perio-
de des neuen Aufschwungs und damit auch der abschwin-
gende Ast sozialistischer Politisierungsmüglichkeit
und übernimmt der Staat zum anderen eine quasi ent-
sprechende Ersatzfunktion als Anreiz für das weitere
Wachstum, so vermindert sich die Abhängigkeit sozia-
listischer Strategie vom periodischen Krisenverlauf.
Eine zweite Voraussetzung zur Veränderung sozialisti-
scher Politik folgt aus der Erkenntnis, daß das System
des Konkurrenzkapitalismus in der Krise durch Lohn-
kürzung und Massenentlassung an die Grenzen seiner
eigenen Existenzbedingungen stieß, und daß politische
Eingriffe in den zyklischen Ablauf zur Notwendigkeit
wurden, während sich gleichzeitig - wie beschrieben -
Konflikte bezüglich der Reproduktion der Ware Arbeits-
kraft reaktualisierten. Im Widerstreit zwischen der
Notwendigkeit unmittelbarer Profit-, politisch begrenz-
ter Beschäftigungs- und Lohnquotengarantie einerseits
und notwendig langfristiger Erhaltung und Verbesserung
entsprechender Reproduktionsbedingungen andererseits,
bedeutet die historisch nachweisbare und wiederkehren-
de Hintansetzung letzterer nichts anderes, als jede
"antizyklische" staatliche Finanz- und HaushaltsmaB-
nahme unmittelbare Kapitalverwertung zu sichern sucht,
um den Preis verschürfter Konflikte im Reproduktions-
bereich und damit langfristig erschwerter Bedingungen
von Kapitalakkumulation überhaupt.
Die infrastrukturelle Unterversorgung der Reproduk-
tionsbedürfnisse der Arbeitskraft und somit auch des
Kapitals beinhaltet latente Konflikte, die das ökonomi-
sche Wachstum zunehmend bedrohen. In diesem Kon-
fliktrahmen bewegen sich auf kommunaler Ebene Kam-
pagnen gegen die Wohnungsnot und Widerstandsformen
gegen schlechte Sozialisations-, Versorgungs- und
Verkehrsbedingungen. Auf nationaler und internationaler
Ebene sind der Stadt-Land-Gegensatz, die Disparität
zwischen entwickelten Industrie- und unterentwickelten
Randländern und die allgemeine Währungskrise zu
nennen.
Die Gegenmaßnahmen des Staates - die "Verwaltung
der permanenten Krise'' - verändern sich insofern, als
sie sich nicht mehr darauf beschränken können, diver-
gierende Interessen in klassisch-parlamentarischen
Formen auszugleichen, sondern in Konsensus mit all
jenen Sektoren, die für das monopolkapitalistische
Wachstum direkt zu interessieren sind und dessen Ra-
tionalität akzeptieren (also auch der integrierten Ge-
werkschaftsfraktion), die den monopolkapitalistischen
Entwicklungsinteressen adäquaten Maßnahmen direkt
zuzuschreiben (Mitbestimmung, Partizipation).
In einem neueren Aufsatz (190) schreibt Offe: "In die-
ser Situation tritt ein Bedürfnis auf, das nicht den
Kampf um Lohnerhöhung, sondern den Kampf
gegen Lebensumstände motiviert, gegen die wir
uns auch im Falle einer Verdopplung unseres Monats-
lohns nicht durch den Kauf von Gütern und Leistung zur
Wehr setzen können. Was dieses Bedürfnis erzeugt,
ist der Kampf gegen die politischen und institutionellen
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Lebens- und Reproduktionsbedingungen der Arbeits-
kraft, die ihr nicht mehr an Lebenschancen und Be-
dürfnisbefriedigung zugestehen als was zu ihrer Ver-
wertung im Produktionsprozeß erforderlich ist."
Von daher werden unserer Einschätzung nach die Pro-
bleme aufgeworfen, die für die Strategiefindung und
Organisierung sozialistischer Arbeit relevant werden.
Dabei ist in der Theorieentwicklung die objektive Ver-
knüpftheit der verschiedenen Konfliktfelder aufzuwei-
sen, begriffen hier als das modifizierte Wirksamwer-
den derselben Gesetze kapitalistischer Akkumulation,
Auf die Klassenanalyse gewendet bedeutet dies, daß
auf die Lebensumstände und die Handlungen der Indi-
viduen bestimmenden Data, welche nicht unmittelbar
aus der Stellung im Produktionsprozeß ableitbar sind,
zunehmende Aufmerksamkeit zu richten ist. Ließen
sich bei einer Nichtbeachtung dieser Faktoren und
gleichzeitiger Orientierung an traditionellen Erschei-
nungsformen gesellschaftlicher Konflikte über Neu-
tralisierungs- und Demokratisierungskonzepte hinaus-
gehende Handlungsperspektiven für die verschiedenen
Fraktionen der Intelligenz und die Mittelschichten nicht
entwickeln, so könnte durch die oben skizzierte Erwei-
terung klassenanalytischer Bestimmungsmomente diese
Analyse selbst bereichert und konkretisiert werden.
Ausgangspunkt für eine Strategiefindung wäre die sich
abzeichnende Verlagerung der Erscheinungsformen
grundlegender Widersprüche, insofern sich aus ihr eine
Neuorientierung bezüglich der Ansatzpunkte aufkläre-
rischer, mobilisierender und organisierender Arbeit
ableitet.
Übernimmt man dabei die traditionalistische Untertei-
lung nach demokratischen und sozialistischen Forde-
rungen, so sind dagegen zwei Einwände zu erheben,
Zunächst verfallen erstere entweder den Integrations-
strategien von Verwaltungstechnokraten und politischen
Mandatsträgern oder erzeugen nicht einlösbare Illu-
sionen bezüglich des Verhältnisses von Konfliktartiku-
lation und Konfliktlösung, sind - hartnäckig aufrecht-
erhalten - bestenfalls ein Klotz am Bein des voran-
schreitenden monopolistischen Kapitalismus. Außerdem
Scheinen uns die gegenüber Problemstellungen im Re-
produktionsbereich artikulierbaren Forderungen mehr
als nur demokratischen Charakter zu haben. Nicht nur
das Industrieproletariat allein betreffend, sondern die
Lebensumstände der breiten Massen beeinflussend,
betreffen sie heute im weitesten Sinne die Unmöglich-
keit erweiterter krisenfreier Reproduktion kapitalisti-
scher Verhältnisse, wobei das Problem der erweiter-
ten Reproduktion verfügbarer Arbeitskraft zentrale
Bedeutung hat. So haben die Diskussionen um die Kom-
munalisierung von Grund und Boden, die gesellschaft-
lichen Auswirkungen und Kontrollmöglichkeiten privater
unternehmerischer Standortentscheidungen, die Forde-
rung nach mehr und anderen infrastrukturellen Einrich-
tungen - nicht in dem einfachen Sinn von Dienstlei-
stungseinrichtungen - mehr sozialistische Implikate
als traditionelle gewerkschaftliche Lohnkümpfe.
Sind also im Reproduktionsbereich "Grenzforderungen"
artikulierbar, die über demokratische Konzepte hinaus.
ausgehend von konkreten Forderungen, Tausch, Wert-
rationalitüt und etablierte Macht und Verfügungsgewalt
unmittelbar befragen, ist auch die bei Lenin entwickel-
te Scheidung von Agitation und Propaganda in Frage
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gestellt (191).
Steigen also mit der Verlagerung der Erscheinungsfor-
men von Konflikten die Möglichkeiten von Stadtteilar-
beit - begriffen in dem weiten Sinn einer Arbeit im
gesamten Reproduktionsbereich -, setzt also die objek-
tive Entwicklung der Konflikte selbst sozialistische
Forderungen nicht nur für kleine Teile der Intelligenz
und das Industrieproletariat, sondern in dieser neuen
Weise für breite Massen auf die Tagesordnung, verlie-
ren andererseits auf den Produktionsbereich gerichtete
Strategien nicht an Bedeutung. Aber auch hier scheint
sich der Charakter der Forderungen zu verändern.
Italienische Gruppen - etwa um Lotta Continua und Il
Manifesto - begreifen, da der Kampf um andere bes-
sere Lebensbedingungen für das Proletariat zuerst
den Kampf um andere Arbeitsbedingungen, andere
Arbeitsorganisationen, den Kampf gegen hierarchisier-
te Entscheidungs- und Befehlstrukturen bedeutet. Wie-
weit diese gegenüber isolierten Lohnforderungen in den
Vordergrund treten, hüngt nicht zuletzt davon ab, wie
sich der Konflikt zwischen den Gewerkschaftsfraktionen,
die sich als legitime Vertreter der Interessen der Ar-
beiter begreifen, und der Fraktion, die in der reibungs-
losen Integration eines Lohnservice-Unternehmens in
das zu optimierende Gesamtsystem die zukünftigen
Aufgaben sehen, entwickeln wird.
Sind der besondere Ort, der Inhalt von Forderungen
einerseits, die Form, in der sie organisiert werden,
andererseits, nicht zu trennen, ist problematisiert,
daß mit neuen Forderungen und neuen Schauplätzen
des Kampfes zugleich die Formen seiner Organisation
sich ändern, also nur schematisch organisationstechni-
sche Zuordnungen, auch und vor allem dann, wenn sie
sich im Rekurs auf traditionelle Hierarchisierungs-
schemata von Arbeit im Produktions- und Reproduk-
tionsbereich über ihren eigenen Inhalt betüiuben, nicht
das Problem treffen. Auch von uns ist die Frage, in-
wieweit und wie überhaupt "Grenzforderungen" organi-
sierbar sind, im Anschlufi an einen beschränkten ana-
lytischen Versuch nicht ins vornherein schlüssig zu
beantworten. Warum aber so tun, als sei dieses Pro-
blem bereits gelóst oder unmittelbar lósbar, wenn
- nicht nur für die Mairevolte - gilt, daB sie mehr Pro-
bleme aufgeworfen, als gelóst hat.
Das Problem der Organisierung sozialistischer Arbeit
im Produktions- und Reproduktionsbereich kann erst
in der Dialektik von genauerer Bestimmung der Zu-
sammenhünge und Bewegungsmomente der verschiede-
nen Konflikterscheinungen und einer neuen Stufe gemein-
samen Kampfes, die diese aufnimmt, zur Lósung ge-
bracht werden. Dies beinhaltet, daß die strikte Schei-
dung und wechselseitige Verkürzung, die in den Begrif-
fen "Stadtteilarbeit" und "Betriebsarbeit" erscheint,
durch die Vergegenwürtigung der Gemeinsamkeit der
Problemstellung aufzubrechen ist, die, wie Marx sagt,
letztendlich darin liegt, "da8 die Bedingungen der Pro-
duktion zugleich die Bedingungen der Reproduktion
sind".
2.
Ein kurzer kritischer Überblick über die unter ver-
schiedenen linken politischen Vorzeichen gelaufenen
Formen von Stadtteil- und Kommunalarbeit soll die
Blickrichtung verdeutlichen, in der, unserer Einschät-
zung nach. zunächst gar nicht organisatorische Lösun-
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gen, sondern eher die konkreten Problemstellungen
einer sozialistischen Politisierung im Reproduktions-
sektor in Sicht kommen müssen.
Als charakteristisch für die abstrakte und verkürzte
Übernahme von KPD-Modellen aus den 20er Jahren
von seiten der Parteiinitiativen der letzten Jahre mö-
gen die Bethanien-Kampagne der KPDML und das
Stadtteilarbeitskonzept der ehemaligen KPDAO gelten.
(Siehe dazu die Materialien in RPK 56/57.) - Die
Kampagne der KPDML gegen die Schließung des Betha-
nien-Krankenhauses stand im Zeichen der '"Propagan-
da des Marxismus-Leninismus" als "Hauptform der
Praxis für die 1. Etappe" des Parteiaufbaus zur "Ge-
winnung der Avantgarde des Proletariats für den Kom-
munismus'. Unter dieser Aufgabensetzung konnte die
Zielgruppe im Stadtteil als die "Fortschrittlichsten
der Massen" definiert werden, wobei das Kriterium
der Fortschrittlichkeit selbstverstündlich das positive
Reagieren auf die Propaganda der Partei war. Ihnen
konnte dann auch zugemutet werden, daf das zur ersten
Versammlung im Stadtteil einladende Flugblatt "die
verschiedenen Probleme der Werktütigen (mangelnde
Krankenversorgung, Wohnungselend und steigende
Lebenshaltungskosten) kurz streifte, um sich haupt-
Süchlich auf das Thema ' Organisierung und Kampf für
die Diktatur des Proletariats' (unter KPDML- Führung)
zu konzentrieren".
Diese, von der abstrakten Notwendigkeit der Kaderrekru-
tierung (und nur von ihr) bestimmte ''Stadtteilarbeits-
Strategie" hatte ihre Variante auf der Ebene der "Mas-
senlinie" in der Konzeption der ex-KPDAO über den
"Aufbau von Zellen in den Stadtteilen". Dies bedeutete
hier die "Entfaltung von Agitation und Propaganda zur
Vorbereitung von Massenaktionen des Proletariats und
der mit ihr verbündeten (sic) Schichten des Kleinbür-
gertums", Wührend hier der "Agitation" zunüchst der-
selbe zeremonielle Vorrang gewährt wurde wie bei der
KPDML der "Propaganda", verschwand dann, im Laufe
der Ausführung, vor der revolutionären Ungeduld der
AO, die nicht unwichtige Leninsche Differenzierung
zwischen den zwei Mobilisierungsweisen: "Aufgabe der
Agitation und Propaganda in den genannten Punkten
(genannt waren der Kampf gegen Klassengesundheits-
wesen, gegen Sozialbürokratie, für proletarische Kin-
dergáürten, für juristische Beratungsstelle, gegen
Mieterhóhungen und die Wohnverhältnisse in den Ar-
beitervierteln) ist es, von Anfang an den unterdrückten
Massen die politischen Ziele der Kommunisten (sprich
der ex-AO) zu verdeutlichen."
Es wäre nur beruhigend, wenn der in diesen Vorstel-
lungen von Stadtteilarbeit zu Tage tretende Realitäts-
verlust und die damit verbundene totale Unfähigkeit in
das Bestehende verändernd einzugreifen, aktuelle
Entbehrungen von Ausgebeuteten konkret mit Perspek-
tiven ihrer sozialistischen Überwindungsmöglichkeit
zu verknüpfen, restlos auf den "kleinbürgerlichen"
Hintergrund dieser Parteiinitiativen, auf die regre-
dierende Frustrationen am Ende der Studentenrevolte
usf. zurückzuführen würe. Es ist aber fraglich, ob
Sich die Linke in der BRD eine solche Beruhigung lei-
Sten kann, ob nicht diese extremen Symptome volun-
taristischen Dogmatismus (deren Tráger sich immer-
hin einige Zeit lang noch mit einem Umhang marxi-
stisch-leninistischer Seriosität präsentieren konnten)
darauf hindeuten, daß die Divergenz zwischen der
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gegenwärtigen Melodie der Dinge und der Melodie, die
ihnen die Linke in der BRD vergeblich vorspielt, um sie
zum Tanzen zu bringen, zu groß ist, um vom Falsch-
spielen her erklärt zu werden: an den Noten muß es
wohl dann auch liegen.
Wir meinen hier "Noten" aus dem theoretisch-taktischen
Fundus leninistischer Provenienz, auf dessen Wesens-
gehalt die revolutionáre Linke vorerst und voraussicht-
lich noch für lange Zeit nicht verzichten kann. Aller-
dings meinen wir, daß es vornehmlich zwei Komplexe
innerhalb dieses Fundus gibt, deren Funktionalität für
die Weiterentwicklung revolutionärer Strategien im
Westen mehr als fraglich erscheint.
Beide berühren unmittelbar die modifizierte Proble-
matik der Reproduktionssphäre, wobei einer mehr die
"antirevisionistische' marxistisch-leninistische "Linie"
berührt, während der andere vor allem ein wesentliches
Moment der westeuropáischen KP- Strategien angeht.
Der fragliche Komplex der die puristischen ML-'Li-
nien" direkter berührt, ist der Verbund zwischen der
Konzeption eines weitgehend homogenen und von allen
anderen Klassen in allen Bereichen abgehobenen In-
dustrieproletariat (umschlossen von Kleinbürgertum
"unten" und Bourgeoisie "oben') als alleinigem mogli-
chem Subjekt sozialistischer Emanzipation, (2) einer
Konzeption der Bündnistaktik mit dem Kleinbürgertum,
die (3) ihrerseits mit der traditionellen Vorstellung
des kapitalistischen Krisenablaufs verbunden ist (der
dann die "Schwankungen" des Kleinbürgertums, respek-
tive die Grenzen "bürgerlicher'" Konzessionen des
Proletariats bestimmt).
Der reinen proletarischen Zentriertheit der puristi-
schen ML-Position blieb, nachdem die Homogenität
und die klare Geschiedenheit des proletarischen Be-
reichs im Reproduktionssektor durch die oben beschrie-
benen Prozesse eindeutig aufgehoben war, Zweifaches
übrig: entweder dieses doppelte Aufbrechen glatt
zu ignorieren und Stadtteilarbeitskonzepte so zu formu-
lieren, als ob die alten Arbeiterviertel noch exi-
stierten (so hier oben die KPDML und im Grunde auch
die AO) oder, sich auf die Tatsache stützend, daf im
Produktionssektor der erwähnte doppelte Aufbruch
nicht mit der Massivität und Eindeutigkeit erfolgt ist
wie im Reproduktionssektor, die Arbeit im letzteren
praktisch aufzugeben und sich in traditionellen Formen
der Betriebsarbeit abzukapseln.
Die akkumulierte politische Erfahrung der DKP (KPD)
sowohl aus den Niederlagen der Zwischenkriegszeit
(Folgen, auch, von wirklichkeitsfehlenden Klassen-
und Tendenzanalysen) als auch ihrer Isoliertheit in
der Periode des Parteiverbotes, schließt bei ihr Wahn-
vorstellungen über die notwendige Propagierung der
Diktatur des Proletariats in Wohnvierteln, aber auch
eine freiwillige Abkapselung vom Reproduktionssektor
gewiß aus. Man könnte sogar meinen, sich stützend
auf intensive DKP-Arbeit, an Aktionen wie "Roter
Punkt" oder die Kampagne im Sanierungsgebiet Mün-
chen-Lehel, dafi sie sich in diesem Sektor intensiver
und "aktionistischer" engagiert als die meisten ihrer
Bruderparteien. Dieses Engagement ordnet sich
selbstverstündlich der allgemeinen strategischen Kon-
zeption der DKP unter, charakterisiert durch die
strenge Scheidung zwischen demokratischem und sozia-
listischem Kampf, durch die StoBrichtung "gegen die
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Monopole" und durch die Vorstellung einer "Heran-
führung der Arbeiterklasse durch demokratische Ziel-
setzungen an sozialistische Zielsetzungen".
Es ist nun nicht uninteressant festzustellen, noch im
Zusammenhang der behandelten Modifizierungen der
Krisensymptomatik im Monopolkapitalismus, daf die
historischen Ursprünge der jetzigen DKP- Strategie
(und der meisten anderen westeuropäischen KPs) in
der Phase der antifaschistischen Einheitsiront liegen,
in einer eindeutigen Defensivphase also der kommuni-
stischen Bewegung. In der damaligen Strategie- Taktik-
Konzeption der KPs hatte eine solche, vornehmlich
von einer "voriibergehenden" kapitalistischen Stabili-
sierung im Konjunkturaufschwung bestimmte Defensiv-
phase eine rein taktische Bedeutung. Das Ubergehen
von ihr in die offensive Phase klar sozialistischer
Politik war in jenem Kontext nicht an einem unbestimm-
ten Moment der Entwicklung festgemacht, das entweder
beliebig ausgeschoben oder auch scheinobjektivistisch
bestimmt werden kann, sondern an einem objektiv be-
stimmbaren Umschlag in der Fortbewegung der öko-
nomischen Basis.
Wenn man nun der DKP nicht unterstellen will, daß sie
ihre Strategie bewußt in einen systemimmanenten Rah-
men stellt, so müßte an der jetzigen Strategie der
Demokratisierung ein Funktionswandel auszumachen
sein, der sie von der eindeutig systemimmanenten,
defensiven Bestimmtheit im Strategiekonzept der Zwi-
schenkriegszeit unterscheidet. Wenn an ihr - sowohl
im Produktions- wie auch im Reproduktionsbereich -
die Arbeiterklasse an die sozialistische Forderungen
herangeführt werden soll, so müßte sie gleichsam den
Stellenwert der klassischen Krise mit erfüllen, in der
ja der taktische Umschwung gedacht war. Es ist nun
in der Tat so, daß die Möglichkeit eines solchen Funk-
tionswandels von Demokratisierung erkannt werden
kann. Das störungsfreie Funktionieren des monopol-
kapitalistischen Systems erfordert in einem immer
höheren Maße die Unterwerfung aller anderen gesell-
schaftlichen Interessen unter die Verwertungs- und
internationalen Konkurrenzzwünge. Der demokratische
Spielraum, in dem divergierende Interessen artikuliert
und eventuell durchgesetzt werden kónnten, kann in
diesem Rahmen immer weniger toleriert werden. In
diesem Sinne hat die Demokratisierungsforderung eine
objektiv krisenproduzierende Funktion.
Die entscheidende Frage ist aber, inwiefern solche
Krisenformen mit den notwendigen Bedingungen ihrer
sozialistischen Lösung oder wenigstens mit denen einer
maximalen sozialistischen Politisierung verknüpft wer-
den können, statt in konträre Prozesse umzuschlagen.
An diesem Punkt wollen wir kurz auf die negative Be-
deutung des oben angedeuteten zweiten ideologischen
Komplexes leninistischer Provenienz eingehen, der
spezifisch die westeuropäischen KPs belastet. Wir
denken hier an den Verbund zwischen: (1) der Konzep-
tion der nur "beschränkten'' Durchschaubarkeit des
Wesenszusammenhanges der kapitalistischen Gesell-
schaft an den unmittelbaren Konflikten und
Kämpfen und der damit verknüpften Notwendigkeit des
"Hineintragens des wissenschaftlichen Sozialismus" in
die Konflikte; (2) dem mit einem verselbständigten
"Standpunkt" von wissenschaftlichem Sozialismus ver-
bundenen Hineinprojizieren von Objektivitäts- und Not-
wendigkeitsmomenten in die praxismitbestimmte ge-
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samtgesellschaftliche Bewegung; (3) der von einer sol-
chen "sozialistischen Wissenschaftlichkeit" mitlegiti-
mierten zentralistischen Organisation und Bestimmung
des politischen und gesellschaftlichen Kampfes.
In einer Phase des westeuropäischen Spätkapitalismus
also, in der 1. durch die Ungleichzeitigkeit der beste-
henden Strukturen die Fortgeschrittenheit ihrer Kon-
fliktpotentialität verschieden ist, 2. innerhalb neuen
Erscheinungsformen kapitalistischer Krise (Struktur-
probleme, Arbeitsorganisation) die Irrationalitüt des
Gesamtsystems in den Blick gerit und also nicht ''von
außen'' hereingeholt werden muß, 3. der relevante
demokratische Kampf selbst (sei es im Produktions-
oder Reproduktionsbereich) zunehmend nur in direkten,
flexiblen Widerstandsformen geführt werden kann, die
sich zum Teil schon außerhalb etablierter Legalität
befinden, 4. die breiten gesellschaftlichen Konflikte eine
eindeutige Priorität haben, da systementscheidende
politische Konflikte (für die eine Straffung und Zentrali-
sierung notwendig wäre) nicht in Sicht sind, in dieser
Phase trägt der skizzierte ideologische Komplex ent-
scheidend dazu bei, daß innerhalb der KP-Strategien
die Fortschrittlichkeit der Konflikte auf ihren kleinsten
gemeinsamen Nenner herabgedrückt werden, daß die
Radikalität der demokratischen Kämpfe durch das Lega-
litätsbedürfnis des zentralisierten politischen Apparates
herabgedrückt wird in die Nähe der pseudodemokrati-
schen Forderungen, die den Konsensus für 'Sachent-
scheidungen" des Monopolkapitals institutionalisieren
wollen ("Mitbestimmung!'). Dadurch gewinnt auch die
Demokratisierungsstrategie der DKP im Reproduktions-
bereich (Kommunen) die Ambivalenz reformistischer
Konzeptionen.
Ein weiteres reformistisches Konzept zur Arbeit im
Reproduktionsbereich entwickelten die Jungsozialisten
in der SPD. In den "Materialien zur kommunalpoliti-
schen Konferenz" werden die auf der Ebene der Kom-
mune auftretenden Konflikte vor dem Hintergrund des
Zentralisierungsprozesses des Kapitals und der staat-
lichen Gewalt untersucht. Vermag die dort erarbeitete
Analyse die Plausibilititsebene noch nicht zu verlassen
was hier nicht Gegenstand der Kritik ist, so wird doch
aus ihr selbst schon deutlich, in welchem Dilemma
eine reformistische Strategie, die Selbstorganisation
an die Hoffnung unmittelbaren Erfolgs qua schrittwei-
ser institutionalisierter Veründerung bindet, sich be-
findet. Im Rahmen der formulierten ""Doppelstrategie"
von "Aktivierung der Wohnbevölkerung" und '"Ver-
änderung der kommunalpolitischen Institutionen" erhebt
sie den Anspruch, auf Kommunalebene auftretende
Konflikte dort auch wieder zu beseitigen. Dabei wird
verkannt, daB die einzelne Gemeinde oder Stadt zwar
Erscheinungsort von Konflikten im Reproduktionsbe-
reich, nicht jedoch auch zugleich der Ort ihrer Lósung
ist. Wie wir nachwiesen, werden die kommunalen Insti-
tutionen in demselben MafBe, wie sich dort die Konflikte
verschärfen, zunehmend unfähig, zu ihrer Lösung ihnen
initiativ zu begegnen. Dies macht deutlich, daß vor
dem Hintergrund zunehmender Machtkonzentration die
Fixierung auf lokale Institutionen und unmittelbaren
Erfolg durch deren Veränderung mittels lokaler ad hoc
Organisation perspektivlos ist.
Daß die Jungsozialisten dies mittlerweile eingesehen
haben, geht aus dem Artikel K.D. Voigts in "express
international'' vom 1.10.1971 hervor, wo er bemerkt.
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daB "lokale Aktionen zentrale Machtpositionen der Ka-
pitalisten nur erschüttern kónnen, wenn sie zunehmend
regional und überregional ausgeweitet und koordiniert
werden. "Von der eigenen Position her kinnen jedoch
keine Schlüsse aus dem erwiesenen Scheitern des Kon-
zepts schrittweiser institutioneller Veränderung auf
Kommunalebene gezogen werden. Erfüllten sich die
Hoffnungen auf eine unmittelbare Verbindung von Kon-
fliktartikulation und Konfliktlösung auf Kommunalebene
nicht, so werden sie auf Bundes- oder Landesebene
reproduziert. Auch hier soll Organisierung wieder hel-
fen, daß "die Ziele der Mobilisierung und Politisierung
institutionell und durch Gesetze und Verwaltungsent-
Scheidungen abgesichert werden kónnen". Anzumerken
bliebe noch, daB auf jeden eventuellen Erfolg einer sol-
chen "Doppelstrategie", also die Institutionalisierung
von gegen die monopolkapitalistische Entwicklung ge-
richteten Strukturreformen, das System mit einer
akuten Krise reagieren würde, bei deren spezieller
Erscheinungsform die Jungsozialisten notwendig kon-
zeptlos, die politisch Rechten als rigide Stabilisatoren
die eigentlichen Gewinner sein würden. Dies zur Strate-
gie der Jungsozialisten.
Ein anderes Konzept der Arbeit im Reproduktionsbe-
reich wurde im Kontext der Studentenbewegung ent-
wickelt, in der in der BRD erstmals nicht-traditionali-
stische sozialistische Forderungen massenhaft artiku-
liert und praktisch zu wenden versucht wurden. Kenn-
zeichnend war, daß hier "Protest" gegen das "System"
niemals nur hochschulbezogen war, daß der Totalitäts-
anspruch sozialistischer Arbeit - eine Begründung für
Ansätze im Reproduktionsbereich - sich in ihr als
Hauptmoment durchzieht.
Sie selbst war unter anderem spontane Reaktion in
einem der von uns angesprochenen Konfliktfelder, dem
Ausbildungsbereich, versuchte als erste sich ver-
schärfende strukturelle gesellschaftliche Konflikte im
Reproduktionsbereich zu artikulieren und auf den Be-
griff zu bringen. Die weitgehende Vernachlässigung
des Produktionsbereiches war dabei durch verschiede-
ne Momente bedingt, von denen wir nur einige nennen
möchten: die klassenbeschränkten Möglichkeiten von
Wirklichkeitserfahrung, den relativ ungestörten Akku-
mulationsprozeß in der ersten Phase der Nachkriegs-
entwicklung, in dem das Problem der Krise praktisch
nicht relevant erschien, der Glaube an die Latenz der
Widersprüche in der kapitalistischen Produktion selbst
Diese Momente verzerrten zugleich die Perspektiven
einer Arbeit in den Stadtteilen, Wohnvierteln, Schulen
und Universitäten, blieben doch die materiellen Ver-
hältnisse selbst undurchdrungen. Dies kommt sowohl
in Marcuses "Apparat"-These wie auch Offes "Dispa-
ritüten'- These - beide bestimmten Arbeitsansütze im
Reproduktionsbereich mit - zum Ausdruck. In seinem
Aufsatz "Politische Herrschaft und Klassenstrukturen"
(192) reflektiert letzterer richtig auf das in den infra-
strukturellen Bereichen (etwa: Wohnung, Verkehr,
Ausbildung) angelegte Konfliktpotential. Da er dort
auftretende Erscheinungen jedoch nur politizistisch,
nicht jedoch politisch-ökonomisch ableitet, vermag er
die auftretenden Probleme weder schlüssig zu erklä-
ren noch einzuordnen. Dort, wo - wie wir heute wissen
die Interessen der großen Kapitale unmittelbar virulent
werden, vermutet er systemferne Randbereiche, dort,
wo es gelten würde, die auftretenden Konflikterschei-
nungen zur Produktion zu vermitteln, schneidet er
d
entzwei: In horizontale Disparitäten auf der einen, ver-
tikale Disparitäten qua Klassenunterschiede auf der
anderen Seite, wobei er letztere - und hier reprodu-
ziert sich gewerkschaftliche Ideologie - auf Probleme
der Lohnquote reduziert. Der wirkliche Zusammen-
hang zwischen Produktions- und Reproduktionsbereich
ist hier nur noch zu erahnen. "Allerdings ist es wahr-
scheinlich, daß die in der klassischen Phase des Kapi-
talismus unterprivilegierten Gruppen und Schichten
auch am ehesten die Leidtragenden derjenigen System-
defekte sein werden, die die gleichmäßige Entfaltung
der Produktivkräfte und der Freiheitschancen in allen
Bereichen des gesellschaftlichen Lebens unterbinden.
Im unteren Bereich der Einkommensskala kumulieren
sich gleichsam die Effekte distributiver Benachteili-
gung und horizontaler Disparität'' (193).
Gegen Ende und mit dem Zerfall der Studentenbewe-
gung werden die oben angesprochenen falschen, nicht
oder nur auf Plausibilitätsebene vorhandenen Vermitt
lungen zwischen Produktions- und Reproduktionsbe-
reich auch organisatorisch und begrifflich in den ver-
Schiedenen "Stadtteil"- und "Betriebsarbeitsansützen"
deutlich. Unzureichend in der Aussage und jenseits
der Grenze politischer Wirksamkeit blieben die Grup-
pen, die entweder bei einem nur auf der Disparitäten-
these und sozialpsychologischen Theoriefragmenten
beruhenden Konzept blieben, oder aber ihre Zuflucht
zu Konzepten der zwanziger Jahre nahmen. Eine adäqua-
te Strategie der Arbeit im Reproduktionsbereich ist,
wie wir oben ausführten, erst noch zu erarbeiten. Dies
ist in dem folgenden Zitat erkannt und programmatisch
formuliert: "Diese auf situative Benachteiligung be-
schrünkten Initiativen scheinen allgemein dadurch
charakterisiert, daf sie sich zwar gegenüber den
krassesten Auswirkungen kapitalistischer Verfügungs-
gewalt über das stidtische Leben zur Wehr setzen,
darin bestürkt durch das Versprechen staatlicher und
städtischer Administration zur Abhilfe "sozialer Mi8-
stände' helfend einzugreifen. Solche Isolations- und
Eindämmungsversuche verdecken aber eher die poli-
tische Aufgabe: den Zusammenhang der von den ver-
schiedenen Gruppen aufgegriffenen problematischen
sozialen Lagen in ihrer Gesetzmäßigkeit zu erkennen
und Perspektiven zu deren Außerkraftsetzung zu ent-
wickeln" (194).
3.
Wir hatten schon dargestellt, daß sozialistische Arbeit
im Reproduktionssektor sich notwendig an den beschrie-
benen Veränderungsprozessen in ihrer konkreten Be-
stimmtheit und in ihrer Bestimmung, d.h. in ihrer
Rückwirkung auf die Faktoren, die sie bestimmt haben,
orientieren muß. Die Arbeit im Reproduktionssektor
ist bisher auch vor allem deshalb als negativ gegen
ihre Träger gewendet worden, als sie nur den klein-
bourgeoisen Mittelstand als unmittelbaren Aktionsträger
und somit die Artikulation höchstens mittelständisch-
korporativer Interessen zur Folge zu haben schien, die
Arbeit selbst jedoch der Arbeiterschaft als eigentli-
chem Adressaten galt. Wir haben nun aber aufgezeigt,
daß das Kleinbürgertum in seiner klassischen Form als
Träger kleinkapitalistischer, und nur in der Weise
anti-monopolkapitalistischer Interessen sich wandelt
zur Lohnabhängigen-Schicht, die, sozialökonomischen
Depravationsprozessen ausgeliefert, sich sowohl
quantitativ ausdehnt als auch strukturell der Industrie-
rc
arbeiterschaft angleicht. Dieser objektive (strukturell
bedingte) Gegensatz zum Kapital liefert in diesem Be-
zug also eher die Legitimation von Arbeit im Repro-
duktionssektor als deren Negation.
Die angestellte Intelligenz und speziell die Planer und
Architekten sollen in diesem Zusammenhang noch ein-
mal näher betrachtet werden:
1. Die objektive Stellung der angestellten Intelligenz
kann charakterisiert werden als wesentliche Innovations-
instanz des entwickelten kapitalistischen Systems. Die
relatve Macht der angestellten Intelligenz besteht
einerseits also in der Übernahme der innovativen Funk-
tionen, durch die die langfristige Entwicklung und Lei-
stungsfähigkeit des kapitalistischen Systems garantiert
werden soll, andererseits in der Funktion als Ideologie-
träger, als Legitimationsinstanz, über die die Wider-
sprüchlichkeit kapitalistischer Entwicklung durch deren
Subsumtion unter die Formel des wissenschaftlich-
technischen Fortschritts und dessen Sachgesetzlichkei-
ten verschleiert werden soll. Dies gilt allgemein wie
im besonderen für Planer und Architekten. Ihr Arbeits-
gegenstand, ein Teil des Reproduktionssektors, unter-
liegt in besonderem Maße derzeitig kapitalistischer
Krisenentwicklung. Zum einen, da sich die Formen
der kapitalistischen Dauerkrise, auf allen gesellschaft-
lichen Ebenen erscheinend, vor allem auf kommunaler
Ebene artikulieren, zum anderen, in diesem Zusam-
menhang, da sich der gesellschaftliche Grundwider-
spruch im Reproduktionsbereich artikuliert in der
Erscheinungsform als Konflikt zwischen der perpetuier-
ten technologischen Perfektionierung des Produktions-
bereiches und der relativen Depravation des Bereichs
der gesellschaftlichen Reproduktion der Arbeitskraft.
Das von Planern und Architekten geforderte innovative
Handeln muf sich einerseits also beschrünken am Rah-
men der durch die kapitalistische Verwertungsrationa-
lität gesetzten Bedingungen, andererseits entwickeln
sie (Planer und Architekten) jedoch im professionellen
Bereich Losungsvorschlige, die, auf der Basis des
bestimmten Widerspruchs und mit dem Ziel kollektiver
Bedürfnisbefriedigung, objektiv antikapitalistischen
und tendenziell sozialistischen Charakter tragen, ob-
gleich sie weder subjektiv noch objektiv an marxistische
Tradition anknüpfen.
2. So entwickeln sich auch im Eigenverständnis der
angestellten Intelligenz Widerstandsformen gegen ihre
Funktionalisierung. Wie schon angerissen, steht die
spezifische Qualifikation der angestellten Intelligenz
als technischer Rationalität im Widerspruch zur kapi-
talistischen Rationalität der Profitmaximierung, d.h.
daß die objektivierten Formen wissenschaftlich-techni
scher Potenzen als Widerspruch zwischen Produktiv-
kräften und Produktionsverhältnissen in Widerspruch
geraten zu den politisch-ókonomischen Bedingungen
kapitalistischer Verwertung. In der Wahrnehmung der
innovativen Funktionen, d.h. in der Konzeption wissen-
schaftlich-technischer Programme von gesellschaftli-
cher Relevanz bricht sich technische Rationalität am
Rahmen der politisch-ökonomischen Strukturen kapita-
listischer Herrschaftssicherung. Die zur Legitimation
des Systems gedachten Funktionsträger erfahren also
notwendig selbst die Legitimationskrise des Systems
als die permanente Kollision technischer und kapitali-
stischer Rationalität. Die Entwicklung eines Unbehagens
und eines kritischen Widerstandes ist hier nicht mehr
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durch das Bewußtmachen der eigenen Rolle von außen
bestimmt, sondern ist bereits durch den Widerspruch
zwischen technischer und kapitalistischer Rationalität
selbst gesetzt. So ist dieses Unbehagen bereits objek-
tiv antikapitalistisch, wenngleich nicht unmittelbar
sozialistisch, es artikuliert sich jedoch innerhalb des
bezeichneten Widerspruchs nicht unbedingt auch in
antikapitalistischer Form.
Hinzu kommt für die Entwicklung eines kritischen
Selbstverständnisses die subjektive Wahrnehmung der
sich notwendig entwickelnden gesellschaftlichen Depra-
vation und der Atomisierung der Funktionen im Arbeits-
prozeß. Die konkreten Erfahrungen im Arbeitsprozeß
als der Entqualifizierung und im gesellschaftlichen
Bereich als der sozialen Dequalifizierung sind, ver-
mittelt mit der Erfahrung der Widersprüche aus der
Qualifikation selbst, potentielle Bildungselemente
explizit antikapitalistischen Bewuftseins.
So sind auf der Basis der Verschrünktheit von Produk-
tions- und Reproduktionssphüre und der Erscheinung
der Konflikte der kapitalistischen Dauerkrise in allen
Lebensbereichen Planer und Architekten sowohl Adres-
sat als auch Ausgangspunkt sozialistischer Arbeit:
a) sie sind im Reproduktionsbereich als Lohnabhüngige
selbst Opfer der gegebenen Bedingungen,
b) im ArbeitsprozeB bzw. im gesellschaftlichen Be-
reich unterliegen sie den beschriebenen Bedingungen
von Ent- und Dequalifizierung,
c) ihr Arbeitsgegenstand selbst ist bestimmt durch die
konkrete Form der kapitalistischen Dauerkrise.
Daraus ist, bezogen auf ihr ambivalentes Bewuftsein,
welches im Arbeitsgegenstand selbst angelegt ist, für
die Organisation von Planern und Architekten die Not-
wendigkeit politischer Arbeit am Arbeitsgegenstand
abzuleiten, da eben nicht mehr die gewerkschaftlich-
kooperative Organisation in traditionellen Bündnisfor-
men zur Durchsetzung stándischer Interessen die be-
zeichneten Konflikte berührt.
Konsequent sozialistische Arbeit von Planern und Ar-
chitekten als die Aufnahme der bezeichneten Konflikte
in der Aufhebung der Trennung von Subjekt und Objekt
der Veränderung muß sich artikulieren im Aufbrechen
und in der Partizipation an sich im Arbeitsgegenstand
darstellenden Konfliktsituationen. Die Aufhebung der
abstrakten Trennung von Beruf und politischer Orga-
nisation kann nur dort ihren Ansatzpunkt haben.
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Anmerkungen
1) Marx, Das Kapital I, Berlin 1964, S. 341
2) Siehe Textstellen im Kapital I zur "ursprünglichen
Akkumulation", insbesondere das 24. Kapitel
3) Kapital I, S. 773 ff.
^ Der Anteil der landwirtschaftlichen Bevólkerung
an der Gesamtbevólkerung:
1820: 75 %, 1849: 64 %, 1867: 48 %, 1882: 42,5 %,
1895: 35,8 %, 1907: 29,6 %
1871 wohnten in Städten 35,6 %, in Großstädten
4,8 % der Bevölkerung. 1890 verschob sich dieses
Verhältnis auf 47 bzw. 12,1 95; 1910: 60 % bzw.
20,1 051
Kapital I, S. 426 Anm. und 8. Kapitel: Der Arbeits-
tag
"Kritische Randglossen" zu dem Artikel: Der Kónig
von Preufen und die Sozialreform, August 1844
Marx/Engels/Lenin/Stalin: Zur deutschen Ge-
schichte, Stuttgart 1952, S. 117
Nach Duncker, Marxistische Arbeiter Schulung,
Geschichte..., S. 163 und Paul Wiel, Wirtschafts-
geschichte des Ruhrgebietes, Essen 1970 (SVR),
S. 114 ff.:
Von 1850-70 erhóhte sich die Steinkohlenfórderung
des Ruhrgebiets um das 6fache, die Zahl der Be-
schäftigten um das 4fache. Jahresfórderung je
Kopf der Belegschaft stieg von 160 t auf 229 t; die
Belegschaft je Betrieb von 62 auf 230 Arbeiter. Die
Anzahl und P$ der Dampfmaschinen stieg von 1860-
70 um 100 %
Die Rationalisierungsmafnahmen 1857-69 vermin-
derten die Zechen um ca. 23 % (Stillegung unren-
tierlicher Zechen, Konkurrenz der Arbeitskraft
in Krisen)
9) Marx/Engels, Ausgewählte Schriften, Berlin 1968,
S. 526 ff. ("Zur Wohnungsfrage")
10) a.a.O., S. 527 f.
11) a.a.0., S. 573
12) freies Schuffeld für die Kanonen
13) Duncker, a.a.O., S. 80
14) Marx/Engels, a.a.0., S. 506 (Der Bürgerkrieg in
Frankreich)
15) a.a.O., S. 573, vgl. auch Kapital I, S. 689 f.
16) a.a.O., S. 530
17) Mülberger zitiert nach Engels, Volksstaat, Nr. 10,
1872
18) Marx/Engels, a.a.O., S. 552
19) Joachim Schlandt, Die Kruppsiedlungen - Wohnungs-
bau im Interesse eines Industriekonzerns. In:
Kapitalistischer Stüdtebau, Luchterhand, 1970
20) "Mit Aufkommen der Kokshochófen wurde Kohle
zum wichtigsten ' Gewichtsverlustmaterial', so daB
für die Wahl von Hüttenstandorten die Nachbarschaft
von Steinkohlenzechen Bedeutung bekam. Sehr wich-
tig war auch die Nähe oder die Erreichbarkeit von
Erzen'' (Wiel)
21) 1852 hatte Krupp 10 Beschäftigte, das waren 3 %
der Einwohner Essens. 1871 stieg der Anteil der
Krupp-Beschäftigten in Essen auf 21 % der Essener
Einwohner; 1918 machten 167.000 Arbeiter 30 95
der Essener Einwohner aus. (Angaben nach Schlandt
und Wiel.) Die Steigerung der Produktion làüfit sich
ablesen an der Errichtung neuer Hochófen und Walz-
werke: Zwischen 1842 und 1896 wurden 7 Werke,

























Gleichzeitig kaufte Krupp 10 komplette Betriebe
und Zechen auf und stellte 1871 eine Flotte von
4 Erzschiffen (Erz aus Bilbao) auf die Beine
(nach Wiel)
Schlandt, a.a.O., S. 96
Bolz, "Krupp-Siemens", sinngemiüf zitiert nach
Schlandt
Halbach, Prokurist bei Krupp, zitiert nach
Schlandt
Schlandt, a.a.0., S. 102
Nach Duncker, a.a.0., S. 106; Anmerkung zur
Genossenschaft: Vgl. Marx/Engels, Ausgewählte
Schriften I, S. 355 (Inauguraladresse). Marx
relativiert dort die historisch beschränkte Alter-
native der genossenschaftlichen zur kapitalisti-
schen Produktionsweise
Stalin, zitiert nach Duncker, a.a.0., S. 184
Quelle: "Illustrierte Geschichte. ..', S. 56 f.
200.000 Bergarbeiter streikten, weil auf der
Stinnes- Zeche in Dortmund die Arbeitszeit ver-
längert werden sollte
W. Hegemann, Das steinerne Berlin, Bauwelt
Fundamente 3, S. 211 f.
Vgl. Anm. 41
Zur Geschichte der KPD, Eine Auswahl von Ma-
terialien und Dokumenten aus den Jahren 1914-
46 (Hrsg. KPD/AO)
IHustrierte Geschichte der deutschen Revolution,
Junius Drucke, S. 448
Der Streit, ob damals eine national-revolutionüre
Situation objektiv bestanden habe, dauerte lange. 44)
Fest steht, daB die KP zu diesem Zeitpunkt eine
nur schwache Basis in den Betrieben hatte. Thàl- 45)
mann selbst schreibt in "Die Lehren des Ham- 46)
burger Aufstandes", Die Rote Fahne vom 23.10.25,
daB "die Hamburger Kämpfer die volle Sympathie
der Arbeiter in den Betrieben (besaßen), aber
... Organisatorisch keine Verbindung mit ihnen
(hatten). Es zeigte sich die ganze Unbrauchbar-
keit, die verhüngnisvolle Rückstándigkeit unserer
alten sozialdemokratischen Wohnorganisation
(gemeint ist hier die Parteiorganisation im
Wohngebiet). Die Wahlmaschine taugt nicht für
die Barrikaden! Die schwerste Lücke in der
Hamburger Kampffront war das Fehlen kommu-
nistischer Betriebszellen" (zitiert nach SOPO
10, S. 4).
Vgl. SOPO 9, Die Legende von der Bolschewi-
Sierung der KPD
Relative Stabilisierung durch den wachsenden
Außenhandel bis zur Weltwirtschaftskrise, deren
Ursachen ein Moment des Berliner Aufstandes
bildeten
Neukrantz, Barrikaden im Wedding, S. 268 f.
Ulbricht war damals Mitglied des Orgbüros
"Zur Geschichte. ..", S. 252
Neukrantz, Barrikaden am Wedding
Vgl. Hegemann, Das Steinerne Berlin, Bauwelt
Fundamente 3, S. 213: Der Grundri8 des typi-
schen Berliner Hauses: 20 m breit, 56 m tief
(ohne Seitenfenster), 3 Innenhôfe à 5,3 x 5,3 m
7 Geschosse, 1, 5-3 Personen je Zimmer von
15-30 m. Volumen: 325-650 Menschen nach
Bauordnung. In der Ackerstraße 132 wohnten
lange über 1.000 Menschen
In: Schriftenreihe 1 der KPD/AO "Die Bolsche-
Forts. Anm. 42):
wisierung der KPD", S. 99 ff. oder in: Barrikaden
am Wedding, S. 271 f.
Soweit nach Neukrantz. Vgl. auch SOPO 10, "Le-
gende..., Teil II".
a) Arbeitslosigkeit in Berlin: 10/1925; 50.000;
12/1925: 100.000; 1/1926: 233.000; 1/1927:
284.000;
b) Beispiel von Entlassungen durch Rationalisie-
rung: AEG Ackerstrafe 3/1925: 4,200 Beschäf-
tigte; 3/1926: 2.150 Beschäftigte bei gleichzei-
tiger Steigerung der Arbeitsproduktivitát um
100 %
2) Sehwüchung der Betriebszellen durch Entlassung
von ca. 40 %
d) Abnahme der Betriebszellenmitglieder 1925:
7.264; 1928: 3.944; Zunahme der StraBenzellen-
mitglieder von 4.808 auf 9.252
e) Die GroBbetriebe waren am schlechtesten mit
Zellen besetzt, bedingt durch die Fortführung
sozialdemokratischer Tradition der Wohnorga-
nisation
Ähnliche Angaben wie unter a-e gelten für die Si-
tuation im ganzen deutschen Reiche; doch waren
die mittelständischen Betriebe außerhalb der In-
dustriezentren relativ stärker besetzt als die Be-
triebe z.B. im Ruhrgebiet.
Die systematische Entlassung von Kommunisten
aus Großbetrieben hatte eine überdimensionale
Zunahme der Straßenzellen zur Folge, so daß die
Betriebsbasis bei Arbeitskämpfen verloren ging.
In: Anna Teut, Architektur im Dritten Reich,
Bauwelt Fundamente 19, S. 255 £.
a.a.0., S, 285
Streiks: 1949 1951 1955 1956
Betriebe 891 1.528 866 268
Arbeiter 58.133 174.325 597.353 253.400
Arbeitstage 270.716 1.592.892/846.647 263.884
47) Arbeitsleistung pro Stunde. Index 1936 = 100
1949: 83 1952: 108 1955: 130
1950: 93 1953: 114 1956: 135
1951: 108 1954: 121
Nettorealwochenlöhne. Index 1938 = 100
1950: 80 1953: 94 1955: 99
1951: 83 1954: 96 1956: 100 (!)
1952: 87
Nach: Kuczynski, a.a.0., S. 385
49) Daten zur Lage der Arbeiter
1938 1953 1956
Reallöhne 100 94 100
Arbeitslosigkeit 2 % 7% 4%




pro 100 43,4 50 54,6
*6/8-7/8 der Produktivitätssteigerung resultiert
aus erhöhter Arbeitsleistung des Arbeiters
Eine aufschlußreiche Untersuchung ist 1970 beim
Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk Essen erschie-
nen: F. Landwehrmann, Das Ruhrrevier - sein
sozialer Hintergrund
F. Deppe, "alte" und "neue" Arbeiterklasse, in:
Blätter für deutsche und internationale Politik,
Kóln, Heft 10/1971







vgl. Statistisches Jahrbuch der BRD 1968, S.
126 ff.
vgl. D. Claessens, Angestellte und Arbeiter in
der Betriebspyramide, Berlin 1959, und F.
Fürstenberg, Grundfragen der Betriebssoziolo-
gie, Kóln/Opladen 1964
vgl. Schelsky, Auf der Suche nach Wirklichkeit,
Düsseldorf 1965
vgl. F. Engels, Die englischen Wahlen, in:
K. Marx, F. Engels Werke, Berlin, Bd. 18,
S. 494 f.
H. Popitz u.a., Das Gesellschaftsbild des Ar-
beiters, Tübingen 1957
F. Deppe, H. Lange, Zur Soziologie des Arbei-
ter- und KlassenbewuBtseins, in: Das Argument
61, S. 702
a.a.0.
vgl. F. Fürstenberg, Die Soziallage der Chemie-
arbeiter, Neuwied/Rh 1969
Auf eine Erörterung der zusätzlich relevanten
Wirkungsweise politischer und ideologischer
Strukturen wollen wir hier verzichten
H. Kern und M. Schumann, Soziale Vorausset-
zungen und Folgen des technischen Wandels, in:
Wirtschaftliche und soziale Aspekte des techni-
schen Wandels in der BRD, I Band, Frankfurt 1970
vgl. dies., Industriearbeit und Arbeiterbewußt-
sein, Teil I, Frankfurt 1970
Wir verweisen dazu auf den Teil "Soziale Struk-
turveränderungen"
Kern/Schumann, Industriearbeit und Arbeiter-
bewuBtsein, Teil I, S. 271
vgl. S. Mallet, La nouvelle classe ouvrière,
Paris 1963, Frankfurt 1969
vgl. A. Touraine, La conscience ouvrière,
Paris 1966
vgl. dazu Kern/Schumann, a.a.0., S. 267
Mit Verlängerung ist u.a. gemeint, 1. Requali-
fikationszwänge, 2. die Tradierung, Verinner-
lichung und Verarbeitung von Arbeitsnormen
S. Braun, Das Gesellschaftsbild des Angestell-
ten, in: Atomzeitalter, Frankfurt 9/1967
F. Deppe, H. Lange, a.a.O., S. 703
S. Braun, Zur Soziologie der Angestellten,
Frankfurt 1964, S. 86
H. Steiner, Soziale Strukturveründerungen im
modernen Kapitalismus, Zur Klassenanalyse der
Angestellten in Westdeutschland, Berlin 1967,
S. 160
vgl. Die Septemberstreiks-Ausnahme oder Auf-
takt, Soziologisches Forschungsinstitut Góttin-
gen, Góttingen 1970
vgl. Die Septemberstreiks 1969, ISMF, Kóln
1969
vgl. E. Hildebrandt, Zur Analyse der September-
Streiks 1969, in: Sozialistische Politik 5, Mürz
1970
Die Septemberstreiks 1969, ISMF, S. 295
a.a.o.
M. Schumann u.a., Am Beispiel der September-
streiks - Anfang der Rekonstruktionsperiode der





























79) a.a.0., S. 164/165
80) Jahrbuch des deutschen Baugewerbes 1970, S. 55
81) Nach Lenin: Der Imperialismus als höchstes Sta-
dium des Kapitalismus, 1917. Neuere Beispiele
in Jörg Huffschmid: Die Politik des Kapitals, edi-
tion suhrkamp 1969
82) R. Hilferding: Das Finanzkapital, 11. Kap.
83) siehe dazu: E. Altvater: Zur Konjunkturlage der
BRD Anfang 1970, SOPO 5
84) siehe: Das Baugewerbe 10/70, S. 861
85) W.I. Lenin: Der Imperialismus als höchstes Sta-
dium des Kapitalismus, II. Abs., S. 788
86) R. Hilferding: Das Finanzkapital, 5. Kapitel,
S. 110
87) W.I. Lenin: Der Imperialismus als hóchstes Sta-
dium des Kapitalismus, II. Kapitel, S. 792
88) Zahlen dazu siehe Lenin, ebd.; Huffschmid ebd. ;
Commerzbank: "Wer gehórt zu wem"
89) R. Hilferding: Das Finanzkapital, 11. Kapitel,
S. 257
90) Robert Katzenstein: Die Investitionen und ihre Be-
wegung im staatsmonopolistischen Kapitalismus,
Berlin 1967
91) W.I. Lenin: Kritische Bemerkungen zur nationalen
Frage. Werke Bd. 20
92) Von den 20 gróBten Industrieunternehmen der kapi-
talistischen Welt sind 16 US-Konzerne. Das grófite
Unternehmen, das Volkswagenwerk, steht an 20ster
Stelle
93) FIW-Schriftenreihe, Heft 19/1964, S. 22
94) Alle Zahlen aus J. Huffschmid: Die Politik des
Kapitals
95) Helmut Arndt, Recht, Macht und Wirtschaft, Ber-
Jin 1968
96) J. Huffschmid, a.a.O.
97) J. Huffschmid, a.a.0., S. 54; siehe dazu auch den
Bericht des Bundeskartellamtes. BT-Drucksache
V/2841, S. 32
98) Der Spiegel Nr. 4 1971, "Macht ohne Kontrolle"
99) Bericht des Bundeskartellamtes, a.a.O.
100) J. Huffschmid, a.a.O., S. 83
101) J. Huffschmid, a.a.O.
102) FAZ vom 11.11.68
103) Die Kooperation ist oft nur eine vorbereitende Stu-
fe zur Fusion oder sie dient zur vorübergehenden
Ausschaltung der Konkurrenz, um diese in einem
günstigeren Moment wieder aufzunehmen und den
Konkurrenten aus dem Markte zu werfen. Bei den
Grófenordnungen der Stahlkonzerne oder ähnlicher
Unternehmen ist jedoch schon wegen der hohen
gesamtwirtschaftlichen Bedeutung und der damit
verbundenen Gefahr sozialer Unruhen nicht mehr
mit den klassischen Konkursen, sondern mit Auf-
käufen und Fusionen zu rechnen
104) siehe dazu: Diplom 70/71 Lehrgebiet Wohnbau und
Baukonstruktion, TH Aachen, Bd. 3/2
105) H.W. Jenkis: Konzentration in der gemeinnützigen
Wohnungswirtschaft, Münster 1970
106) Siehe dazu: Diplomkollektiv 70/71 "Industrialisie-
rung", TH Aachen, Bd. 1
107) H. Hümmerlein: Auswirkungen einer verstärkten
Unternehmenskonzentration in der Wohnungswirt-
Schaft, Münster 1970
108)NRW-Plan
109)z.B. 8 A1: Bestütigung als Sanierungstrüger erhal-
ten unter 4. ein anderes Unternehmen in der Rechts-



































sprechend den Vorschriften des Wohnungsgemein-
nützigkeitsrechts von den Angehörigen des Bau-
gewerbes unabhängig, nicht selbst als Bauunter-
nehmer tätig ist, und die nach Gesetz oder Sat-
zung zur Vertretung berufenen Personen die er-
forderliche Zuverlässigkeit besitzen
K. Marx, Theorien über den Mehrwert, MEW
26.2, S. 511
a.a.0., S. 513
K. Marx, Kapital III, S. 267
Kapital I, S. 657
Hier vor allem: Hilferding, Mrozkova
vgl.: Kapital TI, S. 264/265
Kapital I, S. 657
E. Mandel, "Die deutsche Wirtschaftskrise"',
hier vor allem S. 30
Man vgl. hier z.B. die unterschiedliche politisch
zulässige Größe von Arbeitslosigkeit in den USA
und der BRD
Vorwort von E. Altvater zu F. Oelßner "Die
Wirtschaftskrisen", S. 8
a.a.0.
Theorien über den Mehrwert, MEW 26.2., 5.510
Kapital I, S. 373
Theorien..., S. 501
Engels spricht in diesem Zusammenhang von
"Kommunikation'', vgl.: "Die Lage der arbeiten-
den Klasse...", MEW 2, S. 248 ff.
Der Aberwitz dieser Entwicklung ist der, daf
diese Kosten gerade durch die vom Kapital er-
zwungene individualisierte Form des Massenver-
kehrs entstanden sind, seine innere Gesetzlich-
keit hier als seine äußere Fessel erscheint
Lage der arbeitenden Klasse..., MEW 2, 8.
254/255
Auch hier zeigen amerikanische Städte heute be-
reits was uns morgen erwartet
F. Engels, "Dialektik der Natur", S. 190
Wir verzichten auf die Schilderung der verschie-
denen Zerstórungserscheinungen; davon ist die
bürgerliche Presse voll
Das Wort "Umwelt" ist unter kapitalistischen
Verhültnissen untragbar gedebnt. Umwelt beginnt
vor der Haustür. Natur und kapitalistisch organisier- 151
te Gesellschaft als "zweite Natur' scheinen für
den einzelnen zur "feindlichen Umwelt" zusam-
menzufallen
Vgl. die Arbeiten von Pigou und Marshall, Mit-
begründer der Theorie der "extern effects"
Kapital I, S. 387
Siehe hier die im zweiten Teil unserer Ausfüh-
rungen unter 3.1 angerissenen Probleme
vgl. die ausführliche Argumentation E. Altva-
ters in:"Materialien zur Kritik der bürgerlichen
Okonomie"!
So bei allen Berechnungen in der BRD, vgl. "Das
Bundesministerium für Wirtschaft in Zahlen''
H. Afheldt: "Infrastrukturbedarf bis 1980'', S. 121
D. Schróder: "Óffentliche Ausgaben für die Infra-
struktur in der BRD bis 1985'', in: "Theorie und
Praxis der Infrastruktur", S. 4444/45
a.a.0., S. 445
H. Afheldt: a.a.0., S. 123
Dieser "negative Redistributionseffekt" ist an
der Entwicklung des Bundesschatzbriefes und der
sog. Volksaktien nachzuzeichnen
141) "Kapital" I, S. 505
142) Vgl. Baran/Sweezy: "Monopolkapital'', S. 164/65
143)d.h. sie sind durch staatl. Investitionen in ihren
Standortentscheidungen kaum beeinflußbar
144) B. Dietrichs: "Analyse der Wanderungsbewegun-
gen in der BRD", in: "Theorie und Praxis der
Infrastruktur", S. 523
145) W. Hankel: "Finanzierung von staatlichen Infra-
struktur-Investitionsprogrammen in "Grundfragen
der Infrastrukturplanung", S. 435
146)"Das Parlament", 22/1971
147)"Eine DM-Aufwertung würde einen lebensgeführ-
lichen Schildbürgerstreik darstellen, meinte ein
Sprecher des Maschinenbaus. Er halte derartige
Koketterien mit Wührungsmanipulationen in hohem
Grade für verantwortungslos und könne sich nicht
vorstellen, daB sie in Bonn oder bei der Bundes-
bank ernstlich erwogen würden" (Handelsblatt 5.
Mai 1971)
148) E. Ehrenberg: "Strategien langfristiger Infrastruk-
turpolitik", a.a.O., S. 464
149) E. Bóventer: "Wirkungen von öffentlichen und pri-
vaten Inv.", a.a.0., S. 176
150)W. Albert: "Zielgewinnung und Entscheidungsfin-
dung für Infrastrukturprogramme", in: "Theorie
und Praxis der Infrastruktur", S. 239
151)vgl. "Stüdtetag" 6/71, S. 334
152) Besonders interessant ist dies für Konzerne mit
einem hohen Anteil qualifizierter Arbeitskräfte.
Entsprechend machte das Gemeinde-Finanz-Re-
form-Gesetz durch eine Beteiligung der Gemein-
den an der Lohnsteuer diesen "Klassenservice"
ausreichend attraktiv; so schreibt man auch im
Stüdtebaubericht: "Durch die derzeitigen Rahmen-
bedingungen des Wohnungsmarktes wird diese
Erfolgsbedingung jedoch nicht gewährleistet, da
die qualifizierten Arbeiter und Angestellten zu den
Beziehern mittlerer Einkommen mit relativ hohen
Wohnwertansprüchen gehören" (S. 47)
153) Natürlich herrscht unter den Konzernen eine rela-
tive Konkurrenz in dieser Hinsicht, da Standort-
vorteile bei relativ festen variablen Kosten und
relativ feststehenden Preisen zunehmende Bedeu-
tung bekommen
Staatlicherseits nennt man dies gern "den Gegen-
satz zwischen privatem Reichtum und óffentlicher
Armut' (s.a. Galbraith)
155)S. Band, "Industriestandort Ruhr", hrsg. vom
SVR und die Anzeigenserie der Stadt Hannover
sowie die Werbung der Stadt Dortmund unter dem
Motto "Dortmund hat’ s"
156) S. NRW-Programm 1975 der Landesregierung,
S. 87
157) Stadtebaubericht 1970, S. 32
158) "Abgesehen von der Infrastruktur für den Frem-
denverkehr werden alle sonstigen Maßnahmen da-
nach eingeschätzt, wie sie die angestrebte Ent-
wicklung der gewerblichen Schwerpunkte unter-
stützen"
159) Wettmann, "Grundfragen der Infrastrukturplanung"
S. 410
160) "Sachinvestitionen" sind hier zum allergrófiten
Teil synonym mit Bauinvestitionen
161)a.a.O., S. 584
162)a.a.0.
163)''Selbstündig" im strengen Sinne des Wortes waren
die Gemeinden bei ihren Haushaltsentscheidungen
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Forts. Anm. 163):
natürlich nicht. Der Rahmen wurde immer ge-
steckt durch das Diktat der örtlichen Unterneh-
merlobby
F.J. Strauf in Bulletin. . . Nr. 47 vom 10.4.1968,
S. 378 (zitiert nach Huffschmid). Dieser bemerkt
richtig, "man müßte ergänzen: und verweigern
kónnte'
165) in: "Grundfragen der Infrastruktur", S. 74
166) so etwa: besonders starker EinfluB des örtlichen
Mittelstandes
167) Alle Zitate aus Offe, Cl., Politische Herrschaft
und Klassenstrukturen, Verlag Neue Linke,
S. 28-29
168) Marx, KapitalI, S. 646
169) a.a.O., S, 641
170) a.a.O., S. 649, Hervorhebungen hier und im
folgenden vom Verfasser
171) a.a.0., S. 648
172) Dies auf die innere Entwicklung des Modells
bezogen und unabhängig von de facto-Schranken,
wie z. B. Bevôlkerungszuwachs
173) Marx, Kapital I, S. 653
174) a.a.0., S. 657-658
175) a.a.O., S. 658
176) ebd.
177) Marx, Kapital I, S. 661
178) a.a.O., 8. 665
179) a.a.O., S. 672
180) a.a.O., S. 673
181) Zum folgenden vgl. auch: Balibar, E., Sur les
concepts fundamentaux de materialisme historique,
in: Althusser et al., Lire le Capital, Paris 1967
Kapitall, S. 674
Mattick, P., Marxismus u. Monopolkapital, in:
"Monopolkapital, Thesen zu Baran u. Sweezy,
Frankfurt 1969, S. 33
184) Reichelt, H., Zur logischen Struktur des Kapital-
begriffes bei K. Marx, Frankfurt 1970. S. 85
185) Reichelt, ebd.
186) Das Kapital, Bd. 3, S. 839
187) a.a.0., S. 267
188) a.a.O., S. 250
189) Das Kapital, Bd. 1, S. 672
190) Grossmann (Hrsg.), Bürgerinitiativen - Schritte
zur Veränderung? Fischer 1233, S. 159
191) siehe hier auch Abs. II
192) Verlag ’Neue Linke’
193) a.a.0., S. 29






ANMERKUNGEN ZU LEONARDO BENEVOLO:
"DIE SOZIALEN URSPRÜNGE DES MODERNEN
STADTEBAUS"Y
(1)
Drei Jahre nach seinem inzwischen berühmt geworde-
nen Hauptwerk, im deutschen Titel: ' Geschichte der
Architektur des 19. und 20. Jahrhunderts' trat Bene-
volo mit einem kleineren Buch, das nun ebenfalls in
deutscher Sprache vorliegt, an die Óffentlichkeit. Mit
diesem Buch macht Benevolo einen gegenüber seinem
ülteren Buch neuen, explizit politischen Ansatz: Wer-
den in den Mittelteilen des Buches zum einen die Pla-
nungen des utopistischen Sozialismus (Owen, Saint-
Simon, Fourier, Cabet, Godin), zum andern die Bau-
gesetzgebung in England und Frankreich zwischen 1820
und 1848 behandelt, so versucht Benevolo mit den ein-
leitenden und abschließenden Kapiteln den allgemeinen
gesellschaftlichen Hintergrund bzw. die gesellschaft-
lichen Auswirkungen dieser Planungen darzustellen;
insbesondere liegt ihm daran, einen Bezug herzustel-
len zu den ökonomischen und ideologischen Momenten
der gesellschaftlichen Entwicklung. Eine wesentliche
Rolle spielt in diesem Zusammenhang für Benevolo das
Jahr 1848, in dem sich der politische Charakter der
modernen Stadtplanung grundlegend gewandelt hat -
jedenfalls nach Benevolo’s Einschätzung.
Mit diesem Buch möchte Benevolo einen Beitrag leisten
zur Diskussion um die Stadtplanung der Gegenwart.
Zugleich möchte er die Darstellung der stadtplanerischen
Entwicklung in seinem älteren Buch revidieren, deren
Hauptschwäche darin liege, daß die architektonische
und städtebauliche Entwicklung nicht mit der politi-
schen Entwicklung um 1848 in Zusammenhang gesehen
wird.
©)a
Insofern, als die historische Erforschung des Zusam-
menhangs zwischen der Stadtplanung und den ókonomi-
schen und ideologischen Momenten der gesellschaftli-
chen Entwicklung ein wichtiger Beitrag würe zur Klá-
rung der Frage nach der strategischen Relevanz der
Utopie und des Kampfes um Reformen für die Entwick-
lung des Klassenkampfs, also der Frage, wie Utopie
und Reformkampf einzubeziehen sind in die revolutio-
nüre Strategie, und - im Hinblick auf die in der óffent-
lichen Planung Tätigen - welche Rolle der Berufspraxis
von Planern in bürgerlichen Institutionen im Zusammen-
hang mit dem Aufbau einer von den bürgerlichen Insti-
tutionen unabhängigen antikapitalistischen Organisation
beigemessen werden kann, ist das Thema des Buches
geeignet, entsprechende Hoffnungen zu wecken. Aber
gerade hier weist das Buch große Schwächen auf. Auf
sie soll im folgenden hingewiesen werden. Sie betreffen
die Bestimmung der marxistischen Position bezüglich
des Verhültnisses von Utopie und Reform auf der einen
und Revolution auf der anderen Seite und die Bestim-
mung des politischen Charakters der Stadtplanung in den
untersuchten Phasen.
(3)
Die Hauptthese des Buches ist folgende: Seit Beginn der
modernen Stadtplanung (darauf kommen wir noch zu-
rück) bis 1848 "überschneide'' sich die Stadtplanung
weitgehend mit dem "frühen Sozialismus". Seit 1848 sei
die Stadtplanung ihrerseits immer mehr "zur reinen
Technik im Dienst der herrschenden Klasse" geworden
und "ins Fahrwasser der neuen konservativen Ideologie'
geraten. Die Ursache dieses Wandels liege darin, daß
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die Arbeiterbewegung, nachdem sie in den politischen
Kämpfen zu der Einsicht der Notwendigkeit der Re-
volution und des Aufbaus einer revolutionären Organi-
sation gelangt sei, den Kampf um Reformenin ein-
zelnen Bereichen, so auch im Bereich des Städtebaus,
gering geachtet habe.
"Der Akzent liegt jetzt auf dem zentralen politischen
Problem von Besitz und Herrschaft, dessen Lösung
als Voraussetzung für jede Veränderung in der Situa-
tion der Arbeiter gilt. Jede Teilreform, die innerhalb
des kapitalistischen Systems vorgenommen wird, führt
zur Verfestigung dieses Systems und ist deshalb als
unwirksam zu betrachten. "2)
Es käme heute darauf an, die bis auf den heutigen Tag
bestehende Kluft zwischen der Stadtplanung und der
Politik der Linken wieder zu schließen:
"Die Forderungen der modernen Wissenschaft vom
Städtebau lassen sich nämlich nur verwirklichen, wenn
sie wieder den Kontakt zu denjenigen politischen Kräf-
ten finden, die es auf eine entsprechende Veränderung
der gesamten Gesellschaft abgesehen haben. 3)
Was in der ersten der beiden wiedergegebenen Passa-
gen zum Ausdruck kommt, ist der Vorwurf des linken
Radikalismus. Daß dieser die Linke in ihrem Kampf
immer wieder zurückgeworfen hat, und daß er auch
heute noch keineswegs restlos überwunden ist, sei un-
bestritten; ihn aber, wie Benevolo es tut, Marx und
Engels, oder gar dem Marxismus insgesamt anzulasten,
das zeugt von mangelndem Studium der marxistischen
Theorie und Praxis. War es doch gerade Marx (und
später Lenin), der den linken Radikalismus aufs ener-
gischste bekämpft hat. Was Marx’ tatsächliche Ein-
schätzung von Utopien und Reformen bzw. Reform-
kämpfen betrifft, so sei jedem geraten, die Schriften
kann nicht überschätzt werden.!'4)
Und weiter unten fährt Marx fort:
"Um die arbeitenden Massen zu befreien, bedarf das
Kooperativsystem der Entwicklung auf nationaler Stu-
fenleiter und der Fórderung durch nationale Mittel.
Aber die Herren von Grund und Boden und die Herren
vom Kapital werden ihre politischen Privilegien stets
gebrauchen zur Verteidigung und zur Verewigung ihrer
Oókonomischen Monopole. Statt die Emanzipation der
Arbeit zu fórdern, werden sie fortfahren, ihr jedes
mógliche Hindernis in den Weg zu legen...
Politische Macht zu erobern ist daher jetzt die große
Pflicht der Arbeiterklassen 5)
Die Beschränktheit der Utopisten hervorzuheben, näm-
lich, daß sie zwar die Gegensätze zwischen den Klassen
sehen, auf der Seite des Proletariats aber kein sich
entwickelndes Moment der Selbständigkeit erblicken,
daß sie also die Gegensätze nicht in ihrer dialektischen
Entwicklung, nicht als Widersprüche sehen, und daß sie
deshalb glauben, den Kampf individualistisch führen zu
müssen - womit sie scheitern, denn die Ursache des
Elends des Proletariats liegt nicht im Verhalten ein-
zelner Kapitalisten, sondern in der kapitalistischen
Produktionsweise bzw. in der Existenz der diese Pro-
duktionsweise verteidigenden Klasse - diese Beschränkt-
heit hervorzuheben, heißt nicht, der Entwicklung und
partiellen Verwirklichung von Utopien jeglichen Wert
abzusprechen. Sie spielen eine wichtige Rolle, solange
der Klassenkampf auf der Seite des Proletariats wenig
entfaltet ist.
Noch schärfer wendet sich Marx in seiner Schrift: "Der
politische Indifferentismus"?) gegen den linken Radi-
kalismus in seiner anarchistischen Ausprügung, gegen
jene ’ Doktoren der Sozialwissenschaít', die der Ar-
von Marx und Engels, auf die Benevolo sich bezieht,
nämlich das Kommunistische Manifest und Marx’ In-
auguraladresse der Internationalen Arbeiterassoziation,
selbst zu studieren. Marx und Engels gehen darin ex-
plizit auf diese Frage ein. Wir wollen hier nur die
wichtigsten Sätze zitieren:
"Die Zehnstundenbill war daher nicht bloß eine große
praktische Errungenschaft, sie war der Sieg eines
Prinzips. Zum erstenmal erlag die politische Okonomie
der Mittelklasse in hellem Tageslicht vor der politi-
schen Ökonomie der Arbeiterklasse.
Ein noch größerer Sieg der politischen Ökonomie der
Arbeit über die politische Ökonomie des Kapitals stand
bevor.
Wir sprechen von der Kooperativbewegung, namentlich
den Kooperativfabriken, diesem Werk weniger kühnen
"Hände'' (hands). Der Wert dieser großen Experimente
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beiterklasse mit dem Fetisch der Prinzipienreinheit
den Kampf um Konzessionen und damit das Eingehen von
Kompromissen verweigern wollen, und nicht begreifen,
daß die Arbeiterklasse notwendigerweise ihre realen
Kampfmittel der heutigen Gesellschaft entnehmen muß.
Die Einsicht der Notwendigkeit der Revolution und das
revolutionäre Bewußtsein muß sich mit der Entwicklung
von Utopien und dem Reformkampf, also dem Versuch,
(quantitative) Verbesserungen im Rahmen der bestehen-
den Gesellschaftsformation zu erringen, erst entwik-
keln. Dabei ist auch die Revolution nicht als eine ein-
malige, in einem Sprung "alle Staaten und alle Kirchen
nebst allen ihren religiösen, politischen, juristischen,
70
finanziellen, polizeilichen, universitätlichen, ökono-
mischen und sozialen Einrichtungen und Gesetzen!”
vernichtende, sondern als eine permanente zu verste-
hen, als eine, die von einem qualitativen Sprung hin-
sichtlich der gesellschaftlichen Entwicklung zum näch-
sten fortschreitet. 8)
Ist es die revolutionäre Funktion der Utopie, oder um
Mißverständnissen vorzubeugen, die Funktion der
Utopie für den revolutionären Kampf, das Entfremdet-
sein bewußt zu machen und zu zeigen, inwieweit das
Elend bzw. die Entfremdung beim gegenwärtigen Stand
der Produktivkräfte aufgehoben werden kann, sobald
die erstarrten und zu Fesseln der Entwicklung gewor-
denen Produktionsverhältnisse jenen angepaßt werden”)
so ist es die revolutionäre Funktion der Reformkümpfe.
die rationale Einsicht mit der sinnlichen Erfahrung zu
verbinden, um so über die bloße kritisch-utopische
Reflexion hinausgehend ein revolutionäres Klassenbe-
wußtsein zu entwickeln, ! 9)
Als isolierte Ereignisse gesehen hätten die Utopien und
Reformen tatsächlich nur geringen Wert. Die erreich-
ten Konzessionen und das sich entwickelnde Klassen-
bewußtsein sind keine ein für allemal gesicherten Er-
rungenschaften, auf denen man sich ausruhen könnte.
Denn die Bourgeoisie führt den Klassenkampf perma-
nent, und, wenn sie an einer Stelle zurückweichen muß,
an anderer Stelle um so heftiger. Revolutionäre Funk-
tionen gewinnen Utopie und Reformkämpfe nur insoweit,
als sie genutzt werden als Basis für den weiteren
Kampf.
Wenn also Benevolo die prinzipielle Ambiguität von
Utopien und Reformen in bezug auf ihre zukünftige Funk-
tion für den Klassenkampf hervorhebt, wie in dem unten
zitierten Abschnitt - dies ist das einzige, was von Be-
nevolo’s eigener Position zum Verhältnis von Utopie
bzw. Reform und Revolution im Text zu finden ist -,
so steht er damit entgegen seiner eigenen Auffassung
u.E. nicht im Gegensatz zu der marxistischen Position.
"Wie die technischen Vorstellungen der Utopisten von
ihren sozialen Errungenschaften abgelöst und so vom
paternalistischen Reformismus benutzt werden konnten,
um die von der Revolution bedrohte soziale Verfassung
zu konservieren, so konnten auch die Initiativen der kon-
servativen Kräfte, sobald sie in die Wirklichkeit umge-
setzt wurden, sich im Gegensatz zu ihrer ursprüngli-
chen politischen Motivation entwickeln und sich zu
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Waffen verwandeln, um das konservative System zu
stürzen. Die cites ouvrieres des Zweiten franzôsi-
schen Kaiserreiches, die englischen Modelldórfer und
die Kruppschen Siedlungen sind darum die ersten Glieder
einer Kette von Erfahrungen, die schließlich zu Garniers
cité industrielle, zu Berlages Stadtvierteln und zu den
Siedlungen in Frankfurt am Main und Wien führten. An
diesen Punkt angekommen, wird eine neue Konfronta-
tion von Stadtplanung und politischen Programmen fäl-
lig, um die Kluft zu schließen, die sich vor hundert
Jahren zwischen ihnen aufgetan hat. Das ist die Auf-
gabe, die heute vor uns liegt. 11)
Kann auch das allgemeine Verhältnis von Utopie bzw.
Reform und Revolution und die notwendige Abgrenzung
gegenüber dem linken Radikalismus, wie oben skizziert,
sowie gegenüber dem Utopismus bzw. dem Reformismus
und seiner theoretischen Grundlage, dem Revisionis-
must?) kaum als wesentliches theoretisches Problem
angesehen werden! &gt;), so verschiebt sich doch mit der
gesellschaftlichen Entwicklung des Klassenkampfs der
Stellenwert von Utopie und Reform im revolutionären
Kampf und ihr Inhalt. Deshalb ist es erforderlich, sich
das notwendige Fingerspitzengefühl, wie Lenin sich
ausdrückt, zu erwerben, um die nie gleichen kompli-
zierten politischen Fragen schnell und richtig lösen
zu können. Dazu genügt allerdings das Studium der
Geschichte der revolutionären Bewegung nicht; viel-
mehr ist dazu die eigene Erfahrung notwendig. Zu
ersterem aber könnte der Historiker beitragen durch
Analyse der tatsächlichen Funktion bestimmter Utopien
und Reformen in Abhängigkeit von bestimmten Stadien
und Strategien des Klassenkampfs. Aber gerade hier
versagt Benevolo, weil ihm die Grundlage des dialek-
tischen Materialismus fehlt, die es ihm ermöglichte,
die einzelnen Schritte der Entwicklung im Kontext des
Klassenkampfs der betreffenden Epoche zu sehen und
richtig miteinander zu verbinden. Daß Benevolo nicht
in der Lage ist, dies zu leisten, dafür ist die Unklar-
heit in seiner Einschätzung des politischen Charakters
der Stadtplanung, also der Rolle der Stadtplanung im
Widerspruch zwischen den Klassen, ausreichendes
Anzeichen. Nicht, daß die Stadtplanung in sich selbst
als widersprüchlich herausgearbeitet wird; vielmehr
sind die entsprechenden Textstellen mehrdeutig oder
widersprüchlich. An einer Stelle ist bezüglich der
Stadtplanung vor 1848 von einer "Überschneidung" des
Sozialismus mit der Stadtplanung die Rede. An einer
anderen Stelle heißt es:
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"Es erscheint darum sinnvoll, die Anfänge der mo-
dernen Stadtplanung in dem Augenblick zu untersuchen,
in dem diese Tatsachen (das Elend, das jetzt als ein
Übel erkannt wird, das, was die technische Seite be-
trifft, mit den verfügbaren Mitteln beseitigt werden
kann) so spürbar werden, daß sie bei den Betroffenen
nicht nur Unbehagen, sondern auch Protest hervorru-
fen. Dabei muß die historische Darstellung auch die
sozialen Probleme berücksichtigen, um zu beweisen,
daß die moderne Stadtplanung mit Recht als ein Teil
des Versuches betrachtet werden kann, alle Klassen
an den Früchten der industriellen Revolution teilneh-
men zu lassen, und um ein für allemal die Notwendig
keit festzustellen, daB die Politik in die technische
Diskussion einbezogen wird. u14)
Diese Äußerungen lassen sowohl die Interpretation zu,
daß der politische Charakter der modernen Stadtpla-
nung proletarisch sei, als auch die, daß er lediglich
pro-proletarisch, oder schließlich die, daß er konter-
revolutionär (Befriedungsstrategie) sei. Auf der anderen
Seite müßte doch der Aussage, daß die strategische
Wendung der Arbeiterbewegung die Ursache sei für die
vollständige Trennung zwischen Stadtplanungsexperi-
menten und der Politik der Linken in Europa, die Vor-
stellung zugrunde liegen, daß das Proletariat direkten
Einfluß auf die Stadtplanung gehabt hätte. Man gewinnt
den Eindruck, daß Benevolo, wie die Vertreter des
utopistischen Sozialismus, sich eine proletarische Be-
wegung nicht anders vorstellen kann als einen Kampf
von Intellektuellen im Interesse des Proletariats, also
daß er selbst aus der Geschichte des utopistischen So-
zialismus nichts gelernt hat und daß die Redewendung
von der neuen organisatorischen Ebene für ihn inhalt-
lich leer ist; schließlich, daß dies der Grund ist, wes-
halb er Marx und Engels nicht versteht, die ihre Haupt-
aufgabe nicht in einem stellvertretenden Kampf, son-
dern in der Aufklärung, in der Hilfestellung bei der
Selbsterkenntnis des Proletariats gesehen haben. So
macht doch Benevolo Engels im Zusammenhang mit
der Diskussion von dessen Artikelserie ' Zur Wohnungs-
frage’ nachträglich den Vorschlag, anstatt "die bisher
unternommenen städtebaulichen Experimente rundweg
abzulehnen, ja auf ihre Diskussion zu verzichten'
(leider teilt Benevolo uns nicht mit, weshalb
Engels seiner Meinung nach diese Artekelserie
geschrieben hat), "den Illusionen oder der Be-
rechnung des reformfreudigen [!] Bürgertums
ein alternatives urbanistisches Programm ge-
cenüberzustellen''.
ARCH+ 15 (1971-3)
Wie sehr Benevolo eine rationale Analyse und klare
Bestimmung des politischen Charakters der Stadtpla-
nung durch seine eigene Wunschvorstellung verstellt
ist, das geht schon aus dem letzten Abschnitt der oben
zitierten Passage hervor. Das geht auch daraus her-
vor, daß Benevolo die moderne Stadtplanung auf der
einen Seite mit den Utopisten beginnt, deren Planung
man ja wohl nicht zur öffentlichen Planung rechnen
kann, während er auf der anderen Seite die gesamte
liberale Ära ausklammert, also das Zurücknehmen
der öffentlichen Planung bzw. die Übergabe der Pla-
nungsinitiative und der Aufgabe der Bestimmung der
Planungsziele an die privaten Produktionsagenten,
nicht als wesentlichen Aspekt der bürgerlichen Stadt-
planung begreift.
Auch bezüglich des politischen Charakters der Stadt-
planung nach 1848 sind Benevolo’s Aussagen wider-
sprüchlich. Zwar hebt er einmal den politischen Cha-
rakter der Stadtplanung in dieser Phase hervor und
schreibt, daß ihr Ziel politische Stabilität” und ihr
Charakter konterrevolutionär seit 6). im allgemeinen
spricht er aber einfach von der technischen Planung
und von der Kluft zwischen dieser technischen Planung
und der Politik, womit er den politischen Charakter
dieser Planung wieder verschleiert.
Wenn wir Benevolo in seiner Hauptthese nicht folgen,
da es uns nicht einleuchtend erscheint, den Wandel des
politischen Charakters der Stadtplanung um 1848 un-
mittelbar mit der organisatorischen Wendung der Ar-
beiterbewegung, also sozusagen mit einem Rückzug
des Proletariats aus der Stadtplanung, zu begründen,
so wollen wir ihr - aus Benevolo' s eigenem Buch -
ein Zitat von Haussmann gegenüberstellen, das an
Klarheit - Klarheit der ideologischen Verschleierung -
nichts zu wünschen übrig läßt. Es stammt aus seinem
ersten Rundbrief an die Beamten der Präfektur des
Departments Yonne; in ihm wird der Wandel des poli-
tischen Charakters der Stadtplanung unzweideutig als
eine Reaktion der Bourgeoisie auf die zunehmende re-
volutionäre Organisation der Arbeiterklasse darge-
stellt.
"Als vor zwei Jahren in der Verwirrung, die eine aus
den Tiefen hervorbrechende und unerwartete Revolu-
tion hervorgerufen hatte, alle Grundsätze, auf denen
die Gesellschaft beruht, gleichzeitig in Frage gestellt
wurden, hat sich dieses Departement fast einhellig dem
Erben eines Namens zugewandt, der die Erinnerungen
QT
an eine glorreiche Kaiserzeit wiedererweckte, aber
auch die an eine Epoche, in der Frankreich nach dem
revolutionären Sturm im Schatten einer Volksherrschaft
zur Autorität der Gesetze, zum Respekt vor der Obrig-
keit und zur Ehrfurcht vor allem Heiligen zurückkehrte
und sich wie durch ein Wunder Sicherheit, Vertrauen
und allgemeiner Wohlstand wieder verbreiteten. n17)
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Die sozio-ökonomischen Dispositionen der
ästhetischen Präferenz
Leistungsanspruch und ästhetische Entfrem-
dung im privatwirtschaftlichen System
3. Aspekte einer einheitlichen Kunsttheorie
3.1. Aspekte der Kunstsoziologie










Innerhalb der heute in der BRD betriebenen Ästhetik und
Kunstwissenschaft sind drei Hauptströmungen zu unter-
scheiden. Es sind dies eine strukturalistische (Maß-
ästhetik (Birkhoff, Bense, Fuchs, Gunzenhäuser u.a.)),
eine behaviouristische (Moles, H.W. Franke u.a.) und
eine ideologiekritische ("kritische Asthetik'! (Adorno),
mimetische Kunsttheorie (Lukacs, Tomberg, u.a.))
Asthetik. Ihre methodisch-inhaltlichen Grundpositionen
lassen sich ganz kurz folgendermaßen darstellen:
Die Methode der strukturalistischen Ästhetik ist die der
maftheoretischen Zustandsbeschreibung "üsthetischer
Objekte" (Kunstwerke). Da diese Asthetik durch ihre
Methode auf den Strukturvergleich (von Objekten) be-
schränkt ist, ist sie nicht in der Lage, die Funktion des
Ästhetischen jeweils konkret oder auch nur abstrakt-
allgemein zu erfassen. Sie besitzt reine Objektthematik,
indem sie das Ästhetische als dem Objekt inherente
Eigenschaft betrachtet und mündet damit in einen Wert-
objektivismus. Ihre philosophische Herkunft ist offenbar
die platonische Ideenlehre.
Die zweite Strómung, die behaviouristische Asthetik,
besitzt zwar eine Subjekt-Objekt- Thematik, erklärt
aber die Funktion und die Bewertung des Asthetischen
rein psychologisch. Sie kann hóchstens Prüferenzprog-
nosen, nicht jedoch spezifizierende oder erklirende
Aussagen machen, da sie die jeweils konstitutiven
(historisch-materiellen und -ideologischen) Bedingungen
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nicht erfaßt. Konkrete ästhetische Phänomene erschei-
nen in ihr rein zufällig, okkasionalistisch, als Aus-
druck individueller Unbestimmtheiten und Fähigkeiten;
sie mündet damit in einem extremen Wertsubjektivis-
mus. Die philosophische Herkunft der behaviouristi-
schen Asthetik ist die kantische Erkenntnislehre.
Die kritische Asthetik Adornos und die mimetische
Kunsttheorie Lukacs’ besitzen zwar einen historischen
Ansatz in ihrer Subjekt-Objekt-Thematik, berücksich-
tigen hierbei jedoch nahezu ausschließlich die ideolo-
gischen Bedingungen des Kunstgeschehens, wohingegen
sie die grundlegende Bedeutung der materiellen Be-
dingungen leugnen. Lukacs und mit ihm Tomberg und
Goldmann bestreiten selbst die materiellen (etwa
physiologischen etc.) Grundlagen des Ästhetischen,
indem sie es als rein ideologisches Momentauffassen.
Die philosophische Herkunft dieser Asthetiken ist die
Hegel’ sche Phinomenologie.
Die hier vorgestellte Untersuchung hingegen hat das
Ziel, die ästhetische Funktion sowohl abstrakt-allge-
mein als auch konkret-historisch zu erfassen. Hierfür
ist es erforderlich,
1. die subjektiven und strukturellen Grundlagen des
ästhetischen Verhaltens ganz allgemein sowie
2 seine materiellen und ideellen Bedingungen in ihrer
jeweils konkret-historischen Auspráügung zu ana-
lysieren.
Wührend im ersten Schritt - unter Anwendung von
Individual- und Sozialpsychologie als allgemeiner
Systemtheorie des Subjektes, wobei gewisse Ansütze
der strukturalistischen und behaviouristischen Asthe-
tik übernommen werden - das Ästhetische allgemein
als Modalität sinnlicher Subjekt-Objekt-Beziehungen,
d.i. als Modalität der sinnlichen Aktivitäten in Er-
scheinung tritt, erscheint die ästhetische Funktion
unter Berücksichtigung der konkreten, im kapitalisti-
schen Gesellschaftssystem herrschenden materiellen
und ideologischen Bedingungen speziell als bestimmte
Form der Entfremdung dieser Subjekt-Objekt-Bezie-
hungen.
Das der Analyse zugrundeliegende Repräsentations-



















Der Schwerpunkt soll hier jedoch auf die subjektiven
Grundlagen und die materiellen Bedingungen der ästhe-
tischen Funktion gelegt werden.
1. Explikationen
Die elementarste - direkt konstatierbare - (gesell-
schaftliche) Erscheinungsform des "Asthetischen" ist
das ästhetische Urteil, d.h. die evaluative Prädikation
eines Objekts bzw. Ereignisses durch eine Person
mittels eines "ästhetischen Prädikates''. Das ästheti-
sche Urteil besteht also in der durch eine Person voll-
zogenen Zuordnung eines "ästhetischen Prädikates'' zu
einer Stimulussituation. Die Bezeichnung eines Prädi-
kates (z.B. schön, nicht schön) als ästhetisches ist
gesellschaftlich vermittelt, ist Konvention. Die Anwen-
dung ästhetischer Prädikate ist nicht auf eine spezielle
Klasse von Objekten bzw. Ereignissen (etwa "Kunst-
werke'') beschränkt. Sie sind vielmehr prinzipiell auf
jede beliebige Stimulussituation anwendbar.
Das ästhetische Urteil ist also eine reaktive Äußerungs-
form des subjektiven Stimuluserlebnisses. Die ästhe-
tische Prädikation ist damit ein Bewußtseinsprozeß und
besteht aus drei einander überlappenden Phasen:
1. der passiven oder aktiven Aufnahme (Rezeption),
2. der Verarbeitung und
3. der Bewertung
einer vorgefundenen, -vermittelten oder selbst herge-
stellten Stimulussituation.
Um das "Asthetische"' einer wissenschaftlichen Analy-
se zu unterziehen, ist es erforderlich, am Gebrauch
üsthetischer Prüdikate, d.h. an der üsthetischen Prü-
dikation anzusetzen. Wie bei jedem evaluativen Prozeß
stellt sich auch hier unmittelbar die Frage nach den
der ästhetischen Bewertung zugrundeliegenden Disposi-
tionen und Kriterien: Hat die ästhetische Bewertung
rein kognitiv-normative, etwa ideologisch vermittelte
Grundlagen oder hat sie physiologische, etwa in Form
"ästhetischer Bedürfnisse'"'? So scheinen z.B. bei
kurzfristiger Verarbeitung einer Stimulussituation
(etwa bei der Besichtigung eines Hauses oder beim
gelegentlichen Ausmalen einer Wohnung) primär kog-
nitiv-normative Kriterien, bei langfristiger Verarbei-
tung (etwa beim Bewohnen eines Hauses, beim berufs-
mäßigen‘ Ausmalen von Wohnungen) dagegen primär
physiologische Dispositionen im ästhetischen Urteil
wirksam zu werden. Ferner dürften auch die Form
und die äußeren Bedingungen der Aufnahme und Ver-
arbeitung Einfluß auf die Bewertung haben. Zentraler
HE d
Aspekt der vorliegenden Untersuchung soll daher ge-
rade die Analyse der der ästhetischen Bewertung zu-
grundeliegenden individuellen Dispositionen und deren
psychischer und sozio-ökonomischer Bedingtheit sein.
Ein sehr spezieller Bereich des Ästhetischen ist die
Kunst. Ihre Besonderheit besteht darin, daß die in
ihrem Rahmenin einen ästhetischen Bewertungsprozeß
eingehenden Stimulussituationen
a) produktiv hergestellt,
b) institutionell vermittelt und
c) (nahezu) ausschließlich passiv aufgenommen werden.
Allgemein ist der artistische Wirkungszusammenhang
darstellbar als differenziertes gesellschaftliches In-
teraktions- bzw. Kommunikationsverhältnis zwischen
Produzenten (Künstlern) und Konsumenten, das viel-
fach über vermittelnde Instanzen (Institutionen, Inter-
preten, Kritik, Kunsterziehung ...) läuft. Das Medium
der Kommunikation ist hierbei das "Kunstobjekt" (Arte-
fakt der ästhetisch und áuferüsthetisch, etwa gnoseo-










Der artistische Prozeß kann demgemäß nach den Stufen
des obigen Schemas gegliedert werden:
1. Produktionsphase (Intention, Realisation)
2. Transitionsphase (Verteilung, Vermittlung und In-
terpretation von Kunstwerken)
3. Konsumtionsphase: a) Perzeption
b) Apperzeption
c) Bewertung
4, Kritik (feed-back der Bewertung und der ihr zu-
grundeliegenden Kriterien)
Die Analyse sowohl des üsthetischen Prozesses im all-
gemeinen als auch des artistischen Kommunikations-
prozesses im speziellen muf sich auf zwei Ebenen be-
wegen:
I. der informationstheoretischen (insbesondere infor-
mationspsychologischen) und
Ii. der ihr übergeordneten sozio-okonomischen,
Während im I. Schritt die informationstheoretischen
und psychologischen Bedingungen der einzelnen Kommu-
nikationsphasen und die konstitutiven Momente (Fakto-
ren) der ästhetischen Motivation interessieren, sind es
im II, die sozio-6konomischen und sozio-kulturellen
Bedingungen und die Funktion des Asthetischen bzw.
der Kunst in gesamtgeselischaftlichem Kontext.
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In praxeologischer Konsequenz ließen sich - auf I und
II aufbauend - in einem III. Schritt Kriterien einer
"Kunstpolitik' entwickeln.
In dieser Arbeit soll jedoch - bezogen auf die Gliede-
rung des Prozesses der allgemein-ästhetischen Prädi-
kation - die ästhetische Funktion nur im Bereich der
Konsumtion (einschließlich ihrer dort bestehenden so-
zio-ökonomischen Bedingungen) analysiert werden, Die
weiteren, speziell den artistischen Prozeß konstituieren-
den Phasen werden hier nur im Rahmen der Konsum-
tionsthematik und soweit für sie unentbehrlich (wie
z.B. die Rolle der künstlerischen Produktivkräfte im
Zusammenhang mit der Entwicklung und Entfaltung der
ästhetischen Funktion) behandelt. Für diesen Zweck
erscheint es sinnvoll, zumindest eine kurze formal-
abstrakte Charakterisierung dieser Phasen zu geben:
ad 1, die Produktion
Die Produktion von Kunstwerken ist ein Zeichenprozeß:
Ein Interpretant (Künstler) I sucht nach einem Mittel
M, um einer "Objektidee" € Ausdruck zu geben. Die
Auswahl des Mittels M, aber auch bereits die des zu
übermittelnden Inhaltes 8 ist ein WertprozeB und ge-
schieht aufgrund der ästhetischen bzw. sozialen Norm
des Künstlers. Man kann daher formulieren: Jedes von
einem Künstler hergestellte Kunstwerk ist Artefakt,
daher auch Indikator des künstlerischen Bewußtseins
(Norm) des Produzenten. Die Zuordnung Ky: 90 &gt;M
heiße Codierung bzw. Realisation einer (normadäqua-
ten) artistischen Intention durch ein Mittel. Dieses
Schema ist systemtheoretisch als stochastischer Prozef
absetzbar (simulierbar).
Die materiellen Bedingungen der Produktion sind in den
konkreten gesellschaftlichen Produktionsverhältnissen
d.h. der Organisationsform der Produktivkräfte, ins-
besondere der Produktionsmittel, und dem Entwicklungs-
stand der Produktionstechnik zu sehen.
1.1, das Produkt
Jedes Kunstwerk ist nun aufzufassen als komplexes
Zeichen dreierlei Bezüge:
a) syntaktischer Bezug:
seine Komponenten bestehen primär aus den Reper-
toires an Bild- bzw. sonstigen Objektelementen und
jenen ihrer Anordnungsmöglichkeiten (Kompositions-
regeln). Die syntaktische Struktur repräsentiert den
formalen ästhetischen Gehalt des Kunstwerkes
b) semantischer Bezug:
er repräsentiert den durch Codierungsvorstellungen
herstellbaren Bedeutungsraum des Kunstwerkes;
d.i. den inhaltlichen ästhetischen Gehalt des Kunst-
werkes
c) pragmatischer Bezug:
er umfaßt den evaluativen und behaviouristischen
Bezug des Interpretanten zum Kunstwerk,
Als Produkt menschlicher Arbeit, Träger ästhetischen
Wertes und Objekt ökonomischer Transaktion (Austausch)
kommt dem Kunstwerk Warencharakter zu.
ad 2, die Transition
Unter dem Transitionsprozeß sind alle jene Phasen zu
verstehen, die ein Kunstwerk durchläuft, nachdem seine
Produktion abgeschlossen ist und bevor seine Konsum-
tion beginnt: Übertragung, Übersetzung, Reproduktion
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und Deutung durch Mittlerinstanzen.
Informationstheoretisch handelt es sich hierbei um den
Transport der ästhetischen Nachricht über raum-zeit-
liche Distanzen, Die zwischen Sender und Empfänger
vermittelnde Instanz ist ein "Übertragungskanal" bzw.
"Speicher" (z.B. die distributiven Institutionen). In
ihm werden alle - die Nachricht verzerrenden - Stór-
quellen wirksam: Es gilt der Satz von der abnehmenden
Information.
Die Transition des Kunstwerkes findet per definitionem
stets in institutionellem Rahmen und vorwiegend in
Form ókonomischen Austausches statt, In marktwirt-
Schaftlichen Gesellschaften ist dieser Austausch dem
Sogenannten Angebot-Nachírage-Gesetz unterworfen.
ad 4, die Kunstkritik
Allgemein betrachtet, fungiert die Kunstkritik als Reg-
ler zwischen Konsumenten und Produzenten. Sie ist so-
wohl Träger des feed-back von den Konsumenten zu
den Produzenten als auch originäre Quelle diverser
Führungsgrößen von Produktion wie Konsumtion (nor-
mative Steuerung der Geschmacksbildung).
In marktwirtschaftlichen Systemen wird Kunstkritik
allgemein professionell betrieben. Sie wird von einer
kleinbürgerlichen Elite getragen und von den Massen-
medien kontrolliert, Durch ihre starke Verflechtung
mit dem Kunstgewerbe wird sie auch zum Regulativ der
Angebot-Nachfrage-Relation. Im Zusammenhang mit
von verschiedenen Subkulturen getragenen Demokrati-
Sierungstendenzen sollte die Kunstkritik dem Kunst-
publikum überantwortet werden.
In den sozialistischen Systemen besteht die Kunstkritik
in der freiwilligen Selbstkontrolle organisierter Pro-
duzentenkollektive. In enger Beziehung (Interdependenz)
steht sie hier zur wissenschaftlichen Ästhetik und
Kunsttheorie. insbesondere aber auch zur Partei.
2. Die Konsumtion
Die Konsumtion besteht aus Perzeption und Apperzep-
tion, d.h. der Wahrnehmung und Decodierung der
Nachrichtenelemente über dem Repertoire des Konsu-
menten und der subjektiven Organisation der Elemente
durch den Empfänger. Simultan zur Apperzeption einer
artistischen Nachricht erfolgt deren ästhetische Bewer-
tung.
2.1. Die Perzeption
Die Perzeption besteht in der sensorischen Codierung
der Parameter des angebotenen Stimuluskomplexes
(Kunstwerk). Hierbei werden sämtliche Eigenschaften
der Perzeptionsmechanismen wirksam.
Die Qualitäten des Perzeptionsereignisses (der Empfin-
dung) sind eindeutig bestimmt durch die Modalität des
Sensoriums; jeder Reiz des Auges, oh optischer, elek-
trischer, mechanischer oder sonstiger Natur, löst -
wenn überhaupt codiert - immer nur eine Lichtempfin-
dung aus. Von den empfindungsqualitativen Merkmalen
(Farbqualitäten) sind die empfindungsquantitativen zu
unterscheiden. Diese sind dadurch ausgezeichnet, daß
ihre Ausprägungen (z.B. Tonhöhen, Lautstärken, Licht-
stärken) nach kleiner - gleich - Relationen durch den
Interpretanten geordnet werden können. Oder umgekehrt:
QF
alle linear ordenbaren Empfindungseigenschaften sind
quantifizierbar. Alle quantitativen Empfindungspara-
meter sind nach oben und unten beschränkt (obere und
untere Reizschwellen) und aufgrund des endlichen Auf-
lösungsvermögens der Sensorien diskret gerastert (es
sind nur endlich viele Stufen unterscheidbar):
untere Schwelle obere Schwelle
Eine Teilklasse der quantitativen Parameter bilden die
Empfindungsstärken (Lautstärke, Lichtstärke...). Ihre
Abhängigkeit von den Reizstärken wurde von Fechner
analysiert. Fechner fand, daß der Zuwachs der Empfin-
dungsstärke Aa) proportional dem Reizzuwachs AR:
Al^ AR
und b) umgekehrt proportional dem Reizniveau R ist




daraus ergibt sich die Proportion ^1 OR. bzw.
Al-a = Nach Integration er-
gibt sich die logarithmische Abhängigkeit der Empfin-
dungsintensität I von der Reizstärke R:
I =a- m
R,
Die Größe Ro bleibt hier noch uninterpretierte Kon-
stante. Erst Helson) konnte eine Interpretation für Ro
geben: Er konnte sogar zeigen, daß Ro nicht konstant
ist, sondern sich mehr oder minder langfristigen Reiz-
situationen anpaßt, d.h. je größer der mittlere Lärm
in der Umgebung eines Perzipienten, um so größer auch
dessen Ro. Helson interpretiert somit Ro als Adapta-
tionsniveau der Reizstärke R, das sich den dominanten
(vorherrschenden) Reizgegebenheiten anpaBt, Damit ist
Ro aber eine Charakteristik des Standardreizes (Normal-
reiz). Wegen I - 1n Do - 1n R - 1n Ro besagt das Fech-
ner-Gesetz nun, daß jeder Reiz R danach beurteilt
wird, wie stark er sich vom jeweiligen Standardreiz
Ro unterscheidet. Ist R = Ro, so ist I = 0, d.h. das
Perzeptionsereignis (die Empfindung) psychisch neutral.
Ro pendelt nun annähernd um die Mitte des Reizbe-
reichs: U N O
u. Schwelle Ra o. Sehwelle
Die Randbereiche U und 0 sind Extremalbereiche (Infra-
und Ultrabereich) der Reizsituationen, der Mittelbe-
reich N ist der sensorische Normalbereich. Er re-
präsentiert den optimalen Funktionsbereich der Sen-
sorien: beste Leistung bei minimalem Aufwand,
2.2. Die Apperzeption
Aufgrund der beschränkten Kapazität des Bewußtseins
wird die codierte Nachrichtenmenge diversen Redun-
danzprozessen unterworfen. So wird z.B. durch moti-
vational gesteuerte Selektion die angebotene Informa-
tion auf eine Größenordnung von etwa 10 - 20 bit/sec
reduziert. Ein spezieller Redundanzprozeß ist die
Superisation, die eine Optimalcodierung der perzep-
lk
tierten Nachrichtenmenge durch kontextuelle Organisa-
tion darstellt, Diese kontextuelle Organisation basiert
auf diversen im Objekt realisierten Nachbarschaftsbe-
ziehungen (distalen Elementrelationen). Der ihr zu-
grundeliegende Mechanismus ist die Autokorrelation.
Parallel hierzu laufen Vorgünge der jnformationellen
Approximation (Akkommodation) ab, die zu einer An-
passung der subjektiv geschätzten an die objektive
Symbol-/Reizwahrscheinlichkeit führt. Es handelt sich
hierbei um einen informationellen Lernprozeß von der
Art der perzeptuellen Adaptation: Ereignisse mit kon-
stanten Wahrscheinlichkeiten werden aufgrund der in-
formationellen Approximation prognostizierbar, be-
sitzen somit geringen subjektiven Informationsgehalt.
Sie sind kognitiv redundant. Ereignisse mit subjektiv
unangepaBten Wahrscheinlichkeiten dagegen werden als
informativ erlebt. Allgemein lassen sich Ereignisse
in die Polaritit
Redundanz €———&gt; Information
einordnen. Eine obere Schranke stellt die maximale
kognitive Kapazität dar.
Die optimale Auslastung der apperzeptiven und kogni-
tiven Funktionen ist daher bei einem mittleren Auftei-
lungsquotienten: Information pro Redundanz und einem
bestimmten Volumpegel: Information plus Redundanz,
der sicher kleiner ist als die Kapazität dieser Funk-
tionen, zu erwarten.
Wesentliches Moment der Apperzeption ist die seman-
tische Codierung. Sie basiert auf einem Repertoire von
mit basalen Bedeutungen assoziierten Reizklassen.
Dieses Repertoire ist Resultat von Lernprozessen,
welche auf der Grundlage der Korrelation ablaufen:
Ahnlichkeit und Übereinstimmung von Reizen und Reiz-
komplexen hinsichtlich ihrer Merkmale bzw. kon-
textuellen Funktionen führt zu einer Strukturierung des
Empfindungsraumes. Es werden interpretative Aqui-
valenzklassen ausgebildet. Die semantische Bedeutung
einer Nachricht entsteht somit durch ihre Interpreta-
tion als Signifikant einer bestimmten Klasse komplexer
Reizsituationen. Die einzelnen Bedeutungsklassen sind
ferner an emotionale und motivationale Muster assozi-
iert.
Jeder Informationsverarbeitungsprozeß erfordert einen
je nach anfallendem Material und je nach der für ihn
zur Verfügung stehenden Zeit mehr oder minder hohen
energetischen Aufwand,
Nachdem alle Fähigkeiten des Wahrnehmungsapparates
und des Gehirns nach oben wie nach unten beschränkt
sind (kapazitative Schranken, Grenzen des Auflösungs-
vermögens, Vergessenskurve...), bedeutet extremer
perzeptiver bzw. kognitiver Aufwand eine beträchtliche
Überforderung dieser Mechanismen. Derartige Über-
forderung führt zu Stress und kann nach gewisser Zeit
die gesamtpsychischen Dispositionen erheblich beein-
trächtigen.
2.3 Die Bewertung
Die Bewertung eines Objekts bzw. Ereignisses ist
stets beschreibbar durch ein Maß für die Erfüllung
psychologischer und sozio-ökonomischer Dispositionen
eines Individuums bzw. einer Gruppe. Diese Disposi-
tionen begründen die Kriterien der Bewertung. Die
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Kriterien ihrerseits geben an, welche Merkmalsausprä-
gungen die konstitutiven Dispositionen maximal erfül-
len; sie reprüsentieren somit den Zustand einer Klasse
von Zielobjekten.
Die Kriterien, die ein Individuum heranzieht, um eine
Sache subjektiv zu bewerten, sind identisch mit den
artikulierten bzw. nichtartikulierten Komponenten seiner
Norm.
Die Kriterien objektiver Bewertung sind stets artiku-
lierte Positionen normativer bzw. intersubjektiver Na-
tur. Allgemein basiert die Bewertung stets auf dem
Vergleich der kriteriellen mit den Realpositionen (Po-
sitionen des Objektes /Ereignisses).
Im Falle der ästhetischen Bewertung kann man formu-
lieren: Ein Konsument bewertet ein Kunstwerk als In-
dikator der Norm seines Produzenten um so niedriger,
je größer die Normdistanz zwischen den beiden Kommu-
nikanten (vom Konsumenten zum Produzenten) ist. Die
subjektiven Kriterien sind ferner identisch mit den
Motiven bzw. den Bedürfnissen der Bezugsperson bzw.
-gruppe.
Um die ästhetischen Bedürfnisse lokalisieren zu können
und Aufschluß über deren Herkunft und Entwicklung zu
erhalten, ist es erforderlich,
a) mittels von Präferenzanalysen die Kriterien der
Bewertung festzustellen und
b) deren Korrelation mit den Persönlichkeitsmerkmalen
und den sozio-kulturellen und sozio-ökonomischen
Dispositionen des betreffenden Individuums zu prü-
fen.
Es erweist sich hierbei, daß sich die ästhetischen Be-
dürfnisse im rein psychologischen Kontext ausschließ-
lich aus Bedürfnissen der psychischen Funktionen, also
jenen des Wahrnehmens. Denkens und der Motorik re-
krutieren.
So wie sich die Kriterien der ästhetischen Bewertung
- außerhalb des semantischen Bereichs zumindest - als
Optimalitätsbedingungen der apperzeptiven und kogni-
tiven, aber auch der motorischen Funktionen deuten
lassen, sind die ästhetischen Bedürfnisse aus der Ab-
weichung der Parameter der vorherrschenden Reizsi-
tuation von den Optimalitätsbedingungen zu erklären:
Sie resultieren aus der funktionalen Unter-, Fehl- bzw.
Überbelastung der sensorischen, cerebralen und mo-
torischen Funktionsorgane.
Während die Unterbelastung nichts anderes als einen
Mangel an Informationsangebot, als einen Zustand der
relativen Deprivation (Reizvakuum) mit dem Resultat
psychischer Orientierungslosigkeit darstellt, besteht die
Überbelastung in einem durch die beschränkte funktio-
nale Kapazität nicht bewältigbaren Überangebot an In-
formation. Fehlbelastung besteht demgegenüber in einer
partiellen Über- und zum andern Teil Unterbelastung,
also einer extrem ungleichen Auslastung der Funktionen.
Wegen des instrumentellen Charakters der psychischen
Funktionen, die vitalen und sozialen Erfordernisse zu
bewältigen, sind Unter- und Überbelastung als Resul-
tate bestimmter psychischer und sozio-ókonomischer
Bedingungen anzusehen.
Emotionale Erregung ist stets nur Begleiterscheinung der
ästhetischen Satisfaktion, d.h. der Erfüllung apperzep-
tiver und kognitiver Bedingungen,
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Wir wollen dieses Modell am Beispiel der Merkmals-
dimension "strukturelle Komplexität'' erläutern.
Wie jeder Empfindungsparameter ist auch der der
strukturellen Komplexität beidseitig beschränkt: Nach
unten durch den Nullpunkt (Reizvakuum, Auflösungs-
vermögen), nach oben durch die Kapazitätsschwelle.
Während ein Reizangebot mit Merkmalen, die stark an
die oberen Schwellen heranreichen, zu Überforderung
und Stress führt, hat das Reizvakuum psychische Orien-
tierungslosigkeit und Reizappetenz zur Folge. Beide
Randbereiche sind somit Extremalbereiche, deren
Beanspruchung von Unlust begleitet wird. Ein Mittel-
feld beschreibt den Normalbereich der Funktionslei-






Die Optimalitätsbedingungen sind also erfüllt, wenn
Gleichgewicht zwischen funktionaler Aktivitätsappetenz
und kapazitivem Leistungsvermögen besteht, d.h. das
Reiz- bzw. Nachrichtenangebot in all seinen Kompo-
nenten
a) dem Aktivitätsbedürfnis gerecht wird und
b) die Kapazität der Funktionsorgane nicht überlastet.
Der Präferenzrang über dem Spektrum eines informa-
tionellen oder eines Empfindungsparameters wird sich








u. Schwelle Normalbereich o. Schwelle
(Deprivation) (Stress)
Ein Reizangebot bzw. allgemein eine Stimulussituation
wird somit danach beurteilt, wie stark sie sich vom
Optimalreiz unterscheidet. Wählt man eine parametri-
sche Charakterisierung der ästhetischen Objekte, so
sind diese in einem vektoriellen Zustandsraum 9f dar-
stellbar. Nachdem die funktionalen Optimalitütsbe-
dingungen - ausgedrückt in parametrischen Zielwerten -
die einzigen (wesentlichen) intervenierenden Grófen
des Práüferenzverhaltens darstellen, ist der Prüferenz-
rang durch ein numerisches Funktional auf dem Objekt-
raum @ insbesondere eine Exponentialfunktion des
Typs ^ é- f? A
exp [- (agr, 5)? ] 0 1905 F7, fi cg
repräsentierbar, worin d eine Metrik auf %, H le
(vektorielle) Variable für den Objektzustand und H, den
Qr
Zustand des den funktionalen Optimalitätsbedingungen
des Interpretanten K entsprechenden Zielobjekts be-
deuten.
Ist H ein Skalar - etwa ein InformationsmaB -, so kón-
nen wir den ordinalen Präferenzrang durch die Normal-
verteilung e 72 (H-Hg)2 annähern, indem als Metrik
die euklidische , d.i. hier insbesondere der Differenz-
betrag gesetzt wird. Die tatsächlichen Präferenzkurven
sind alle von dem vermuteten Typ. Sie unterscheiden
Sich - je nach Person - nur in der Lage des Maximums,
d.h. des Bedürfnis- bzw. Prüferenzniveaus, Auch im
Falle des Merkmals "strukturelle Komplexitüt" erweist
sich das Prüferenzniveau als einziger individuenspezi-
fischer Parameter der Verteilung.
Eine Korrelationsanalyse mit Persünlichkeitsmerkmalen
erweist einen Zusammenhang zwischen strukturellem
Prüferenzniveau und dem Persónlichkeitsmerkmal
Rigidität - Flexibilität:
Je rigider eine Person, um so stärker die Ablehnung
hochkomplex strukturierter Muster etc. Analog konnte
Rittelmeyer einen Zusammenhang zwischen der Ab-
lehnung subjektiv als innovativ empfundener Situationen
und den Persönlichkeitsmerkmalen Intoleranz und Dog-
matismus nachweisen. 2)
2.31 Die sozio-ökonomischen Dispositionen der ästhe-
tischen Präferenz
Psychologisch konnten wir die ästhetischen Bedürfnisse
in den psychischen Funktionen lokalisieren, Ästhetische
Präferenzen sind also Ausdrucksformen des Zustandes
der psychischen Funktionen. Dieser Zustand (d.h. die
ästhetischen Bedürfnisse) ist das Ergebnis der psychi-
schen Irradiation langfristiger Einflüsse der Umwelt,
d.h. der konkreten gesellschaftlichen Verhältnisse auf
die psychischen Funktionen. Unter der Einbeziehung
der biogenen Determinanten der funktionalen Bedürf-
nisse läßt sich die ästhetische Präferenz in folgendes
Wirkungsschema einbetten:
verwandt werden (alle Zahlen stellen nationale Durch-
schnitte für werktätige Männer in BRD- Städten dar),
so zeigt sich, daß ca. 55-60 % des Zeitbudgets auf
produktive oder mit diesen direkt verbundene Tätig-
keiten fallen. Die Umwelt des Werktätigen ist somit
dominant durch die Totalität der herrschenden Pro-
duktionsverhältnisse bestimmt.
Nachdem sich die ökonomischen Bedingungen der Pro-
duktion als konstitutiver Ausdruck der konkreten ge-
sellschaftlichen Verhältnisse direkt auf Ausbildung,
Haushalt etc. abbilden, lassen sich die sozio-Okonomi-
schen Dispositionen allgemein aus einer Analyse der
konkreten Produktionsverhiültnisse beziehen. Die in-
dividuellen Ausprügungen dieser Dispositionen ergeben
Sich aus der Stellung des einzelnen innerhalb dieser
Produktionsverhältnisse.
Im nächsten Abschnitt soll der Einfluß einer speziellen
sozio-ökonomischen Disposition der kapitalistischen
Produktionsverhältnisse, nämlich der Leistungsan-
spruch (in seinen beiden Modalitäten: dem fremdbestimm-
ten (Leistungsdruck) und dem eigenaktiven (Leistungs-
motivation im engeren, nicht-kognitiven Sinn)), auf
die ästhetischen Präferenzen (des nicht ästhetisch
Produzierenden) untersucht werden.
Zuvor soll obiges Wirkungsschema dahingehend spezi-
fiziert werden, als für die Stimulussituation im allge-
meinen nun ein ästhetisches Artefakt (Kunstwerk) im
speziellen. gesetzt werden soll. Das ästhetische Arte-
fakt, als das von einem Produzenten (Künstler) mit
der Intention, die ästhetischen Bedürfnisse, d.h. die
funktionalen Appetenzen der psychischen Funktionen
von Konsumenten (Publikum) zu befriedigen, produ-
ziertes Objekt bzw. Ereignis ist Ausdruck der (ästhe-
tischen) Norm seines Herstellers, d.h. im wesentli-
chen der sozio-ökonomischen Dispositionen bzw. zu-
mindest mittelbar speziell der Produktionsverhältnisse
dieses Produzenten, Die biogenen Determinanten - als
universelle Konstante betrachtet - weglassend erhalten
wir folgendes Schema:
gesellsch. Prod.-Verh.
Umwelt | | biolog. Det.
[stimulus situation] | psych. Zustand (ästhet. Bed.)
| üsthet. Pràferenz |
Betrachtet man die zeitliche Aufteilung der Aktivitäten
der psychischen Funktionen auf einzelne gesellschaft-
liche Bereiche, so zeigt sich, daß der wesentliche An-
teil im Zeitbudget (mittlere Wachzeit in BRD-Stádten:
16,4 Std.) dieser Aktivitäten sich bei Werktätigen über
die ökonomische Produktion (Arbeit) erstreckt (6,6 Std.).
Ihr relativer Anteil beträgt also etwas über 40 %. Be-
denkt man, daß 2,3 Std. für Hausarbeiten, Fahrzeiten
und sonstige mit der Arbeit direkt verknüpfte Tätigkeiten






lasthet . Artefakt | psych. Zustand |
| ästhet. Präferenz |
Die ästhetische Präferenz erscheint somit auch in der
Kunst durch die Totalitit der gesellschaftlichen Pro-
duktionsverhültnisse bestimmt. Dies kann in einer
anderen Darstellung, in der die Prüferenz als Prädi-





ästhet. Konsum gesellschaft. Arbeit
| psych. Zust. |
|
| üsthet. Prüf. |
Im kapitalistischen System ist nun die Lohnabhängigkeit
des Werktätigen die charakteristische Größe der sozio-
ökonomischen Verhältnisse insbesondere der Wirt-
schaftsform und der Klassenstruktur. Der Gegensatz
zwischen den vitalen Notwendigkeiten (Bedürfnissen)
und den realen Produktionsverháültnissen (Lohnabhüngig-
keit, Leistungsanspruch) ist die Grundlage für die Ent-
fremdung der Persónlichkeit des Werktätigen. Ihre
Ausdrucksform auf der Ebene der psychischen Funk-
tionen sind - neben dem Verkümmern ihrer Fühigkeiten
(z.B. der Kreativität, dem selbständigen Denken...) -
Stress und Frustration.
Der grundlegende Zusammenhang zwischen Kunst als
ästhetischer und Politik bzw. Ökonomie als vitaler
Kategorie beruht somit auf der Wechselwirkung zwi- 4)
schen Leistungsanspruch und ästhetischer Ophelimität
In einer Gesellschaft, in der Ausbeutung, Repression
und Leistungsanspruch vorherrschende Momente nicht
nur der wirtschaftlichen Produktion sind, ist Stress
als Form der Entfremdung der ästhetischen Bedürf-
nisse die Regel. Die Erfüllung der Optimalitätsbe-
dingungen der psychischen Funktionen ist unter diesen
Bedingungen nur durch die Aufhebung oder die Kompen-
sation der Stressoren erzielbar. Ihre Aufhebung hätte
die Konvergenz der Arbeit als entfremdete Produktion
in ästhetisches und produktives Handeln zur Folge.
Statt diese Konsequenz zu wählen, wählt die Kunst die
zweite - die Kompensation - und wird somit zum sta-
bilisierenden Faktor der kapitalistischen Leistungsge-
sellschaft, indem sie der Kanalisation einer diskrimi-
nierten ästhetischen Dimension dient.
Die Realität der Kunst als Freiraum spiegelt somit
drastisch die Divergenz zwischen den bestehenden
Produktionsverhältnissen und den ästhetischen Bedürf-
nissen, verstanden als Optimalitätsbedingungen der
psychischen Funktionen wider,
Um etwaigen Mißverständnissen vorzubeugen, will ich
nochmals betonen, daß unter vitalen Motiven Motive
zu verstehen sind, die sich auf die Satisfaktion organi-
scher Bedürfnisse bzw. Bedingungen beziehen, während
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sich die ästhetischen auf die Satisfaktion funktionaler
Bedürfnisse sowohl des Individuums als auch der ge-
samten Gesellschaft beziehen.
2.311. Leistungsanspruch und ästhetische Entfremdung
im privatwirtschaftlichen System
Wie alle Motive, sind auch die ästhetischen Adapta-
tionsprozessen unterworfen und dementsprechend mani-
pulierbar (pädagogischer Aspekt, Kunst und Kunster-
ziehung).
Ein spezifischer Mechanismus der Motivation, d.h.
des Motivlernens, ist das Prinzip des Reinforcements,
Es besagt, daß Situationen, Ereignisse und Tätigkeiten,
die aufgrund subjektiver Erfahrung Lustgewinn zur
Folge haben, mit positiven Gefühlswerten, solche, die
Unlust zur Folge haben, mit negativen Gefühlswerten
belegt werden. Für Tätigkeiten bzw. Verhaltensweisen
besagt dies insbesondere, daß sie je nach Lustwerten,
die sie zur Folge haben, bestärkt und zu Attitüden
etabliert bzw. unterdrückt, vermieden, eliminiert
werden.
Allgemein lautet das Prinzip des Reinforcements fol-
gendermaßen: Besteht über einer Menge von Ereignis-
sen eine Präferenzrangordnung, so wird diese auf
andere Ereignisse bzw. Aktionen übertragen, sofern
diese aufgrund subjektiver Erfahrungen als kausale
Bedingungen der ersteren erscheinen. Wird ein Ereig-
nis als Satisfaktionsereignis empfunden und eine Hand-
lungsweise aufgefunden, die dieses Ereignis herstellen
kann, so wird diese Handlung als Satisfaktionsstrategie
interpretiert, d.h. als Verhaltensweise bzw. Attitüde
etabliert. Motivlernen ist also eine Anpassung von
Verhaltensweisen an die Umwelt unter der Bedingung
subjektiver Bedürfnisse und Erfahrungen,
Durch gezielten Eingriff in die Umwelt, d.h. die
manipulative Herstellung von Kausalbeziehungen zwi-
schen Tätigkeiten und deren Ergebnissen, ist diese
motivationale Adaptation steuerbar.
Als konventionelles Regulativ für die Steuerung der
Verhaltensselektion sind die Sanktionen zu nennen.
Tritt in finaler Folge auf eine Verhaltensweise stets
eine negative Sanktion (Strafe) interpretiert als kausale
Konsequenz des Verhaltens (d.h. als Miferfolg) auf,
So wird das Verhalten unterdrückt. Analog bewirken
positive Sanktionen, erlebt als Satisfaktionsereignis,
die Verfestigung des Verhaltens zu Attitüden,
Nachdem jedes Verhalten auf eine spezifische Klasse
von Ergebnissen gerichtet ist, wird jede Attitüde auf
eine spezifische Wertskala bezogen. Diese Wertskala
wird simultan zur Adaptation der Attitüden durch kog-
nitives Lernen etabliert. Im Falle der Lernsteuerungen
(Erziehung) wird sie in Form von Ideologie vermittelt.
Während die Attitüden zu festen Bestandteilen der
Persönlichkeitsstruktur werden, sind deren kognitive
Inhalte, d.i. das Wertsystem, substituierbar. Werden
die Werte nämlich rational hinterfragt, d.h. kritisch
analysiert, so werden bei der Feststellung von Inkon-
sistenten im Wertsystem bzw. zwischen Wertsystem
und Realität etc. konsistente Lösungen entwickelt und
etabliert.
Es soll dieses Modell nun zur Analyse des Leistungs-
verhaltens und seiner Konsequenzen für das ästhetische
Verhalten herangezogen werden.
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Wir wollen Leistungsverhalten folgendermaßen definie-
ren: Unter Leistungsverhalten wollen wir ein Produk-
tionsverhalten verstehen, das primär durch die Antizipa-
tion sozialer Bewertungen bzw. Sanktionen motiviert
ist, nicht jedoch durch eine direkt von der Tätigkeit
bzw. dem Produkt ausgehende Satisfaktion. Interesse
besteht nicht an einer Tätigkeit bzw. ihrem Produkt
und ihrer sozialen Relevanz, sondern an der auf das
individuelle Wohl bezogenen sozialen Reaktion (Sanktion)
darauf. Vor dem Hintergrund des ökonomischen Lei-
stungsprinzips besagt dies folgendes: Unter der Totali-
tät der kapitalistischen Produktionsverhältnisse wird
der Leistungsanspruch zum zentralen Steuerungsmecha-
nismus der motivationalen Konditionierung. Die bereits
beim Kind erzwungene Unterdrückung aller Autonomie-
und Selbstverwirklichungsbedürfnisse hat die Verinner-
lichung der Werte des Leistungsanspruchs, d.h. die
Verfestigung des Leistungsverhaltens (der Leistungs-
anpassung) zur Attitüde zur Folge. Das solchermaßen
erzwungene Verhältnis zur sozialen Realität (Anpassung)
führt dazu, daß nun nur mehr Werte adaptiert werden,
die dem Leistungsmotiv analog entsprechen, solange
dieses nicht hinterfragt bzw. als Wurzel von Frustration
und Stress erlebt wird.
Solche Kriterien sind in erster Linie Redundanz, Ord-
nung, Klarheit und Konformismus. Sie alle sind Subli-
mationen der üsthetischen Bedürfnisse.
Wir wollen nun die Wirkungsweise des Leistungsan-
spruches nach der Stellung des einzelnen innerhalb des
Produktionsprozesses (Klassenzugehürigkeit) differen-
zieren. Als Kriterium hierfür ziehen wir den Grad des
Einflusses auf die Gestaltung der Arbeit, des Arbeits-
platzes und der produzierten Gebrauchswerte (Mitbe-
stimmung, Partizipation an Planung, Führung etc.)
heran. Die Polarisierung der kapitalistischen Gesell-
schaft mittels dieses Kriteriums deckt sich mit der
Klassenpolaritiit:
a) die rein ausführende, von der Mitbestimmung und
selbständigen Gestaltung und der Teilhabe an den
Profiten ausgeschlossene Arbeitskraft (Arbeiter-
klasse) .
b) die im eigenen Interesse handelnde Bourgeoisie
(Kapitaleigner, Management (die am von den Arbei-
tern produzierten Mehrwert beteiligten Funktionüre
der Interessen des Kapitalsy.
Während der an die verdinglichte Arbeitskraft gestellte
Leistungsanspruch als äußerer Zwang die Persönlichkeit
des Arbeiters völlig absorbiert, kann die Führungsper-
sönlichkeit den zur Attitüde verfestigten, d.h. verinner-
lichten Leistungsanspruch (angetrieben durch das Profit-
interesse) in Form der Satisfaktion extrinsischer Lei-
stungsmotivation individuell verwirklichen. Die Arbeit
bedeutet somit für den Arbeiter die totale Restriktion
seiner psychischen Funktionen und damit die Sublimie-
rung seiner ästhetischen Bedürfnisse, für den Bourgeois
dagegen eine spezifische Erfüllung seiner funktionalen
d.h. üsthetischen Bedürfnisse. Der Bourgeois kann also
die Autonomie seiner psychischen Funktionen innerhalb
der konkreten ókonomischen Produktionsverhiültnisse
erhalten, während der Arbeiter die seine völlig verliert.
Im Bereich der produzierten Gebrauchswerte (Waren)
besteht jedoch weder für die Bourgeoisie (bis auf den
Konsum von Luxusgütern) noch für die Arbeiterklasse
Raum für ästhetische Selbstverwirklichung. Unter der
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Totalität des Marktes nämlich spiegeln die Gebrauchs-
werte (d.i. nahezu die gesamte materielle bzw. spe-
ziell urbane Umwelt) die auf das Leistungsverhalten
und die funktionale Reproduktion der Wirtschaftssub-
jekte bezogene Ökonomie des allgemeinen gesellschaft
lichen Verhaltens. Damit sind die funktionalen (ästhe-
tischen) Momente der produzierten Gebrauchswerte
nur Sublimationen einer unter dem Leistungsprinzip
stehenden Verhaltensökonomie.
Die den Zustand der psychischen Funktionen bestimmen-
den sozio-ökonomischen Dispositionen rekrutieren sich
somit
a) aus dem Bereich der Produktionsbedingungen und
b) aus dem darauf bezogenen Bereich der produzierten
Gebrauchswerte.
Der Einfluß dieser Bereiche auf die psychischen Funk-
tionen (und wegen der psychischen Irradiation auf die
ganze Persönlichkeit) des Arbeiters bzw. des Bourgeois
Lläßt sich schematisch folgendermaßen darstellen:
Die ästhetischen (funktionalen) Bedürfnisse











Die Satisfaktion dieser - in der ökonomischen Realität -
deprivierten und sublimierten ästhetischen Bedürfnisse
ist nun in den Medien Kunst, Sport und Spiel (allgemein:
Freizeit) institutionalisiert.
Die Funktion dieser Institutionen besteht also in zweier-
lei:
1) der Kanalisation der deprivierten ästhetischen Be-
dürfnisse (d.h. der funktionalen Appetenzen) und
2) der Kompensation der sublimierten ästhetischen
Bedürfnisse (Restauration, Reduktion von funktio-
nalem Stress).
Der weitreichenden gesellschaftlichen Entfremdung
entsprechend ist die Sublimation der vorherrschende
Modus der ästhetischen Bedürfnisse, Die ihm ent-
sprechende Institution ist die Kulturindustrie, bezogen
allein auf den Sektor Kunst (artistische Produktion),
die Massenkunst (auch kommerzielle Kunst).
Informationspsychologisch sind Sublimation und Depri-
vation auf die Polarität Redundanz- und Informationsbe-
vorzuger zu beziehen. Während der zweite Typus den
Anspruch im Kunstwerk primär auf (strukturelle und
semantische etc.) Innovation stellt, bezieht sich der
erste primär auf stringente typologische Organisation
mit relativ stark emotionalem Bezug. Sozio-ökonomisch
rekrutiert sich der Redundanzbevorzuger repräsentativ
aus der Arbeiterklasse und den unteren Schichten der
Bourgeoisie, der Informationsbevorzuger aus der
"fortschrittlichen" Beourgeoisie, Dies liegt nahe, wenn
man konstatiert, daß Sublimation (der ästhetischen
Bedürfnisse in ökonomischen) Resultat der Entfremdung
in der Arbeit, Deprivation aber das der mangelnden
ästhetischen Funktionalität der Gebrauchswerte ist
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(also nur die Bourgeoisie eine partielle Autonomie
ihrer psychischen Funktionen (ästhetische Bedürfnisse)
erhalten kann).
Die heute bestehenden ästhetischen Werte resultieren
aus der Notwendigkeit, die unter dem Leistungsdruck
stehende entfremdete Arbeit psychisch funktional
optimal zu organisieren (Repetition, Arbeitsteilung...).
Aus diesem Zwang resultiert die Konsequenz, die Um-
welt bis auf ihre ausbeutbaren Quellen zu reduzieren,
Es wird erforderlich, alle die entfremdete Arbeit nicht
fördernden bzw. gar hemmenden situationalen und
motivationalen Alternativen zu eliminieren bzw. sub-
stituieren.
Die ästhetischen Bedürfnisse werden hierdurch in
Organisationsbedürfnissen sublimiert. Die ästhetischen
Kriterien der Öffentlichkeit rekrutieren sich damit
weitgehend aus Kriterien einer in Hinsicht auf leistungs-
bzw. problemorientiertes Verhalten relevanten Ökono-
mie. Etwas erscheint schón, wenn es bestimmte kog-
nitive Kriterien der Denk-, Verhaltens- oder Organi-
sationsókonomie befriedigt.













Beide Schemata implizieren relativ divergente Lern-
und Anpassungsprozesse: Während die innovative Kunst
eine relativ spontane Anpassung der Konsumgewohn-
heiten (Konsumentennorm) an die fluktuierenden des
Produzenten erfordert, erzwingt die reproduktive
(kommerzielle) eine Anpassung der Produktionskrite-
rien an die des Marktes,
Kriterium:
Seinem Charakter als präorganisierte Nachricht ent-
sprechend, ist das statische, redundante Medium stark
dogmatisch gebunden, Je redundanter das Medium, um
so mehr Freiheiten der Organisation und Interpretation
sind ihm vorweggenommen, um so reduzierter die Al-
ternativen des Empfängers. Je redundanter, organi-
sierter die Umwelt (Quaderarchitektur, urbane Stereo-
type), um so kleiner der Raum frei wählbarer Alterna-
tiven. Wie oben erwähnt, konnte Rittelmeyer tatsäch-
lich hohe Intoleranz und hohen Dogmatismus bei Re-
dundanzbevorzugern nachweisen.
3. Aspekte einer einheitlichen Kunst-
theorie
Das Kunstobjekt ist ein polyfunktionales Medium. Kon-
stitutiv für seinen Kunstcharakter sei jedoch die Domi-
nanz seiner zumindest intendierten ästhetischen Funk-
tion. Kunst ist all das, was zur ästhetischen Bewertung
angeboten wird bzw. als dominant ästhetisches Angebot
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produziert wird.
Erschôpft sich ein Produkt in seiner üsthetischen Funk-
tion, so sprechen wir von rein üsthetizistischer, treten
dagegen zusätzlich noch aufieerásthetische Inhalte auf,
So spricht man von engagierter Kunst. Als auBerüsthe-
tische Kategorien sind etwa wissenschaftliche, politi-
sche, technologische, ethische etc. zu nennen.
Adäquate Inhalte wären etwa: Technologie, Sozialismus,
Sexualität, Träger dieser Inhalte ist selbstverständlich
der semantische Zeichenbezug. Ob sie als Engagement
relevant werden, hüngt von der motivationalen Ladung
des Empfüngers ab, d.h. davon, inwieweit sich ein
pragmatischer Bezug beim Interpretanten einstellt.
Zentralproblem der Adoption püdagogischer, politischer
und ethischer Werte durch die Kunst (Engagement) ist
daher das der Effizienz. Auferüsthetische Werte wer-
den auf den Kommunikationswegen des Kunstraumes -
dessen konventionellem Charakter als Freiraum gemiüf -
im allgemeinen spontan ásthetifiziert, d.h. pragmatisch
neutralisiert, indem sie aus dem gesamtgesellschaft-
lichen Kontext herausgerissen werden bzw. bereits
herausgenommen worden sind. Auf die kategorische
Klassifikation von Kunst (Kitsch, Stil, Richtung, Ten-
denz, Mode und Disziplinierung) soll hier nicht einge-
gangen werden.
3.1. Aspekte der Kunstsoziologie
Zentralbegriffe der Kunstsoziologie sind die der Be-
wertung, der ästhetischen Funktion und der Institution.
Nachdem die Realpositionen eines Kunstobjektes Re-
präsentanten der Kriterien seines Produzenten sind,
ist es als Realisat der (ästhetischen) Norm des Produ-
zenten anzusehen, Ein individuenabhängiges Maß für
die Präferenz eines Objektes durch einen Konsumenten
ist somit auch Maß für die soziometrische Distanz vom
Produzenten zum Konsumenten. Es beschreibt den Grad
der Anziehung bzw. Abstoßung von Individuen durch
Individuen, d.h. es drückt Interaktionsvorlieben zwi-
schen Individuen im artistischen Raume aus und dient
damit als Grundlage der soziometrischen Ausmessung
der Interaktionsstruktur des Kunstraumes. Aufgrund
der Kenntnis des Zusammenhangs zwischen ästhetischer
Norm und sozio-ökonomischen etc. Dispositionen ließen
sich allgemeine Aussagen über Interaktionsverhältnisse
im Kunstraum formulieren. Grundlegend hierfür ist das
Studium homogener und heterogener Gruppen (Gruppen
mit kleiner bzw. großer Streuung in den sozialen und
ästhetischen Werten).
Der Bezugsrahmen homogener Gruppen sind Institutio-
nen, Kunst als Institution besitzt multiple Strukturen:
Neben der Triade Produzent - Kritik - Öffentlichkeit
existieren noch Interaktionsschemata wie:
Künstler - Technologie
Künstler - Distribution (Galerie, Handel, Edition,
..., Organisationen, die durch spezifisch
formulierte Werte uhd Normen bestimmt
sind)
Tradition (übernommene Werte, Karriere).
Außerhalb der Institutionen existieren auch informelle
Strukturen, die spontan organisiert werden, um ad hoc-
Bedingungen gerecht zu werden.
Die Funktion von Kunst ist entsprechend ihrem Bezugs-
feld komplex. Sie fungiert als Freiraum wie als Kon-
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troliraum. Es sollen Spannungsstau (Stress) abreagiert
und Produktionsenergien restauriert werden. Sie dient
auch der Umleitung (Kanalisation) von Aggressionen,
von deren Quellen auf immune Medien, allgemein,
neben Sport und Spiel, dem Abbau sozialer Spannungen.
Nach Marcuse ist die Kunst aber auch Medium der
"groBen Verweigerung", Grundraum der Negation des
Leistungsanspruches und der Entwicklung oppositio-
neller Kritik an etablierten Werten.
Kunst ist zu betrachten als Minoritärenkultur, die bei-
des bewirken kann: Stabilität und Wandel. Ihrer poli-
tischen Neutralität gemäß fungiert insbesondere die
ästhetizistische Kunst als Frei- bzw. Auffangraum
nonkonformistischer Subkulturen (z. B. "Early American
Underground"). Das Establishment bewahrt sich damit
vor dem Angriff auf seine Regeln. Es legalisiert wohl
die unpolitischen Ansprüche der Subkulturen, kontrolliert
aber gleichzeitig deren Umfang und Spielraum. Aufer-
institutionelle Satisfaktion geführdet die institutionelle
Norm solange nicht, als sie keine streng kommerzielle
oder politische Transaktion impliziert. Andererseits
strebt die Majorität einer Institution danach, solange
den Abweichler zu halten und zu integrieren, als seine
Distanz von der Norm nicht die Grenze zur Toleranz
durchbricht. Genau solange besitzt auch die Aktivität
des Abweichlers kalkulierbare Chancen auf Effektivität.
Die Kontaktstellen der Subkultur zum Establishment
sind der Ort kultureller Lernprozesse, Sie begünstigen
den Aufbau informeller Kommunikationsstrukturen und
damit auch die Produktion engagierter und innovativer
Muster in der Kunst.
Die Kunsterziehung, die doch die Funktion der kriti-
schen Vermittlung der Prinzipien/Faktoren des artisti-
schen Prozesses und der mittelbaren Aufarbeitung der
künstlerischen Innovation zu leisten hätte, ist im Ord-
nungsstaat geradezu in ihr Gegenteil verkehrt: sie dient
der Erhaltung und affirmativen Weitergabe der im Sinne
der herrschenden Konventionen und Ideologien allge-
meingültigen Werte.
Als geschmackserhaltende, die traditionellen Werte
perpetuierende Institution fungiert also in erster Linie
die Schule. Unterstützendes Instrument ist die - im
wesentlichen den " Massenmedien" verpflichtete - pro-
fessionelle Kritik
In gesamtgesellschaftlicher Hinsicht ist der artistische
Prozeß abhängig von der Klassenstruktur der Gesell-
schaft und den Bildungs- und Besitzverhältnissen im
einzelnen. Insbesondere die benützten Interaktionsmuster
und Institutionen und die Rolle des Künstlers sind ihnen
unterworfen.
Unter der Herrschaft des wirtschaftlichen Leistungs-
druckes einerseits und dem Verlust der Kommunikation
andererseits gerät der Künstler in die soziale Isolation
und damit mehr und mehr in die Entfremdung und um-
gekehrt. Hieraus resultiert seinerseits die "unzeitge-
máüfe", d.h. der industriellen Produktionstechnik und
Marktwirtschaft inadáquate Produktionsweise des Künst-
lers. Wührend seine Produktionsverhültnisse noch denen
der Heimarbeit bzw. Manufaktur entsprechen, ist sein
Absatz den Regeln des Wettbewerbes und den Fluktua-
tionen des Marktes unterworfen. Nach seiner Stellung
in der Produktion ist der Künstler weder lohnabhüngig
noch Eigentümer von Produktionsmitteln. Hieraus ergibt
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sich die Zugehörigkeit des Künstlers zur Mittelklasse
(Kleinbürgertum etc.).
4. Die Fundierung von Kunst auf Politik
Ihrem Freiraumcharakter gemäß, Leistungsdruck zu
kompensieren, soziale Spannungen zu kanalisieren,
steht die institutionalisierte Kunst im Dienste der In-
teressen des Kapitals. Sie erfüllt die Funktion der
Sublimierung der ästhetischen Bedürfnisse, indem sie
den Zwang der Realität kompensiert anstatt ihn aufzu-
heben.
Ihrem Freiraumcharakter entsprechend, Leistungs-
druck zu kompensieren, kritische Kräfte und soziale
Spannungen zu kanalisieren, lohnabhängige Arbeitskraft
zu reproduzieren etc., steht die Kunst als Institution
im Dienste der Interessen des Kapitals. Sie erfüllt die
Funktion der Neutralisation und Ableitung deformierter
üsthetischer Bedürfnisse, indem sie die konkreten Ur-
sachen der Deformation kompensiert und damit ver-
deckt anstatt sie aufzuheben. Freizeit und Kultur sind
Umschreibungen für die institutionalisierte Programma-
tik der Scheinverwirklichung des Menschen in seiner
Entfremdung.
Als politische Forderung stellt sich die Überwindung
des affirmativen Verhältnisses der Kunst zu den herr-
schenden Klassen: nicht Vermittlung ästhetischer Illu-
sion, d.h. Verdeckung der repressiven Realität, son-
dern Aufdeckung der verschleierten Verhältnisse. Diese
Überwindung ist nur vollziehbar über die Emanzipation
der Kunst. Emanzipation der Kunst bedeutet hierbei
Entsublimierung der ästhetischen Dimension von der
Illusion zur Realität, also den Übergang vom ästheti-
schen Freiraum auf die ästhetische Wirklichkeit, den
sozialen Aktionsraum. Ihre Strategie ist die Transfor-
mation der artistischen in eine politische Praxis, d.h.
die Fundierung von Kunst auf Politik.
Sie erfordert den Aufbruch der Grenzen des artistischen
Aktionsbereiches, aber nicht nur innerhalb ihres tradi-
tionellen Rahmens durch Verschmelzung der Kunst-
gattungen und den kombinierten Einsatz diverser Me-
dien, sondern durch Expansion in sozio-ökonomische
Bereiche, indem sie die Ästhetisierung der Realität
durch die ästhetische Gestaltung dieser Realität sub-
stituiert.
Emanzipierte Kunst ist die institutionalisierte, auf die
Herstellung optimaler Bedingungen für die Entfaltung
und Entwicklung der funktionalen Lebensprozesse (re-
zeptive und effektive Aktivitäten der psychischen Funk-
tionen im sozio-ókonomischen Aktionsraum) gerichtete
gesellschaftliche Produktion. Sie zielt auf die Gestal-
tung der Produktionsverhültnisse - als Hauptquelle der
funktionalen Selbstverwirklichung (d.h. der üsthetischen
Satisfaktion” ) ) -, auf die des urbanen Lebensraumes,
des Wohn- und Lebensstils etc.
Eine derartige Fundierung von Kunst auf die Gestaltung
optimaler gesellschaftlicher Lebensbedingungen er-
fordert die Befreiung und Entfaltung ihrer Produktiv-
kräfte. Diese setzt a) den radikalen Wandel der Pro-
duktionstechnik, d.h. die revolutionäre Veränderung
der Produktionsverhältnisse der Kunst überhaupt und
b) einen Bewußtseinsprozeß der künstlerischen Intelli-
genz (d.h. des Kunstproduzenten) voraus. Beide
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Prämissen stehen i its in ei
y en ihrerseits in einem Wechselverhilt-
Die bestehenden Produktionsverhältnisse in der Kunst
entsprechen denen des Kleingewerbes. Ihre Produk-
tionsmittel und Distributionsmechanismen sind von
staatlichen und privaten Institutionen okkupiert: Ihr
Einsatz steht im Dienste der Kulturindustrie.
Um ein Bewufitsein dieser Trennung von den Produk-
tionsmitteln zu schaffen, bedarf es einer Revision der
Selbsteinschätzung des Künstlers, d.h. der Relativie-
rung seines internalisierten Rollenbildes und der Be-
wußtmachung seiner ökonomischen Abhängigkeit und
sozialen Isolation und der Reflexion der Funktion von
Kunst und des Gebrauchswertes ihrer Produkte. Mit
einem Wort: die künstlerische Intelligenz muf "von
der Entfremdung des Bewußtseins zum Bewußtsein der
Entfremdung" gelangenÓ).
Erst auf dieser Bewußtseinsstufe kann sich eine Poli-
tisierung des Kunstproduzenten vollziehen. Die Erfah-
rung und realistische Einschätzung der Tatsache, nicht
über seine im Besitz des Kapitals stehenden Produk-
tions- und Distributionsmittel und damit auch seine
Arbeitskraft verfügen zu können, bildet die Grundlage
der gesellschaftlichen Rückentfremdung des Künstlers
Die Emanzipation der künstlerischen Intelligenz kann
sich allerdings nur im organisierten Widerstand und
Kampf gegen die Institutionen, die ihre Produktions-
mittel verwalten, vollziehen; sie ist nur im gesamt-
gesellschaftlichen Rahmen des revolutionären Klassen-
kampfes möglich.
Die Stellung des Künstlers im Klassenkampf ist durch
seine Zugehörigkeit zur Mittelklasse (Kleinbürgertum)
bestimmt. Nachdem die Interessen der künstlerischen
Intelligenz im Klassenkampf mit denen der Arbeiter-
klasse eng zusammentreffen - sind sie doch auf die
gemeinsame Aneignung der vom Kapital okkupierten
Produktionsmittel gerichtet -, wird er auch zur Grund
lage für die Ausbildung eines sozialistischen Bewußt-
seins in der künstlerischen Intelligenz und damit zur
Voraussetzung für die Überwindung ihrer elitiren
Rolle. Er führt (befreit) den Kunstproduzenten aus
seiner sozialen Isolation und vermittelt ihm den Zu-
gang zur Öffentlichkeit.
Wie die Kulturrevolution, die ihren engeren Rahmen
bildet, steht die Emanzipation der Kunst entweder di-
rekt im Kontext der ökonomischen Revolution, d.h.
der Umwälzung der kapitalistischen Eigentumsver-
hältnisse und der Machtergreifung durch die Arbeiter-
klasse, oder sie setzt diese voraus. Emanzipierte
Kunst, d.i. Kunst als gesellschaftliche Produktivkraft,
ist somit nur im Sozialismus (d.h. unter der Voraus-
setzung der Vergesellschaftung der Produktionsmittel)
möglich: Sie ist sozialistische Kunst, indem sie teil-
nimmt an der Gestaltung und Entwicklung optimaler
Bedingungen für die funktionalen Lebensprozesse (die
sinnlich-praktischen Tätigkeiten) des Individuums wie
der Gesellschaft. Sie vollzieht die Aufhebung der
Differenz zwischen gesellschaftlich notwendiger Arbeit
und den ästhetisch motivierten Aktivitäten, wie sie
durch die kapitalistischen Produktionsverhältnisse
bedingt bzw. aufrechterhalten wurde. Durch ihre
Qualität als gebrauchswertschaffende Tütigkeit einer-
seits und ihre Modalität als sinnliche Tätigkeit anderer-
seits wird die Arbeit unter den Bedingungen der sozia-
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listischen Produktion allmählich zum Medium sowohl
der ökonomischen (organischen, vitalen...) als auch
der ästhetischen (funktionalen) Satisfaktion, d.h. so-
wohl zum Mittel als auch zum Inhalt der Selbstverwirk-
lichung des Menschen.
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